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hochverehrter Herr Jubilar I 



In der Mitte des Jahrhunderts, an dessen Schwelle der Name 
SaTignys nnd die mit ihm Terknflpfite modernste Renaissance des 
römischen Rechts steht, an dessen Ende die Gebnrtsstonde des 
geistesgewaltigen Werkes geschlagen hat, welches das Sehnen 

der Nation nach einem einheitlichen Privatrecht erfüllt, haben Sio, 
die Lemjahro formell ahscbliessend, die Doktorwilrde erworben. 

Yun diesem Tage an bis heute ist Ihr wissenschaftiiches 
Leben ein reicbgesegnetes gewesen. 

Auf dem Boden der historischen Schnle, ihrer Metliode nnd 
ihrer Resultate stehend and mit feinem Sinn für die geschicht- 
liche Entwicklung des Rechts begabt^ haben Sie nie vergessen, 
dass das Recht in erster Linie den Bedürfnissen des Lebens zu 
dienen hat. Allezeit die Einseitigkeit extrtMiier Kichtuiigeii nieideiul, 
haben Sie in tiefgründigen Monographien wie in Ihren die iiesul- 
tate eigener und fremder Forschung xusammenfassenden Lehr- 
büchern in formvollendeter, von praktischem Takte getragener 
Darstellung die Wissenschaft bereichert und ihr Stadium ge- 
fördert, stets eingedenk dessen, was Sie vor vierzig Jahren als 
Postulat aufgestellt haben: dass der juristische Schrifksteller den 
Emst und die Pflichttreue des gewissenhaften Richters nie ver- 
leugnen darf. Und wie Sie dem alten Rechte fremden und 
heimischen Ursprungs Ihre ganze reiche Kraft gewidmet, so sind 
Sie in einem Alter, in dem das mazimo labore iam fessus honesta 
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yita requiescere wobl begreiflich eiscbienen wftre, an die ge- 
waltige Arbeit herangetreten, die nett geaehaffene Grundlage des 

einheitlichen Rechts in wissenschaftlichein Geist« zu durclidringcn, 
den überreichen Stoff nacli seinem iniieron Znsiinimenhaiige zu 
erforschen und zu gestalten und damit zu lln em Teile dazu bei- 
suiragen, dass das einheitliche Recht auch ein wissenschaftlich 
durchgearbeitetes und brauchbares seL 

Der Tag, an dem Sie auf die reiche Thätigkeit eines halben 
Jahrhunderts zurQckschauen, ist wie für Sie ein erhebender und 
glücklicher, so für die mit Ihnen iiach dem g-leichen Ziele des 
Ausbaues des Hechts und der Aiisbihhine^ der cupida legum iu- 
ventus Strebenden ein zum Gefühle des Dankes für Ihre Wirk- 
samkeit stimmender. 

Mit der Bitte, als einen Ausdruck dieser unserer Gesinnung 
die kleine Gabe wohlwollend entgegenzunehmen, verbinden wir 
den Wunsch, dass Ihnen die «Folie der bewährten Kraft cur 
Vollendunfz; der j^rossen Aufgabe, die Sie sich gesetzt, und lange 
darüber hinaus erhalten bleiben möge. 

Die rechts- und staatswiBsenschafQiGhe Faknltftt 
der Universität Würzbmg. 

Bnrckhard. Siichanx. Schollmeyer. 
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Fragmenta Vaticana 26g. 



Ulpianua lib. XL VI. [XLIII?] ad Sabinnm. ,XJt quod utendum 
mater filiae dedit, non videatur donatam et si donatnin sit, non 
valeat) in potestate filia constituta patris; aliud esse, si dotem dedit* 
Ulpianus: constat, quod utendum filiae datum est» non esse dooatum; 
sed et si donatum [V. donator] esset, aeque donatio non valeret in 
filiam conlata, quae in patris erat potestate. plane si in dotem 
mater fitiae dedisset, valet quod &ctam est; potest entm donare filiae, 
CttRi res mariti fiant, quamvis quandoque filia rel sola, si iuris sui fiierit, 
vel volnntate filiae pater habeat rei uxoriae actionero. merito igitnr 
Sabinua att^ si inscia uxore vel invita maritus in dotem dedil^ rem mariti 
non esse factam et ideo vindicari ab berede mulieris posse. quod [sij 
sciente ea boc factum stt, eonaequens erit dicere in dotem conversum esse 
id quod datum est 



L 

Die Stelle spielt eine nicht imvicbtigc, m. E. nicht genügend ge- 
würdigte Kolle bei der Frage, ob in der Dosbestellung eine Schenkung 
an die Fran lie^n, oder richtiger, ob die Absteht, der Frau eine schenk- 
weise Zuwendung zu machen, auch in der Weise verwirklicht werden 
kann, dass dem Manne eine Dos gegeben oder versprochen wird. 

Dass diese Frage, wie mehrfach gesagt ist^ für das gemeine Recht 
keine grosse praktische Bedeutung hat, weil, audi wenn sie bejaht wird, 
die meisten Schenkun«fssü,t7.c auf eine solche Schenkung keine Anwendung 
filnden, würde das wissenschaftliche Interesse an ihrer Untersuchung nicht 
bceinlluasen und diese selbst nicht als wertlos erscheinen lassen; ihre 
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Berechtigung ist daher auch nicht ausgeschlossen durch den Umstand, 
dass das Bürgerliche Gesetzhucli das Institut der Dos nicht kennt. Vom 
Standpunkte des gemeinen Rechts ist aher die Behauptung, dass 
Schenkungseätze auf die donaacU causa erfolgte dotis constitutio nicht 
anwendbar seien, in dieser Allgemeinheit nicht zutreffend, falls die im 
folffcnden auszuführende Ansicht richtig ist, dass zwar während der Ehe 
der Schenkungscharakter der Zuwendung siirücktritt, weil es sich eben 
nicht um eine simplex donatio, sondern um eine donatio dotis causa 
bandelt und die dotis causa in dieser Zeit die donationis causa fiber- 
wiegt und zurückdrängt, dass aber bei Auflösung der Ehe, wenn die 
Zuwendung ihre Funktion, den Zwecken der Ehe zu dienen, erfüllt und 
den Charakter als Dos verloren hat, die Schenkungscausa rein hervor- 
tritt. Liegt in dem Verbringen Ton Vennögensobjekten in das Vermögen 
des Mannes in Gtostnli Ir r Dos zugleich eine Zuwendung in das Ver» 
mögen der Frau, und ist diese Zuwendung Ton Seiten des Doshestellers 
als eine unentgeltliche schenkweiae ea mente nt lilieralitatem advmus 
mulierem exeroeat, gemacht und von der Frau in diesem Sinne an- 
genommen, so ist, da alsdann alle Voraussetzungen des Schenkungsbegriffs 
gegeben sind, nicht zu erkennen, weshalb das nicht Schenkung sein soU. 
Die Besonderheit des Mittels dieser Zuwendung an die Frau, infolge 
deren sie zunächst nicht, wie eine nicht dotis causa erfolgte Znwcndung, 
in das frde Yermfigen der Frau kommti bewirkt, dass diese zugleich dem 
Doszwedc unterworfene Schenkung eigenen Grundsätzen und Besonder- 
h^ten unterliegt, so lange die Ehe und damit der Dotalcharakter dauert; 
sobald aber mit dem Aufhören der Dos diese Besonderheiten weg&llen, 
ist kein Grund vorbanden, weshalb für diese donationis causa gemachte 
und angenommene, jetzt freies, ungebundenes Vermögen der JPrau bildende 
Zuwendung die GrundsStse der Schenkung nicht gelten sollten.^) 



*) Bas BcbBesst nicht aus, dass manche Sdienkmigssltee, die wegen der mit 

der causa donationis verbundenen doti«; cansaauf diese Zuwendung nicht Anwendung 
linden, auch für die Zeit nach der Ehe nicht in Betracht kommen: so die Be 
freiung von der Insinuation svoi^chrift nach 1. 81. C. do iure dot. 5. 12. und der 
Satz in Fragm. Vatic. 269, das» der üewalUiaber das Eigentum der für aölao 
Tochter von seiner Ehefrau als Dos gegebenen Sachen nicht erwirbt und darum 
hinaichUldi dieser dordi Doelwatellung realiBlrtea Schenkung an die Haustochter 
das Yerhot der donatio inter virum et uxorem nicht platsgceUt. Vgl. unten aub. YII; 
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Selbstverständlich kann von Schenkimg nur die Bede seiOf wenn die 
in der JOosbesleUiing li^ende Zuwendung an die Fraa dne unentgelUicbe 
ist, also nidit bloss eine solche» für die die Fraa keine «geoÜiche Gegen* 
leistung ^bt, sondern auch eine solche, durch die der Besteller sich 
niclit von einer der Frau gegenüb^ ihm obliegenden Bechtspflidit befreit 
Dass ein extreneus, der ab Schuldner der IVau auf deren Anweisung 
dem Manne das Grescfauldete als Dos gibt» keine Schenkung an die 
Frau vonimmt, ist ebenso zweifellos» wie dass das nicht der Fall ist» 
wenn der Vater in EiÜdlung seiner gesetzliche Dotationspflicht dem 
Manne eine Dos bestellt:') beide leisten der Tochter gegenüber solvendi 
causa, und damit ist, da man einer und derselben Person mit derselben 
Handlung nicht sugleich zahlen und schenken kann, die donationis causa 
ausgeschlossen. Ebenso ist aelbetverstftndlich, dass beim Geben einer 
Dos von Seiten der Frau eine Schenkung nicht voiliegl^ da man eben- 
Mwenig sich selbst beschenken wie irgend ein anderes Becbtsgeschäft 
mit sich selbst abschliessen kann; wohl aber bleibt die von der Frau dem 
Manne dotis causa gemachte Zuwendung^ die formell in das YermSgen 
des Mannes kommt» materiell ihr eigenes Yemiogen, ihre res uxoria: 
daher bekommt sie» wenn ihr die Dos durch praelegatum dotis hinter- 
lassen wird, nicht etwas ihr bisher Fremdes, sondern sie erhält vielmehr 
etwas» was ihr bisher in der Gestalt der Dos als gebundenes Vermögen 
gehörte» als nunmehr freies Vermögen» wie sie es vor der Dosbestellung 
hatte, zurück (magi» recepit quam accepit)^ und darum ist ein auf dieaes 
Legat gelegtes Fiddkommi»s unwirksam (1. 2 § I. de dote praeleg> 33» 4) 

Die Frage» ob in der Dosbesteliung eine Schenkung an die Frau 
liegt oder liegen kann, wird von der herrschenden Ansicht bejaht, teils 
schlechthin, teils mit der richtigen» aber nicht näher ausgeführten und 
begründeten Bemerkung, dass die praktischen Eonsequenzea dieser 
Sdsenkung «ich während der Ehe nicht geltend machten.^) 

*) Dass der Vater überhaupt nicht donandi causa die Dos bestellen könne, 
lässt sich nic!it bohaupton : d:i, wo die Tochter hinreichendos eigenes Yormögoii hat, 
bostoht für den Valer koinu V'eipllii litung, und in diosoiu Sinno wird hinsichtlich 

tle« doch dutioronduii Valors von eiuor liburaliLas gosprochon. 

^) Hasse, Das Güterrecht der Ehegarten S im ü'. Meyerfeld, Die Lohre 
von den ächenkungen IL Ü. 75ff. Scheurl, Krit. V. 6chr. Vi. S. 35 ff., XL Ö. UOff., 
119. Czyhlars, Das rOm. Dotalrecht S. 65ff. Lotmar» Ober Causa Im rltan. 
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In scharfsiatiig^r Weise bat Bcchmann^) diese Ajisicbt bckämplt 
und seine abweichende Meinung, das» die donationis causa durch die 
dotis causa stets ausgeschlossen werde, gegen den Widerspruch von 
Schtnu l v( rteidigt T><'v nenoste Bearbeiter des römischen Dotalrechts, 
Czyhlurz (a. a. O. S. C") ff.), hat sich auf die »Seite der herrschenden 
Ansicht gp-iellt, aber, wie mir Hcheint, nicht alle iiir sie ftprechenden 
Gründe hervorgehoben. Auch ist von Czyhlarz (Ur Sinn von Fragm, 
Yatic. 2G0 m. E. im wesentlichen richtig eriasst; da es sich ihm aber 
vorwiegend um die Widerlegung der — nur bei Andening der Iiaiid- 
achriillichcn Lesart möglichen — Ansicht, dass nach dieser Stelle die 
causa dotis der Zustimmung der Frau bedürfe, handelt, und da Mommsen 
(CfOlL lib. iar. anteiust. irT. p. 84) zwar erklärt, dass Cxjrhlarz in rc ipsa 
verum vidit, aber doch eine Andeniog der Lesart vornimmt, die hier* 
mit nicht in £inklang steht,"') so ist eine nochmalige T^üfung wie der 
ganzen Frage, so speziell dieser Stelle darauf hin, ob sie einen Beweis 
für die Mi^Uchkeit einer SchenkuDg durch Dosbestellung liefert, wohl 
am Platze. 

Die Stelle bietet — wenn man von nicht gerechtfertigten und zum 
Teil zweifellos falschen Änderungen dei^ Lesart absieht — eine starke 
Stiltase fUr die herrschende Ansicht. Denn sie enthält, um dies vorweg- 
sonehmeiit eine Austttbrung Ober Hatzgreifen und Nichtplatzgreifen des 
Verbotes der Schenkung unter Bhegatten, die keinen Sinn hätte, wenn 
in der Doabestelliing kdne Schenkung an die Frau läge. Sie sagt: 
«liegt eine Schenkung d. h. eine gew8hnliche Schenkung, von eeiten der 

Kocht s 144 ir. Brinz, Pand. S. 1241, 12^. Windscheid, Tand. IL $ 492 A. 5. 
Dorn bürg, Pau l. 5. Aufl. III. ^ V) A. 9. 

*) Das roin. Kotalrecht I. Ö. 211 II. S. 33 ir. 

*■) Mommsen wül statt cum res mariii Hant, nuunivis u. s. w. lej>en; cum, 
quamvis res mariti flanb u. a. w. Banadi wQrde das potost donare filiae durdi 
diese sidi anschliessenden Worte nicht begrOndet und ein etwa dagegen zu er- 
hebender Zweiftl beseitigt, sondern gesagt^ vrorin die Schenkung besteht (trotz dos 

Erwerbs des Eigentums durch den Dosempfänger hat doch die Tochtor, bezQglich 
mit ihrem V\ illoti ilorVati-i, in ilor dereinstigen actio rei uxoriao die Zuwendung). 
Nacli dem K^^nzon /ii.sainraeiilian^^o handelt es sich nhor nm die Bepründimg des 
l msUndös, da.s.s, wiUuead eino Kowöhnliche Schenkung dur iMiif'er an dio Hmn- 
tochter wegen dos Verbotes der Schenkungen unter Ehegatten iiichiig i.sl, ein 
donare durdi Dosbeatellung diesem Ywbote nicht unterliegt. 
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Mutter an die in ilcr Gewalt des Vaters stehende Tochter vor, so gilt 
diese Schenkung nicht, nämlich weil dadurch dem Gewalthaber erworben 
und damit gtigea da» Verbot der donatio inter nruin et uxorein Verstössen 
wird; wenn hingegen die Mutter für die gewaltunterworfene Tochter eine 
Dos gibt, sf) ist dies giiltigi d. h, das Schenkungsverbot steht nicht im 
W< «Iran die Mutter kann der Tochter sclH ukcn. d h. in dieser AVeise» 
diirdi (lotem dare kann sie schenken, da die »liuch donatio dotis causa 
der Tochter gemachte Zuwendung niclit wie bei der siniplex donatio in 
das Eigentum des Gewalthabers der dotierten und damit beschenkten 
Tochter fällt, sondern in das de» Mannes der Tochter''. Welchen Sinn 
sollte diese Gegenüberstellung haben: „Schenkung an die Tochter, die 
dem Gewalthaber zufällt und darum wegen des Ebesciienkungsverbot« 
nichtig ist, und Dosbestellung, wobei das Zugf'wandte dem Gewalthaber 
nicht zufällt, und die darum von dem Verbot nicht getrolToii wird*, wenn 
nicht in der Dosbestellung eine Schenkung an die Tochter läge und 
darum an das Plat/.greifen des Verbots gedacht werden könnte? Durch 
die Art und AVeise der Gegenüberstellung der beiden Zuwendungen und 
die Begründung der Verschiedenheit ihrer rechtlichen Behandlung ist die 
Möglichkeit ausgeschlo»»sen, dass, wie Bechmann II. S. 40 meint, das 
valet quod factum est des J uristen darin seinen Grund habe, wcU in der 
Doftbestellung von seiten der Mutter überhaupt keine Schenkung an die 
Tochter und dadurch mittelbar an deren Gewalthaber liege, üm zu 
»agen, dtus» das, wm nicht Schenkung i»t, von dem Schenkungsverbot 
nicht bctioffen wirc^ hätte e» dieses Gegensatzes und dieser ganzen Ei^ 
örterung nicht bedurft Es würde dann doch wohl gesagt sein: potest 
enim dotem dare, cum haec non sit donatio, und die Begründung, das» 
hier da» Eigentum nicht dem Gewalthaber, sondern dem Ehemann der 
Tochter erworben werde, wäre eine durchaus überflüssige, ja abwegige. 
Es rouss sich für Ulpian notwendig darum handeln, dass in der Dos> 
bestellung eine Zuwendung an die Frau liegt, die, als donandi causa 
gemacht, eine donatio, wenn auch wegen des dazu benutzten Mittels und 
des in der Zuwendung gleichzeitig verfolgten weiteren Zwecks nicht eine 
gewöhnliche einfache Schenkung, sondern eine donatio dotis causa ist: 
nur dann hat es einen Sinn zu sagen, dass auf diese Zuwendung das 
Schenkungsverbot nicht Anwendung leide. Und nun erklärt überdies 
TJlpian ausdrücklich, dass id quod factum est, die Dosbestellung 
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.seiteus der Mutter, trotz des SchenkungHvcrbute.^ gültig sei, weil dio 
Mutter liliae doiiare ijotcst, indem dieses durch Be;>telluDg der Dos 
erlölgeudü doiuue keinen Erwerb des Gewalthabers herbeiführe. 

Dieses klar beweisende potest enim tiliac duuaie Micht Bechmaun 
IL 4(». A. 2 zu entkräften durch die Bemerkung: der ganze Zusammen- 
hang ergebe, da.ss das Wort hier im weitereu, uneigentHcheu öiune ge- 
braucht sei. Ich stelle dem die sub VH zu erliäitende Behauptung 
gegeiiühtr: der gauzü Zusammenhang ergibt, dass dieses donare eine 
Schenkung im engeren eigentlichsten öiniie bedeutet, nur eben nicht eine 
simi)lex donatio, sondern eine donatio dotis causa. Wa.s BecLmauu unter 
Schenkung im weiteicn, iuiei>^eutlichen äiune begreift, hat er nicht ge- 
sagt; nach der Ausiührung Bd. I S. 211, 212 scheint er darunter eine 
Liberalitiit, d. h. wohl eine wohlwollen di-, den \\)rtt'il der Frau be- 
zweckende Handlung, zu verstehen, die darum keine Schenkung im 
engeren eigentlichen Sinne sei, weil es an der Bereicherung und au der 
"Willenseinigung fehle. Dass diese beiden Gründe nicht zutretiend sind — 
indem eine Bereicherung lür die Frau stets vorliegt und das Fehlen der 
Willenseinigung zwar möglich, aljcr nicht notwendig ist, und beim Vor- 
handensein der Willenseinigung über die cau>a duuandi jcdi-r Girund für 
das Leugnen de^ Schcnkungscharakteis dieser Zuwendung fclilt — wird 
im fulgeuden dargelegt werden. Hier genügt es hervorzuheben, dass, 
wenn ülKir einen Punkt der Schenkungslehre Über« in^tinlmung herrscht, 
es der ist, dass da, wo das Verbot der donatio inter viium et nxorem 
Platz greift, Schenkung im eng>ten eigentlichsten Sinne vorhanden i^t. 
Wird also bei der L)osl)eNtellung von seit4?n der Mutter lür die gewalt- 
untcrworleuo Tochter an die Ainvendliarkeit dieses Schenkungsverlwtes 
gedacht und wird dieses als nicht zutretiend zurückgewiesen nicht darum, 
weil es sich hierbei nicht um Schenkung handele, sondern darum, weil 
die schenkweise Zuwendung an die Tochter wegen des besonderen damit 
kombinierten Zwecks nicht dem (Gewalthaber zulällt, so handelt es sich 
um eine Schenkung im engeren eigentlichen Sinne, d. !i. um eine Zu- 
wendung, dui'ch die unter t'heroinstimmung beider Teile über die 
causa donandi ein pauperior und locuplotior heri bewirkt wird. — l ud 
was endUdi das Gegenargument von Bechmann (IL 40. A. 2) betrittt: 
.eine Schenkung, woi)t.i die geschenkten Sachen unmittelbar in das Eigen- 
tum eines Dritteu übergehen (cum res maiiU üant), ist eben keine 
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Sdienkung im techniachen Sinne", so ist dieser Sats ebenso unbestreitbar 
richtig vie hier nicht in Betracht kommend. Gewiss kann idi dem A 
eine Sache nidit dadurch schenke, dass ich dem B das Eigentum an 
dieser Sache unmittelbar fibertrage (d. h. ohne dass A midi, der ihm 
schenk«! wül, anweist statt an ihn an den B an geben): das ist dem A 
gegenüber nicht blos» keine , Schenkung im technischen Sinne*, sondern 
überhaupt keine Schenkung. Aber bei der dotis oonstitutio handelt es 
sieb um einen solchen Fall nicht: dies liease sich mit jenem Falle nur 
dann verglichen, wenn die Frau durch die Dosbestellung überhaupt 
nichts bdcame (was Bechmann freilidi sagt» aber doch nicht festhält)^ 
in Wahrheit erhält aber die Fran in der dem Manne gegebenen Dos eine 
V^mogmsaawendnng und hat infolge davon, mag man denk rechtlichen 
Charakter dieses in honis mnlieris esse fsasen wie man willt eine res 
uxoria, di^ wenn auch in anderer Weise als ihre sonstige Hab^ zu 
ihrem Vermögen gehört 



IL 

Ehe auf die Wulerleguiig der K"r?c" den Sdicnkuns»seh!iraktei* geltend 
gemachten beiden üriinde Bechmauus •- es tehlo an dem Erfordernisse 
der Bereii licniiig wie an dein der Willonsübereinstimniuiig — eingegangen 
wird, ist di-r allgi-nicinc (Juind ins Augi- zu fassen, auf dem seine ah- 
weichendc Ansicht beruht und der ihn verhindert hat, iiat> >iicht^utreftcudc 
des zweiten Giundes zu erkonnen.') 

Er hält eme Schenkung dotis eausa für einen Widerspruch: wie ein 
Legat, das nicht ein bk)ss foruielle.s Geschäft, sondern selbst eine causa 
der Verniögenszuwendung sei, uielit av]\)st wieder zu einem uu&ser ihm 
liegenden Zwecke vorgenommen werden küuue und darum ein legatum 
dotis causa, gerade wio eiu legatum solutionis causa, oiu Widerspruch 



^) Beehmanf! nimmt nieht Moss eino unenUiehiiaro -pos qnandoqne recipiendae 
dotis an, die üucii nicht auilers duim als VormögenHbeäiaiidLtiil bütrachlül werden 
kann, er sagt auch 1. S. 815 geradezu, dass die Frau in der Dos unentgeltlidi be- 
reichert seL Vgl. unten sab VI. a. E. 

Vgl. zum folgenden auch Lotmar, Über causa im rOoL Bedtt S. 51 ff., 71 ff. 
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sei» BO auch dne Si^ifflikiing dotis causa (II. 12G ff.). In Be/.ug auf das 
legatum dotis erkennt Bechmaan freilich an, dass sich auch ein anderer 
Standpunkt geltend m&ohen lasse: dass nSmlich ein solches Legat eine 
Doppelnatur habe und Legat und Dos zwd causae seien, die sich inner- 
lich nicht «ideisprechen, vielmehr bis zu einem gemssen Punkte parallel 
miteinander gehen und ▼«! denen jede nnr noch gewissOi sidi g^jen- 
seitig nicht ausschlieBsende spezifische Wirkimgen äuw^ wesludb denn 
im Gegensatz zu Chhius, der anf dem ersteren Standpunkte stehend nicht 
den ICann, sondern die fran als honoriert betrachte» andere Jaristen von 
dem letztww Standpunkte ans dem Manne als Honorierten die. Klage 
gewährten.*) Hingegen hält er daran fest» dass es eine Sdienkung dotis 
causa nidit gebe, dass also hier eine solche Doppelnatar der Zavendung, 
&R Verfolgen der causa donationis und der causa dotis, von denen jede 
gewisse spezifisdie sidi nicht ausBchliessende Wirkungen äussert^ in der- 
selben Zuwendung nicht angenommen werden könne: es erscheint ihm 
das '(wenn man seine hinsichtlich des legatum dotis gelnrattchte Wendung 
benutzt) als mne Sdienkung, die keine Sdienkung ist, sondern eine Dos, 
und wied^m als eine Dos, die keine Dos ist, sondern eine Schenkung. 

Wäre diese Ansicht, dass die causa donationis und die causa dotis 
einander schlechUun ausschliessen, richtig, so wäre damit die ganze Frage 
gelöst^ und wir wurden nur nicht begreifen, wie die romischen Juristen 
auf den Gedanken kommen konnten, in einem solchen Falle von donare 
zu [^rechen und Schenkungssätze darauf anzuwenden oder solche als 
ausgeschlossen zu erklaren fiir notwendig zu halten. Denn mit dem 
Einwand, dass in allen EUUen, wo dies geschidit, lediglich ein donare 
im weiteren Sinne gemdnt sei, kann dieses Bedenken ebensowenig be- 
seitigt werden wie durch den, dass es sich dabei stets um den Fall 
handele, wo der Frau eine wirkliche Schenkung gemacht ist mit der 
Auflage, das ihr scbenkweis Zugewandte zur Bestellung einer Do& an 
ihren Mann zu verwenden.*) 

Aber der Fehler, der dieser Argumentation zu Grunde liegt, ist un- 
schwer nachzuweisen. 

") l'ber die veracbiedenen Ansichten dor römischen Juristen vgl. Csylilarz 
S. 137 ir. 

") Darüber, dam zwischen diesem Falle und dem der unmittelbaren Dos- 
bestellung kein Unterschied besteht, vgl. unten sub VL a E. 
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Gewiss kann ich demjenigoiy dem ich BoWmdi causa let^t^ mit dieser 
Leistung nicht schenken: inttofeni schliessen heide causae sich aus. Aber 
ebenso gewiss kann in derselben Zuwendung zugleich die causa solvendi 
gegen eine Person und die causa donandi gegen eine andere Person ver- 
wiiklicht werden. Wenn ich in der Absicht, dem B zu schenken, dessen 
Gläubiger A die Schuld des B bezahle, so ist die dnrdi Leistung an A 
bewirkte Zuwendung dem A gegenüber solvendi causa erfolgt, während 
die in dieser Leistung an A liegende, in der Befreiung von seiner Schujld 
bestehende Zuwendung an B dem B gegenüber donandi causa orfolgt 
ist Die solutio ist ein KaujgügeschSi^ ein dare soWoidi causa, und 
dieses dem Gl&ubiger gegenüber vorgenommene susammengesetzte Ge- 
Bchäft» welches die causa solvendi in sich scbliesst, wird benutst zur Ver« 
wirklichung eines weiteren Zweckes, des Zweckes, dem Schuldner zu 
schenken, wie es benutzt werden kann zur Verwirklichung einer anderen 
causa: der Zahlende kann gegenüber dem Schuldner als Afandatar oder 
negotiorum gestor desselben mit der Absidit Ersatz zu fordern und somit 
credendi causa handdn oder in Erfüllung eines ihm zu gunsten des 
Schuldners aufgelegten Legate}, also solvendi causa. Weshalb soll, wenn 
durch solutio an den Gläubiger eine Sdienkung an den Sdmldner vor* 
genommen werden kann, die Möglichkeit ausgeschlossen seb, dass durch 
Bestellung einer Dos an den Mann eine Schenkuog an die EVau vor- 
genommen wird? Denn für die hier zur Erörterung stehende Präge, ob 
die causa dotis und die causa donationis einander ausschliessen, kommt 
der Unterschied, dass in jenem Falle die Schenkung eine reine, in diesem 
eine durch den gleichzeitig vofolgten Doszweck beeinflusste und besdiränkte 
ist» nidit in Betracht Die dotis constitutio ist ein dare dotis causa und 
dieses zwischen dem Besteller und dem ESiemann gesdilossene Kausal- 
geschäft dient zugleich zur Erreichung eines gegenüber d«> Prau ver> 
fulgtcn Zweckes. Wie bei der solutio donandi causa das dare das Mittel 
ist, um die solvendi causu gegenüber dem Gläubiger zu verwirklichen, 
das dare solvendi causa aber, die solutio, di» Mittel znr Verwirklichung 
der causa donandi gegenüber dem Schuldner, so kt gegenüber dem Ehe- 
mann das dare das Mittel /.ur Verwirklichung dor causa dotis, das dare 
doti» causa aber, die dotis constitutio, das Mittel xur Erreichung der der 
Frau gej^enül)(T verfolgten causa donandi. Der eine erhält solvendi 
bezüglich dutis causa, der andere donandi causa: von einer Unvereinbarkeit 
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der beiden Cüusae kann in diesem Falle nicht die Bede sdn. Dies liesse 
neb nur dann behaupten, wenn es rechtlich dasselbe Mittel wäre, welches 
die beiden Tenchiedenen causae realisifflren sollte das ist aber eben nicht 
sntreffend in diesem Falle: dort ist das Mittel, mit wdchem die causa 
soWendi oder dotis erreidit werden soll, das einlache dare und dieses 
bildet in der Verbindung mit seinem Zweck das Geschäft der solntio 
oder dotis Constitution biw hingegen ist das Mittel, welches zur Er- 
reichung der causa donandt benntst wird, nicht das einfache dare, sondern 
das susammengeeetste Qesdiäft des dare solvendi oder dotis causa. Durch 
das einfache daxe zum Zweck der Zahlung oder Bosbestellung wird ge- 
zahlt oder eine Dos bestelll^ durch das dare zum Zweck der Zahlung 
oder DosbesteUung wird, wenn mit diesem Mittd der Zweck einer 
Schenknng an die Fxwl verfolgt wird, gesdirakt 

Und wie das dem Gläubiger gegenttber ecfolgrade dare solvendi 
causa dem Schuldner gegenüber su Terschiedenen Zwecken vorgenommen 
werden kann — donandi, credendi, solvendi causa — , nicht anders ist 
dies bei dem dare dotis causa. Dw Yater, der in Erfiillung seiner 
Dotationspflicht die Dos bestdlt, der Schuldner der Frau, der auf derra 
Anweisung die Dos bestellt und damit die Forderung dar Frau tUgl^ der 
Elbe, der infolge des ihm zu gunsten der Frau auferlegten legatum dotis 
dem Manne das Legierte als Dos gib<9 bandelt mit der dotis oonstitutio 
der Frau gegenttber solvendi causa; bei Bestelluog einer dos recepticia 
wie b« Bestellung dner Dos von seiten des als negotiorum gestor oder 
als Mandatar der Frau Handelnden liegt gegenüber der Frau credendi 
cauisa vor; und wenn ein dritter Nichtverpflichteter mit dem Geben d«: 
Dos an den Mann den Zweck verfolg der Frau damit eine unentgeltliche 
Zuwendung zu machen, ob nuUam aliam causam quam ut liberalitatem 
exerceat» so können wir den Sdienkungscharakter nicht leugnen. Welchen 
Sinn sollte es auch sonst haben, wenn (L un § 13b 0. de R, IT. A. 5. 13) 
in Bezug auf den dosbestellenden «Etraneus der Unterschied zwischen 
dos recepticia und non recepticia dahin angegebra wird, dass er bei jener 
iuB sibi servasse^ bei dieser aber donas$se videtur? Bort will er die 
Zuwendung nicht als d^itive, sondern nur auf Zeit gegebene, laßt 
gibt er ob liberalitatem zu dauerndem Behalten, ea mente ut nullo 
casu ad se reverti velit, und haec piupiie donatio »ppellatur (1. 1. pr. 
de don. 39. 5). 
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Wer neben dieeeo allgraieinen Gründen einen Qadlenbeweis dafür 
fordert daaa dem dare dotis caneai welches seEbstverständlidi dem dotia 
causa empfangenden Manne gegenüber nicht noch einen anderen Zweck 
▼erfolgen kann, doch gegenüber der Fran eine eigene causa zu Grunde 
li^ und dass diese causa der in der Dosbestellung Itegenden Zuwendung 
an die Frau so Terschieden denkbar ist wie bei jeder anderen yermögens' 
Zuwendung, wird, wenn er nicht von Torgefksster Mdnnng ausgeht, ihn 
in folgenden Stellen finden. 

Die L 33. de iure doi 23. 3 Iftsst folgenden Gedankengang klar er- 
kennen. 

Es handdt sich um die Frage, ob der Mann, dem durch promissio 
dne Dos bestdlt ist, deshalb haftet, weil er nicht rechtzeitig das Forde- 
rungsrecht geltend gemacht und infolge daron wegen eingetretener Insolvenz 
des Fkomitfeenten das Versprochene nicht erhalten hat Ist dann vtri oder 
muUeris periculum, d. h. wird bei AufUfsung der Ehe der Mann so be- 
handelt^ als habe et das Yersprochene eihalten, so dass er restituieren 
muss, oder trifft ihn diese Yopflichtung nicht, so daw die Frau nichts 
erhält? Ulpian unterscheidet mit Sabinus drei Fälle: 1. Hat der Vater 
infolge seiner gesetzlichen Verpflichtung promittier^ so meint zwar Julian 
— und diese Meinung beruht offenbar darauf, dass der Vater nicht ex 
▼oluntate^ aus freiem Willen, sdienkungshalber, sondern es neceasitat^ 
auf Grund s^ner Rechtspflicht gehandelt hat — , dass der Mann emen 
solcluui Fromittwten nicht zu sdionen brauche und ihm deshalb das 
Nichteintreiben des Versprochenen zum Vorwarf gereiche und periculum 
ad maritum respicit; aber es ist das nach Ulpian aidit zu billigen, denn 
anstttndigerweise kann die Frau nicht Bestitution der Dos fordwn unter 
Bemfbng darauf, das» der Mann nicht unnachsichtig mit Klage gegen 
seinen Sch>\negervater vorgegangen sei ; und ebensowenig oder noch weniger 
kann die Frau, die selbst die Dos versprochen hat, soldie Rückforderung 
damit begründen, dass der Mann sie nicht zur Zahlung gedrängt habe. 
In beiden Fallen liegt keine Schenkung vor: von Seiten des Vaters nicht, 
weil er nicht freiwillig, sondern iure cogente, ex necessitate promittiert 
hat, von sciten der ex vohintatc, freiwillig vni-prechenden Frau nicht, 
weil sie natürlich nicht sich selbst schenken kann; aber in beiden Fällen 
wäre es ge^en alles Anstandsgefühl vorstossend und würde der Richte 
der Frau niciit Gehör schenken, wenn sie den» Manne einen Vorwurf 
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daraus machen wollte, dass er nidit rücksichtslos ihren Vater oder sie 
selbst out Klage belangt habe. — 2. Hat hingegen ein Schuldner der 
Fran auf deren Anweisung die Dos inromtttiert und insofern ex necei»itate 
gehandelt^ so liegt ein Grund zu einer Rttckaiditnahme, wie sie dem 
Vater vnd der Fran gegenüber am Platze war, nicht vor; einen solche 
Promittenten rechtzeitig in Anspruch zu nehmen war er Terpfliditeti und 
wenn er das nicht gethan hat, so trifft ihn der Naditeii — 3. Wenn 
endlich ein dritter Niditverpflichteter ex voluntate, donaturus, dotran 
promisit^ so ist das p^culum non viii, sondern mulieris, cui adquiritur: 
nam si donaviti utounque [utique] paroendnm marito, qui eum non prae- 
cipitavit ad Solutionen qui donaverat Ob das sidi anschliessende 
quomqne in id quod iacere posset, si convenitiseti condemnavera^ den 
Sinn hat, dass dem aus der donandi causa erfolgten dotis promissio 
klagenden Manne das beneficium competentiae des Sdienkers entgogen- 
gesetat werden kfinne oder ob — mit mindestens anifollendem Wechsel 
des Subjekts des Satzes und der Elage — die Frau als Klägerin gedacht 
ist, mag dahin gestdlt bleiben.**) Durch die letztere Annahme wird 
nicht beseitigt, dass die Erau die ihr in der Dosbestellung gemachte 
Zuwendung ex liberalitate hat und det DosboHteUer als einer, dar ihr 
damit schenkt, bezeichnet wird. Au8geschloss«i sdieint mir die Auf> 
faosung (Bochmann IT. 244): der Fromittent ttbe durch das DosverKprechen 
eine Liberalität gegen die Frau — Liberalität im Gegensatz zu Schenkung 
im eigentlichen Sinne, Bochmann II. 81. A. 4 — , und wie er durdi das 
benefidum competentiae geschützt w&re, wenn er dieser Liberalität die 
Form der Schenkung — d. h. nach Bochmann der Schrakung im tech- 
nischen Sinne — ge<,'eben habe (also m. a. W. nicht eine Dos bestellt, 
sondern dne Schenkung an die f^au vorgenommen habe), so müsse die 
Frau auch die vom Manne geübte Schonung anerkennen. Nicht von 
einer Gegenüberstellung von Dosbestellung und Schenkung als ver- 
schiedenen eettwtändigen Akten ist die Bede und nicht davon, wie es 
sich verhalten würde, wenn der Fromittoit der Frau eine selbständige, 
reine Schenkung gemacht hatten sondern davon, dass die der Dosbestellung 
JEU Grunde liegende causa donandi diesen Einfluaa hat. Wie bei der 
aolvendi causa erfolgten Doabesteliung von selten des Vaters die durch 

">) Vgl Bechmann II. S. 85. Osyblan S. 112. 
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das TerwandiBehafUicb« Vetlialtiiis gebotene RückBicht gegen den Vater 
es ist, die den Hann wegen seines non pniecipitare entschuldigt, so tat 
es bei d^ donendi oausa erfolgten dotis promissiq von aeitw des nicht* 
Terpflichteten Dritten die durch die causa donandi gerechtfertigte Bfick- 
sichtnahme auf den Schenker, die den Mann ab entschuldigt eradieinen 
lätsst und ab Grund für das utique paroendam maiito herrorgdtobm wird. 
Denn kann auch an sieh das benefidum oompetentiae nur dem klagenden 
Beschenkten gegenüber geltend gemadit werden und ist audi der Mann 
nicht der Beschenkte, so kann doch die beschenkte EVau dem Manne 
nicht einen Vorwurf daraus machM), dass er den mit der dotis promissio 
ihr Schenkenden nicht sofort auf Erfüllung belangt, da sie doch selbst 
solchem Schenker g^enfiberi^ nicht so sidi benehmen würde nnd könnte. 
Eh handelt sich also immer um eine Schenkung der Dos und darum, 
dass die donationis causa durch die DosbesteUung realisiert, die Dos- 
bestdlung donandi causa vorgenommen wird. 

Der Gegensatz der beiden Fälle, dass die DosbesteUung solrendi 
causa (von selten des Vatws und des Schuldners der IVau) nnd dass sie 
donandi causa (von sdten des nichtrerpflichteten extranens) erfolgt, also 
die Anerkeonung des Satzes, dass dem dotis causa vorgenommenen Ver* 
sprechen an den Mann Terschiedene causae in Rücksicht auf die Fraji 
zu Grunde liegen können, und in diesem Sinne in der Annahme einer 
dotis constitutio solvendi und donandi causa, eines dare, welches dem 
Manne gegenüber dotis causa erfolgt, und eines dare dotis causa, welches 
d«r Frau gegenüber sich als solutio oder donatio charakterisiert, ein Wider^ 
Spruch nküit liegt, ist nicht wegzubringen. Auch nicht durch die hier 
wied^kehrende Behauptung Bechnmnns (II. 81. A. 4.), dass das mit dem 
ex voluntate als gleichbedeutend gebniTichte donare nicht die Schenkung 
im technischen Sinne, sondern nur die Liberalität bedeute. Denn in dieser 
Gegenüberstellung von solvendi und donandi causa dotem proniittere ist 
das donare gar nicht anders aufzufassen denn als eine nullo iure cogente 
gemachte, beabsichtigt unentgeltliche Zinvciulung in das Vermögen der 
Frau, welcher Zuwendung, wenn zwischen 13usteUer imd Frau Überein- 

Wenn cf\v:i <ier bchenkungs vertrag zwischen ihr und dem Dritten so ge- 
sclüütitit!n Wiuo, dass dieser ihr oin Schonkungsversprochen dahin gibt, ihrem 
Manne eine Dos zu bestellen und sie daiaus eino Klage auf Dosbestellung b&tte. 
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atiminntig hiiiBidiÜich der causa donandi liwtelil» an den Erfoideniiaseii 
der Sdienkung im technisohen Sinne nichts fehlt, und die eben nur die 
Besonderheit hat> dass es nidbt eine Schenknng xa txiem Vermdgen, son- 
dern eine mit dem Doszweck verbundene Schenkung ist Und selbst wenn 
man mit Beckmann Sehrakung im technischen Sinne iregen Mangds der 
Bereicherung und der Aoceptation dar Frau leugnen wollte, so würde doch 
der Sats blmboi, um den es sich hier zunächst bandet: dass das dare dotis 
causa nicht in Widerspruch stdit mit einer durch das dare dotis causa 
oder in der Qestalt der Dossuwendung verfolgten anderen causa, so wmig 
wie es in Widmspruch steht, dass mit dem dare solvendi causa an den 
Gläubiger des Schuldners you Seiten eines Dritten von diesem ein weiterer 
Zweck verfolgt wird, sei es credmidi causa, nm als Mandatar oder nego> 
tiorum gestor den Schuldner zum Ersätze zu verpflichten, sei es donandi 
oansa, nm ihm eine unentgeltliche Zuwendung zu machen. 

Wie in der 1. 33 der Gegensatz der dotis luromissio solvendi causa 
und donandi causa, so tritt in L 43 pr. de admin, 26, 7 der Gegensatz 
von Dosbestdlung credmidi causa und donandi causa scharf hwror. 

Ein Oheim hat als Kurator seiner Nichte deren Mann eine be- 
stimmte Geldsumme als Dos versprochen; infolge später auftauchend«* 
Schulden stellt sich das Versprechen als Uber die Kräfte des Vermoguis 
der Nichte gehend heraus. Hat der Kurator dies gethan in Kenntnis 
davon, dass das Veilnogen der Nichte nicht soweit reicht, dann hat er, 
woin er nicht dolos gdianddt und den Mann durch die Zusage einer 
grossen Dos beschwindelt hat und darum gegen die Klage des Mannes 
sich nidit schützen kann, entweder animo donandi gehanddt, um der 
EVau damit eine unentgeltliche Zuwendung zu machen, und muss dann 
natürlich leisteo, ohne von der BVau etwas zurückfordern zu können, 
oder er hat negotii gerendt causa dem Manne die Dos versproch^i, und 
dann bt ihm die Frau nach den Grundsätzen der negotiorum gestio er^ 
satspfliditig: habet mulierem obligatem et potent did etiam manente 
matrimonto eam teneri. Die causa der dotis oonstitutio ist also in dem 
Fall, wo der Kurator in Kenntnis von der Insuffizienz des Vermögens 
verspricht, nntwedw Schenkung oder negotiurum gestio: erstoreSf wenn er 
damit der Frau eine unentgeltliche Zuwendung machen wollte, ob nuUam 
aliam causam quam ut libmilitatem exerceat, letzteres, wenn er animo 
redpiendt, also credendi causa gdiandelt hat In beiden Fällen ist 
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der FraxL in Gmtalt der Dos eine Zairendung gemacbt (habet muHer 
dotem sie ut in collatione bonorum dicitur), und diese Zawendttug 
kann auf der cauaa donandi oder auf der causa credendi beniben. Das 
dare dotis causa an den Mann schliesst mithia eine andwe causa der in 
dem dare dotis causa liegenden Zuwendung an die Frau nicht ans. Die 
causa solvendi, credendi, donandi geben der Zuwenduuj^, die dem Manne 
gegenüber dotis causa erfolgt» der Frau gegenübar den Charakter als 
Zahlung, lureditieruug, Sdhenkung.>>) 



III. 

Ist sonach die i^ehauptung Bei hnianns, das^ die donatio dotis causa 
oder die constitntio dotis donandi c;ul^a ein W'idciNpiuch sei, wie aus 
allgemeinen Erwiigunj^aii so nach dem Zi ugnisse der t^ueiien nicht zu- 
IrefTend, so ist niiiunelir weiter zu fragen, ob die von Bochmann ^1. 212. 
II. 30) f^ofjen den Schonkungscharaktei- der Doshostfllmig geltend ge- 
machten spezitdlen Gründe das bisher gewonnene Resultat zu ersehiittern 
geeii,'net sind. Es soll nach ihm in der von einem Dritten unmittelbar 
dem Muune bestellten Dos zwar in der Regel eine Ulx^ralität freiten die 
Frau liefi;«»n, an allen anderen Erfordernissen der Si hcnkung aber es 
schlechthin fehlen: an der Bereicherung der Frau und an der not- 
wendigen WiUenseinigung, dem Vertrag zwischen dem Besteller und 
der JjVäu. 



n) Der weitere Inhalt der 1. 48 § 1 interessiert hier nicht Der Sats, dass der 

Kurator oerte post divürtium die actio negot. gest. contraria anstellen kann, bebt 

den anderen niclit auf, dass die Frau schon manente niatrin,' n" * aus dur ncpntionim 

gestio vorpflichtet ist, also die Zuwendung in der Gestrdt der Dus in das Voim<it:en 

der Frau gekommon ist, wie ja auch der Anspruch aut Kollation der Dos, mit dem 

der Anspruch aus der negotiorum gestio ausdrücklich verf^ichen wird (quia babet 

dotem sie ut in collatione bonorum didtur), schon ^vfthrend der Ehe begründet ist. 

Die Ausl&hrung von Bochmann I. ISI — ^e Haftung der Frau wSluwid der Ehe 

sei dem Juiisten nicht ganz zweifellos und er vermöge sie nicht damit zu t ti. 

gründen, dass auch jetzt schon das Verir. rren der Frau um ei:i hestimmtes Rc' lit, 

um oino Forderung gegen den Mann vermehrt sei, sondern nur dauut, dass die 

Frau eine Dos habe, die, wie sie tiegensLand der KolUition sei, so auch eine Ersatz. 

2 
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Von diesen beiden Gründen mag lunScliBt der letitere geprüft werden: 
es fehle an der 'WiUensttberentetammiing, an der Aoceptalaon der Fmot 
und darum könne — ako aucb wenn der Beeteller ihr gegenüber animo 
donandi handdt — von Schenkung nidit die Bede sm. 

Gkihon Tcm Scheuri (VL 37 K) und von O^yhlus (S. 60) iet herrar- 
gehoben, dasB nicht gesagt werden darf: in der Doebestellung liegt 
deshalb keine Schenkung an die Frau, weil ftr die Sciienkung Acccp- 
tation der Fran notwmdig isfe| die Dosbestdhmg aber dne Äcceptation 
dar FhkU nicht erfordert; sondern yielmehr: ohne Äcceptation des durch 
die Dosbestellung realisierten Schenkungswilleus ist wohl Dos, nicht aber 
Schoikung Toriiandcn; wenn aber der ScheitkungswiUe acceptieii. ist, so 
ist die Fran durch die Dos beschenkt 

Ist die causa dotis ia der oben uusgoführtcn Weise mit der causa 
donandi vereinbar, so handelt es sich eben um zwei causae, die ihre ver- 
schiedenen selbständigen Wege gelieu; die eine kann gültig sein, die 
andere nicht, und das Vorliegen der Erfordernisse für die eine ersetzt 
nicht die Erfordernisse der anderen. Dies verkennt Bechmann, wenn er 
sagt: es könne zwar der Vertrag zwischen dem Bestoller und der Frau 
vorhanden sein, aber es sei das ganx zufällig und gleichgültig, denn die 
Dos könne nicht blost, ohne die Zustimmung und MJtwiikung der Frau, 
sondern selbst gegen deren Willen bestellt werden (II. 212). und wenn 
er weiter meint: diejenigen, die in der Bestellung der Dos eine Schenkung an 
die Frau erblicken, niüssten konsequent die Mitwirkung oder Genehmigung 
der letzteren zum Zwecke der Perfektion dieser Schenkung verlangen 
(II. S. 36). Diese Behauptung würde nur dann zutreffend sein, wenn in 
einem und demselben formalen Zuwendungsakt, dem dare oder pro- 
mittere, sowohl die eine wie die andere causa als realisiert und mit dem 
Erreichen des einen Zwecks zugleich der andere als erreicht gedacht 
würde. Das ist aber eben nicht der Fall. Das juristische Mittel zur Er- 
reichung der causa dotis ist das dare, das juristische Mittel zur Reali- 
sierung der damit gegenüber der Frau verfolgten causa donationis ist 



forderung dos Kurators zu rechtfertigen vermöge — scheint mü- keine Wlderlegmig 

des Satzes, das.s die Frau, um während der Elie der actio nogotionim gestorum 
zu haften, während der Ehe in der Dos einen Bestandteil ibres Yermögena 
haben muss. 
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d&s dotis causa dare. Wie bei der Dosbestellung das juristische Mittel, 
das dare, Bestand haben kann, die damit verfolgte causa dotis aber von 
dem Vorliegen weiterer Voraussetzungen abhängt, so kann bei der in 
der Gestalt der Dos beabsichtigtem Schenkung an die Frau das juristischü 
Mittel der dotis constitutio Bestand haben, die n)it diesem Mitt«! be- 
zweckte Schenkung an die Frau aber nicht: wenn der Mann sich die 
Dos bestellen lä-sst, so ist die Dos vorhanden, da es für die dotis causa 
nur der Einwilligung des Mannes, nicht auch der Frau bedinl, hingegen 
die Existenz der Schenkung ibl ausgcächlussen, wenn es an der hierfür 
erfordtjilitlitjü Zustimmung der Frau zu der causa douandi fehlt. Wenn 
Bechmann von , Perfektion dieser Schenkung* spricht und die gegen- 
teilige Ansicht damit widerlegen zu kounen glaubt, dass nach ihr die 
Zustimmung der Frau hierzu für notwendig erklärt werden müsse, so 
konfundiert er beides.'^) Er verstellt unter „Perfektion dieser Schenkung* 
die Perfektion der Dosbestelluug, welche douandi causa vorgenommen ist: 
dazu, zur Existenz der Dos, bedarf es, ganz gleicbgültig, auf weldur 
causa die Dosbestellung beruht, zweifellos der Mitwirkung und Ein- 
willigung der Frau nicht, wie es ))ei einer tloiumdi causa vorgenoninieiieu 
Zahlung an den Gläubiger eines Dritteu zur ( Jültigkeit der Zahlung und 
der Tilgung der Schuld nicht der Einwilligung des damit zu besclienken- 
den Dritten bedarf; hingegen die Perfektion derjenigen S( lieukuug, 
welche der Frau gegenüber durch die Doshestelhing bewirkt werden soll, 
hängt eben so zweifellos von der Zustimmung der Frau zu der causa 
douandi ab'^) wie es zu der durch Schuldenxahlung bewirkten Sciieukuug 

**) Z. B. wenn einem Sklaven des Mannes für diesen dotis causa Eigentum 
Qbertragen wird, ao ist der Mann swar dnrdi väsmi Sklaven Eigentümer ge- 
worden, aber ab Dos hat er dieses Eigentum erst, wenn er seine Zustimmung 
aar cauaa dotia gibt L 46. pr. de iura dot, 1. 108 9 1 da leg. I. 

**) Mit demselben Rocht würde man sagen mOasen: wer in der Zahlung an 
den Glftubiger eine Schenkung an den Schuldner siehIv musa aur Perfektion dieser 
Zahlnng die Httwlrkiuig des Schuldners Kofd^n. 

M) In einer Richtung gehen natOrlieh die beiden causae doi gleichen Weg. 
Kommt die causa dotia nidit au stände, aei ea, wefl die Ehe nicht gesddossen 
wird, sei m well der Mann die Annahme der Zuwendung als Dos ablohnt, so 
äussert trotz der Acceptation der Frau auch die causa donationis k- ine Wirkung, 
einCfich desbalb, weil die schenkweise Zuwendung an die Frau nur (abgesehen von 
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erforderlich ist, dass der ohne seinen Willen liberierte Schuldner in die 

causa donandi einwilligt.'^) 

Dass die Quellen, in denen überhaupt von Schenkungsannahme, weil 
sie regelmässig einem Zweifel nicht unterliegt, wenig die Rede ist, von 

der Acceptation der Frau bei der durch Dosltcstellung erfolgenden Schen- 
kung nicht si^rocheu, ist gerade hier am wenigsten verwunderlich. Selten 
wird die i'iau von der vou eaicin Dritten aninio donandi für sie ge- 
gebenen Dos keine Kenntnis haben. Un«l wi nn sie Zuwendung und Ab- 
sicht kennt, so wird in ihrem StilLschweigeii uhuc Bedt'nkeii die Zustim- 
mung zu dieser Absicht erblickt werden können.'^) 

FreiUch könnte ein Zweifel entstehen für den Fall, wenn die Frau 
Kenntnis von der Dos und ihrer causa erst nach dem Tode des Be- 
stellers erlangt. Nach der Regel, wie sie in 1. 2 § G de don. 39, 5 An- 
wendung gefunden hat, wurde mit dem Tode die SchenkungöutVerte er- 
loschen sein und die Acceptation zu spät kommen. Aber gerade für 
diesen Fall ergeben die Quellen eine Abweichung vou der Regel. In 

dem Falle dee m totum donare, L 43 § 1 de iure dot 28. 8) in der Oeetalt der Doe 
gemadit werden eoll, eine Sdi«9kung aber ohne eine Zuwendung nicht möglich 
ist: es Tcraagt dann elien das Mittel, durdi welches die causa donandi erreicht 
werden eoU- — Hingegen ob die Voraussetzungen der causa dotis und der caaea 

donandi vorhanden suTi, bonrtoilt sich solbstäiidig mn der Natur der einen und 
der andeni: für die Dos Acceptation des SiLannes, lür die ächenkung Acceptation 
der FrAU. 

»") Scliüesst Bochmann : die Schenkung bedarf der Acceptation der Frau, die 
Doe nicht, folghcli liegt In der die Acceptation der Frau nicht erfordenrien Dos^ 
beeteUung keine Schenkung an die Frau, eo schlieset Meyerfeld (II. 68 f.) um- 
gekehrt: da die BesteUung der Dos ohne Acceptation der Frau erfolgen kann, «o 
bedaif die darin liegende Schenkung an die Frau keiner Acceptation. Das eine ist 
so unrichtig wie das andere, die Fehlerquelle ist die gleiche. 

•') Vgl. Fragm. Vatic. 102. Dem Haussohne ist in Abwesctihoit dos Vaters eine 
Dos gepeben, in Anwesenheit den zurückpekelirten Val^ra dauert die Ehe bis zum 
Tode des äuhnes fort: quod non contradi.Kii pator, eiiam dotis datioui coiiaonsisse 
Tidetur und haftet deshalb der actio roi uxoriae filii nomine. Ist hier der Nicht- 
vidflniinidi des ivissenden Yatera als genügende Zustimmung bezdchnet, sogar 
um ihn als verirfUcbtet erscfatinen zu lassen, so ist auch der Nichtwiderspruch der 
ivissenden Frau gegen die der Doeliestellung zu Grunde liegende causa donandi 
genügende Zustimmung, um sie als beschenkt und berechtigt zu erachten. Vgl. 
auch h 32 § 1 de don. 88. 5: species extra dotem a matre filiae nomine viro traditas 
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1. 9 § 1 de iure dot. 23. 3 wirft ülpian die Frage auf, ob, wenn yor der 
Ehe Sachen dotis causa zu Eigentum gegeben sind mid der ütber vor 
Eingehung dec Elie fitiibt, der Mann Eigentümer sei. Er hat zunächst 
das BediMiken, dass bei der 1' her trag uag des Eig:entums zu dem Zwecke, 
ut res dotis cfliciantur, die Zuwendung hinaussgeschobcn sri auf den Zeit- 
punkt der Elieschh'essung und zu dieser Zeit das Eigeutuiu nicht mehr 
dem Geber zustehe, sondern dessen Erben, dem es nicht gegen seinen 
WiUen entzogen werden kiinne. Aber dieses Bedenken beseitigt ülpian 
durch (Ho W^rte: sed beuignius est tVivore dotium neoessitatem imjioni 
heredi consentire ei ijund defunctus lecit. Wie nun der in der Dosbe- 
stellung Hegende ^\'iUe de«i (-rebeis auch nach seinem Tode aufrecht er- 
halten wird und der Erbe diesem Widen nicht durch V'erweigeruDg seiner 
Zustimmung zuwideihandelu darf, ne maueat mulier indotata, so ist auch 
zu sagen, dass, wenn die Frau den in der Dosbestellung Hegendon Scheu- 
kungswillen erst nach dem Tode des Schenkers erfährt und ausdrücklich 
oder stillschweigend aeoeptiert, diese Acceptation wirksam ist und der Erbe 
des Schenkers das quod detunctus lecit durch Duldung dieser nachträgt 
liehen Acceptation anerkennen muss. 

"Wie aber dann, wenn, was ja doch vorkommen kann, aie l^Vau posi- 
tiv erklärt, dass sie diese dotis causa erfolgte Zuwendung nicht als Schen- 
kung annehme? 

Soheurl (Krit. Y. Sch. VI. 38) denkt sieb die Sache so: im Falle 

filiaü r[\iae praesens fuit donataa et ab eo viro traditas videri. — Die Frau hat 
ebensoviel Interesse daran, dasa sie eine Dos hat, wie der Mann, und wenn sie 
damit einverstanden ist, dass Ar sie eine Dos bestellt wird, so kann sie niäht 
anden als mit dem Grunde, auf dem die Bestellung beruht^ einverBtanden sein. 
Zwar finden aidi bei den Alten mebrfoch Aussprache, dass es IQr die HBonsr 
besser sei, arme Frauen ohne Doe zu heiraten und lieber ^e gut erzogene Frau 
ohne Dos als eine schlecht erzogene mit Dos zu nolimon, und tliiss dotatao mactant 
et malo et damiio vires und den Milnnorn gnjssorn Aufwand verursachen (vgl. 
Plautua Aulul. v. oM. 478 squ., Ausg. Guisi-ÖchöU; Diodorus, Fragm. com. Graec. 
coli, et disp. A. Moineke, vol. III. p. 546). Das ist aber die Anschauung der Mehr- 
h^t nicht gewesen, und die Digesten sprechen wiederholt dsTon, dass dem Iftume 
nidit sugemutet werden könne, eine muUer indotala au heiraten. 

Dieselbe Frage wirft sich natürlich audi auf, wenn man die im Tontehen- 
den angenommene Zulfisslgkeit der Acceptation des SchenkungswiUena nach dem 
Tode des Dosbestelleis nicht anerkennt. Die Antwort ist die gleicba. 
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ebes soldien Flrotestes gegen seine Schenkungsabsicht könne der Be- 
steller sich nun nachträglich Bückgabe ausbedingen, und wenn er das 
iinteriaseef so sei ein stiUsohweigendes pactum de lacranda dote anzu- 
nehmm; ein solches sd nur dann unzulässig, wenn bereits dos mulieri 
acquisita sei, und das sei eben durch itiren Protest verhindert. Mit Recht 
hat sich Bechmann (II. 36) gegen diese Konstruktion erklärt Es lä^t 
sich nicht halten, dass in dem Unterlassen der stipulatio de reddenda dote 
ein Vertrag zwischen dem Besteller und dem Mann erblickt wird des 
Inhalts^ es solle nun bei Auflösung der Ehe dem Manne die Dos ver^ 
bleiben; und ebensowenig ist es zutreffend, dass das dos molieri acquisita 
est durch den Protest der Frau gegen die Schenkungsabsicht verhindert 
werde. Aber andrerseits kann der Einwand Bcchmanns, dass nach der 
Aoffaasung Scheurls ein späterer Protest entweder wirkungslos sein oder 
die Frage, ob dos muUeri acquisita est, bis zur Erklärung der Frau in 
pendenti bleiben mttsse, den Satz nicht beseitigen, dass die Frage, ob eine 
perfekte Sch^kung an die Frau vorliegt, nicht entschieden ist mit der 
Antwort auf die Frage, ob eine Dos besteht Gewiss tritt die Wirkung, 
die in den Quellen mit dae Wendung dos mulieri acquisita est bezeichnet 
wird, yon Hechts wegen ein, sobald nur die Voraussetzungen des Dotal- 
geschttfls Torhanden sind, und dn Protest hiergegeni Tor oder nach d«r 
DosbesteUungy ist wirkungslos, und das dos mulieri acquisita est ist, wie 
es nicht gehindert wird durdi sofortigen Protest, so bei nicht sofortigem 
Protest nicht in der Schwebe bis zur Entscheidung der BVau* Aber ob 
dieser aoqoisitio d«r Frau dne rechtsgültige causa zu Grunde liegt, oder 
ob die mit dieser Zuwendung hezwedcte Sdienkung wegen Protestes der 
IVau gegen die causa donandi ungültig und mithin der ürwerb fUr die 
IVau sine causa ist, das ist, sofern sie sofort protestiert, sofort mtf 
schieden, und bei nidit sofortigem Protest so lange in pendenti, bis die 
Frau sich ttber die Aoc^tatiim der Schoikungscausa entscheidei 

Die Antwort auf die Frage, welche Bedeutung für die sdienkweise 
Dosbestellung die Niditacceptation der Schenkungscausa von selten der 
Frau hat, bat demnach dahin zu lauten: auch ohne die Acceptation der 
J^u ist die Dos gttltig besteUt, sobsld der Mann die Zuwendung als Dos 
angwiommen hat und die Ehe geschlotten is^ ganz so wie bei schenk- 
weiser Zahlung einer Schuld an den Gläubiger des Schuldners der letz- 
tere audi ohne Zustimmung zu dem animus donandi Ton seiner Schuld 
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frei wird. Der Miuiu hat alle aus dem Dotalveihaltnisse sich ergebenden 
Rechte und Pflichten: er ist Eigentümer, er hat die Fruchtziehuug, er 
lucrirt eine dos adventicia beim Tode der Frau, er haftet für culpa, er 
darf einen fundus dotalis nicht veräussern. Denn iiir seine Rechtsstellung 
kommt es nur darauf an, dass ihm dotis causa gegeben ist, die caussa 
der dotis constitutio ist für ihn gleichgültig. Und ebenso hat gaux unab- 
hängig von der causa die Frau die 8teUung einer uxor dotata und die 
daraus sich ergebenden Rechte (/. B. das Recht, bei Versclileuderung die 
Herausgabe während der Ehe zu fordern, die durch Dotalgrundstiicko 
bewirkte Kautionsfreiheit), weil die Wirkungen der Dos als solcher un- 
abhängig sind von der ihrer Bestellung zu Grande hegenden causa. Aber 
darum, weil das zur Realisierung der Schenkungsabsicht benutzte Mittel 
der nosbestellung seine vollen Wirkungen äussert, liegt nicht eine per- 
fekte «Schenkung an die Frau vor, so wenig wie die wirksame Liberierung 
des Schnldners durch die von einem Dritten animo donandi vorgenommene 
Zahlung au den Gläubiger ohne die Acceptation des animus donandi von 
Seiten des Schuldners eine perfekte Schenkung hervorbringt. Während 
der Ehe macht sich der Umstand, dass eine gültige Schenkung nicht zu 
stände gekommen ist, nicht geltend, weil es sich eben nicht um ein ein- 
faches dare donandi causa handelt, dem mit der causa donandi jede 
causa fehlen würde, sondern um ein dare dotis causa zur Erreichung dos 
weiteren Zweckes di r Sdienkung, so dass trotz Ungültigkeit der causa 
donandi die Zuwendung von der dotis causa getragen und gehalten 
wird. Es kann daher keine Rede davon sein, dass der Besteller unter 
Berufung auf die Nichtacceptation der causa donandi mit einer condictio 
sine causa die Rückgabe des dotis causa Zugewandten verlangen könnte. 
Selbst wenn eine gültige Schenkung vorläge, würde doch während der 
Ehe die causa donationis überwogen und zurückgedrängt werden durch 
die causa dotis, weshalb z. B. eine revocatio donationis propter iogratitu- 
dinem während der Ehe ausgeschlossen ist (1. 09 ij ü de iure dot.). Aber 
nach Auflösung der Ehe, wenn das Zugewandte aufhört als Dos den 
Ehezwecken zu dienen, macht sich der auf der Nichtacceptation der 
Schenkungsabsicht beruhende ^fangel einer wirksamen causa geltend. 
Wie bei perfekt gewordener Schenkung jetzt der Schenkuugscharakter 
rein hervortreten and die Anwendung von Scheukungsgrundsätzen Platz 
greifea wtird6| z, B. eine revocatio propter ingratitudinem ah die Dotal- 
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rechte nicht mehr berührend zulässig wäre,'*) so hui bei üngültiglvcit der 
causa douatiouis die Frau die Zuwendung, die während der Ehe nmlieri 
accjuisita dos, jetzt sine causa, und der Besteller kann dieselbe aus diesem 
Gninde kuadi^ieren; hat auch nach Dotalgruudsätzeu die Frau im Falle 
des Todes des Mannes oder der Scheidung die actio rei uxoriae, so ist 
doch diese Klage ohne rechtfertigenden Grund in ihrem Vermögen 
und der Besteller kann deren Zession mit der condictio sine causa 
fordern. 

Der Bemerkung Bechnianns, die er gegen die Auffassung von 
Scheurl einwendet — die Konsequenz verlange, das«; man alsdann, hei 
solortigen» Protest der Frau, die ganze Bestellung der Dos als vereitelt 
anseheu und dem Besteller demnach die condictio sine causa einräumen 
müsste — kann ich danach bis auf den Punkt, dass „die ganze J)oshe- 
«tellnng vereitelt sei", zustimmen. Nicht die Dosltestellung ist vereitelt, 
denn das dare dotis causa hat seine selbständige, von dem weiteren da- 
mit verfolgten Zwecke unabhängige Bedeutung; aber die durch die Dos- 
bestplbing liezweckte iSchenkung ist vereitelt: jene ist gültig ohne Zu- 
stimmung der Frau, diese niclit, die dotis can«;« ist wirksam, die doua- 
tionis causa nicht, und darum ist, wenn bei Auflösung der Ehe die 
donationis causa in Betracht kommt und es sieh um das ausschliessliche, 
durch den Dotalzweck mcht beschränkte Hecht der Frau handelt, die 
schenkweis gemachte Zuwendung sine causa im Vermögen der Krau. Das 
ht die durch ilas vorher Ausgeführte gerechtfertigte Konsequenz, die 
jiiclit anzuerkennen kein Grund voriiegt. 



IV. 

Kaun sonach nicht zugegeben werden, dass in der animo donaudi 
von .Seiten eines Dritten erfolgten Dosbestellung darum keine Schenkung 
an die Frau liege, weil es an der notwendigen Willensübereinstimmung 
fehle, sondern muss statt dessen gesagt werden, dass beim Fehlen dieser 
Übereinstimmung über die causa donandi die Perfektion der Sclicukung 
gehindert wird, und kann mithin beim Vorhandensein der Übereinsüm- 

•») Vgl. unten Anm. 57. 
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mung SchenkoDg nur dann gelcngnot werden, wenn es an einer anderen*. 
Vorau8s6tznng derselben fehlt, so fragt es sich nunmehr, ob der weitere- 
Ton Bechmanu gegen die Mögli« hkcit der Schi nkmig durch Dosbestellung 
geltend gemachte Grund, dass es hier an dem Erfordernis der Bereiche- 
rung der Frau fehle, haltbar ist. 

Qegen das gelegentlich (II. S. 3G Anm.) von Bechmann benutzte 
Argument} dass eine Bereicherung der dotierten IVau darum Dicht an- 
wkannt werden könne, weil sonst der Gewalthaber nidit für seine Tochter 
eine dos profecticia bestellen könne, indem eine Bereicherung derselben 
aus dem Vermögen des Gewalthabers unmöglich sei, hat bereits Czyhlarz 
(S. 68 Anm. 10) mit Becht auf 1. 35. fam. erc. 10. 2 (fragm. Tat 268) 
hingewiesen. Des Erwerbs d^ Dos aus dem Vermögen des Gewalthabers 
ist die Tochter darum fähig, weil es sich hier nicht um einm Erwerb 
handelt, der in ihr freies, ungebundenes Vermögen fiUlt, sondern nm 
dnen soldien, der den Ehezwecken in der Gestalt der Dos dient, ein 
Unterschied, der nach fragm. Vat 269 auch bewirkt, dass im Falle der 
schenkweise erfolgten Dosbestellung Ton selten der Mutter fUr die Haus- 
tochter das im Falle einer gewöhnlichen Schenkung Platz greifende Verbot 
der Schenkung unter Ehegatten keine Anwendung findet 

Die Begründung seiner Ansicht sieht Bechmann (I.* 212 ff.) haupt- 
s&ohlich in folgendem: 

Allerdings habe die Frau Vorteile von der Dos und insofern gehöre 
sie ihr sogar, aber die Dotalobjekte gingen nicht in ihr, sondern aus- 
schliesslich in des Mannes Vermögen Uber; wolle man gleichwohl eine 
Schenkung an die I^au annehmen, so miksste man sich das VerhtUtnis 
so denken, dass der Besteller zunächst die Dotalobjekte der Frau an- 
bietet und dann im Auftrage derselben an den Mann leistet, man mässte 
also in jeder Bestellung der Dos seitens eines Dritten eine Art breri 
manu solutio erblicken. 

Dass eine solche Eonstraktion nicht zulässig ist — ebensowenig wie 
wenn man jede Schuldenzahlung donandi causa in dieser Weise auf- 
essen wollte — wird von niemand bestritten werden, wohl aber ist zu 
bestreiten, dass nur unter Voraussetzung dieser Konstruktion Zuwendung 
und Schmkung an die Frau denkbar sei. Einer soldien Konstruktion 
bedarf es keineswegs. Die Frage ist vielmehr die: liegt darin, dass Ver- 
mögensobjekte dotis causa unmittelbar in das Vermögen des Mannes 
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gebracht werdeOi zugleich eine Zuwendung an die Frau, wie darin, dass 
dem Gläubiger von einem Drittea gezahlt wird, eine Zuwendung an den 
Seholdner liegt? Ist diese Frage m bcgaheD, so ist damit das Ton Becb> 
mann vermisste Erfordernis gegeben. 

Es handelt sich dabei um die alte Eontroverse, welches die recht- 
liche Stellung der Frnu in Bezug auf die Bos ist| die die römischea 
Juristen mit den AVcn düngen dos in bonis mulieris est, mulieri aqiiui- 
tur, mulieris est u. ä. bezeichnen. Eine erschöpfende Erörterung dieser 
Strntfrage ist hier nicht am Platze, es genügt, wenn festgestellt wird» 
daasi vie mau auch das rechtliche Verli:ilt!tis der Frau auffasseu und 
benennen mag, durch die Dosbestellung jedenfalls ein Yermögenserwerb 
nicht bloss für den Mann, 8<Hidem auch für die Frau herbeigeführt wird, 
ein Erwerb, der darum, weil er beim Manne eine andere rechtliche 
Natur hat als bei der Frau, iUr letztere nicht in Abrede i^stellt 
werden kann. 

Vielfach wird angenommen, die Frau erscheine als berechtigt nur 
mit Kücksicht auf den bei Auflösung der Ehe ihr zustehenden Anspruch 
auf Bestitution , und man streitet hauptsächlich darüber, ob die Frau 
während der Ehe ein bedingtes Fordemngsrecht habe, odw ob die Klage 
erst durch die Auflösung der Ehe zur Existenz komme und während der 
ESie nur eine Aussicht auf künfligcn Erwerb der Klage, eine spes quan- 
doque recipiendae dotis, ein blosses Keimrecht Torfaanden uL^) 

Bechmann, der die letztere Ansicht vor allen vertritt, und gerade 
diese Wirkung der Dosbestdlung — dass fUr die Frau die objektiv be- 
gründete und eben deshalb unentziehbare spes geschaffen sei, die sich im 
Falle der Ehetrennung xu einer förmliGhen Obligatioa entwickele — 
durdi die Wendungen dos mulieri aquidta est u. s. w. ausgedrückt 
findet >*) geht (L 312 ff.) davon aus: es sei wohl allgemein anerkannt, 
dass während der Ehe die Frau durch die Dos nicht als beschenkt gelten 
können Tielmdir werde die Sdienknng erblickt in der actio de dote, deren 
Yerschaffung doidt die Dosbestdlung ifar YennSgen unentgeltlich ver- 
mehrew Ge|^ diese die Bermcherung d«r Frau in das Zustehen der 
actio de dote verlegende Ansicht wendet nun Bechmann ein, dass hierin 



X) YgL GkyUan & SIS. Bedmuum 1. 188^ H 14». 
») Vgl. auoh U^ttfUd IL 88 fi. A 14 8. 41 fi. 
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ein mr Ajinalime einer Sdienkung genilgeiicler VerniögeiiBerwerb nicht 
m «rbUdten sei, denn diese Klage sei die techtlich notwendige Folge der 
Ehetrennong und mithin beruhe ihr Erwerb nicht unmittelbar «nf dem 
Willen des Gebenden, noch gdie sie aus seinem Vermögen in das der 
Ekan fiber: swar kOnne die Klage nicht entsteheni wenn nicht eine Dos 
Torhaaden wSre, aber damit sei eben nur die MfigUchkeit der Entstehung 
gegeben, die wiiUiche Entstehung dagegen beruhe auf Thatsachen, die 
Tom Willen des Gebers ? ollkomraen unaUiUngig seien. Zur Entkittftung 
dieses letsteren Arguments, wonach es kerne Zuwendung wäre» wenn der 
Elfolg der eine Zuwendung bezweckenden Handlung nicht unmittelbar 
auf dieser beruht, genflgt wohl die Bwufung darauf, dass, was Bedi- 
mann (IL 123) sdbst anerkennt, eine Zuwendung an den Mann dotis 
causa dadurch erfolgen kann, dass der Ersteingesetzte zu guasten des 
substituierten Mannes die Erbschaft dotis causa ausschlägt Auch hier 
ist die wiridiche Entstehung der Verm5gensTermehrung nicht die nn- 
mittelbare Folge des Ausscblagens der Erbechaifc, sondern setzt deren 
Antritt seitens des Mannes voraus und beruht mithin auf einer That* 
Sache, die vom Willen des Gebers nnabhäugig ist; und trotzdem ist» wenn 
infolge des Eintritts dieser Thatsache der Erwerb gemacht wird, eine 
auf dem Willen des Gebers beruhende, seinen Dotierungswillen reali- 
siwende und durch den Konsens beider Teile Aber die causa dotis charak- 
terisierte Zuwendung vorhanden. 

Aber zugegeben, daas die actio de dote nidit sofort mit der Be- 
atdlung der Dos im Vermögen der Erau ist, und selbst angenommen, 
dass dies auf dm& von Bedmann geHeud gemachten Grande beruht, so 
nimmt doch Becbmann (II. 149) uu, dass die einfache Bestdlung der 
Dos, ohne Bfidoicht auf die wdteren SohickMle derselben während der 
Ehe, also eineiiei, ob die Dos auch noch bei Auflösung der Ehe vor- 
handen ist, die genügende Voraussetzung für die Entstehung der Resti" 
tntionspflicht ist, und dadurch für die Frau die objektiv begründete und 
eben deshalb unentziehbare spes quandoque recipieudae dotis geschafien 

**) L. 14 S 3 de fundo <iot. 23. 5: si fundum lefratum sibt dotis causa mulier 
lepudiaverit vel etiam substituio viro omiaeritbereditatem vel le^atum, erit fundua 
dotalis. Die L 6 § & de iure (tot 88. 8 leugnet niebt, dass In dtoeem Falle eine 
Dos, sondern nur, dass eine dos profectida vorliegt 
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wird. Diese objektiv begründete und unentziehbare spes ist aber doch 
nicht anders denn ;ils ein Vermögensbestandteil, als eine Bereicherung des 
Vermögens der Frau zu charakteriaieren, wie ja auch Beciuuium das dos 
roulieri aquisita est u. s. w. als gerade den Erwerb dieser spes aus- 
drückend aoaielit: bat die Frau hinsichtlich der Dos nichts anderes als 
diese spes nnd wird von der Dos gesagt, dass sie der Frau erworben und 
in bonis mulieris sei, und sind mit diesem in bonis mulieris praktische 
Termögensrechtliche Konsequenzen verbunden, so ist ihr c\m\ in dieser 
spes ein Vermfigenserwerb verschafft Die Begrün dun und Zuwendung 
dieser spes aber beruht jedenfalls unmittelbar auf dem Willen des Gebers, 
nicht auf anderen von diesem unabhängigen Thatsachen: der gegen die 
Annahme einer Bereicherung durch Verschaffen der actio de dote von 
Bechmann geltend gemachte Grund trifft hinsichtlich der unmittelbar 
durch die Dosbestellung erzeugten» die Vermehnmg des Yeiniögons der 
Frau bewirkenden spes nicht zu, so dass die Thatsache der Bereicherung 
der Frau durch die Bestellung der Dos auch vom Standpunkte Beck- 
manns aus nicht gdeugnet werden kann. Und so nimmt denn auch 
Osyhlars (L 67% der der Ansicht fieehmanns, dass erst mit der Auf- 
lösung der Ehe wt» Dotalobligation entstehe und während der Ehe nur 
eine rechtliche Anwartsdiaft auf eine soldie vorhanden sei, vom histo- 
riadien wie dogmatischen Standpunkte voll zustimmt (8. 212 ff.)i keinen 
Anstand, in dieser Anwartschaft auf dereinstige B«stitution eine Be- 
reicherung der Frau und eine genügende Grundlage für die Schmknng 
an sehen; und swar ganz unabhängig davon, ob diese Möglichkeit später 
auch zur Wirklichkeit wird, indem eine Yerdtelung der Anwartschaft 
auf den Sdienkungscfaarakter ebensowoiig Einfluss habe, als dies^ sonst 
durch den späteren W^fall der Bereicherung alteriert werde, wie audi 
Bechmann (L 206) in Bezug auf die Fragei, ob in der Dosbestellung eine 
Schenkung an den Mann liege, sagt, dass durch eine auf Grund eines 
späteren Ereignisses eintretende Bestitnttonspflicht des Mannes der Oha* 
rakter der Schenkung nicht aufgehoben würde, wenn er abgesehen davon 
TQrhand«^ wäre.'*) 

*) L. U quae m fraud. creü. 42. 8: Die h tm, üeien Vater croditorum frau« 
dandcffum causa fOx - sie eine Dos bestellt hat, haftet, ut oedat actione de dote 
adversuB maritum. 

**) Zu den OrOndsii, die für «tue Benicherung der Frau durch die Dos sprachen, 
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Besteht aber das Becht und die Bereicherung der fVau wirklich ntir 
in der spes qtiaiidoque recipiendae dotis und ist nichts anderes als diese 
spes mit dem dos muUeris est ausgedrückt? Anss^ das Haben der Dos 
seitens der Frau nicht auch sonstige Wirkungen, die erkennen lassen, 
dass die Dos ein Bestandteil ihres Vermögens ist? 

Die alte, von der historischen Entwidclung absehende, nur die dog- 
matische Sdte ins Auge ÜMsende Formotiming des rechtlichen Teihält- 
nisses des Mannes und der Eraa zur Dos geht dahin, dass während der 
Ehe der Mann zwar formell ausschliesslich und jedenfalls in erster Linie 
berechtigt ist, während materiell dieses sein Recht nur der vollständigen 
Bealiäierung des Zweckes der Dos dient und der Mann mehr als Ver- 
Walter mit bedeutenden Machtbefugnissen zu erachten ist^-^) die Frau 
aber in der Dos materiell ein in den Hiiudeu des Mannes befindliches 
Frauenvennögcn hat, welches, soweit nicht der Dotalzweck und die vor- 
wiegenden Rechte des Maiiues Beschränkungen begründen, auch für die 
Frau schüu während der Ehe Rechtswirkungcu äussert. 

Eine teclmisrhc ] ra/i-( Bezciclinung für dieses Rechtsverhältnis der 
Frau haben die Iv uih i' hk lit gefunden, denn die WcinInnjL^cii dos in bouia 
mulieris est, dos niulieri aquiritur u. ä. driii ken t btu die rechtliche 
Natur (licbps im Vermögen Seins uml dicst s Erwerbs nicht genügend 
aus. Das in bonis esse und das dod in lialicie wird l'Ik'mso vom Manne 
wie villi der Frau iroüagt, obgleich die rci htlirlie Stellung des Mannes 
und der Frau eine ganz vei'schiedeuc ist, beides also für den einen etwas 

kann hinzujL'ofü^'t wonlon: wie «lurcli <len Nacliwois, dass eine Bereicherung vor- 
liOL_'t, 1er Schonkun^'scharaktor bewiesen winl. indem dann beim Vorhandensein 
dör üböreinstimmuntr »ier Frau mit i- r l au-sa donandi alle Vorausselzuntren einer 
Schenkung vorliegen, so wird ainirerseits durch den Nachweis, dass die Dos- 
bestollung als Schenkung bera^dmet und Schenkungsgruntlafttzen unterworfen 
wird, bewiesen, dass in der Dosbestellung eine Bereichorung liegt, da ohne Be- 
reicherung eine Schenkung nicht denkbar ist. 

») Vgl. z, B. Scheurl, Krit. V. Sehr. XI. 110. Wendt, Fand. 8 801, auch 
Ozyhlan 8w 52 ff. Es liesse sich etwa auf die Stellung des tutor Besug nehmen, 

der ursprünglich loco paene <]omini est. So wird die für die possossores fundi be- 
stehende Freiheit von der Kaulionsptlicht wie für Mann und Frau beim Dotal- 
grundstQck so für Tutor und Mündel beim Mündeigriuidäluck anerkannt, 1. 15 § 3. 5 
qui salisd. cog. 2. 8. 
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ganz ftüdfires bedeutet als fiir die andere.**) An Stdie dieser mangel- 
haften AuBdrBcke bess^ an setien, iit nna niebt gdungen. Aber jene 
Waldungen bonie muHeriay lea uxoria, Patrimonium ozoris' bedeuten 
dodi bei atter Ungmuigkeit zwafdlos dn ZugdiÖren der Dos mm Ver- 
mSgen äst IVau: irie äst Mann zwar formell berechtigt Ist und in der 
Form des ausschliesslichen Eigentums die Verwsltung und den Gennss 
hat) aber doch daa» was er als Dos in seinem Vermögen hat» ein andns 
gearteter Bestandteil seines Termöc^ ist als sdn Übriges Verm^^en,*') 
so hat die IVau in der Dos einen Bestandteil ihres Vennögeüs, welcher 
als res uzoria in der Hand des Mannes durdi seine Gebundenheit für 
die Dotalzvedw von ihrem übrigen Vermögen vendiieden, aber doch 
eben FrauenTermSgen ist Wenn die Dos in bonis mariti nie in bonis 
mnlieris und damit ein Bestandt»! des Vwmdgens beider ist, obgleich 
in rechtlich Terschiedenw Weise, so ist sie doch ein Bestandteil ihtes 
Vermögens, der sidi TOn dem sonstigen Vermögen gileiehmissig dadurdi 
unierseheidet, dass er die Ökraomische Grundlage der Ehe bildet und 
durdi diesen Zwedc gebunden ist; für die Frau ist es dn Bertaodtdl 
ihres Vennögeüs, den sie den Zwecken der Ehe dienen lassm muss in 
der Gestalt, dass der Mann die formelle Herrschaft darüber hat, für den 
Mann ist es dn Bestandteil sebes Ycrmdgens, den er als formell Be- 
rechtigter hat, den er aber nicht kraft dieses formellen Hechts seiner 
Bestimmung entziehen darf. Wenn in l. 33 de iure dot 23. 3 auf die 
Friige, wer das periculum zu tragen habe da, wo alius scilicct donaturus 
dotem promisit, und der Mann infolge nicht rechtzeitiger Eintreibung des 
Versprochenen von dem insolvent gewordenen Proniittcnten nichts erhält, 
die Antwort daliin gegeben wird: eins periculo est cui adquiritur, adquiri 
autem mulieri accipiemus, ad quam rei commodum ruspicil, so iat damit 

'"j So z. B. das dotom habere vom Manne in 1. 2". § 1 quae in fraud. cred. i2. 8. 
So bedeutet auch die Wendung spes quandoque recipiendae dotis anderes für den 
Vater als fOr die Tochter, 1. 71 de ovict 21. 2. Vgl. unten S. 41 bei Antn. 48. 

*0 Wenn In verschieden«! Stellen, s. B. 1. M g 5 aoL matr. 24. ^ 1. 91 de 
aot ramm smot 25. 2. die send vlri und servi dotales geschieden und die letsteren 
sogar als servi alleni bezeichnet werdMi, so liegt darin freOidi xweifeUos kein 
Beweis dafür, dass der Mann nicht Eigentümer derselben ist, wohl aber dafür, dass 
dio T^otaiobjekte einen von seinem übrigen Vermögen verschiedenen iieetandteil 
desselben bilden. 
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deafUch zum Ausdruck gebradit» dus die J>os mehr der Frau als dem 
MtkDne gehörig erachtet wird: daa formdle Beoht des Mannes hindert 
nicbt, das« die Fran m ist, die das oommodum und darum auch das 
pexicdam dotis hat, IJnd die Bdiandlung des vom servus dotalis ge- 
niaditen Erwerbes Ittsst gleichfialls erkennen, dass der Mann trotz seines 
ESgentums materiell mehr die Stellung eines Niessbrauchers hat Deuu 
es gilt hier das gleiche wie hinsichtlich des servus fructuarius: der Mann 
erwirbt ex re stia nnd ex operis servi, der Erwerb ex aliis causis ist nur 
ein formeller, den er der Frau restituieren muss; in Bezug auf die Erb- 
einsetzung des servus dotalis wird iu derselben Weise wie bei der des 
servus fructuarius untersdiieden, ob sie respectu mariti oder mulieris 
erfolgt (L. 45 pr. i; 1 de adijuir v. oniitt. hered. 29. 2, 1. 05 de iure dot 
23. 3, 1. 19 § 1 de perul. lö. 1, 1. 21. 22 de usufr. 7. 1)."^^) 

Die Scheidung des Vermögens der Frau in Dos und andere Guter 
tritt auch klar hervor iu 1. Ki und 1. 22 de relig. 11.7.^^) Nach der ersten 
Stelle ist die actio fuueraria auf Ersatz der Kosten der Beerdigung der Frau 
gegen denjenigen bejs^ündet, an den die Dos beim Tode der Emu fällt, 
weil es aequissiiiiuni visuni est veteribus nmlieres quasi de patrimoniis 
suis ita de dotibus funerari ; darum soll der die Dos Lucrierende, also 
derjenige, der beim Nicht\ ersterben der Frau in der Ehe das alsdann 
der Frau verbleibende Veruiögen nicht erworben haben würde, in funus 
conferre; und von seiteu des Mannes wird iucriert und ist mithin das 



•*) Vgl. auch 1. 71 § 3 d« cond. ut dem. 35. i: Das legalum dotis gereicht in 
«iBter linie der Frau snm VorteU, quae dotem habere incipit; aber non tantum 
mulleii, aed TlUo quoque (dem Hanne) consultom videtur: die Frau kann, ofagMcb 
sie in erster Linie berediügt iät, die Auazahlui^ des ibr mmaehten Oeldes nicht 
anders verlangen als dass es Dos wird, und dem Manne kann es trotz Wider- 
spnichs der Frau gültig als Dos ausgezaliU werden, indem lio Frau das ihr zu- 
gewaii'lto emolunientum ot'un dadurch erhält, dass sie nunuit^hr doliort ist. — L. 5! 
§2 de a. e. v. lö. 1; Die Frau enthält sicli der ükbschaft ihres Vaters, contenla 
dote^ sie hat in der Dos tt» Zuwendung, die sie auf die vflterUdie Erbach ver» 
sichten Ifiest. — L. 26 § 1 quae in Ihiud. cced. 42. 8: Der Hann haftet der actio 
^uliaoanur bei scientiar die Frau auch ohne scientia, quia intellegitor — qdd ad 
eam pervenisse. 

") Diese Scbcidunp liej_'t doch auch der Bezeichnung der Frau als uxor inops 
et mdotata zu Gründe: es ist eine Frau, die vireder eine Dos noch sonstiges Yer- 
mögen liat. 
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andem&Us der Frau Verbleibende dasjcuige, wm der mit der actio de 
dote belangte Mann der Frau hefanageben mfisste (1. 27 § 2 eod). Und 
noch deutlicher sagt 1. 22 eod.. c^uotienB mulier decedit, ex dote, ijuae 
apttd virum remanet, et ceteriB mnlieris bonis pro portione faneranda est 
Wenn also die Frauen su beerdigen sind de patrimonüs suis und de 
dotibus, ex dote et ceteris mulieris bonis, so besteht eb^ das Qesamt- 
Termögen der Frau aus swd Bwtandteilen, doe und sonstigem Vermögen, 
und die Verteilung det Kosten der Beerdigung auf die Terschiedeoen 
PenM»^, an weldie diese Bestandteile fUIen, Mann oder Valer und 
Erbe der F^au, erfolgt nach der Qrösse dieser Bestandteile: reluti si in 
dotem centum sint, in hereditate ducent% duas partes heres, unam Tir 
couferet (1. 23 eod.). 

Wenn femer Paulus nach I. 21. § 1 ad munidp. 50. 1 ein Gut- 
achten dahin abgegeben hat, dum die Dos, obgleich sie während Aer Ehe 
in bonis mariti sei, doch bei der Berechnung der Grösse des Vermögens 
des Mannes nicht mitberecbnet, also nicht zum Vermögen desselben ge- 
hörig erachtet werde, wenn die onera muuicipaHa patrimonialta a certo 
modo substantiae auferlegt werden, so ist eben trotz des formellen Rechts 
des Miiiiiics die Dos der Substanz nach nicht ihm gthöng; sie ist 
materiell nicht JBc^tau<lteil des Vermögens des Mannes, sondern der Frau. 
Und wenn in 1. 4. C. ne iixor ])iu niaiito 1. 12 von dem Vermögen der 
Frau, welches der Vater ihr extra dotis causam gegeben hat, gesagt 
wird, daiss dasselbe muuerum municipahum obteutu nicht in Anspnich 
genommen werden könne, so ergibt sich im Zusaiimieiilialt mit 1. 21. 
§ 4. D. cit., dass wie die Dos, so auch das übrige der dotis causa nicht 
unterliegende Vermögen der Frau nicht für die uul dem Vermögen des 
MaJines ruhenden Lasten in Betrailit kommt, dass also das Vermögen der 
Frau diese beiden Bestandteile umfasst, wenn auch der eine formell in 
bonis mariti ist. 

Und das gleiche ergibt sich aus 1. 4. C. in quib. caus. pign. 8. 14. 
Während nach L 1. C. de privil. fl-ci 7. 73 wegen Primipilarschulden 
des Mannes die der Frau eij^entiiialich gehörigen Sachen nicht vom 
Fiskus in Anspruch genonmieu werden küuneii, findet nach 1. 4. C. cit. 
eine Pfaudhaftunir desjenigen Vermögens der Frau statt, welches Dos ist: 
bona earuni in dotem data, (juae nuptae sunt^ teneri, aber doch nicht 
schlechthin so wie das Vermögen des Mannes haftet, verum ccrto ordine, 
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vt sdUoet tiinc demnm ad hoc mulittis patrimoniuin pniculuin respiciaty 
si nniTenui Tiri facultatibus eihaastis niliQ reeidttum inveniatar. Der 
Gegensatz der facaltates viri und des patiimonittin mnlieris, welc^ies 
Dos ist» und wieder des Yennögens der Frau, welches nicht Dos ist^ 
tritt mit Toller Schärfe hervor. Dass die materiell sum Vermög«! der 
BVau gehöraide Dos doch, w«m auch in snhsidium, iÜr die Frimi]^lar> 
schuld«! des Mannes haftet, beruht auf dem Privil^um des Fiskus» der 
nach dem Vermögen des Mannes auch das der Frau, nur nicht in vollem 
Umiange, sondern hloss soweit es Dos ist» in Ansprach nimmt, wie auch 
das Yermögen der Kinder des primipilaris nach l alt GL de primip. 
18. 62, obgleich sie nicht Erben ihres Vaters geworden sind, dem Fiskus 
haftet 

Das Gewicht dieser Stellen kann nidit vermindert werden durch die 
fierofiing auf den Gegensatz von publicatio dotis und einfacher Konfis- 
kation des Vermog^s der f^au, welche die Dos nicht ergreift. In beiden 
I%Uen handelt es sich um eine Strafe für ein Verbrechen der Frau: in 
dem einen Fall erfasst die Strafe nur denjenigen Bestandteil des Ver- 
mögens der FV'au, welcher Dos ist, in dem anderen nur denjenigen, der 
nidit Dos ist fiel der publioitio dotb verliert die Frau nicht bloss ihr 
eventuelles Forderangsrecht, ihre spes quaudoque recipiendae dotis, sie 
hat einfach kdne Dos mehr, ein V^ust, der weder durdi das formelle 
Eigentumsrecht noch durch das Genussrecht des Mannes verhindert wird; 
daher ist die actb de dote vc^tändig aufgeschlossen, und wenn die 
Publikation erst post acoeptum iudicium de dote erfolgt, cxpirabit iudi- 
ehim (L 24. § 7. soL matr. 24. B), und darum ist auch ein Lucrieren 
der Dos von seiten des Mannes nicht möglich. Dass die einfache Konfis- 
kation des Vermögens der Frau sich nicht mit auf die I^werstreckt, hat 
nicht, wie Bechmaun (S. 411) annimmt, seineu Grund darin, dass die 
Dos zum Vermögen des Afanues gehört — wie kdnnte sonst wegen 
eines Verbrechens der Frau die Dos durch publicatio dotts dem Manne 
genommen werden! — , sondern darin, dass bei solcher K<mfiskation die 
Vrsxk, quin prius serva poenae efficitur, als quasi mortua betrachtet wird, 
und dass es darum da, wo das Gesetz nicht ausdrücklich dotem puhlicat, 
verum est dotem lucro mariti cedcrc (l. 5. pr. de bonis damn. 48. 20): 



>} Vgl dlorüber Bechmann II. 410 f. Osyhlan S. 505 f. 

8 
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ohne publicatio dotis hört die Dos, die als den Ehezwedcna di^iend mne 
andere Stellung eioDimrat als das sonstige Vermögen der Frau, zv 
existieren nicht auf, und desballi gilt, wenn die Frau rechtlich quasi 
mortua est, von der Dos dasselbe, wie wenn die Frau wirklich gestorben 

ist. Um Vermögen der Frau, das wegen ihres Verbrechens zu ihrer Be- 
strafung ihr genommen wird, handelt es sich in dem einen wie dem 
anderen Fall. 

Lässt sich schon nach diesen Quellenzeugnissen nicht verkennen, 
das8 die Dos trotz dos formellen in bonis tniiriti Seins doch auch in 
bonis mnlieris ist und dieses Zugehüren zum \'eriuögen der Frau in 
manclien Kichtiuigeu ein intensiveres ist als das Zugehören zum A'er- 
Uiügeu des Mannes, 'i) und dass mithin m der Bestellung der Dos »uch 
eine Zuwendung an die Frau liej^t und /,\va.r eitu- Zuwendung, die nicht 
in einer Moss })edingten F()rd< nnig oder einer sjies quandaque recipiendae 
dotis liestehtj-) so tritt uns dieser Gedauiie noch weiter in einer Reihe 
praktischer Konsequenzen entgegen. 

Die engere Beziehung der Frau zu der Dos kommt zum Ausdruck 



••) Dies soll vielleicht auch ausgedrückt sein mit der Wendung in 1. 75 de 
Iure dot 8S. 8: quamvia In bpnla mariti dos eit, muUeria tarnen est, and qaamvto 
apud maritum dominium sit, «molumenli poteataatem uzoris esse ereditor. Da 
nicht die Frau, sondera der Hann das Eigentom an den Dotalsachea erlangt» so 

scheint die Frau bei der Eviktion derselben kein gegen wArliifes Interesse zu haben, 
sondern lediglich in der Lage zu sein, künftig nach Auflösunfr drr Kho ein Interesse 
haben zu können, und dies wurde, mit Rücksicht auf die Ungewissheit di r künftigen 
Gestaltung, mchl goeigtiot sein, schon jetzt einen Eviktionsanspruch dor Frau zu 
begränden. IKeeen Einwand bek&mpft der Jurist mit den angeführten Worten: 
er vindiziert der Frau weil die dos mulierie est, weil sie emolomenti poteetatem 
ba^ sehoD. wilirend der Ehe ein prfteantas Intereaeo an der Eviktion. Vgl. Osyhlan 
S. 189. 

") "Wenn ( in Dritter (üo Dos bestallt, so liegt Zuwendung an die Frau vor. 
Wenn dio iJosbestüllung von der Frau selbst ausgoht, so kann natüriich nicht 
davon die Bede sein, dass sie sich selbst etwas zuwendet, aber sie beh^t d.vs dem 
Hanne Gegebene in der Gestalt der Dos: aus einem freien, ihrer Hemdbaft sehledht- 
hin unterworfbnen Bestandteile ihm Vermögens ist es au einem formell im Eigen* 
tum des Vennes beflndlidien, den Ehesweckm dienenden und dadundi gebundenen 
Bestandteil ihres VeimOgens geworden und als solcher ihr verblieben. In diesem 
Sinne heisst es von dor die Dos bestellenden Frau, der die Dos prälegiert ist: 
dotem recdpisse magis quam accepisse, 1. 2 g 1 de dote praeleg. 33. 4. 
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in der Entschdduug der 1. 13. § 10 de hered. petit. 5. 3. Die Frau hat 
eine von ihr pro berede besessene Erbschaft dem Manne ah Dos gegeben, 
der Mann kann vom Erben belaugt werden mit der liercditatis petitio 
utilia, die Frau mit der hereditatis petitio directa: trotz. Weggehens der 
Erbschaft als Dos hat sie doch die Erbschaft in der Dos.-'') 

Die Antwort Jnlians auf die Frage, ob dem aus der promissio dotis 
klagenden Manne eine exceptio doli aus der Pei-son der Frau euLgegen- 
gesetzt werden könne: exceptioueni obstare, dos enini intellegitur hüae 
adquiri. cum per hoc dotem s\t habitnr;) (1. 4. § 22. de exc. doli 41. 4.), 
zeigt, dass der Erwerb der Frau m eibUr Linie steht Und das gleiihe 
ergil)t sich aus 1. 5. § 5. eod.: wenn jemand supra legitimuni Tnodum der 
Frau schenken will und diese ihn ihrem Manne dotis causa delegiert, so 
steht der Klage des Mannes — lür den die causa der Dosbestellung 
gleichgültig ist und gegen den darum aus seiner Person eine Einrede 
nicht vorceseliiit/t werden kann, so wenig wie gegen einen Gläubiger, 
dem von semcm Schuldner der gegen die Lex Cincia Schenkende dele- 
giert ist — aus der Person der Frau die exceptio entgegen, und gegen 
die Frau !iat der Schenker eiuo condictio auf Liberierung von der dem 
Manne gegenüber übernommenen Verpflichtung oder, wo er schon gezahlt 
hat, auf Rückgabe des ( Jezahlten. Wie wäre ein<' condictio gegen die? 
Frau möglich, wenn nicht darin, dass sie die Dos bat, eine Bereicherung 
ihres VKrniügens läge? 

Nach 1. 5. § 9 de iure dot. 23. 3 ist es, si quis certam qimntitutem 
patri donaverit ita ut hanc pro filia daret, wie keine dos pioftdiciai 
weil das als Dos Gegebene nicht de bonis patris profectum und vom 
Vater de suo erogatum est, so k< ine Schenkung, weil die Zuwendun«; 
zwar zunächst in das Vermögen des Vaters gekommen i<t aber der Zu- 
wendende non ad hör dedit^ ut pater ipse habeat, sed ut genero pro 
filia expendat, und der Vater dem Geber verpflichtet ist, das Empfangene 
aus seinem Vermögen als Dos wieder wegzugeben, und danach die 
wesentliche Voraussetzung der Schenkung, das Geben zu definitivem 
Haben, fehlt: quia non ea mente daretur, ut omni modo penes accipien- 

") Wie der VerkJiufor <lor Erbschaft, der in dem Kaufpreise «Ion Vorteil aus 
der Erbschaft hat, der lirecta. ler Käufer, der die Erbschaft bat, der utilis heie- 
ditatis petitio haftet, 1. 13 § 4 eod. 
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tem manwet (L 20 de reb. erad. 12. 1.). Darum fiUlt ändt solch« Za- 
wenduDg, wenn sie dem Gewalthaber diEnr Tochter tch anner Frau ge- 
madit is^ nicht unter daa Verbot der dcmatio inter virum et uzorem: non 
Tiden uxorem marito donasae^ ut non ait interdicta donatio iure dvili 
(l. 5 § 9 cit.).'^) Wenn hingegen jemand der Frau eine mientgeltliche 
Zuwendung macht mit der Bestimmung, nt ipsa sno nomine in dotrai 
det (l. 9. pr. de iure dot 23. 3), ao ist das, wie auch Bochmann (II. 8. 211) 
als zweifellos ano^kenn^ Schenkung an die EVau, obgleich ai^ ebenao wie 
im ersten Falle der Vater, obatricta est ut det» aut ai non dedeiri^ con- 
dietiono tenetur. Der Grund der Tarschieden«! Bdbandlung beidw EMe 
kann kein anderer sem, als dass die Frau, troti der Yerpfflichtung das 
Empfangene herauszugeben und trotz erfolgter Herausga))e, doch so em- 
pfangen bat^ ut ipsa habeat. Dem Vater ist nicht ao gegeben, daas daa 
Empfangene penes enm manwetf weil es durch das Geben der Dos aus 
seinem Vermögen wieder ausscheideti der Tochter hingegen ist so gegeben, 
daaa das Empfangene trotz des Gebens der Dos ihr selbst ?erbleibt und 
durch das Geben der Dos nidit aufhört Bestandteil ihr« Vermögens lu 
adn: das HindemiSf daa dort der Annahme einmr Sdienknng eutgegcn- 
steht, das Fehlen des Willens dauernden Behaltenaollens, ist hier nicht 
vorhanden. — Ist es der Mann, der seiner Frau ea condicione donavit» 
ut quod donavit in dotem acdpiat, so ist das nach 1. 59 de don, i« et 
u. 24. 1. eine wahre Schenkung aus dem gleichen Grunde, und darum 
dem Verbot dar Schenkung unter Ehegatten unterfallend: w&hrand in 
dem Falle der 1. 5 § 9 cit, Geben der EVau an äext Mann mit der Ver- 
])flicbtung, das Gegebene fUr die Tochter als Dos zu bestellen, das Sehen* 
kungsrerbot nidit Platz greift, weil der Mann m Wahrheit nicht locupletior 
&ctus est, ist hier, wo die Frau daa G^bene in der Dos behalt, die 
Frau locupletior facta durch die Zuwendung des Mannes und deshalb 
die Vorausseteung echter Schenkung und des Schenkungarerbote vor- 
handen; und wie alle Sdienkungen untw Ehegatten, so konvalesctert auch 
diese, wenn der Mann, ohne widerrufen an haben, vor der Frau ver- 

**) Dem in 1. 5 § 9 cit bebandelten FSlle — Geben von satten der Frau an 

ihren Mann ita ut jiro filia dotem darot — steht natürlich .lor Fnll gleich, wenn 
die Frau die Zustimmung dazu erteilt, iass ihre in Ion Hänilen <\eH Mannes be- 
findlichen Sachen von diesem für die Tochter als Dos ^'egoben werden, wovon 
Fragm. Vatic. 26« bandelt. Vgl. auch L 61 de iure dot. 23. S. 
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Stoib«! ist — ünd wie in 1. 69 dt, so in l 2. C. de doto cauta 6. 15^ 
wo statt des Gebens Tom Manne an die £Van ea oondicione, nt in dotem 
aectpiat) das incrementum doti dare dadureh, dass de sao maritus con- 
Staate matrimonio donandi animo in dotem adscripsit» das Mittel der 
Zuwendung ist: die Zuwendung ist Schenkung und als Schenkung unter 
Ehegatten nichtig, kouTaleseiert aber, wenn der Mann, ohne widomfoi 
zu haben, verstorben ist Wie dort die Frau die ihr gemachte Zuwen- 
dung trete des formellen Wiederherausgebms als iDos in ihrem Y ermSgen 
behalt und darum noch bereiehert und beschenkt ist, so wird hier durch 
die Yennehrung der Dos eine Bereieherung fUr sie -herbeigeführt und die 
Schenkung realisiert'*) 

Und wieder, wenn ein Niditschuldner indebitam pecuniam per erroiem 
iussu mulieris sponso eius promisisset et niqptiae secutae fiiissent, so 
steht ihm gegen die Frau die condictio indebiti zu, ut aut repetat ob ea, 
quod maiito dedit, aut nt liboretur, si nondum solverit (1. 9. § 1 de 
Cond, causa dato 12. während, wenn der Nichtsdiuldner, cumscuet 
se nihil mdioti debere, auf ihre Anweisung dotis nomine dem Manne 
promittiert, Schenkung an die Frau vorliegt (1. 7. pr. eod.).'^) In bmden 

Dem nnimo donandi TOTgenommenen in dotem aMscribore steht der Fall 
der 1. 53 do iure dot. 23. 3 p-Ieich: wenn der Mann, um dor Frau damit zu schenken, 
sich von einem insolventen SchuMnor >ler Frau auf deren Anweisuu}? dotis causa 
versprechen läs^t, so liegt darin eine äctienkuuig uu die Frau liinsichtüch lierjenigen 
Summe, qua» a debitore aerrari non potorat: die Frau bat in diesem Umfang in 
der Dos eine Bereidierung ihres YenaOgens vom Hanne sdsslton, da bei Insolvens 
des Schuldners in Wahrheit nicht sie dem Ifanne, sondern dieser ihr eine Zu- 
wendung gemacht hat 

^) Die condictio geht gegen dio Frau, weil ihr Vermögen durch die Doe be- 
reichert ist; gegen den Mann geht dio Klage nicht, weil er suuin nepotiuni gerit 
und weil für ihn dio causa iU:t Düsbostolhiiit.' gluiclif;ulnu' ist. Hiii^;o^'-en wenn die 
Ehe nicht zü »taude icommt und durum keine Dos vorhanden, also auch nicht» im 
YennOgen der Feuu trt, sondern nur der Hann durch die promiBeio dotis einen 
fonnellsn Erwerb gemadit hat, ist die Klage nur gegen den Hann mflglteb, nicht 
gegsn die Fmu. 1. 7 pr. eod. 1% 4. 

") In 1. 7 pr. wird zwar nur von dem Falle gesprochen, wo der sciens ae 
nihil debere vor der Ehe promiltiort und die Elio nicht zn statido kommt; aber 
wenn hier der Frau die Klage auf Herausgabe des in Erfüllung der dotiH proinissio 
dem Manne Gezahlten deshalb gegeben wird, quuniam pecunia ad eam pertineret 
— anders als da, wo der Kichtschuldner irrtümlich promittiert hat^ in welchem 
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EKUen hat die Frau in der Dos dno Zairendimg Ton seitan des Dritten 
in ihrem Yermögeii: das foimdl dem Manne erworbene Fordemngsrecht 
»m der dotie promissio und das daraufhin ihm Gesahlte ist materiell ein 
Bestandtdl des Vermögeps der BVau, den sie in jenem Fatte sine causa, 
in diesem Falle ex causa donationis hat^ Lage nidit darin, dass des 
mulieri adqniritur eine Beretch^rung der Frau, so wife condictio gegen 
die SVaa wie Annahme einer Sdienkung an sie undenkbar, wie ohne 
diese Toraussetzung auch die in der oben erörterten 1« 43. § 1. de admin. 
20 7. dem Kurator gegen die Frau gegebene actio n^tiorum gestorum 
während der Ehe nicht bogründet smn wfirde. 

Auch auf die nach 1. 15. § 3. qui satisd cog. 2. 8. durch den fnndoa 
dotalis begründete Eautionsfrdheit der Frau ist doch wohl grösseres Ge- 
wicht SU legen, als Bochmann L 140 t und Osyblans S. 193 mgeboi 
wollen. Natürlich kann der Satz: si fundus in dotem datus sit, tarn 
uxor quam maritos propter possessioaem eins fnndi poasessores intelle- 
guntur, nicht als Beweis eines Eigentums der Frau betrachtet werden. 
Aber wegen des iundus dotalis die Frau als Gruudbesitcerin, als mit 
Grundstücken ansftssig**) zu beseichnm, wäre doch nicht möglich,***) wenn 

Falle ihm selbst und zwar nur gegen den Mann (vgl. die vorige Anm ) die Klage 
zusteht — , ht natürlich dann, worin dio Ehe pesx'hlo^sen ist. das als gültipt» 
Dos in den Jl.iinlt M des Mannes ßetin llichi' der Frau als Bo;>tamileil ihres Ver- 
mögens g&ächt^nkt. Vgl. auch 1. 12 de uuv. 46. 2, 1. 47 de oper. Üb. 38. 1. 

*^ Bechmsnn I. S. 211 A. 8 bemerkt: in dem FsUe, wo der vermdnt^ihe 
Schuldner der Frau sidi wlBsenUich Ton ibr dotis causa dem Manne delegtoren 
Isne, liege allerdings Sebenkung an die Frau v(Nr, aber nicht deshalb, weil die 
Ddegation gerade doUs causa erfolgt soi, os wäro obotiso gut Schenkung, wenn es 
sich um irgend eitien andern Zweck handelte. Dmch dif«»o Bemerkung wird das 
im Text Gesagto nicht widerlogt. Gewiss liei^t darin, dass der Nichtschuldner 
sicii wissentlich üoiegieren lässt, Schenkung nicht deshalb, weil die Delegation 
dotis causa erfölgC; aber darum handelt es sidi auch nicht, sondnn dsmiu, ob. 
wenn sie dotis causa erfolgt, darin eine Schenkung an die Freu liegt 

Belege Ar diese Bedeutung von possessor braaeben nicht angefahrt so 
worden. In 1. 3 C. no uxor pro mar. 4. 12 ist possessiones dare mid pmeilia ssslgnare 
als identisch gebraucht. 

■"•) Wenn Czyhlarz s. UM f. sayt: der Wortlaut der Stelle gehe nicht dahin, 
dass die Frau lundi possesüor sei, sondern dahin, dass sie als posso-ssor angesehen 
werde, so ist dies darum nicht zutrefTend, wtil es nicht bloss von der Frau, sondern 
auch vom Hanne so helsst: tam uxor quam maritos poasessores IntoUegontur. 
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ihr YwbältDis zur Dos ketn anderes fräre, als data sie bloss die spes qnaiido- 
que redpiendae dotis bat: wird doch in unmittelbarem Anschloss an den 
Salz, dass die Fran als Gnmdbesitzarin kautionsfrei sei, gesagt tdiversä 
causa est eins qni fiindi petitionem personalem habet*; denn dass das 
BfitAfordeningsreckt der Fran angesichts der gesetilichen UnTO&ussav 
Udikett des DotalgnindstUckes auf ganz anderer Baeb bemht als die ge* 
wöhnliche fundi petitio personalis (Becbmann 1. S. 142), ändert daran 
niehts, dass die Klage der Fran auch nur eine persönliche ist Handelte 
es sich bloss um die genttgende Garantie dafür, dass die befreiten Per^ 
sonen sich im Gerichtsbezirke anizeffen lassen, und um den GredankoOf 
dass die Ansässigen, d. h. die, welehe zu einem Ghrnndstucke in einmn 
gewissen auf die Dauer berechneten Verhaltnisse stehen und eben des- 
halb an den Ort» wo dasselbe liegt, ^bnnden sind, diese Garantie bieten 
(Bedimann L S. 142)> so wäre nicht einsusehen,- weshalb die Fran nicht 
auch ohne fundus dotalis kautionsbefreit sein sollte, fihlls nur ihr Mann 
Grundbesitz hat Eine Beseitigung dieses von Bochmann selbst (Anm. 1.) 
erwähnten Bedenkens, dass die Fran da anzutreCFen ist, wo der Mann in- 
folge seines Grundbesitzes seinen Aufenthalt hat^ kuin nicht in der Be> 
merknng gefunden werden, äaas zu einem solche Grundstücke des 
Mannes die EVan swar in einer gewissen Beziehung stehe, diese abw in 
ihrer Dauer Töllig unsicher sei und dahw in dieser Beziehung die Frau 
nicht als Besitzerin betrachtet werde: dieser Einwand wird schon wider- 
legt duidi den Satz der I. 15. § 7. eod., dass es fttr die Eautionsfreiheit 
lediglich darauf ankommt, ob der Pflichtige zur Zeit der Kautionsleistung 
possessor ist, und daher ei, qui post cautionem possessionem yendidit, 
nihil obest Ich kann daher den Grund der auf dem Haben eines 
fundus dotalis beruhenden Freiheit der Frau von der Kantion nur in 
dem schon während der' Ehe bestehenden und anch nach andern 
Bichtungen sich bemerklich machenden habere dotem als materiellen 
Bestandteil ihres Vermögens s^en. Wenn Bochmann und Czyhlatz 
dies so ausdrucken: die Frau sei deshalb ansässig, weil sie zu dem 
fiindns dotalis in einem bleibenden und dauernden Ywhftltnisse stehe, 
welches auch durch die Auflösung der Ehe nicht alteriert werde, d» 
fundus dotalis stehe in einer vom Willen des Mannes unabhängigen 
dauernden Beziehung zur EVau, so kann ich mich mit dieser Formu- 
lierung, die mehr ausdnidct als die blosse spes künftigen Erwerbs, ein- 
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verstanden erklären;^') es ist eben eine reditliche Beadehung der Frau 
znr Dos, die nicht in einer blossen spes quando<iue redpiendae dotis 
besteht, denn eine solche spes würde nicht hinreichen, um die Fran 
als mit GnindbesitE ansässig und kautionsfr^ erscheinen zu lassen. 

Nach alledem können die Wendungen dos in bonis mnlieris est, 
nraltm dos adquisita est, midier habet dotem, dos quamvis in bonis 
maritt sit multwis tarnen est» nicht in avsscbtisssliehem Hinblidk auf die 
künftige actio rei uxoriae gelnaudit adn. Sie bedeuten mehr als die 
blosse unentiiehbare Ho&nng auf kttnltige Bechtsstellung, sie boEeichnen 
die Dos als eine zum gegenwiitigen VenoSgen div Frau gehörige. 

Zum Bewdse der NegatiTe, dass mit d«' s^ quandoque recipiendae 
dotis das rechtlidie Wesen des YeiliältDisBes der Frau cur Dos nicht 
gentigend zum Ausdruck gebracht wird} mögen zun&cbst noch folgoide 
zwd Momente herroigehoben werden. 

Dass der Sate dos mulieris est u. s. w. auf die dos recepticia sidi 
nicht beziehe, ist nirgends gesagt, und hier steht Ton Tomhernn fest, 
dass euie soldie Aussicht auf künftigen Ehrwerb der Dos für die Frau 
nicht vorhanden ist Aber auch in ihrer Besteliong li^ eine Zuwen- 
dung an die Frau, und während der Ehe hat die F^u die kraft des 
Dotalcharakters dm* Zuwendung ihr zustdienden Bechte, z. B. die Be- 
fugnis, beim abuti und dissipari dotem und propter inopiam mariti die 
Sequestration und Herausgabe zu yerlaugen.*^ Natürlich ist das Geben 
einw dos reoepticia keine Schenkung an die Fran, weil nicht so gegeben 
ist, ut apud eam omoimodo remaneret, aber wihrend der Ehe ist das 
YeryUtnis der Fran kdn anders geartetes als bei einer dos non recep- 
ticia. Dass die Fran bei Auflösung da Ehe die Dos nicht behält, be- 
seitigt das dos mnlieris est ebensowenig wie das in bonis mariti est da- 
durch negiert wird, dass der Mann die hinsichtlich einer dos non recep- 



**) Worin sich das bleibende Yerbftltnis der Fian zum ftmdus dotalis, wekhss 

Bochmann I. 142 »nerlcennt, von 'lern wirklichen gegenwärtigen Rechtsverhältnis 
fior Frati mm fundus dotalis, waches er S. Ul in Abrede stellt, unterscheidet, bat 
Bochmann rieht gesagt. 

**) In 1. '24 pr. sol. matr. 24. 8 ist allerdings nur an eine «los non recepticia 
gedacbt: ex i^uo apparuerit, maiili facultaies ad doli» exactionem non sufücere. 
Aber sollte bei der ClelUir einer YencUBuderung der dos rec^ticia die Bih&ltnng 
der Oos fOr ihren Zweck nicht ebenso gerechtbrti^ sein? 
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tida ibm nisteheiiden Bechto — BohAlten der Dos beim Tode der Frau 
und bei Soheidiing infolge Yenchuldens der Fk-au — nicht hat 

Die Wendung: spes qnandoque redpiendae dotia wird in L 71. de 
erict 21. 3. andi tob dem Vater gebrandity der die actio rd nzoriae, 
wenn die Tochter lebt, adiuncta filiae persona und bd Tod d» Tochter 
in der Ehe sdbstSndig hat; zugleich aber wird hindchtlidi der Frage, ob 
er wegen Eviktion der Itotalobjekte die actio emti oder ex stipulatn hat^ 
der «nicht unberechtigte* Zweifel gegen die Bejahung darauf gegründet» 
dass non ncat mulieris dos est ita patris esse dici potest (Tgl. anch 
L 4 de colL hon. 37. 6. l 1. § A de coli dotis 37. 7). Wenn sonach 
Yator wie Frau die spes quandoque redpiendae dotis habend*) und dodi 
nur mulieris, nicht auch patris dos esse did potest, so kann das dos 
mulieris est nicht die blosse spes quandoque redpiendae dotis bedeuten. 

Diese Yerschiedenheit zwischen Yater. und Frau hindchtlich des 
YnhftltniBses zur Dos während der Ehe äussert steh vor allem auch hd 
der Frage nach der Kollation 4<) Und dass das dotem confene debere 
als aussdilaggebend fiir das YerhSltnis der Fhtu betrachtet wird, tritt in 
der L 43 § 1 de admin. 26. 7 klar herror. Denn hi^r wird die Zu« 
läsdgkdt der actio n^otiorum gestorum contraria des animo negotii 
goendi die Dos bestellenden Kurators gegen die Frau wihrend der Ehe 
damit begründet, quia mulier habet dotem, und w^en dieses habere 
dotem wird auf die Kollation verwiesen: ut in coUatione bonorum 
didtur. 

Wie in der 1. 71 di, so wird in I. 4 de coli bonor. 37. G gesagt, 
dass, wenn der Yater für seine Tochter eine Dos gegeben hat, der Yater 
nicht, wie die Frau ihren Geschwistern, diese Dos sdnm Geschwistern 
während der Ehe zu konferieren braucht, und in beiden Stdlen wird dies 
damit begründet, dass die Dos nicht in der Wdse im Yermögen des 



^ Cteyhlars 8. IM f. sagt, es sei, a hgooo hen davon, daas während der Ehe die 
Dos gar nkbt des Yaten, sondern immer nur die Dos der Frau sei, audi für die 

Zukunft die Aussicht <ips Vaters, zu der Dos In Beziehung zu kommen, eine sehr 
unsichere. Aber rmsicher in »lieaom Sinne ist ruich <lio Atissicht der Tocht.>r; für 
den Vater kommt oa darauf an, «iass die Tocliti r fnt\ve<ler in aer Ktie stirbt oder 
in seiner (itnv;ili stobt, für die Tocbtor «lanuif, l iss sie ilio Ehe überlebt. 

**) Auch darin zeigt sich di« Verschiedenheit, dass wegen der zur l^os ge- 
bOranden Gknndstficke eine EaatloDsfreilwit des Vaian nicht begründet ist 
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Vaters ist, wie sie im Vermögen der Frau ist: der Erwerb, deu der Vater 
hiDsichtlich der ala Dos gegebenen Objekte gemacht hatte, und der, wenn 
er ihn noch hätte, seine Kollationspflicbt begründen vfirde, ist durch das 
Geben der Dos für die Tochter ans seinem Ycrm5gcn wieder ausge- 
schieden, der Vater steht gegenwärtig während der Ehe seiner Tochtor 
au dieser Dos in keinem rechtlichen Verhältnisse, ein ihn zur Kollation 
verpflichtendes habere dotem ist für ihn nicht vorhanden, trota der Mdg- 
lichkeit, sie mit der actio de dote dereinst wieder an erlangen; hingegen 
die £Vaa, obgleich anch sie die actio de dote znr Zeit nicht anstellen 
kann, hat in der Doe gegenwSitig schon einen Erwerb in ihrem Ver- 
mögen, der wie jeder andere Erwerb sie zur Kollation Terpflichtet'^) 

Idi kann mich in dieser Beziehung auf die eigenen Ausführungen 
?on Bechmann (L 177 £) and Osyhlarz (S. 193 A. 7) bezidhen. Nach 
ihnoi ist nicht ein bedingtes Fordemngsrechtk nicht die actio de dote und 
das, was die Fra« mit ihr vom Manne erlangen kamt, Gegenstand der 
KoUation, sondecn die Dos selbst allerdings nur diejenige, qnae ad earo 
pwtinwe poteriti atao uü Ausschluss der dos recepticia (L 1 § 1, l 2 
de coli, dotis 37. 7),*^ nnd diese von der KoUationspflidit ergriffen^» Dos 
muas kmifiKiert werden nicht bedingt für den Fall, daw sie der Wm bei 
Auflösung der Ehe restituiert wird, sondmi es ist schlechthin und un- 
abhängig Ton der actio rei uzoiiae und daren Schicksalen das za kon- 
ferieren, was der Mann dotis causa ha^ indem sich die Frau dessen Be- 
trag auf ihr^i Erbt«! anrechnen lassen muw.^') Wenn nun Bedimum 

***) Doe abaosasit a bools patris, dos in hersditate patris non invenitur: 1. 9 

de coU. doüs 37. 7, 1. 14 pr. ad log. Falcid. 35. 2, 1. 64 (62) pr. ad S. C. Trobell. 86. 1. — 
P^benso wie das dem Vater ita ut in dotom ilarof 7.u;^'owaii'lto ilnich das Heben dor 
Dos aus seinem Vermögen ausschoidtt und ilanim nicht ala dem Vater gosclu nkt 
gilt (1. 6 ^ 9 D. 23. 3), hingegen das der Frau mit die-ser Bestimmimg Zugewaudte 
und als Dos Gegebene, weil es als Dos im Vermögen der Frau verbleibt, ihr ge- 
schenkt Ist (l • pr. eod). YgL oben 8. 9$t 

^ Nur dann, wenn der KoUationslUl erst nach Auflösung der Ehe eintritt 
und die Klage der Frau durch das beneficium eompetentiae des Mannes beschränkt 
ist, hat die Frau bloss dss ZU konferieran, was sie wirklich erlangen kann» 1. 1 
6 de coli, dotis 87. 7. 

*1 Vgl. dazu auch I. 5 C. de coli. 6. 20; obgluich di© Fi au beim Tode ihres 
Vaters konferieren müsa, kann sie doch während der Ehe nicht die actio de dote 
gegen den Mann anstellen. — Wie die Oos von der Frau zu konferieren ist^ so ist 
sie audh auf ihren PflichtteU zu imputieren, 1. 89 § 1 C. de mofi: tesL & 2^ L un. 
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sagt: nicht die actio rei uxoriao sei der (Truud der Kolhitioü, deau suubt 
müssten entwoder (wenn man ein bedingtes Forderungsrecht mit der 
herrschenden Ansicht aunehnie) die Grundsätze von dor Kolhition einer 
bedingten Forderung zur Anwendung kommen, oder es konnte (wenn inau 
jene Ansicht verwirft, also mit ihm eine blosse spes recipiendue dotis 
annimmt) von einer auch nur bediuguugsweisen Kollation wahrend der 
Dauer der Ehe keine Rede sein, da ein niügliclier zukünftiger Erwerb, 
eine blosse spes, nicht (jegenstand derselben sein könne, so ist doch da- 
mit anerkannt, dass das die Voraussi t/uug der Kullationspflicht bildende 
dotem habere eben nicht die blüsüc spes quandofjue recipiendae dotis, 
sondern ein gegenwärtig schon bestehendes und "Wirkungen linsserndes 
Keclitsverhältnis der Frau >iur Dos ist l'nd wenn Bechmanu den Grund 
davon, dass die Dos als solche unabhängig von ihren künftigen Schick- 
salen konferiert werden muss, darin sieht, dass die Tochter in der dos 
(profecticia) ein patrimouiuin, einen antezipierten Anteil am väterlichen 
Vermögen habe, und wenn CJ/yhlar/, der die collatio dotis auch in ihren 
Anfangen als nicht auf die dos protecticia beschränkt erachtet, in ihr nur 
eine weitere Anwendung des der <i)llatio lioncjruin zu Grunde liegenden 
Gedankens erl)lickt (indem durch sie nur das ausgeglichen werde, was 
die Tochter durch die dos vor den übrigen sui dadurch voraus hat, dass 
sie zu einer Zeit die Dos bereits (»rw<irl)en bat, während welcher <lie 
andern noch nichts erwerben konnten), so gehen doch beide davon aus, 
dass die Frau in der Dos eini ii Vermögenserwerb niaclit und das Kecht 
der Frau an der Dos ein stärkeres ist als die blosse Aussicht auf künf- 
tigen Erwerb. "W'it- die emanzipierten Geschwister der Frau das. was sie 
erworben, in ilirtMn \'erniögen haben, so die Frau ilire Dos: diese ist 
nicht minder HestaJidteil des ^'erl^ögens der Fran als der Erwerb des 
Bruders Bestandteil von (b s>en \'eraiögen, und darum stehen beide hin- 
sichtlich der Kollationspriicht gleich.^*) 

§ 12 C. de rei nxor. nct. 5. 13. Wenn nun in I 25 pr. ilo inoff. tost, 'l 2 hinsieht- 
bch der Schenkung güsagt wird, diiss dir Tochter in donatione quartam habet und 
dtiäbalb (las Uarch Schunkuug an Uukümiuoiio sieb auf den PllichtteU anrechnen 
laaseo muBs, ao ei'gibt sich, dass, wenn sie die Dos neb auf den Pflichtteil an- 
rechnen lassen maas, sie in dote quartam habet, und zwar auch dann, wenn beim 
Tode des Vaters ihre Ehe noch besteht. 

Dass in Bezug auf das praelegatum dotis gesagt wh-d: id dotis legato 
iueet, quod actioni de dote inerat, relegAtio dotis actionem de dote oootiaet (i, 1 
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£ijie techmsche Bezeiehnqng für dieses Gehören der Dos zum Yer- 
m^en der Frau haben, wie gesagt, weder die Römer noch wir gefunden. 
Sie ist ebenso schwierig wie die begriffliche Er£u8iing und die Antwort 
auf die Frage, wie sich das Zugebören snm Vermögen der Frau mit dem 
zweifclloeen AUeineigentum des Mauue« vereinigen läRst. Mir scheint die 
Auffassung von Mandry (Krit. V, Sehr. XII. 502 fF.) in den Hanpt- 
punkten als die dem Verhältnisse entsprechendste, und dämm mag es 
gestattet sein, seine Ausfiibniogen in Kürze hier wiederzugeben. Es 
handelt sich bei der Stellung der Frau zur Dos nicht um die regel- 
mässige Form des Angehörens, die iu der Szisteox eines subjektiven 
Aechte besteht. Nach oiateheller Anschauungsweise gehört eine Sacbe 
oder ein Vermögen ausschliesslich oder nebenbei derjenigen Person, 
filr welche beziehungsweise für deren Zwecke die Sache oder das Ver- 
mögen ausschliesslich oder nebenbei bestimmt ist: auf welcher Grund- 
lage diese Bestimmung beruht und welche Rechtsform das Angehören 
annimmt ob, wie regelmässig, die Form des subjektiven Rechts an der 
Sache, Weichenfalls materielles und rochtlichea Angehören dch decken, 
oder die Form einer obligatorischen Verpflichtung des EigentflmerB zur 
Bewahrung, Erhaltung, Restitution der Sache, oder die Form von Suc- 
cessionsrechten und dergleichen — , ist für dieses Angehören an sich be- 
deutungslos. Doch wird jene Anschauung sich um so entschiedener in 
den Vordergrund drängen, je mehr das materielle Angehören in recht- 
licbeu Konsequenzen hervortritt, ohne die prägnante Form des rechtlichen 
Augehörens anzunelnnen oder in einer einfachen Obligation aufzugehen. 
80 verhält es sich mit der Dos. Sie ist wahrend der Ehe den Zwecken 
der Ehe zu dienen bestimmt, also den Zwecken und somit der Person 
nicht bloss des Ehemanns, sondern auch der Ehefrau, sie soll aber ausser- 
dem nach Auflösung der Ehe an die Ehr.*r.ii!. fallen und ist insofern 
schon jetzt für sie und ihre Zwecke bestimmt. Weder jene präsente noch 
diese eventuelle Bestiniraimg führen während der Ehe zu Rec-hten der 
Ehefrau an der Dos oder den ein/plnen Dotalobjekten, wohl aber haben 
die eine oder die andere oder beide zusammen eine Reihe von rechtlichen 

pr. 5 de dote praeleg. 8S. 4)^ hew^ natQiÜcb nidi^ dass du habere dotem In 

der actio de dote besteht, denn <hvi praelegatum dotis setzt zu seiner WÜrkMonkeHi 
die Auflösung lor Kbo durch den Tod des Mannes voraus, und dann bat eben die 
actio de dote allein noch Bedeutung. 
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Folgen anderer Art In AnerkennilDg dieser rechtlicbcui Folgen und noch 
mehr der Grundlage derselben, der materiellen Bestimmong der Dos für die 

Ehefrau, erscheint dann die Dos als res uxoria, als in bonis mulieris, als 
nxori adquisita. Diese Auffassung selbst aber macht sich weiterhin wieder 
in einzelnen Rechtssätzen geltend oder wird wenigstens zur Begründung 
von Rechtssätzen benutzt, die auf anderen Gedankenreihen beruhen können 
oder beruhen, wie die Bestimmungen über Kollation, Dotationsvermächtnis, 
Eviktion, Beerdigunfrspflicht, Kautionsfreiheit, Publikation der Dos. 

Aber wie auch innner das Verhiiltnin der Frau zu ihrer Dos theore- 
tisch /u konstruieren sein mag, das, was nacli den hesj)roehenen (^uellen- 
aussprüchen und den in ilinen he/eugteu praktisclieii ßechtssät/.en nicht 
bezweifelt werden darf, ist, dass die Frau in der Dos etwas materiell 
ihr Gehöriges hat, dass durch die Bestellung der Dos an den Mann 
ihr eine Zuwendung gemacht wird, die einen sie bereichernden Bestand- 
teil ihres Vermögens bildet. Das müsste, nach dem früher Bemerkten, 
noch Bechmaiin anerkennen, wie Czyhlarz es anerkennt: denn wenn 
man, wie er es thut, unter der spes quandotjue recipieudae dotis nicht 
eine blosse vage, rechtlich noch gar nicht feststehende Hofihung vereteht, 
sondeni eine objektiv begründete und darum nnentziehbare Aussicht, 
deren ohjcktive Voraussetzung schon in der Gegenwart existiert und 
deren Entwicklung zu einem wirklichen vollen Recht nur von einem 
zukünftigen Umstände abhängt (II 149. I 1B8), so ist, wenn man ül)erhaupt 
einen praktischen Unterschied zwischen einer derartigen s|ies und einem 
bedingten Forderungsrecht zugestehen will, jedenfalls eine solche spes 
ebenso wie ein bedingtes Forderungsrecht em Bestandteil des Vermögens. 



V. 

Das ist aber das für unsere Uutei-suchung Entscheidende. Denn wenn 
in der Bestellung der Dos au den Mann eine das Vermögen der Frau — 
einerlei in welcher rechtliclien Gestalt — bereichernde Zuwendung liegt, 
so ist auch der zweite, von Bechmann gegen die Auflassung der Dosbe- 
stellung als Schenkung an die Frau oder richtiger gegen die Möglichkeit, 
dass durch Dosbestellmig die causa donandi zwischen dem Besteller und 
der Frau realisiert werden kann, als hinfällig erwiesen. 
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Kommt zu clor iu der Dosbestellung an den Mann liegenden Zu* 
Wendung an die Frau das causale Moment hinzu, dass diese Zuwendung 
erfolgt in der Absicht, der Fraa damit zu schenken, und dass die Ftmk 
diese Scbenkungsabsicht acceptiert, 8o hegen die Voraussetzungen des 
Gattuogsbegriffe Schenkung vor: iinentgelUiehe Zuwendung eines Ver> 
mögcnswerfcs von dem einen an den anderen und Übereinstimmmig beider 
dazfiber, dass die Zuwendung eine unentgeltliche Beiti solle. 

Hieran wird nichts geändert dadurch, dass es nicht eine Schenkung 
gewöhnlicher Art ist, d. h. die das unentgeltlich Zugewandte in das freie 
Ungebundene Vermögen des Empfängers bringti sondern eine Schenkung 
dotis causa, d. h. eine solche, die das der Frau unentgeltlich Zugewandte 
zugleich den Zwecken der Ehe und damit auch den Zwedcen und clcr 
Person des Mannes dienstbar macht. Denn dass die dotis causa nicht 
unvereinbar ist mit der donationis causa, ist oben (sub II S. 0 ff.) nach- 
gewiesen worden. Der Gegensatz der Schenkung dotis causa und der 
ohne Kombination mit der dotis causa gemachten Schenkung tritt in 
1. 43 § 1 de iure dot 23. 3 scharf hervor. Erfolgt die Dosbestellung 
seitens eines extraneus dadurch, dass er den ihm schuldenden Mann 
dotis causa von seiner Schuld durch Acceptilation befreit, so ist nuptiis 
non secutis keine Dos vorhanden und zugleich wegen des Mangels der 
dotis causa die Acceptilation niclitig: ''') danach würde selbstverständlich, 
wenn der Dosbesteilunj? die causa donandi zu Grunde liegt, wie es bei 
der Bestellung von selten eines extraneus die Repel ist. auch eine gültige 
Schenkung an die Frau nicht vorhanden sein, weil das ^^ittel versagt, 
durch das die causa donandi realisiert werden soll. T^'enn hingegen der 
extraneus die Acceptihition so vornimmt, ut veHt muliori in totnni doua- 
tum, also nicht bloss tlir den Fall, dass die Ehe m stände kommt, und 
mit dem Zwecke, der Ehe in du Dos eine ökonomische Grundlage zu 
gewähren, sondern schledithin, auf alle Falle, mag Ehe und Dos m 
Stande kommen oder nicht, so ist die in erster Linie dotis causa ge- 
machte Zuwendung eine von der Realisierung der dotis eaiifia nnab- 
hängige und bei Nichtabschlnss der Ehe gültige gewnhnli( he Schenkung 
an die Frau:^'>) die durch die Bclreiung des Mannes von seiner Schuld 

**) WftbfBDd in anderen Fällen der Zuwendung diese selbst Bestand hat und 
Uur wogen ungerechtfertigter Bereicherung gegen «len Mann gekla^'t worden kann. 
Zu dem in totum donare vgl. auch L 6. D. 12. 4: Ein extraneus bat eine 
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für ihn bewirkte Bereidierung i rsdieint dann als aus dem Vermügen der 
CVau an ibu gokommraf nicht anders als wenn der Dritte der Frau die 
enteprechende Geldsamme donandi causa uid die Frau diest'l])^ dem 
Manne dotis causa gegeben hätte, oder wenn ein Nichtschuldner in 
Kenntnis davon, dass er nicht schuldet, in Schenkungsabsicht {^genüber 
der Frau auf deren Anweisung die angebliche Schuldsumme dotis causa 
dem Manne promitticrt; wie hier nnptiis non secatis die Frau die con> 
dictio gSigen den Mann hat, so hat sie dieselbe auch) wenn ihr die Zu« 
Wendung von dem Dritten durch dessen Dosbcstellung gemacht ist. Bei 
solchem in totum donare liegt, wenn die Ehe geschlossen wird und dap 
mit die Möglichkeit der Dos hcstoht, donatio dotis eatua vor, in dem 
Falle aber, wo Ehe und Dos nicht zur Existenz gelangro, nroplex donatio. 

Bei der donatio dotis causa führt der mit der causa donandi kom- 
binierte Zweck der Verwendung des Zugewandten ftir die onera matri- 
monii notwendig eine Reihe von Folgen mit sich, die von den Grundsätzen 
der Simplex donatio abweichen,-'') 

Da lüer die causa dotuiridi realisiert wird durch das Mittel der Dos- 
hestellung, diese Dosbestellung aber selbst ein zusaramengesot/h s. Mittel 
uikI Zweck in sich schliessendes Ges^chäft ist, ein dare an den Mann, 
welclies dotis causa erfolgt, so golicn. wie oben erwähnt, die beiden 
causae, die dotis causa, welche diireh dare, und die donationis causa, 
welche durch das dotis causa dure realisiert wird, ihre eigeiun Wege: 
jede derselhen liat ihre besonderen Vnrau'^sftznngpn tmd Wirkungen.**) 

Die dolis causa kommt zu stände, wenn der l^cstiller und der Mann 
darüber einig sind, da«-f die Zuwendung dntis causa erfolgt Hieri'ür ist 
die causa, zu deren Eireichung die I)ü;3l)estelhing ei'folgt, ohn(! alle Be- 
deutung: zum reclitlichen Bestand der Dos und zum i'^intreten derDotal- 
grundsiit/e bedarf es keiner Mitwirkung di'r Frau, ihre Acceptntiou ist 
weder hinsii^htbeli di'r Absicht, dem Manne ein Dos zu liestelb'u, noch 

D<is bostülit und sich für den Fall der Auflösung ikr Klie dio Huckgabe stipuiiert; 
die £be kommt gar niclit zu blande: stellt die condictio gegen den Mann dem 
Bee to lter oder der Frau at? Im Zweifel dwn Bestsliei', nM evidenttodmiB pro- 
tielioDibus mulier ostenderit, hoc eum ideo fedsse, ut ipsi msgis muUeri quam 
•Uli prospiceret 

Der Ausdruck simplex donatio wird in L 20 §8 C. do oolL 6. 20 im Gogen- 
saU nicht bloss zur <ionalio ante nuptias, sondern auch zur dos gebraucht. 
«) VgL oben S. 9 f. 18 f. 
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hinsichtlich der Absicht, ihr mit der Dosbestelluug ciue Schenkung zu 
machen, erforderlith Hingegen zum Eintritt der weiteren Folge, dass 
die oliiie Mitwirkung der Frau erfolgte gültige Dosbestellune eine Schen- 
kung an sie ist und nach Schenkungsgrundsätzen hcliandelt wird, be- 
darf es ihrer Zustimmung zur causa donandi. Und wenn diese Zustim- 
mung ihrerseits erteilt ist, also die causa douandi wie die causa dotis 
wirksam ist, so knninji ji -owohl Dotalgruudsätze wie Schenkuugsgrund- 
sätze zur Anwendung, denn natürlich kann d\c. Frau die Schenkung 
nicht anders haben als der Scheuker sie machen will, also eben in der 
Gestalt der Dos.*') 

Jedoch mit dem Unterschied, dass die Dotalgnmdsätze schlechthin 
zur Anwendung kommen, ohne Rücksicht auf die causa douandi, die 
Schenkimgsgrundsätze hingegen nur soweit, als nicht die dotis causa ihrer 
Ali Windung hindernd im Wege steht Vnd äm ist der Fall wührend 
der Ehe, heziiglicli so lauge der Dotulcharakter des Zugewandten wirk- 
sam iht. Während die dotis causa ihre Wirkung unabhängig von der cauäa 
donandi äussert,^*) ist die causa donandi dadurch beeinflusst, dass das 
Mittel zu ihrer Realisierung das dare dotis causa ist, ihre Konsequenzen 
müssen weichen, soweit sie denen der dotis causa zuwiderlaufen, der 
Sclu^nkuugscharakter tritt zurück, so lange das als Dos Gegebene als 
Dos in Betracht kommt: ) es können alle diejenigen iScheokungsgrund- 

**) Was in L 71 §8 de cond. et dem. 35. 1 von dem legatum dotis gesagt ist: 
8l qitta ipsam quoque petitionem haben reqpondorit eaque peeunlam petat neqne 
dotie fieii yelit, non duUe doli summovebilor exceptione, gilt eben» Ar dto 
donatio dotis. 

^*) Wie die Zahlung einer Schuld an den Gläubiger seitens eines Dritten in 
der Absicht, dem SchuMner mit diesem dare >olvendi causa eine Schenkung zu 
machen, ohne Rüfksiclu auf die causa donan ii die Wirkung der sohitio hat und 
die Schuld tilgt, so liat die Bestellung einer Dos in <ier Absiebt, mit diesem dare 
doUs eaiiaa der Frau la achenkan, dla Wirkung, daaa dar Ifiaiui «fno Dob hat und 
dia Frau eina uzor dotata iat, ebne Rückaieht auf die caiiaa donandi. Vgl. oben 

s. m 

■*) Wie Ton der causa donandi ao Ist die Dos natOrlich audi ^on anderen 

causao unabhängig: hat der vermeIntUche Schuldner der Frau auf deren Anweisung 

hin irrtümlich dem Manne dotis causa promittiert. ho geht danim, weil die causa 
solvondi eiue uicht oxiäUurüiide ibt, die condictio indebiti doch nicht gegen den 
Mann, 1. 9 g 1 de cond. c. d. c. n. s. 12 4. 
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sktiie nicht gelten, deren Anwendung die durch die Dosbestellung ge- 
schaffene Rechtsstellung des Mannen wie der Frau beeinträchtigen würde. 

So mnächst in Bezug auf tleu Manu. Er hat alle Rechte, die sich 
im iliu auä der dotis conatitutio ergeben, und diese Kechte können ihm 
nicht entzogen werden. Die Frau kann über die Dos nicht in einer die 
Befugnisse des Mannes verkürzenden Weise verfügen (eonstante niatri- 
mooio dotcm penes maritum cuastitutaui douare nou potuit, 1. 21 C. de 
don. 8. 53). Sie kann, obgleich sie zum dotem confcrre während der 
Ehe verpflichtet ist, nicht während der Ehe die Herausgabe der Dos 
vom Manne mit der actio de dote verlangen (1. 5 C. de coli. 6. 20). Der 
Gewalthaber, der als Trüger der onera matrimonii seines Sohnes die Dos 
hat, kann die Dos durch praelegatum dotis an die Frau nicht seinem 
Sohne ent2dehen, dem beim Tode des Gewalthabers cUe Ehelasten ob- 
UcfBO nnd dämm die Dos gehört (1. 1 § 9. 13 de dote praeleg. 89. 4). 
Der G^althaber der Fraa kami auch mit deren Einwilligung die reu 
ihm gegebene Dos wXhrend der Ehe nicht zurückfordern (1. 7 0. aoL 
nair. 5. 18). Die im Falle der Scheidung culpa uxoris beim Kanne yw- 
bleibende Dos kann, ubgleidi säe donandi causa fiir die Frau ergeben ist| 
nicht w^;en Undanks Tom Beetdl«r revoziort werdcm (1. 24 0. de iure . 
dot 6. 12), und ebenso ist wahrrad der Ehe ein Widmuf wegen ün- 
danks der damit beschenkten Frau auageschlossen (L 69 § 6 de iure dot 
23. 3). Die actio Panliana, die gegen die Frau auch bei Unkenntnis des 
animns fraudandi zollssig ist, geht gegen die IVau nur darauf, ut cedat 
actione de dote adversus maritum, während dem Manne die Dos nicht 
entaogen werden kann, ausser wenn er selbst fraudis conscius ist (1. 14, 
L 25 § 1 quae in frand. credit 42. 8). Die exceptio legis Cinciae wegen 
Ubermasses der in der Bestellung der Dos liegende Schenkung an die 
Frau greift dem Manne gegenttber nicht Platz (1. 5 § 5 de exc, doli 44. 4). 
Das durch die dotis oonstitntio donandi causa verletzte Verbot der donatio 
inter virum et uxorem macht die Dosbestellung nicht nichtig (L 59 soL 
matrim. 24. 1)l Und so kommt zweifellos auch der ooncuxsus causarum 
IncntiTanim dem Manne gegenüber nidit in Betracht: ist von A animo 
donandi ein Grundstück ak Dos versprochen und wird dann dieses Grund> 
stück von B der Frau als simplex donatio gegeben, so kann der Mann 
dodi das Grundstack als Dos fordern, denn er bat darin, dass die Frau 

infolge der Schenkung des B das Grundstück au freiem Vermögen ba<^ 

4 
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kdne Zuw«aidiiiig ffir £e antm matrimonü, fibr ihn i>t der ümstand, dass 
anch das Dosrer^foedieii des A dcmandi causa erfolgt war, dhne alle Be- 
deutung. Sogar die durch Verbrechen der Fraa Teranlasste Konfiskation 
ihres VermÖgms ei^reift die Dos nicht» so lange der Mann Rechte daran 
ha^ und nur, wenn es gerade die Dos is^ welche wegen besonderer Ver- 
brechen der publicatio antaHegt» wird der Mann mitbetroffen, weil damit 
eben die Dos zu existieren anfbort (vgl oben bei Anm. 30). 

ünd ebenso sind filr die Eran, anch wenn die für sie in Betracht 
kommende causa donationis ungQltig is^ alle Bedite begründet, die darauf 
beruhen, dass sie eine uzor dotata ist &Ke hat Anspruch auf die 
haltung der Dos für die Zwecke det Ehe und auf Sdinti gegen die 
Grefohren der Beeinttichtignng dieses Zweckes;^ tie geniesst, wenn 
Qrundatflcke sur Dos geboren, Eantionsfireiheit; sie hat auch bei Auf- 
lösung der Ehe hinsicHtlidi einer dos non recepticia die actio de dote: 
diese Bedite sind Ton selbst und nnabhüngig von der causa Aet Dos- 
bestdlnng mit der l^istenz der Dos verbunden, and an dieser Existenz 
gehSrt eben nidits als die Zustimmung des Mannes zur dotis causa. 

Aber alles dies ändert sich, sobald der Dotsleharakter der Zuwendung 
, aufhdrt und die dotis causa keine Wirkung mehr äussert Jetzt macht 
sich der mit dem Mittel der dotis oonstitntio Terfolgte ScbenkungSEwet^ 
bemerklidi. Wie bei der dos receptidA, bei der das Globen dotis causa 
ein credendi causa eift>lgendes ist, der Mann eine Dos und dno uxor 
dotata hat nnd während der Ehe die Dotalgnind^tse Fiats greifen, ohne 
Bflcksicht auf die causa credendi, nach der Ehe aber die causa credendi 
wirksam wird, so tritt bei dem dars dotis causa ex causa donationis nach 
der Ehe der bisher suradKgediiagte, gewissermassen latente Schenkungs- 
dmrskter hervor. F^t die zur Perfektion der Schenkung erforderlidie 
Zustimmung der fiVan zu der causa donandi, so hat sie die ihr jetzt ge- 
bührende dos sine causa und muss die nach Dotalgrundätsen ihr gegen 
den Mann zustehende actio de dote auf die condictio des Bestellers hin 
diesem zediwen, bezüglich das mit derselben Erlangte diesrat heraus- 

^) Hierhor yohört wohl auch die Bestimmung der 1. 21 de manum. 40. 1, das8 
der imolventa Mann düe Dotalsfclaven nicht frtiiiaäauu darf, ut constanU» maüimonio 
deberl dos intsHsgatur. Vgl Cq^alars S. 3ia> — SImoso der Satz, daas der Besteller 
nicht wider den Willen der Fkau Aber die Dos verAgen kann, 1. 7 de paet dot SB. 4^ 
1. 29 pr , 1. 40 aol. mabr. 24. s. 
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geben. War durch die T<m der Frau accqitierte Schenkung gegou das 
Verbot der donatio intw virum et nzorem Torstosscu, so unterliegt sie 
jetst diesem Verbot und die Frm hat das infolge der Doebeetelluug Er- 
langte sine causa, &Ils nicht durch l^nslängUche perseverantia Kon- 
valessoiz der Sdienkung Angetreten ist (L 59 soL matr. 24. 3). Hat die 
BVau itdi undankbar gegenüber dem DosbesteUw benommMi, so kann 
jetst wegen Undanks revoziert werden.»^) Bntbielt die Dod)e8telluQg eine 
ttbenn&ssige Schenkung, so wttrde jetst nach AufUtoung der BShe und heim 
Verbleiben der Dos bei der Frau an sidi die Lex Cinoia eingrei&n, wenn 
nidht fiir diesen Fall der Doaschenkung Ane Ausnahme anerkannt wire 
(fiagm. Vat 306. 3p6, 1. uli 0. de iure dot. 5. 12). Wenn die actio 
Paaliana nicht bernts während dw Ehe gegen die Frau angestellt und 
darauf hin die Zession der actio de dote erlangt ist, so mnss die Frau 
das bei Auflösung der Ehe ihr Zufiillende restituieren. Und was endlich 
den Fall des concursus causarum lucratiTarum betrifft, so hat die Frau 
hd AufUSeung der BSttßf wo ihr an sich die Dos zufallen wQrde, die durch 
die Dosbestdlong ihr gemachte Schenkung sine causa, indem diese 
Schenkung hinflUlig geworden ist durch den jetzt herrortretenden con- 
cunns: die Sache, die sie infolge der simplex donatio zu freiem Ver- 
mögen erhalten hat, kann nidit nochmals auf Grand der Schenkung, die 
in dw Dosbestellung li^ in ihr freies Vermögen kommen. 

Haben wir es sonach bei einer donatio dotis causa an die Frau mit 
anet Zuwendung zu thnn, bei der wihroid der Ehe die dotis causa, nach 
der Ehe oder nadi dem Wegfoll der Wiikungen der dotis causa die 
donationis causa hwortritt, so daes wShrend der Ehe Dotalgnmdsatze, 
nadi der Ehe Schenkungsgmndsätze gelten, so steht auch nichts im 

*') Das ergibt sich — pegen liechin;mn I. 215 und Schöurl XI. HO — aus 
1. 24 C. de iure dot. 5. 12. Wenn hier gösagL isl, üass wegen Undanks der Frau 
das als Doe Gegebene dann nicht rovoziert wMden könne, wenn infolge Scheidung 
wegen Venchuldens der Frau die Dos dem Uanne verbleibt» so ist der SeUuas 
nicht abzuweisen, dass, wenn die Dos nicht dem M:inne vorbleibt, sondern der 
Frau gebührt, .!i' >e Revokation zulftssi^,' ist. So ist denn auc)i in 1. R9 ^ 6 do iure 
dot, 23. '6 nur von dem Fallo <lio Rc'^n. wo dio Eho noch Imstt^lit. un l daher die 
Kochte des Mannes durch atsu Widerruf beeinträchtigt werden wurden: die patrona 
kann die dem Manne durch promissio bestellte Dos su leisten nicht verweigern 
unter Berufiing auf den Undank der liberU, der sie damit geschenkt bat. Tgl. 
anch Csyhlars 8.72 t. 
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Wege, eine donatio dotis causa an den Mann anzunehmen. Hat der Be- 
steller der Dos gleich bei der Bestellung mit dem Manne ausgemacht^ 
dass dieser auf keinen Fall zur Rückgabe verpflichtet sein, also das dotis 
causa Zugewandte auch in den Fällen, in denen er die Dos an sich heraus- 
geben müsste, behalten solle, und ist diese auf dem animus donandi be> 
ruhende Bestimmung unter Zustärnnumg des Mannes xa der Schenkungs- 
absieht angcnonnucu,^^) dann liegt eine donatio dotis eansa ui deRHdben 
Weise vor wie d% wo die Frau durch die Dosbestellung beschenkt ist 
£äne Unvo^barkeit beider causae darum, wdl sie tüdk auf dieselbe 
Person beaeheo, ist nicht anzuerkennen. Das wäre nnr der Fdl, wenn 
beide gleichzeitig wirksam werden sollten: was man* als Dos so gebun- 
denem Vermögen hat, kann man natüriidi nicht gleichzeitig als geschenkt 
zu freiem Yermögen haben. Aber um eine gMchzatige Wirksamkeit 
beider cansae handelt es sidi nicht Die dotis causa wirkt» so lange die 
Bhe besteht; der Mann hat die Zuwendung nach den Grundsätzen der Dos 
und muss sie fdr die Zwecke der Ehe verwenden, die Frau ist eine nzor 
dotata und hat die während der Ehe hinsichtlidi der Dos ihr zustehenden 
B^gnisse. Nach der Ehe madit sich die causa donationis geltend: die 
Frau ist eine uxor indotata, sie liat nicht die actio de dote, der Mann 
hat die Zuwendung zu freiem Vrarmög^.*') 

|);is.s oin solches pao'.nm lo I ucran i i 'lote vorkommen statthaft ist, ergibt 
sich iHchi nur ilanius, dass bei «lui ilos leLepticid t^liu stipiilatio de reddenda «lote 
oüio Abweichung' von den Dotalgrundsätzen begründet und kein Grund vorliegt, 
dies in der Richtung, dass der Hann die Dos behilt nicht ansusilcennen, sondon 
auch aus dem Satze der 1. 7 pr. de pact. dot 23. 4, dass initio dotis dandae legem 
«luam volit etiam citra porsonam mulioris in qui dat dicero potost. Nicht bloss 
dies, sondern auch, dass in sulcher Verabredung ein wirklicher aiiim is dönandi 
si"h manifostieron kann, erkoimt J'.ochmann I. 208 an. Hingop' n kann ich seiner 
weiUjren Ausfiilmuig uiciit üUüliunmen: wenn durch das gebrauchU) Wort Uos 
bloss das subjuklivu Motiv der Zuwendung boseichnet worden solle, so kämen 
allerdings die Orundsfitze von der Sdienkung sur Anwendung; wenn hingegen 
die Absiebt, ungeachtet jener Abrede, auf die Bestenimg einer wirkliehen Dos gehe, 
Bo liege wegen dos mangelnden anliuus donandi keine Schenkung vor und sei die 
Anwendung dor Schenkungsgrundsätzo ausgeschlossen. 

"j So kann auch causa solvondi und donandi eventuell oder aUcrnativ ver- 
bunden sein. Ich bezahle auf Anfordern eine Schuld, deren Existenz mir zweifel- 
hsft ist} indem ich es dabin gest^t sein bssei ob sie wirklich bestoht: tdr den 
Fall, dass ich verpflichtet bin, will ich leisten solvendi causa, fibr den Fall, dass 
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Ich glaube den Bewas erbracht au haben, dass die Bestellung der 
Dos an den Mann als Mittd zur Bealisieriing des Zwecks, der Frau zo 
schenken — nicht mit den Folgen einer simples donatio, sondern eben 
in Verbindung mit der dotis causa — , benuM werd^ kann, und dass 
eine Bosbestellung dann wirklich Schenkung ist, wenn sie Torgenommen 
wird in Übereinstimmung von Besteller und JEVau darüber, dass die 
darin liegende Zuwendung an die Frau eine unentgdtliche, schenkwetse 
sein solle. 

Aus den bisher erörterten Qudlenstellen ergibt sich nicht bloss, dass 
die Dosbestellung, wie solrendi und credendi causa, so auch donaodi 
causa erfolgen kann, und dass die causa donandi als der mit dem Mittel 
der dotis constitutio verfolgte Zweck anderen mit dem gleichen Mittel 
realisierten materiellen causae gegenttbergestellt wird. Sie lassen weiter 
auch unzweideutig erkennen — und dadurch wird der Einwand Boch- 
manns, es handele sidi dabei lediglich um ein donare im weiteren nicht 
technischen Sinn, auf das bfindigste widerlegt — , dass auf solche donandi 
cansavoigenommeneDoshestellungGrundsatzefttranwendbar erklart werden, 
deren Flatzgreifen unbestritten die strengsten Erfordernisse der Schenkung 
voraussetzt Wie wäre es möglich, in diesem Zusammenhange die Frage nur 
au&nwerfen, ob bei einer solchen Dosbestellung donandi causa die Grund- 
sätze der Lex Cinda, die Yorschrift der Insinuation, das Verbot der 
Schenkung unter Ehegatten, die revocatio propter ingratitudinem anwend- 
bar seien, wenn in solchem Falle nidit eine von diesen Kechtssatzen 
vorausgesetzte Schenkung Toriiige? Dass und in welcher Weise der 

ich es nicht bin, dcmandi causa. Nstftrlicb istv wenn der Anfordernde sich auf 
diese Eventualität nicht einlaset, sondern darauf bebarrt, dass er forderungs- 
berechtigt sei, der eventuelle animus donandi des Zahlenden nicht im stände, ^e 
wirksame Schenkung su enseugen: letzterer Iflsst sieb dann obon die Auffassung 
der I.oistuniLr al<s «»olnUo geftillen und hat nur seinerseits den (teilanken, dass er 
eventuell ein.- uihm r^i-ltliche Leistung vomohuio. Vgl- 1- 12 de nov. 4(5.2 — Uber 
den Fall der 1. üi pr. ad leg. Falc. 35. 2 luid 1. 44 de solut. 4ü. 3, in dorn jomand 
una numeratione duas causas implet, vgl. meine Festachi-ift fQr E. J. Bekker, Zum 
fiegiiff dm> Schenkung 8. 140. 
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Widerruf wegen Undanks uud das Ebescheukunpfsvoryjot Iniisiehtlieli der 
donatio dotis causa Anwendung findet, ist oben (S. 40. 51.) nachgewiesen 
worden. Dass aber von der Beschränkung der Lex Cinda und der Vor- 
scfaiift der Insinuation bei der dotis constitutio eine Ausnahme m 
guusteu der Frau gemacht wird, hat einen Sinn nur unter der Voraus- 
setzung, dass in der Dosbestelluug eine Schenkung an die Frau liegt 

In fragm. Vatic. 305 wird die Ausnahme von der Lex Cincia so ge- 
fiisst: si quis mulieri virginive cognatus dotem conferre volet, uud daraus 
gefolgert: if^itur quocumque grarlu cognatus dotis nomine donare potest; 
und iu fragm. Vatic. 306 wird diu Frage, ob dies wie hinsichtUch des im 
Gesetz geuanntcn cognatus so auch hinsichtlich der cognata gelte, so 
ausgedrückt: an et cognata cognatae ultra exccptuni gradum donare^) 
l)Ohsit. Doteui coiilV'rrc, dotis nomine donare, donare werden also als 
gleichbedeutend gebrauciit. Dass aber diese Wendungen lediglieh auf 
den Fall bezogen werden konnten, wenn jemand der Frau schenkt mit 
der Rcstimmung, dass sie das Geschenkte zur Bestellung einer Dos ver- 
wende, lässt sich schlechthin nicht \erteidigen. In solchem Falle wird 
ijumer gesagt, es werde der Frau geschenkt ita ut marito dotem daret. 
Wenn gesagt wird, da5?s jomajid der Frau dotem confert oder dotis 
nomine donat, so ist damit die DosbustcUung an den Mann und die der- 
selben zu Gninde liegende causa douandi gemeint, zum mindesten kann 
nicht beiiauptet werden, dass hierauf das dotem conferre und dotis nomine 
donare nicht passe. Wanim sollte auch die Ausnahme von der Bestim- 
mung der Lex Ciacia nicht ebenso auch in diesem Falle Plat^ greifen? 
Der Grund der Ausnahme ist in jenem Falle der Umstand, dass die 
Schenkung an die Frau nicht eme simplcx donatio ist, sondern das Ge- 
schenkte /.ugleich den Zwecken der Ehe in der Gestalt der Dus» dienen 
soll; derselbe Grund spricht aber tiir die Befreiung auch in dem Falle, 
wenn der Frau in der Dosbestellung eine unentgeltliche, schenkweise 
Zuwendung gemacht wird:"'') dort behält, hier erhiilt sie das Zugewandte 
nicht als freies Vennügen, sondern in der Gestalt der Dos. Davon, 
dass im letzteren Falle die Lex Cincia darum keim' Auwendung leide, 
weil in ihm Schenkimg gar nicht vorhanden sei, kann, wenn meine bis- 

Dio Änderung ITusclikes von donaio in dotem dare ist willkürlich. 
Vgl. auch die im Ibl^rendori erörterte 1. Dl C. 5. 12, wonach flio Bestellung 
der Dos an den Mann aucb hinsiclttiicb der Frau der Insinuation nicht bedarf. 
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hexigen Aasfilhnrngen richtig sind, nicht die Bade aeiu: es ist Schenkung, 
aber als donatio dotis nomine von dem Verbote nicht betreten. ^ Gegen 
die, wenn anch nudit ohne ein Gefühl des Zweifels, von Bochmann 
(L 311.) Tortretene gegenteilige Ansicht haben schon Scheurl (Krit V. 
Sehr. YL 38) und Osyhlan (S. 70) geltend gemacht, daas fttr ein donare 
ita ttt marito dotem daret die gewählten Ausdrücke sehr nndentliche 
Beseichnnngm und ihnen diese Bedeutung beizulegen eine sehr ge- 
zwungene Erklärung sei; M^erfeld (Die Lehre von dm Sdienkungoi 
n. S. 67. 76) ist der Gedanke gar nicht gekommen, dass d«r Sinn von 
JGragm.yatic. 305. 306 ein anderer als der Ton uns angenommene sein könne. 

Wie die Beweiskraft dßr yon der Exemption der donatio dotis nomine 
von der BesduAnkung der Lex Clinda spredimden Stellen der Vati- 
kanischen Fragmente durch Bochmanns Einwand, das« sie sidi auf dea 
Fall eÜMS muUeri donare ita ut marito dotem daret besiehe, nicht er- 
schflttert werden kann, so kann auch Bochmanns Bdiauptuog (I. 216), 
daas die in L 31 C. de iure doi 5. 13 eingeführte Ausnahme von dem 
Erfordemisae der Insuination kein Argument für unsere Ansicht li^re 
und vidmebr gegcu als fttr dieselbe spreche, nicht ab richtig anerkannt 
werden. Den gmereUen Schluss: wann es eriorderlich war, eine Aus- 
nahme von der Insinuationsvorschrüt für den Fall det Doabestellung ein> 
xuführen,^^) so muss an sich, ohne diese Ausnahmebestimmttng, die In- 
sinuationsvorsdirift anwendbar, also die Dosbestellung eine Sdienkung an 
die Vnn. sein, sucht fiedimann zu wid«rl^(en durch Berufung darauf 
daas in dieser Stelle mit keiner Silbe von der der Folxl von Bechts- 
wegon zustehenden actio rn uxoriae die Bede sei, sondern von einer 
stipniatio de reddenda dote, welche die Frau sofort bei Errichtung der 
Dos mit Zustimmung des BesteUers abgeechlossen hat: dass in diesem 
Falle WM Schenkung des Bestellers an die Frau erUidct werde, sei voll 
berechtigt, weil hier ein dirdit auf dem Willen des Gebers beruhender 
Erwerb voriiege. 



*^ Daas 03 sich hier um eine direkte Bestellung der Dos bandelt, ist nicht 
boBweiftlt, und dass es sich um ein Sch«iken an die Fiau handelt, ergeben, ah- 
g sooho n von dem obigen Grund und von dem 8a£ie ul^ote a se non fMHA donatione, 
die Worte sive matre» sive alii ooignati sive oxtranei, «iie in Gegensats zu dem 
solvendi causa die Dosbestellung vwnehmsnden Vater atehoi. 
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Ich bin zunächat der Anaicht» dass die L 31 OL keineBwegB blofis 
dieeen BUl im Auge hat Wenn audi JuBtiniau in den einlotenden 
Worten tob diemm Falle amgdit» vieUdcht mit Eücksidit darauf dass 
solche Stipulation häufig und jeden&Us im altmi Becht die une^ns- 
lidw Yonraaseteung flir das Fordemngsrecht der Frau war, so fiisst dodi 
der dispodtiTe Teil klar erkennen, dass die Ausnahme von der In- 
sinuationsTonchrift auf diesen Fall nidit beschribikt sein soll: in omni- 
tnis huiusmodi casibos (d. k cum maitres sire alii oognati vel eztranei 
dotes pro mnlieribus dant) soll es nnllis monumentis indigeroi sed in 
omni persona rataa esse huiusmodi donationes et mulierem dotem auam 
ipsam habere et firmiter hoc lucrum apnd eam peimaneroi falla nicht 
etwa der Besteller gleich bei dar Bestdlnng sieh die Büdgabe stipuliert 
hat; in eins omnibus casibus, in quibus ipee non stipulatus est» soll die 
Frua diesen Trost durch die actio dotis haben. Danach ist Schenkung 
nicht bloss in dmn Fall TOihandeD, wenn der Besteller der Ptan den Ab- 
schluas d^ stipulatio de reddenda dote gestattet, aondem sie Hegt in der 
Bestellung dw Dos, und sie ist nur ausgeachlosaen, wenn der Besteller 
sich selbst die BOc^abe auabedingt, ganz ebenso wie in L un. § 18b C. 
de ni uxor. act 6. 13. gesagt wird, dass, wran der die Dos bestellende 
eztraneus sieh nicht ansdiüddich dis Bttdcgabe stipuliert, er donasss 
magis quam sibi aliquid ius servasse fideinr. 

Aber seibat wenn Justinian in der L 31 C. dt wiridich nur von der 
Stipulatioii der Frau und dem dadurch begründeten Fordwunc^redit ge- 
sprodm bitte, so wSre doch damit gegen den Schenkungadiarakter der 
Dosbestellung in anderen fUlen nichts bewiesen und die Beweiskraft 
der Justinianisdiai Ausnahmevorachrift fttr diese nicht erschftttwt Denn 
ob die Frau durch solche Stipulation ein TertragsnäMsigee Bedit anf 
Eüdq^abe erlält oder ob sie infolge der Dosbestellung kraft Qeseties die 
actio de dote hat| kann für die Ftage, ob in der Bestellung der Dos, hin« 
aichtiicb deren der Besteller und die Frau darüber einig sind, dass sie es 
causa dimationis erfolgt, eine Schenkung liegt, keinen Unterschied be- 
gründen. Die Zuwendung liegt in dem habere dotem und dem An- 
sprüche oder der unentziehbaren Aussicht darauf dass das, was während 
dw Ehe Dos ist nach AuiKisnng Ast Ehe xnm freien Vermögen der 
Frau wild. Ist Schenkung anerkannt da, wo die Frau sich die Rück- 
gabe stipuliert, so ist Schenkung auch da nicht zu leugnen, wo die Fom 
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die Kiu kgubi' nicht stipuliert uod statt neben der actio ex stipulatu aus- 

sctliosslich die actio de dote hat*') 

Wird sonach für nötig gehalteu die Anwendung zweier speziüscher 
Schenkungssät/e — Lex Cincia nnd lusiDuatiou — aut die donandi 
causa rrt ilL^t»' UosbestcUung durcli liesoudere Avohlberechtigte Ausnahine- 
bestuinnung aui^zust hiiesseu,^^) so ist damit der Beweis erbracht, dass in 
einer solclien Dosbestellung eine Schenkung h'egt"-') 

Wie nun die 1. 31 C. cit. 5. 13 unbeätiitten von einer direkten Dos- 
bestellung von seiteii Dritter an <len ^Tann handelt und trutzUeni 8eheu- 
kung, wie sie im Falle der Stiimlatiou der P'rau nicht bezweifelt wii-d, 
SU auch ohne solche nicht bezweifelt werden darf, und wie dits I. un. 
§ 13b O. 5. 1P) ebenso zweifellos von den dotes ([nae ab oxtraneis dsmtur 
vel jironiittuntur und für den Fall des Unterlassen^ der Kückgabestipu 
lation von einem douasse niuUeri spricht, si» geht es auch anderen Stellen 
gegenüber nicht an, sie von dem Falle zu verstehen, in dem, weil es sich 
dabei gar nicht um die Bestellung einer Dos handele, Bechmann (1.211) 
allein eine Schenkung an die Frau als nnijedeuklich vorliegend annimmt: 
dem Falle, wenn der Frau gesi henkt wird mit der Bestimmung, dass sie 
das Geschenkte zur Bestellung einer Dos an ihren Manu verwende. 

Nach 1. 33 de iure dot. 23. 3 mit ihrer Scheidung der drei Fälle — 
dotis promissio von Seiten des Vaters, vonseiten des extraneus, der Schuldner 
der Frau ist, und von seilen des in St benkungsabsiclit handelnden extraneus 
— liegt direkte Dosbestellung vor, und doch wiril der dadurch begründete 
Erwerb für die Frau (ad(|uiri mulieri accipiemus, ud tjuam rei comniodum 
respicit) als auf der Haudlung des donaturus beruhend autgefasst 

Iii 1. 43 § 1 de admiii. 2a. 1 erl'ulgt von seiten des Kuiaturs die 
dotis promissio an den ila.iin. Wenn dabei die Frage erörtert wird, ob 
er die Dos auiuio donandi oder negotii gercndi causa bestellt habe, und 
füi" den Fall seiner Kenntnis von der Insuffizienz des Mündelvermögeus 
das erstere bejaht wird, so ist eben durch die dotis constitutio an den 
Mann die der Frau gegenüber erfolgte causa douationis verwirklicht. 

So auch OEyhlan 6. 71. — Dass der Erwerl» ntcht Vtoea in jenem Falle, 
sondern auch in diesüin auf dem Willen des OelMTS beruht, ergibt sich aus dem 

8. 27 f. AuRfreführton. 

Vgl. dazu unten ö. 71 Anm. ^'2. 
**) Über die 1. 25 g 1 (iuae m haud. cre<l, 4*2. 8, vgL unten Ü. 59. 
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In dem Falle der 1. 59 § 2 <!(• iure dot, ist eins nomine ([Uiie libcra 
vidi hatur dem Maniu' eine Geldsumme als Dos gegebeu. Da hier, wo 
die Frau Sklavin ibl, eine gültige Elic niclit möglich ist, so verhält es 
sich ebenso wie wenn liherae mnlieris nomine als Dos gegeben und die 
Ehe nicht in stunde gekoimaeu wäre: der Geber kann in beiden Füllen 
das Gegebene vom Manne kondizieren. Wenn nun der Geber mulieri 
donaturus dein Manne gegeben hat, so macht natürlich diese causa der 
I)osi)estellung die dntis causa nicht gültig, wohl aber ist die bei der Dos- 
bestellung verfolgte Scluiikiingsabsicht wirksam; die condictio gegen den 
sine causa das Geld habenden Mann stellt hier nicht dorn Geber, sondern 
der beschenkten Frau zu. be/iiglirh wenn die^e Sklavin ist, deren Herrn, 
ebenso wie wenn die Frau den ihr Schenkenden anweist, dem Manne 
das ihr Zugedachte als Dos zu geben."") Wäie aku Ehe und Dos 
gültig, weil die Frau frei und die Ehe geschlossen ist, so würde die Frau 
daä von dem Dohbesteller dem Manne Gegebene nicht vom Mannt- kon- 
dizieren können, weil eben dann die dotis causa wirksam ist, aber be- 
schenkt wäre hie durch die Dos])estellung darum nicht weniger. 

In 1. 43 § 1 de iure dot, wo ein extraneus dem ihm schuldenden 
Manne eine Dos bestellt durch Erlass seiner Schuld, ist nur die Rede 

<*) DuB die SchluBswoite quemadmodum ai eum qul aiU donatann euet 

mulier ipBam donare iussiaset komunpiert sind, iBt klar, das ipsam donare ist 
sinnlos. Moramsen will lesen: <iuema'!niodiun .si, cum quis sibi donatunis eaaet, 
mulieri ipsuni. J< h halte die, sacblicli auf da,sselbe hinauskommondu, Korrektur 
für einfacher und näher liegend, statt ipsam donare zu lesen: ipsa viro dare; die 
Ändening des riahtigen Textes In den falaclien lafc bei d«r llmlidiktifc der Sclnilt- 
leiclien leicht erklftrlieb. — Bs iat derselbe Fall, ivie in 1. 9 pr. de oood. e. d. c 
n. a. 18. 4: ai donatnnia mulieri iuasQ eine aponao nunmrairl nec nuptiae aecatae 
Bunt, muller condicot. In dorn hierauf folgenden Satze (sed si ogo contraxi cum 
sponso) wird der Fall erörtert, da^s ich dem I'iaatigam direkt eine fifldsumrae 
gegeben habe mit der Verabredung, das» n\o beim Zustandekommen der Ehe Dos 
sein, beim Nicbtzuatandekommen aber mir zurückgegeben werden soll; erateres 
wird beaetehnet mit der Wendmig In hoc dedi, ut dos mnlieri adquirnetnr, und 
dies in Gegenaats gestellt lu dem Fall des enten Satsea (d donaturoa mulieri eto.). 
In dem Fall des ersten Sataea wird bei Niditauatandekommen der Ehe der Frau 
die condictio ob causam datonmi gegobon, im Fall des zweiten Satzes, unter der 
gleicbon VoraassetÄunp nuptiae imn secntaes mir, weil ich eben für- diof?on Fall 
mir diu Rückgabe bedungen habo; wäre solche Rückgalnj njcliL bedungen, »o 
würde, ebenso wie im Falle det» ersten Satzes, der Frau die condictio zustehen. 
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davon, dass nuptäs non secutis die Acceptilation nichtig ist Aber wir 
dürfen iu Hinblick auf dou Gcgcusats des folgenden nisi forte sie ac- 
cepto tulit ut velit mulieri in totum donatum ergänzen: es liegt auch 
keine gültige Schenkung vor, weil eben nur so geschenkt sein sollte, dass 
das Zugewandte zugleich Dos sei. Daraus folgt aber, dass, wenn die 
Ehe zustandegekommen und damit die Dos gültig wäre, in dieser Dos* 
beBtellung an den Mann eine Schenkung' an die Frau liegen würde. 

Auch die L 25 i; l (luae in Iraud. cred. 42. 8 ist iu dieser Beziehung 
zu verwenden. Ich lege zwar auf diese Stelle nicht so eutscheidendes 
Gewicht, wie manche (z. B. Brinz S. 12-11 a. E.J thun, die in ihr ein 
Hauptnrgumont für den Schenkungscharakter der Dosbestelluug er- 
blicken. Nicht sowohl wegen des quasi ex ilomitionc, woraus manchen 
(z. B. Czyhhtrz S. G9) ein Bedenken erwächst. Denn eiiiniiil hat (|uusi 
keineswegs uber;ill die Bedeutung einer blossen Vergleichuug mit etwas 
an sich davon verschiedenein, sondern drückt bisweilen auch ans, dass es 
wirklicli so ist, so dass d;ih. quasi ex donatione intclh^gitur ad eani per- 
vciiissc hIlIiI ;4u sagen hrauclit: weil es so ist wie wenn es durch iSchcn- 
kung an sie gekommen wiüe. soudern auch bedeuten kann: weil es duich 
Schenkung an sie pckonmi» n ist;"') und sodann ist in 1. 25 pr. eod. von 
dem Hauptschnldncr, der durch die aiiiiuo doiiaiidi L;cgciiid»cr dem 
Bürgen vorgcnonimcue auch den llanjdscliuldiicr helrrii'iide Acceptilation 
(1. 13 § 7 de Hcceptil. lü. 4) einen Vurteil aul Ki stt u der Gläubiger er- 
langt hat, von einem quasi ex donatimie ( aiierc uicht die Kedo, snndern 
es heisst einfach: er haltet auch ohne M ine s( iuntia fraudl^, «juiu cx duua,- 
tione capit, womit erwiesen ist. da^> dem ijuasi ex donatione in § 1 die Be- 
deutung einer lilohsen Vergleichuiig mit der Schenkung nicht innfWfdint. 
Vielmehr erachte ich die Stelle deshalb nicht iiir v(>lll)e\veiscutl, weil es 
zur Begründung der actio Pauliana ancli gegen den iVaucbs non conscms 
gar nicht notwendig ist, dass die Ei ibrdernissc einer pi'rlekten Schenkung 
vorhegen. Die Klage geht gegt n Üereichcrten auch dann, wenn er — 
wie in 1. 25 pr. cit. der Haupttichuldncr — von dem animus donaudi des 

**} YgL dafür L 6. 9 pr. de cond. c d. c. n. s. 12. 4, 1. 5 § 2 praeeer. verb. IV. 5: 
hier wird von Fällen, wo ein wirkliches dare ob rem und Kicbteintritt der Voraus* 

Setzung vorliegt, von quasi ob rem tlare un«! quasi causa non secuta gesprochen. 
Vgl. auch !. 15 § 2 ad log. Aquil. 9. 2: qua.si do vulnerato, quasi de occiso; l lö 
pr. do iure doU: suo funüo quasi douiüius uUtui'. 
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fmudator keiiir Kiiintnis liat und wenn er der St lRiikungsal»»icht nicht 
zustimmt. Demi es kommt nur darauf an. dass er aul Kosten der 
(iliiultiger aus dem Vermögen des fraudator oline Atjiiivalent einen Vor- 
teil erlangt hat, der lediglicli mit l\üeksicht auf die subjektive Absicht 
des fmudator und auf die Uneiitgeltliehkeit des Erwerbs als ex donatione 
erlan^ü;t bezeicimet wird: es gescliielit dem unentgeltlieh Eereieherten da- 
mit kein Unrecht, cum luerum exforqueatur, non dannium iuiligatur (l. 6 
§11. 12. 1 25 pr. eod.).''") Aljei- e> ist docli /.weifellüs, dass, wenn alle 
Voransset/.un^n-n der Schenkung vurliegen, also nicht bloss unentgeltliehe 
ßcreicheiung der Frau, sondern auch Ubereinstimmung zw isc hen ihr und 
dem fraudator hinsichtlich der causa donandi. die actio Pauliuua ohne 
l'iit k-icht auf ihre Teilnahme an der frans erst recht zustehen würde, weil 
Me bei wahrer Schenkung doi h eine uncutgcltliche Bereicherung hat: die 
unentgeltliche Bereiehei ung und infolge der causa donandi die Schenkung 
ist dann oben durch uumittidbaie Bestellung der Dos an den Mann erfolgt 

Aber ganz abgesehen davuu, dass nach diesen Quellenzeugnissen 
durch direkte Dosbestellung an den Mann eine Schenkung an die Frau 
vollzogen werden kann: ist der von Bedinuiuu behauptete Unterschied 
zwischen den beiden Fällen — unmitttlbures Bestellen der Dos an den 
Mann in Übereinstimmung zwischen dem Besteller und der Frau, dass 
damit der Frau geschenkt sein solle, und Schenkung an die Frau, ita ut 
dotem maiito daret — innerlich und nach den t^uellen wirklich be- 
gilindet? In ilem letzteren Falle nimmt Bechmunn {\. S. i'H), obgleich 
das Geschenkte Dos wird, uidtedenklich Schenkung an. weil es sich hier- 
bei gar nicht um Bestellung einer Du.s handele, oder anders ausgedrüekt: 
weil hier nicht Srhonkung durch Dosbestellung, sondern Schenkung zum 
Zwecke oder nui der Auflage der Dosbestellung vorliegt Ist die An- 
nahme einer solcher \ ei schieden heit der Behandlung beider Fälle — hier 
Schenkung, dort Xichtscheukung — gerechtfertigt? 

Schon früher (sub IV. S. 37 f.) sind die Gründe berührt worden, aus 

'•") Vf?!. auch 1. 2 C. do revoc. bis 7. 7"., wo ■lau Oiaui'iirern flio actio Pauliana 
gegen dio Tochter olme weitere Yoraus-sotzung gegeben ist als «iussi dotem in 
fraudem Gredttonim constitutam piotetar. L. 1 $20 si quid ia ftand. patroni 88. 5: 
dor Schuldner, f&r den eich der fraudator verbürgt, haOeb der actio Faviaaa, quia 
donattonag cauaa mterveDtt. 
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denen man sich i^egi'n diese Ansicht crklärtMi nius-;.'*'') In beiden Fällen 
ist, wenn der Besteller den Willen liat, der Fniu den Vermrtfrensvortoil 
unentpelth'ch zuzuwenden und die Frau damit üh(>reinstimnit , mit dei- 
caUHH douandi der Wille kombiniert, dass das der Krau Zugewandte! Dos 
sein soll. Ob dieser weitere Zweck dadurch erreicht wird, d^lS8 das Zu- 
gewandte erst in das Vermögen der Frau gebracht Avird und dann 
loriiiell aus dem Verni<igi ii (Ut Frau wieder aussc heidend und von ihr 
in Erlüllung der iiheniomntenen Vei jifh« htung dem Manne zugewandt in 
der Gestalt der Dos ihr verhleiht, oder dadurch, dass (thne diesen Um- 
weg die Zuwendung vom ÖciiLiiker toruiell iu das Vermögen des Mannes 
und damit materipll in das Vermögen der Frau als Dos gebracht wird, 
kann in dieser He/iehnng einen Unterschied nicht hegriinden. Dort hu- 
hält, hier i-rh-ilt die Frau das Zugewandte al> Dos, eine die causa beein- 
flussende Ters( hiedeidieit liegt hierin nicht Wie der Vater «^eine ge- 
setzliche DotationspHicht in gleicher Weise dann erlüUt, wenn er dem 
Manne eine entsprochende (Toldsumnje als Dos gibt, wie dann, weuu er 
sie seiner Tochter giht, mit dei' l)e>timniung, dass diese sie dem Afanne 
als Dos gebe, so eneirht der muheri donaturus seine Alisirht auf dem 
einen Wege so gut wie aul dem andeni. Tu beiden Füllen wird der 
animus donandi dadurch realisiert, dass die Frau iu der Doä die Zu- 
wendung hat, denn auch in dem letzteren Falle liegt die schenkweise 
Zuwendung nicht in den ihr gegebenen Olijekteii — denn sie ist ver- 
pÜiclitet, <liese dem Manne herauszugeben, widrigcidalls sie der condictio 
des Gel)er> haftet — , sondern darin, dass sie die dem Manne gegebene 
Dos in ihrem Vermrigen hat. auf (Jrnnd des Willeu^ des (iebera. Für 
die Frage, auf Grund wdciier can^a du; Frau die Zuwendung hat, ist 
die Form, in weUher die dos mulun adijuiritur, gleichgültig. Es kann 
sich nur darum handeln, ob die Frau in der Dosbestellung au den Afann 
eine Zuwendung erhält, und dass dies der Fall ist, darüber kann nach 
dem früher Aiisgefüiuten kein Zweifcd bestehen. In der That erkennt 
auch Bochmann dies an. Denn obgleich er y. JIJ in dem Falle der 
direkten Dosbestellung au den Mann darum vor allem die Schenkung 
leugnet, weil es an der Bereicherung der Frau fehle, erklärt er bei Be- 

*') Vgl. nach Czyhlarz S. 60: gleichgültig ist, ob er den bestimmten Vennögeiis- 
wert sofort don Manne oder ob er ihn unter dieser Voraussetzung der Frau gibt, 
damit diosu ihn dann als Dos gebti. 
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sprcchung der von direkter Dosbestellung handrhid' ?1 1. 25 ij 1 qiiae in 
fraud. cred- 42. 8, das quasi ex donatione intellegitur tiuid ad eani ])er- 
venisse dnickc nur nno Gleichstolhmg von Dos und Schenkung aus und 
es sei der Ert'olq für die Frau .^anz dei- Dämiiciie, möge eine Schenkung 
vorhanden sein oder eiue Dos: „in beiden Fällen ist sie unentgeltlich auf 
Kosten dei Kieditoren bereichert". Er sieht also in der Bestellung der 
Dos an den Mann ebenso eine unentgeltliche Bereicherung der Frau wie 
in der iSchenkuug an die Frau, und uiithiu auch wie in der Schenkung 
an die Frau mit der Bestininiung, dass sie das Geschenkte dem Manne 
als Dos gebe. Wiiie die actio Pauliana für den Fall einer Schenkung 
an die Frau ita ut in dntem marito daret bezeugt, so würden wir den 
Schluss ziehen, dass das Gleiche geltüu müsse, wenn für die Frau eiue 
Dos unuiittelhar dein ISIaune gegeben wird: nun ist die actio Pauliaua 
für diesen letzteren Fall in 1. 25 § 1 D. 42. 8 ausdrücklich bezeugt, also 
ist auch jeuer Schluss als richtig festgesteiUt, Und wenn in l. 59 § 2 
de iure dot der Fall behandelt wiid. dass jemand einer fiir frei ge- 
haltenen Frau so schenkt, dass sie das Geschenkte dem Manne als Dos 
geben und die Schenkung nur für diesen Fall Bestand haben solle, so 
würden wir wieder schliessen, dass das (t1 eiche auch dann gelte, wenn 
die Dosbestellung direkt an den Manu erfolgt in der Absicht der Frau 
damit zu schenken: nun ist gerade für diesen Fall der direkten Dos- 
bestellung die Entscheidung getrotTcn, folglich ist damit wieder die Bestä- 
tigung der Richtigkeit jenes Schlusses gegeben. 

VIL 

Dass in Bezug auf die Frage, inwiefern in der Bestellung der Dos 
seitens eines Dritten eine Schenkung an die Frau liegt, eiue wichtige 
Rolle die Stelle in den Vatikanischen Fragmenten § 269 spielt, davon 
sind wir ausgegangen, und zu diesem Ausgangspunkte kehren wir nun- 
mehr zurück, um dui'ch Erörterung ihres Zusammenhanges und Fest- 
stollimg des aus ihm sich ergebenden Sinnes das in den bisherigen Aus- 
fiUmmgon gewonnene Resultat zu erhärten. Die Ansicht Bechmanns 
(L 314)^ es fänden sich keine Spuren, dass man jemals die positiven 
Sätze Toa Aee Sdienknng auf das VerfaMltnis zwisc^ien dem Besteller der 
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Dm und d«r IVau angewandt habe, wird am dnleuchtendsten durdi 
diese Stdle widertet Denn liditig verstanden bezeichnet sie nidit nur 
das in dotou dare von seiten der Mutter f&r die Tocht^: ala ein iiiiae 
doaare^ soadern sie beschäftigt sich speciell mit der Frage, ob, wenn die 
Tochter in der G«walt des VateiSi des Ehemannes der die Dos bestel- 
lenden Mntter, steht, durch solche Scbonkung mittelbar dem Qewalthaber 
erworben, folglich gegen das Verbot der donatio inter vimm et uxorem 
▼erstossen wird und darum die^be nichtig iat^ Es ist mithin die An- 
wendbaricdlt eines ganz spezifischen Schenkungssatzes cur Frage gestellt, 
und zwar gerade für den Fall, wo die Zuwendung an die Tochter nidit 
so eifolgt, daas ihr geschenkt wird ita ut marito in dotem daret, sondern 
die DoebesteUung an den Mann direkt von dem Sdienkenden ausgeht 
Handelte es sich bei diesem ausdrücklich als donare bezwshneten in 
dotem dare nicht um eine Schenkung, wodurch die Muttrar pauperior, 
die Tochter locn^etior wird, also um Sdienknng im engsten Sinne, so 
hätte die ganze Ausführung des Juristen keinen Sinn. Denn dass auf 
ein Schenken in der vagen Bedeutung einer Liberalität^ wie Bochmann 
(I. 213 £) es verstehen will, das Ehe^enkungsrwbot keine Anwendmig 
leidet, ist niemak Gegenstand des Zweifels gewesen. Dass aber, wie 
Bochmann (II. 40) meint, der Jurist sagen wolle, in der Dosbestelluug 
liege Überhaupt keine Schenkung an die Tochter, ist^ wie oben (S. 7 t) 
bereits erwähnt, schon durch dos potest filiac donare ausgeschlossen, ganz 
abgesehen davon, dass es der lureiten Eröi-t^ung nicht bedurft hütto, 
wenn nur gesagt werden sollte, ein SdinikungsTerbot finde keine An- 
wendung, wenn keine Schenkung voilir^'c. Führt der Jurist aus, dass 
die Dosbestellung eine Schenkung der Mutter an die Tochter enthalte, 
und dass die Mutter eine derartige Schenkung, weil sie nicht unter das 
Ehescbenkungsverbot falle, gültig vornehmen könne, und begründet er, 
weshalb hier das V^erbot nicht zutreffe, so ist klar, dass die Dosbestel- 
lung eine Schenkung ist, welche die Voraussetzungen einer dem Verbote 
unterhegenden Schenkung aufweist und eben nur infolge der besonderen 
Natur dieser Schenkung — weil die mit der Schenkung v(>rbundene 
dotis causa eine Abweichung herbeiführt — von dem Verbote nicht be- 



*"i L. 3 §4 de ilori. i. v. ol n. 24. 1: .si mator tllio, qni in potr«*rit)' pa tri« esset, 
üonat, nulIiuH momenti erit donatio, <^uia latri quaeritur; i. 4 V. eod. 6. 16. 
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trolTcn wird: das dotem dai'e ist zwar ein Schenken an die Tochter, sib&t 
kein solches, wodurch der Gewalthaber der Tochter erwii'bt. 

Die Stelle hat sich in Bezug auf Textändenmg viel gefallen laiäsen 
müssenji) Es sind insbesondere zwei Sätze, die man beanstandet und 
zu korrigieren für notwendig gehalten hat. Es wird sich ergeben, dass 
solche Notwendigkeit nicht besteht, da die überlicfeiie Lesart einen voll- 
kommen guten Sinn gibt, und dass die vorgeschlagenen Änderungen zum 
Teil solche Sinti, die zu einem entschieden unrichtigen Ergebnis führen. 

Die strittigen Siitze sind 1. cum res mnriti fiant, qiiaravis quando- 
quo lilia vel sola, si iuris sui fneiit, vel vohintate filiae pater habeat rei 
uxoriae actionein; 2. si inscia uxore vcl iavita laahtus in cbtem dedit, 
rem mariti non esse factam. 

Ad 1. Huschke (.Tnrispiud. anteiust) will, währeiul pr in den frü- 
heren Auflagen (luoniani statt quamvis las,'^) seit der tuiiiteu Auflage 
das cum und quamvis vertauschen, da es ex raente Ulpiaiii offenbar sei, 
dass beide Worte locuni inter sc comumtasse. Und die von Mommsen 
(Coli. lib. iur. anteiiistl vorgeschlagene Änderung: cum, quamvis res manti 
fiant, quandoque u. s. w. bedeutet sachlich djis Gleiche. Was wäre der 
Sinn dieses Satsies : „Die Mutter kann der Tochter schenken fdurch Dos- 
bestelhmg), da die Tochter oder mit Willen der Tochter ihr Vater der- 
einst die actio rei uxoriae hat, obgleich der Mann der Tochter Eigen- 
tümer der ihm dotis causa gegebenen Sachen wird''? Das würH»^ besagen: 
die in der DoshcstpUunc!' Ii nde Srhcnkung der Mutter ■1:1 die Tochter 
wird darum von dum Verbut der Scheukung untrer Ehegatten nicht be- 
trofieu, weil trotz des Erwerbes des Eigentums durch den Mann der 
Tochter doch diese bezüglich ihr Vater mit ihrem VV'illen dereinst die 
actio rei uxoriae hat. Dass :i])er die Tochter, obgleich ihr Mann Eigen- 
tümer wird, doch einen Erwerb macht, wäre nur die Angabe, invriefcm 

Gegen jo lo Toxtan lorung: Becbmaon IL 88. Czyhiarz S. 181. Leoel 
Palingün. TT. p. 1174 Nr. 290;i. 

''*) Daim würde Ulpiau sagen: dio Mutter kami der Tochtur in dieser Weise 
{durch Doebestellung) schanken, da der Kbrnamp der Tochter dgentOiner der ihm 
als Dofl gegebenen Sache wird, weil die Toditer beeOglteh mit "Wfllan der Tochter 
der Vater dereinst die actio Mi uxoriae hat Wae BoUte das quonlam begründen? 
Gewiss wird dadurch nicht der Eigentumserworb des Mannes der Tochter begründet, 
.Iber eben so Bieber auch nicht die &iUtigkeit der Schenkung. VgL auch Bechmann 
II. 89 A. I. 
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in der Dosbestellung eine Zuwendung und Schenkung an die Tochter 
Hegt) nicht aber Angabe des Grundes, wenbalb dieser scbenkweiee Erwerb 
nicht unter das Eheschenkungsverbot fallt. 

Ad 2. HuBcbke will statt maritus setzen marito, und Mommsen, 
der früher statt maritus in dotem dedit lesen wollte: maritus in dotem 
cepit, behiÜt jetzt (Coli. lib. inr. anteiust) das io dotem dedit bei, streicht 
aber maritus und ergänzt ans dem Vorhergehenden: pater. Blume aber 
liest statt maritus: mater. 

Bei ßlumes Lesart (mater) muss das vorausgehende inscin nxore vel 
invita sich notwendig auf die Tochter beziehen, und dann ergäbe sich der 
Sinn: wenn die Mutter ohne Zustimnmng der Tochter dem Manne 
Sachen als Dos gibt, so wird der Mann nicht Eigentümer. Dies aber 
wäre entschieden falsch. Ist schon mit Recht nicht zu bezweifeln, dass 
zur Gültigkeit der Dosbestellung die Zustimmung der Frau nicht er- 
forderlich ist, vielmehr für die dotis causa lediglich die Einif^ung zwischen 
dem Besteller und dem Manne in Hetracht kotnmt, so kann darüber 
noch weniger Zweifel bestehen, dass, selbst wenn liir das Entstehen der 
Dos die Einwilligung der Frau vorausgesetzt würde, jedenfalls die Wirkung 
dos Eigontumsiihci tragmigsaktes, wie sie überhaupt d(>i- Tiegel nach von der 
zu Ci runde liegenden causa nicht hccinflnsst wird, von der Zustimmung 
der Frau nicht abhängt« weder vou der Zustimmung zui' dotis causa noch 
zur causa donalionis. 

Bei der Lesart von Huschke und Mommsen kommt es darauf nn, 
wer mit der inscia uxoi' gemeint und wer als r)nsbe';teller gedacht wird. 
Huschke veistelit. wenn ich icclit sehe, wie l>lu)ue, untei' der inscia uxor 
die Tochtei- und ergänzt wie dieser mutet : die Mutter liabe der Tochter 
durch die Dosbestelhing schenken wollen, und wenn die Tochter nicht 
zugestimmt liabe, so liege keine Htlieukung v(n und darnni gehe das 
Eigentum niclit auf den Mann über, wälueud wenn die Mutter die Dos 
als receptieia gegehen habe, dem Erwerbe des Eiguntuujs seitens des 
Dosemptan^ers k(nn Hindernis eMtgegeiistehe. Das wäre also dasselbe 
Beäultat wie bei der Blumetschen Änderung'^), und dieses Kesultat ist 

Zwir wandet Huschke (cegsn Blumes mater ein, dass dann vtnrlier statt 
uxore gesi^ sein nnisate filla (was übrigens koinoswogs notwen»üg w.lre), aber 
ich vermag nicht zu erkennen, dass Hnschko etwas aniloros moint und nit lit ilio 
Mutter als Dosbestelleria denkt Denn er bemerkt: inteUige matrem ut üliae 
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nach dem vorher Benn'rkten falsch. — Versteht man nboi untir iltr 
uxor inscia die schetikeude Mutter, wie dies Mommseii durch Aiui- 
keiiiiting der sachliclieu Kichtigkcit der Annieht von Ozyhlar/ (S. 181) 
thut, und denkt man als JJnsbesteller deu Vater, din Elicmuini der 
Muttpi . (lies Monimsen ausdrücklii Ii sagt, so ist das sachlidi richtig 
und kommt aut dasselbe hinaus, wie wenn uiau das haudschriftlicbe 
marituK stehen lässt 

Sonach HUnt die Änderung ad 1. zu rinom sachlich falschen Ro- 
sultaty dii! Änderung ad 2. ist je nacli dem damit verkiiU{>ftoa äinn teils 
saclilich falsch, teÜB nicht uotwendii;. Weim Mommeen in ße7.ag auf die 
zweite erklärt: forendnm non est, eodeni versu maritum prinnun (maritus 
in doteni dodit) signific^ire soceruni, dcinde (rem nuuiti non esse fact^im) 
generum, so ist zwar zuzugeben, d;uss in der Beziehung der beiden fast 
unmittelbar aufeinander folgenden Worte nmritus und mariti auf ver- 
schiedene Personen eine sprachliche Härte liegt.^'j Dass dies aber un- 
erträglich und darum eine Änderung geboten sei, kann nicht zugegeben 
werden. S<hon Bruns (Quid confer. Vatic. fragm. p. MO» hat bemerkt: 
oll'endit (juidcn», quod verba maritus dirersas personas signiticant, at non 
semel t.ali negligentia veteres peccavere. Und dafür las-ipn sich Belege 
ganz schlageneh'r Art beibringen. In Vat, frajim. 1')2 wird gt uau in der- 
selben Weise das Wort \v,\\ov erst vmn Vater des Mannes, dann vom 
Vater der Tociiter und dann wieder, nur <lurch zwei Worte getrennt, 
vom V^itor des Mannes gebraucht. "'m Und in der 1. .34. de iure dot. 
2J. 3, di«' in engstem J^usaMininiliaDL; mit fragm. Vatic. 2G0 steht, findet 
sich das (ilciche hinsi« litli* Ii des Wortes vir. welches eiNt den ISfann 
der T<»cliter (viro in doU ai adpenditv daiin den Mann der Mutter (si 
inscia uxore vir in doteni dedisset; und dann wieder den Manu der 

«lunaturaui i. o. üliae oomino marito tledisse, «luu non cunst iitiunto mtlla donatio 
08t, nam «i suo nomine, «iotem recoptura, ut marito Uonarot, nun viüoo, quin mariti 
liant Ich kann das nicbt anders als angegeben verstohen. 

'*) Halt man das für rniertF^lich und will man dedialb konigieran, «o scheint 

mir die Änderung des han'lscliriftlichon maritus in vir eins viel näher zu liegen. 
Aber ich kann <lie Ändri img nirht für notwenilig ansflien. 

•■■) L, 'l'itiiis, ('lim t'.s-ct in iiotestalo patris, abseütoeo ilu.xit in matrimunium 
.Süpiiciain iiiiiiiii fainilia.s, cmu.s nomine dotom accepit u patro, postoa suporvo^ut 
pator. — 
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Tochter (eo uiiDorem dotem viro datam esse) bezeichnet Demnadi 
dürfen vir an dem ttberlieferten maritus keineo Anstoss nehmen. 

Welches ist nun im Näheren der Inhalt von fragm. Vatic. 269 nach 
der im Vorstehenden gegen die Versuche einw Text&nderong verteidigten 
Lesart? 

Die Stelle ist nach der Inscriptio entnommen aus Ulpbnus lib. 4G 
ad Sabinum. Da aber dieses Buch von der Novation handelt, will Leoel 
(L c N. 3) emendieren: IIb. 43; in Zusammenhang damit steht seine 
Änderung d^ Inscriptio von 1. 34. de iure doi. 2Z. 3 aus Ulpianus lib. 33 
ad Sabin, in lib. 43» weil Uber 33 sich nur mit der oratio Caracallae be- 
schäftige und weil der in dieser Stelle besprochene Fall derselbe sei wie 
der im Vatic fragm. 209. Gerade deshalb meint Lenel auch, es handle 
sieh bei dem scheinbar die Worte des Sabinus wiedei^ebenden Anfangs» 
satB *u1^ quod utendum — aliud esse si dotem dedit' nicht um Worte 
des Sabinus^ sondern um ein Glossem; die Worte des Sabinus seien in 
1. 34. {At. enthalten. Es kann dies hier dahingestellt bleiben. Die enge 
Verwandtschaft von fragm. Vat 269 und der Digestenstelle ist ja xweifel« 
los,'*) und es ist. vollkommen unverständlich, wie Huschke zu der Ansicht 
komm^ dass letztere prorsus alium casum tractat Aber immerhin ist 
möglich, dass Sabinus an einer andern Stelle von demselben Falle mit 
den in fragm. Vatic. ihm zngesdiriebenen Worten gesprochen bat. 

Der Fall der L- 34. ciL ist der: eine Mutter hat ihrer Tochter aurum 
(infectum odex frictuni) zum Gebrauch hingegeben, der Iiiann der Mutter 
gibt das in den Händen seiner Tochter befindliche Gold dem Manne der 
Tochter als Dos, die Mutter ist gestorben: wie steht es mit dem Eigen- 
tum und der Dos? Hat der Vater ohne Wissen oder gegen den Willen 
seiner Frau das Gold dem Manne seiner Tocliter ab Dos gegeben, so ist 
das Eigentum dem Erben der Mutter verblieben und kann von ihm vin- 
diziert werden, und infolge der Eviktion hat der Mann der Tochter eine 
um so viel geringere Dos. 

Dieser Fall ist der Ausgangspunkt in fi:agm. Vat. 269. Wus die 

'") Dafür spricht inabdsomloro diu iius.scl1ltes5.sijt Iro iirwalinuiiR >los Kibeii 'loi 
Mutter in Fragm. Vatic. Das >iiw;hstliegoiiiiü Wiiiu <lt>cU zn sn^iou, dasa «liu Muttor 
vindiziere« kaun; wenn trotzdem nur von der Vindikation des Uthen dio Rede ist, 
80 erklärt sich das einfacli darauM, «Uws in 1. M dt in (ter spocies focti dio MiUtfr 
als gestorben genauut ist (doin mater mortua est). 

5* 
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Matter der Tochter xa blossem Gebrauch Übergeben hat, ist der Toditer 
nicht geschenkt, d h. es ist keine Sachschenkung,^?) die Tochter hat nar 
den Gebranch, nidit das Eigentain, mithin kann yon einem Erwerb des 
Eigentums an dieser Sache seitens des Gewalthabers der Tochter niebt 
die Bede sein. Und selbst wenn Sacbschenkung vorläge,^**) so wäre doch 
diese Sachschenknng an die in der patria potestas stehende Tochter 
nicht gültig; denn da diese nicht eigenes Vermögen haben kann und der 
Gewalthaber den Erwerb machen wfirde, 80 ttge darin ein Verstoss 
gegen das Verbot der donatio inter virum et uxorem, mitliin hat mu h hier 
der Gewalthaber kein Eigentum, vielmehr verbleibt das Eigentum wie bei 
dem blossen utendum dare der Mutter. Anders hingegen wäre es, wenn 
die Mutter die Sache ittr die Tochter deren Manne in dotem gegeben hätte. 
Sabinus sagt also ein Zweifaches. 

1. Ist eine Sache bloss ad utendum der Tochter von der Mutter ge« 

-gegeben, so ist das 

a) keine Schenkung der Sache, 

b) wenn es Suchschonkung wäre, so wäre es wegen des dann ein* 

tretenden Erwerbs des Gewalthaber eine nichtige Schenkung. 

In beiden Eällen ist also die Mutter Eigentümerin der der Tochter 
gegebenen Sache geblieben, der Vater hat nicht das Recht, über die in 
den Händen seiner Tochter befindliche Sacthc zu verfugen. 

2. Beides ist dann anders, wenn die Mutter für die Toditer deren 
Manne die Sache als Dos gibt. 

a> Dies ist 8ac]isehenkung (wenn auch nicht simplex donatio, so 
ducli donatio dotis causa), 

1)) diese Schenkung dotis causa lUUt nicht unter das Ehcscheukunj^- 
verbot '■•) 

"1 Uten«1um dare: 1. 1 § 1, 1. 19, 1. 31 $ 1 ci»mmo<1. 13. 6^ ). 20 de A. v. A. 

P. 41. 2, 1. 9 pr. <lü Cond, ob turp. caus. 12. 5, 1. 1 § 4 .le O. et A. 44. 7. Darum, 
oi) in <ler unentKeltliihon l ' berlassung des coVtraiu hs dor Sache eine Schenkung 
liinsichtlicli «las Oobrauchs lieKt, hamirlt os .■sich hioi nicht. 

Wiü dies trotz der etwa gebrauchten Worte ad usum liliao daro möglich 
wftro, denn es kann «tomlt audi der Qegonsats cur Dos ausgedrückt sein: Ich gebe 
tlir die Sache extra detem sn deinem sposiellen Gebrauch, vgl. L 81 § 1 de don. 9», 5 
(wozu I. 9 S 3 de iure dot. 23. 3), 1. 8 C. no uxor pro mar. 4. 12. 

• ') Dass dio flliar.iniilirts diosics Erwerbs fiihig i.st, oiv^H't !io früher schon nn 
gofübrte 1. 3ö lam. erc. 10. 2. Der Trugscbluss Becbmanns (II. 40 A 2), dor ihn 
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Diesen Gedanken kominentiert und panipbrftBiert Ulpian in seiner 
breiten Weise. 

1. Feststehend ist, 

a) daes die bloss zum Gebrauche gegebene Sache nicht geschenkt ist.^) 

b) Aber auch wenn sie gesdienkt i^r^ so wttxde in gleicher Weise 
die einer filiafamitias gemachte Schenkung nicht gttttig sein: acque 
donatio non valeret, d. h. die Schenkung würde ebensowenig wie das 
blosse utenduni dore das Eigentum auf die Tochter Übertragen haben, 
wdl dem das EhesclienkungsTerboi enlg^ienstehi 

2. Freilich wcdq die Mutter — sagt Ulpian, korrespondierend dem 
Satze des Sabiuus: nliiul esse si dotem dedit — die Sache für die Tochter 
dem Manne derselben in dotem gegeben hiitte, dann valet «^uod factum 
est. Hier handelt es sicli nicht um ein blosses utendum ilure, sondern 
um eine Schenkung der Sache, wobei die Mutter nidit d.is Eigentum be- 
hält, aber dieser Schenkung steht nicht, wie der simplex donatio, das 
Hindernis des Eheschenkungsverbots entgegen: valet quod factum est, 
potest enim donare tiliae, d. h. in dieser Weise, durch Dos)>estenung an den 
Mann der Tochter» kann sie der Tochter gültig schenken, denn durch 
eine derartige mit der dotis c<iusa kombinierte Schenkung wird niclit dem 
Gewalthaber der T(«l!tor erworben, sondern die in der Absicht» der 
Tochter in dii scr (lestult zu scheuken, dem Manne dotis causa g^ebene 
Sache wird Eigentum des die Dos empfangenden Mannes der Tochter 
(cum res mariti fiant)/') 

Gegen dieses Argument fiir die Gültigkeit der in der DosbesteUung 
li^nden Schenkung an die tiliafaiuilias — dass nicht der Gewalthaber, 

bestiaunt, das patoet donare fUiae von einer Stdienkung im weiteren uneiguullichon 
Sinne su versteben eine Schenkung, wobei die gesdteokten Sachen unmittelbar 
in das Eigentum eines Dritten flliergeben, sol eben keine Schenkung — , ist oben 

8 a. E.) erörtert worden. 

Vgl. 1. 53 »5 I <k' fl-Mi. i. V. cl 11. 24. 1. 
•') Bochmann II. ;W ;.,'ibt die Worte Ulpians nicht ^(onaii wieder. TTlpian 
sagt nicht: „die Mutter kann dorn Manne eine Dos bestellen; obschon die in [»atna 
poteetate stehende Toditer daraus einst die actio uxoriae erwirbt, ja, obsebon 
diese Klage mOglicberwetse auch dem Vater sosteben kann, so liegt doch keine 
Schenkung vor, da die Dotalobjekte Eigentum des Hannes werden." Vielmehr 
hoisst os: Dio DosbesteUung ist göltip, denn dio Mutter kann der Tochter 
scheuken, da die Dotalokuokte Eigentum des Mannes werden, obschon u. s. w. 
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sondern der Manu der Toehtcr das Eigentum wwirbt — könnte vielleiclit 
ein Bedenken erhoben werden: dass nämlich zwar der Gewalthaber das 
Eigentum nicht erwirbt und überhaupt wähi*end der Ehe, solange die 
Dos deren Zwecken dient, kein Recht hat, dass ihui aber doch bei Auf- 
lösung der Ehe die actio rei uxoriae zusteht und er insofern durch die 
echenkweise Doabestellung einen Erwerb macht, mithin im Hinblick auf 
die Zukunft das Verbot der Eheschenkung als nicht schlechthin unzu- 
treffend ei"8cheint. Diesen Zweifelsgrund könnte man in dem qnamvis 
quandoque u. s. w. zu finden geneigt sein, und dann wurde Ulpiao eben 
dieses Bedenken nis niclit begründet beiseite scliieben. 

In Wahrheit ist aber diese Auffassung durrh die Wort« ausge- 
schlossen. Wäre das der (Tcdanko Ulpians, so würde er haben sagen 
müssen: (luanivis (nuuidoque, si filia in patria putestatc sit, pater adiuncta 
hUae persona habeat rei uxoriae actionem [\j\p. fr. VI. 0. ii. \'atic. llGi. 
Statt dessen heisst es: (juamvis (pjandotpie filia vel sola, si iuris sui 
iuerit, vel voluntate filiae pater habet rei iixoriae acti«.»iiein. Mithin liegt 
ilas Bedenken anch vor, wenn die Tochter sui iuns. und ein Erwerb 
des die Gewalt nicht mehr habenden Vaters ausgeschlossen ist, es kann 
als») das Bc'denken nicht erblickt sein in dein Erwerbe der aclio rei uxo- 
riae durch den Ehemann der Mutter. Der (bedanke (^I|iians ist vielmehr 
der: die Mutter kann der in der väterlichen (lewalt l.ietindlirlien Tochter 
in dieser Weise, durch dotis constitutio, henken, olmc dass diese Sclien- 
kuug, wie andere Schenkungen, von dem \^cibut der Eheschenkung ge- 
trofleu wird, weil der Mann der Tochter Eigentümer der betreffenden 
Sa«^he Avird, obgleich dieser Erwerb des Mannes kein definitiver ist, son- 
dern dereinst bei Auflösung der Ehe ihm wieder entzogen wird durrh 
die aetiu rei uxoriae: ist die Tochter sui iuris, so ist sie die allein klag- 
berechtigte, steht sie noch in der väterlichen Gewalt, so hat der Vater 
zusammen nnt der Tochter die Klage, Der Satz «juamvis quandoque 
filia — habeat rei uxoriae actionem bezweifelt also nicht, dass das durch 
dotis constituti() erfolgte fihae donare eine wirkliche die Tochter be- 
reichernde s( hcnkweisc Zuwendung ist Er sajrt vielmehr: obgleich der 
Mann der Tochter das Eigentum nicht detinitiv erwirlit, suiulei-u ihm 
dasselbe nur widireud der Dauer der Ehe zusteht, indem die Tocliter ho- 
/.üghch mit ihrem Willen der Vater dereinst bei Aiilliisung der Ehe die 
Klage aui liestitution hat, so kommt das doch nicht in Betracht; ent- 
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scheideiul ist leiliglich der ! ■ instand. daf>s zur Zt»it der in der J)osbp^tp!- 
lung liegenden Schenkung au die Tochter der Mauu und uulit der Ge- 
walthaber der Tochter das Eigentum erlangt. Die Entscheidung der 
Frage uach der Ii iUti^'koit der Schenkung bemisst sich nath den Ver- 
hiiltuissen der Gf-gcnwart, nicht der Zuktinft.'^^'* J3as kiinttige Schicksal 
des der Tuelitor so hcheukweise Zugewandten ist glcich^^ültig, mag der 
Vatc^r bei Aiifliisnng der Ehe überhaupt keinen Erwerb maduüi, uie 
dann, wenn die 1\)( hter sui iuris ist, oder mag er, wenn er die patria 
potcstas hat, in d<r actiu rei uxoriae in gewissem Sinuc einen Erwerb 
niat hen: dieser Erwerb ist jedenfalls ( in von dem sonstigen Erwerb des 
Gewalthabers durch dub Hauskiud ganz verschiedener, du das eigentliche 
Subjekt der Klage auch hier die Tochter ist/'j 

Nach dieser Paraphrosiurun«? des Sat/es von Hal)inus erkennt mm 
[Ilpian in den Worten "merito 'vSiinv Sabinus ait, si iuscia uxore vel invita 
maritiis iu doti'in dedit, rem m iiiii aon esse factam, et ideo vindirari 
ab berede mulurib posse" eine von Sabiuas aus seinem Satze "nt ([uod 
utendum mater (iliae dedit, nou videatur donatuui, et si donatuia sit, non 
valeat, in potestate tilia constituta patris"' gezogene Folgerung als richtig 
an: wenn der Ehemann der Afutter die von dieser der Tochter, sei es 
ad utendum oder schenkweise, gegebenen Sachen ohne oder wider Willen 
der Mutter dem Manne der Tochter in dotem gegeben hat, so wird dieser 
nicht Eigentümer der Sachen, sie bleiben vielmehr in dem einen wie in 
dem anderen Falle im Eigentum der Mutter'**) — dort weil die Mutter 
gar nicht das Eigentum aufgeben wollte, hier weil wegen des Verbots der 
Schenkung unter Ehegatten mit der Schenkung auch die Eigentmns- 
Ubertragung nichtig ist;'*') und dahw kann Exbe der Mutter die 
Sachen vindizieren.'**') 

"*) Ebenso wie die Ausnalmiü vun der Insiniiationsvorschrift in l. Hl C. do 
iure dot 5. 12 sich nach dem Zeitpunkte der Uurcli tlie DosbesteUung ixjwirkton 
Schenkung richtet, und nicht deshalb, weil bei Auflösung der Eb« dar diaae Aua- 
nabino begiQndende üotaldiarakter dar Zuwendung wegflUlt, die ohne Inalnua> 
tk» gOltfer vocgenommane Schenkung nunmehr wegen Mangata dar Inainuation 
nichtig wiiti 

Vgl. Czylilara H. 302 ff. 

«*) L. 14 C. 5. 12: pator de bonis uxoris suae invitao nuUam dandi (dotem) 
habet facultatein. 

«) WAie der Anbngaaati (nt quod utendum il a. w.) Cllowem und achlösse 
aich die Kommantierung Ulpiana an die Erßrtening fllwr den in L 84. D. 28 3. 
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Dem fugt Illpian hinzu: ist nbrr diese Dnsbestellim^» seitens dos 
Vaters mit Wissen, und insofern imt Einwilligung, der Mutter erfolgt, so 
ergibt die Konsequenz: in dotem conversuni esse id, quod datnm est 
Wt\r auch die ^^uU(•r in dem einen wie dein anderen Falle zunächst 
Eigen tiinierin der in den Plilnden der Tochter befindlichen Sachen ge- 
blieben, sn wird dorh infolge davon, dass die Mutter die Zustimmung 
giht, vom Vater gültig dTriiber verfiigt, so dass die Mutter und ihr Erbe 
die Viudikation niclit hat; das, was die INfutter, zunächst ohne das Eigen- 
tum zu verlieren, der Tochter gegeben Initte, ist jetzt infolge des Ge- 
stattens der Dosbestellung gültige Dos geworden, wie es gültige Dos 
von Anfang an gewesen wäro. wenn die Mutter selbst für die Tochter 
die Sachen in dotem gegeben hätte. Auch von solcher animo donandi 
gegeuülier der Tochter erfolgten Zustimmung zur Dosbestelluug seitens 
des Vaters ist zu sagen: valet quod factum est, potest enira donare filiao, 
cum res mariti fiant 

Bei dieser, wie uiii' scheint, unanfechtbaren Auifassung von Fragm. 
Vatic. 269 liefert die Stelle den vollen Beweis dafiir, dass in der iLniuio 
donandi vorgenommenen Dosbestellung eine St lienkuug an die dotierte Frau 
enthalten sein ksuiu. Dass sie es wiiklich ist, dazu ist nichts weiter 
erforderlich, als dass auf selten der Frau die Übereinstimmung mit der 
causa donandi vorliegt. 

behandelten Fall an, so wfntle die Schlussfolgerung dos Sabinua (morito igitnr 
u. n. w.) Hieb nur auf don Fall dos utendum dare bezieben. Die ploieho Kon- 
sequenz tritt aber natürlich aucli für den Fall der beabsichtigton 8achsR;)ienkung 
«in. Dass, wie Bochmann II. 38 A. 2 annimmt, das aliud esse, ai dolem dodit, sich 
nur auf don umnteMlbar voibeigolumden Sats et sl donatom tit, nlcfat «lier 
ftuf don ovston bogsiobe, kann ich nidit anoikonnon. 

*<0 Die Möglichkeit, an die Bechmann II S. 40. A. 1 denkt — könnte man 
freilich annehmen, dass die Worte 'ot ideo vindicari ab berede mulioris posse' 
nicht von Sabinus, sondern von Uliiian iierrüliron, so liosso nhh denselben auch 
der Sinn beilegen: in dem utendum üliae dare liege keine Schenkung, also könne 
auch von einer Konva]eezenz derselben durdi den Tod der Frau keine Rede sein 
— Ist duKfli die oratto oMiqim anageochloeaen. Der Gnuid, wedialb geiade der 
Erbe gwannt fst, tat dar oben 8. 07 Anm. 76 angegebene. 

") Vgl. auch 1. 34 de don. i. v. et u. 24. 1. 

Die Dosbestellun^ ist dann in Wahrheit von der zustimmenden Mutter 
ausgeganpen. VrI. 1. 51 «ie iure dot. 2:^. 3: si res, quas filiae emancipatae pater 
donavit, ex voluntate eins postoa in dotem pro ea datae sunt, a filia dotem, non a 
patre vJdeii daftam. 
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§ 1. Y<»rbeai«i1nuig. 



Du Hauptveif;iliieii im Reirlisstrafprozesse wird rcgelmtissig einge- 
leitet durch gerichtlit lu'ii Eröffnungsbeschluss. Zuweilen aber sieht (Ins 
Gesetz von einem lonulicbcu Krölfnungsbeschlusse ab und b^nügt sich 
dafiir mit blossen Surrogaten. Die juristische Natur dieser stellvertretenden 
Fkoaessakte ist bisher nicht erkannt worden. Ja es fehlt an jeder ein- 
dringenden Untersuchung darüber, obwfilil rrcrrulc die Durchforsdnmf,' 
dieser besoudem Verfahrensarten lohrreicbo Einblicke eröffnet in die 
Siruktur des Strafprozesses, in das Wesen der Prozeüsbegründung und 
der Klagerhebung. Ein volles Verständnis des normalen Strafver- 
fahrens ist nicht m gewinnen ohne sorgsame Beachtung der Ausnahme» 
Prozeduren. 

Bei dem korrelateu V« i hlUtnis von Begcl und Ausnahme aber würde 
auch die isolierte Bearbeitung der anomalen Prozessbcgrüudung und 
Klagerhehung nicht ZUOi Ziele tiilireu. Vergleichende Berücksichtigung 
der KegclerscheinuDgeo ist unerlüsslich. Daher ist eine Skizxe d<-r nor- 
malen Frozesseinleitung und KlagerhebuDg Torauszuschickon. Aber auch 
auf diesen Gebieten ist die Arbeit nur zum kleineren Teile bereits ge- 
schehen. Es wird daher in der Folge mehrfach unvermeidlich, Grund- 
anschauungen vorzutragen, die von den herrschenden Ansiiliton :ilt- 
weichen, ohne dass ihnen eine ausführliche Motivierung bciKcgebeu 
werden könnte. 

Besondere Prozesseinlei<«ni!THformen hat die Strafprozessordnung ge- 
schalVtii in den Fällen des § 211 mid in den Verfahren bei amlsrichter- 
lichen Strafln fehlen. 447 fg., nach voran^[egangeuer polizeilicher Straf- 
verfügimg, 1"):; fg., und bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
über die Erhebung öffentlicher Al>£:jahpn und (icfrille, ij^ l'jO fg. Im 
Privatklagprozcbs ist zwar die Klagcrhebuug eigenartig gestaltet, aber 
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der Entscheid übi^r Eröfibung oder Nichteröffhung des HaaptverfahroDS 
erfolgt nach den Grundsätzen des Normalprozeases; es ist daher diese 
Prozedur uicbt mit in Betracht zu ziebea. Dagegen verbindet sich mit 
abweichender Prozesseröffnung stet« eine anomale Art der Klagerhebung. 

Die Eigentümlichkeiten nach § 211 bestehen darin, dass vor dem 
SchöfFengericht ohne rift] -h erhobene Anklage und ohne eine Ent- 
scheidung über die Eröfinung des nimptverfahrens zur H;ini)tv( rhandlmig 
geschritten wird, wenn der Beschuldigte entweder sich freiwillig stellt 
öder infolge einer vorläufigen Festnahme dem Qerichte vorgeführt oder 
nur wegen Übei-trrtung verfolgt wird, wobei der wesentliche Inhalt der 
Anklage in den Fällen der freiwilligen Siclhiiig oder der VoHührung in 
das äitzuDgsprotoko]). andernfalls in die Ladung des Beschuldigten auf- 
zunehmen ist Ahs. 1); dass femer der Amtsrichter im Falle der Vor- 
führung des Beschuldigten mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft ohne 
Zuziehung von Schöffen zur Hauptverhandlung schreiten kann, wenn der 
ßpschnldigti nur wegen i'bertrctung verfolgt wird und die ihm zur Last 
gelegte That eingesteht (Abs. 2). 

Amtsrichterliche Strafbefehle können mit EinqHTUChf poUzciUclie 
Strafverfiigungen und Strafbescheide der Verwaltungsbehörden wegen Zoll-, 
Steuer- etc. etc. -Kontravention mit Autrag auf gerichtliche Entscheidung 
angefochten werden, 449, 453, 459. Ist Einspruch, Antrag rechtsgültig 
und rechtzeitig angebracht, so wird zur Hauptverhaiidlung geschritten, 
wieder ohne dass es der Einreichung einer Anklageschrift oder einer 
Entscheidung über die Eröfihung des Hauptveriahrens bedarf 451, 
456, 462. 

Die Einleitung des Hauyttverfahrens vollzieht sich sonach in diesen 
Fällen ohne förniliches Eroünungsdekret unmittelbar durch Veraulas«;ung 
der Hauptverhaudluug. Unentbehrlifh aber ist am h hier die Prüfung 
des Richters, ob die gesetzlichen Voraussetzungen der besonderen Proze- 
dur vorlie;?pn oder nicht. Verneinenden Falls wird der Antrag darauf 
durch formulierte, beschwerdeialiige Entscheiduntj ali-^ewiescn. Die Zu- 
lassung des Gesuchs dagegen pr^^ehieht nicht durch formuliertes, sondern 
durch latentes Dekret. Der tliat-iichlichen EröffVinng des Verfahrens 
entspridit ein Eroffnnngswille des Richters, aber er kommt auch nur in 
ihr, nicht in einem formuUerten Boscldnss zum Ansdnn^k. Das Dekret 
ist «latent" uicht in dem Sinne, dass es ihm überhaupt au einer £r- 
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klärungafbrm fehle. TliohterlicliP Dokretc sind niemals blosse Willens- 
entschliessungen, soudem stets Willeuserklärungen.') Aber an Stelle der 
üblichen Publikationsweise durch Verkündung oder Zustellimg einer 
Dekretsformel tritt hier die Bekanntgabe des Richterwillens rebus ipsis 
et factis, durch sohlüssige Thataachen, durch Vornahme der relevantoi 
Ph>ze8Bakte selbst. 

Sehr starke Abweichungen von der Norm ZEOgt im Verfahren nach 
Strafbefehl, Strafverfiigung, Strafbescheid die Klage. Den drei Proze* 
daren ist bei erhebhchcn sunetigeD Differenzen die Bechtserscheinung ge- 
meinsam, dass dn Akt, der an sich nicht Klage, vielmehr zum VoU- 
streckuugstitcl zu werden bestimmt ist (Strafbefehl u. s. w.), unter ge- 
triasen Voraussetzungen den Chaiaktt r der Klagerhebung annimmt 

Die Klage des § 211 wird durchweg als Klage unmittelbar beim er- 
kennenden Gericht und somit als die eigentlich naturgemässe, im 
Ordinarverfahren durch das Erfordernis vorgängigen klagzulassenden Er- 
öffnmigsboschlusses verdrängte Klagform bezeichnet Diese Cliarakterisie- 
rung ist keineswegs eine ausreichende juristische Konstruktion dos Ivlag- 
vorgangs imd für den dritten Klagtypns dos § 21 1 — Klage Itci Ver- 
folgung wegen Übertretnng — direkt unrichtig, ludem hier der \'erhand- 
lung und somit di-r Klau;e vor dem erkennenden Gericht in Gestalt des 
Ladungsantrags ein anderweiter Klagerhcbung^akt aileidings vorangeht 

Eine sehr interessante Bildung ist endlich die Klagzulassungsform 
des ^ 205: .Wird der Angeklagte im Laufe der Hauptverliandlnng noeli 
einer anderen That beschuldigt, als wegen welcher das Hauptverfahren 
wider ihn criilTuet worden, so kann dieselbe auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft und mit Zustiinnunig des Angeklagten zum (legenstande derselben 
Aburteilung gemacht wei-den." Als In/.ideiilklage tindet diese in einem 
anhängigen Hauptverfahren uiu erhobene Klage ein ►Seitenstiiek nur an 
der Widerklage des PrivatKlagjnn/.esses. Der Zlda^suugsbeschlusb, der 
zugleich als Verbindungsbesehluss lür die konnexen Strafsacbou wirkt, 
bildet ein Mittelglied zwischen formuliertem und latentem Erii(Tnung8- 
dekrct. Denn der Bescbluss i<;t formuliert und bedeutet iVn- die neu er- 
hobene Klage in der That Eri*tbiuiig de> H auptverfabrens, bat aber nicht 
die Bechtswirkungcu eines fomulierten EröÜ'nuugsbcsdiiusscs, ist namcnt- 

') Binding, Orundriss des Stra^rozossrachts § 86. 
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lieh frei «idetruf lieh und aeigfe daiia Verwaadtsohaft mit der M088 Ifttenten 

Durchweg sind im Anscliluss an die Typen der PkraenlMglttildiiiig 
lud der Klagerbebimg die Rechtehftngigkettewirkungen zu botimmea 



Erster Abschnitt. 
§ 2. EröfEkmngsbesohliuB und Klagerhebniig. 

I. Diü normale Strafprozessbegrüudung. 

1. Gegenstand des Sachurteils im Stialprozesse soll nur eine Straf- 
sache sein, die in gültig begründetem Hauptverfftbren zur Kognition dea 
erkennenden Gerichts gekommen ist. 

Die Reichsstrafprozessordnung geht von der Auffassung aus, dass 
die ErnflpTiung d^s Hauptverfahrens normaler Weise nicht ebenso wie die 
Begründung eines Civilprozesses lediglich von einem bestimmten for- 
mellen Akte des Kliigers, der Anstellung einer dem gesetzlichen Klag- 
bcgrül" outspri'clii'iHleii Klat^p, abhängig sein dürfe, dass vielmehr im 
Interesse des BesdiuMigU n eine richterliche Prüfung des Klaginhalts in 
thatsüchlicher und rechtlicher Hinsicht einzutreten habe, ehe das Übel 
dos Hauptverfahrens über ihn verhängt werde. Diesem Zwecke dient 
das sogenannte Zwischenverfahren.'-) DIo gonügoJid befundene Klage 
wird durch einen forinulierteu gerichtlichen Eröffauagsbescbluss 
zum Hauptvedahren /.ugelas<!t'n. 

Den Inhalt des Beschlusses gibt § 205 Abs. 1 StPO. an: es ist in 
ihm die dein Angeklagten zur Last gelegte That unter Hervorhebung 
ihrer gesetzlichen Merkmale und des anzuwendenden Strafgesetzes, sowie 
das Gericht zu bezeichnen, vor welcbem die Hauptverhandlung statt- 
finden eolL 

*) n*^!- Ausdruck „Zwlschenvorfahren" wird hier und in der Folge (ebenao 
von Uiimaiui, Luhibuch §§ 100 fg.) zur Bezeichnung des fragUcheri Prozessstadiums 
g^Iehmftssig gebraucht, mag eineTorttntenndbuiig vonuBeeangen sein oder oidit 
Ein kiimr terminus technicus fet nnenCbeturKdi. Und der YerlUiranaalMWsbttttt 
liegt ja immer cwtachen Enntttalungsverfetaren (und besw. Tonmteraacbimg) und 
HauptveifEÜuen. 
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Ein solcher Eröffnungsboschlus^i ist im Qormalea Prozessgauge der 
B^gründungjiakt dos H;iu})tverfiihrcns. 

In Ermangelung eines Eröftnungsbeschliisses int ein Uauptverfahren 
nicht anhängig und es fehlt der Auftrat^ ;'i!m Sachurteil, das sich nach 
§ 2(J3 StPO. zu beziehen hat auf die im KtDiVnunßsbescliliisso bezeichnete 
That, wie sich dieselbe nach dem Ergebnisse der Verhandlung darstellt 

Ein Äquivalent fehlenden Eröffiiangsbeschlusses gibt es im Normal- . 
verfahren nicht. FLvierung des Verhandlunf^sthem is durch das G^erieht 
bei Beginn der Hauptverhandlung, Verzicht der Parteien können über 
den Mangel des Beschlusses nicht liiuweghelfen. Das Erfordernis ist 
nicht dispositiv. 

Ein Eröffnungsbeschlusjö, der auch unter Zuhülfenabnie der Anklage- 
schrift') — im Falle des § 200 StPO., in dem Ertiffnung des Hauptver- 
fahrens beschlossen wird trotz P^instellung^iiutrugs der Stitataanwaltschaft, 
ist solche vor dem Beschlüsse ni( ht vorlianden — nicht erkennen lässt, 
welche konkrete That des Angeklagten von ihm gemeint ist, steht auf 
einer Stufe mit einer schlcchthiu uuverständliclicu Urteikforinel. ' i Dekrete 
unerkennbaren Inhalts verfehlen notwendi«^ die gewollte liechtswirkung. 
Die Rechtslage ist die gleiche, als ob Eröü'nungsbeschluss überhaupt 
nicht ergangen sei. 

Nicht in gleichem Masse wesentlich ist der weiter durch § 205 ge- 
l'orderte Inhalt. Da die Subsumtion unter diu Strat'geseti aus der Ihat 
logisch folgt, .so ist in dieser Hinsiclit da-s Gericht der Hauptverhandlung 
zur Ergänzung des unvollständigen Beschlusses im stiiude. Die Er- 
gänzung ist zugleich notwendig im Hinblick auf die §§ 2G3 fg. StPO. 
und besonders das Verteidigungsrecht des Angeklagton. Es bedarf dazu 
eines Gerichtsbeschlusses, wie auch* die authentische Interpretierung des Er- 
öifnungsboschlusses aus der Anklageschrift nicht dem Vorsitzenden allein 
zukommt. ^) Die Ergänzung ist nicht eine auf die Sachleitung bezügliche 
Anordnung, auf welche § 237 StPO. Anwendung zu finden hätte. 

») VgL z. B. RG. 2. ÖtrS. E. Bd. 21 b. 65. 
«) Ra. SL StrS. B. Bd. 10 8. 58. 

Umtehtig 8. StiS. B. Bd. 5 a 583 Ijir. (Aufhebung dei enrfftutanaliehsn ür- 
teilt war geboten). 

»1 Wie RG. 2. StrS. E. Bd 24 ^ 64 fg. anzunehmen scheint. Dagegen 
spriclit der gleiche Senat E. Bd. 21 S. 66 ausdrücldich von der i'flicbt dee j,Qerichts" 
zur Interpretiorung dos imdeutlicben Beschlusses. 
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Da § ?4? StPO. die Vorlesung eines vollständigen Eröffimngs- 
besclilussfs liei Bcj^nnn der Verhandlung verlangt, so liegt in Versäumung 
der Ergan/ung, der Iiiterpretiening des unvollstäudigeu Beschlusses ein 
Prozedurtehler, der im Hinblick auf die §§ 263 fg. zur Aufhebung des 
Urteils führen kann. Der Mangel ist als kausal für deu Urteilsialialt 
anzuseilen, wenn er eine Beschränkung der Verteidigung zur Folge ge- 
habt hat."^) Prozessgründungsakt für das Huu{)t verfahren aber 
ist auch der unvollständige Bcschluss, wenn nur eine indi- 
vidualisierte That eines bestimmten A ugekl :igten erhellt 

Der Eröffnungsbeschluss bedarf d( r Zustellung,' an Staatsanwaltschaft 
und Angeklagten. Er^^t in der Zustelhing an eine Partei liei^t mass- 
gebende Erklärung des Erüliiiungswilleus, „Erlass" des Beschlusses. 

2. Eröffnungsbeschluss ist immer nur auf einen gesetzeutsprechendeu 
Antrag des Staatsanwalts hin zulässig. Dieser Autrag kann, wenn Vor- 
untersuchung stattgefunden hatte, entweder auf Eröffnung des Hauptver- 
fahrens unter Einreichung einer Anklageschrift (§ 198) oder auf definitive 
(»Ausser- Verfolgung-Setzen*) oder vorläufige Einstellung des Verfahrens 
gehen, § 19G StPO. Li Ermangelung einer Vonmtersuchung lautet der 
Antrag auf Eröffirang und «rfblgt durch Anklageschriit 

3. Die VoUinabhi mr Rechtsprechung für die GeriditsbehOrde invol- 
viert die YoUiDaclit snr Eröffnung des Hauptverfahrens, mag auch eine 
andere Gkriehtaabteilung zur Erfifihung, eine andere zur Aburteilung be- 
rufen sein (Eröffnung durch Amtsrichiar, Aburteilung durch Sksbttfiini- 
geridit; Eröffnung durch Strafkammer mit drei Bichtan, Aburtolung 
durch Schwnigericht oder Strafkammer mit fltnf Bichtei-n; Eröffnung 
durch 1^ Aburteilung durch Todnigten 2. und 3b Stra&enat des Beidis- 
gerichte). Identität der «cdfihenden und erkennenden Geriditeabteilung 
kann nur aUenfalls fttr die Amtsrichter als Einzdricbter (in Forst- und 
Feldrügesadien nach § 3 Ahe. 3 EG. zu StPO.) Torkommcn. 

Zur Eröffnung des HauptverÜRhrens vor dem Spradigwicht einer 
andern Gerichtsbehörde bedarf es einor besondem gesetzlichen Yoll- 
machi Solche ist im § 207 Abs. 1 StPO. dem Landgericht erteilt 

Korrekt das Verfalnw in dem bei Golul. ßd. 35 S. H21 mitKotoillon liochtsfall. 
.Tohn's (Komm. Bd. 11 «. ÜTU fg.) Polemik gegon das lieichsgericht geht fehl, 
sein olgener Lösungsvenuch ist prossesualiscb unstatthaft 
") Vgl. z. B. m. 4. StrS. bei Qoltd. B4. 43 8. m. 
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gegenüber alien Schöflengcrichtcn seiues Bezirks, wenn ein solclies für 
zuständig erachtet wird Und § 75 GV6. ermächtigt ferner das Land- 
gericht^ unter bestinnnten gesetzlichen Voraussetzungen die sachliche Zu- 
ständigkeit eines ihm untergeordneten Schöffengerichts durch Überweisung 
zu begi-ünden und das Haupt¥eriahren vor diesem zu eröffnen. 

Bei Nichtangabe eines anderen Gerichts im Beschlüsse kann die Er- 
öffnung des Huuptverfahrens nur auf das beschiiessende Gericht selbst 
bezogen werden. 

4. Der Erüffnungshcschluss ist zuweilen mit sofortiger Beschwerde 
anfechtbar^, für djis heschliessendu Gericht selbst stets unwiderruflich. 

Mit seiner Rechtskraft ist die Verpflichtung des Gerichts zur Durch- 
ftiliniiig des Hauptverfahrens begründet, vorausgesetzt, dass nicht diese 
Durcliiührung infolge rechtlicher Hinderni-^se unriHiglich wird. 

Eine keineswegs* einfache, bisher nicht ULiiügend untersuchte und in 
Kürze nicht /u erlmlif^'i-iulr Kruge ist es, ob und eventuell in welchem l'm- 
fjuige tier lei litskiiiltigc i^rr)tViiung«*})esrh!n^s Miiiif^cl des Veriahifiis, einen 
Defekt iin ( iiilti^kcitsbcLlinguiij^en dvi l*ro/,i'dut, zu IiciKmi veriusig. iSicher 
ist, dass die sp c/i f i sc Ii e n (4 ii 1 1 i kci t s i 11 gu ngen des Beschlusbes 
8iipplicrt werden, dass luinicntlich IVlängrl des vurgiingigen Klaj^eakts, des 
staatsanwaUHcliaftlirlien Antrags, in der lAtlge nicht mehr zur Einstelhing 
des Verfahrens führen können; selir zweifelhaft ist, oli mit der Ki i-htskruft 
des Beschlusses nridi ein Prci/essvoraussetzuugsmangel für das 
Haiiptvi it'ahrea als sanirrt zu gelten hat; siciier aber wii di runi. dass 
dn- Hesilihiss nicht im voraus sp.itcr eintretende oder lurvoi in ti iide 
Mängel beseitigen kann, viehnelii- in soli heni Falle, wenn fn ispiekweise 
der Angeklagt*' dt innüclist «reistokrank oder seine Strafunnuindigkcit be- 
kannt wird, alsbaldige Einstellung des Verfahrens geboten ist.'') 

IL Die normale Klagerhebung. 

1. Klagen heisst im Strafprozesse: einen bestimmten staulli»htn 
iStrafanspruch gegen eine bestijnmte Person in relevanter Weise erheben. 

AusdrQckllch wird im Oeseün Beecbwerde nur zugelaaMii, wenn abweichend 

vom AntnfB der {SttaatMUiwaltscbaft die Vorweisung an cui (iericht niederer 
<^r(!nnnp »tisgesprodien worden ist, 209 Abs. 2. £s gibt aber weitere F&Ue der 

Beschwerde. 

"} Vgl hierzu Bmding, (irundiiss des iStiafprozcHsrechts g 104. 
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Das Klagen dauert im ^traf-, wie im Civilprozesse, bis zum rccht.skräftigcü 
T'rtcil. Der Anspruch wird lortgosot/t orlioben, \vird in jedem Momente 
des Prozesses ideell von neuem geltend gemacht. Die Parteien sind 
Kläger und Beklagter, nicht weil einmal zwischen ihnen ein Kiageakt 
sich vollzogen hat, sondem weil sie während des ganzen Prozesses klagen, 
beklagt werden. 

Die Prozessordnungen verlangen aber — von vereinzelten Ausnahmen 
abgesehen — vom Kläger neben der fortgesetzt43u Bitte um Kecht noch 
einen einzelnen bestimmten Kiageakt, um an diesen, direkt oder ver- 
mittelt durch einen gerichtlichen Beschluss, die Wirkung der Prozessbegrlin- 
dung zu knüpfen. So entsteht die durchgängig übersehene Doppel- 
bedeutuug von „Klage": im Sinne des einzelnen Klagerhebungs- 
aktes, des factum transiens, und des fortgesetzten Klagens, des 
factum permanens.'') Über dem initiativen einzelnen Klageakt darf nicht 
die Permanenz des Klagens verkannt wei den. '") Die ganze Prozcssführung 
de« Klägers steht im Dienste seines dauernden KeLhtb.^chutzbegehreus, der 
perniuuenteu Klage. Ivlagrückuahnie, soweit sie dem Kläger gestattet ist, 
macht nicht den Klagerhebungsakt ungeschehen — Thatsaciien können um 
ihi-e Wirkung gebracht, aber nicht aus der Welt geschatit werden — , hebt 

^ GMegwitliche AnkUng» an die riflhUg» Aaffluwimg (bultn sich bei CHamr. 

Interessant z. B. Handbuch Bd. IT S 8, wo geachieden wird zwischen dem bleiben- 
den wesentlichen Inhalt rinr Strafklage und den Erfordornissen der Erklänmgen 
des Klägers, durch wolcho bostimmto prozeuäualo Teilaufgabön erfüllt worden. 

Die Permanenz der Klage kommt sehr hübsch zum Ausdruck in § 433 
AtMB. 8 SIPO.; .W«r die FHvatUage darauf guMM, daaa dar BeadrakUgto widar 
beaBana Wlaian in Baatahimg auf den Andaran eine unvahfe Thataadie behauptet 
oder verbreitet habe, welche denselben verächtlich zu machen oder in der OflÜBD^ 
liehen Meinung herabzuwürdigen geeignet ist, so kann die Klage nach dem Tode 
des Klägers von den Eltern, den Kindern oder dem Ehegatten des letzteren fort- 
gesetzt werden." Die aufisunehmende Klage ist selbstverständlich nicht der Klag- 
erbabungiakfc ala ftafcom IzanaiflnB, aondsrn dia ytttami dta ganaan Ptoa ooooo 
pennaneata Klage, nur mam ale beim BIntritt in der apesieUen Geatalt dar Yer- 
lamndungaBaga baatataeD. War i. B. wegen Yerieamdung geklagt, «agan am« 
facher Beleidigung erölTnot, so ist Snccesslon jetzt unmOgliäi, wätarend aie möglich 
sein würde, wenn der Kläger erst nach Verkündung eines abweichend vom Ei- 
öfTnnngBbeschhiSR wegen Verlemiidung venirteilenden ErkoniitniH.so.s gostorben 
Ware u. s. w. Diu bisher ungenügend interpretierte Yorscluift ist auch für den 

Bügriff der Klagbeaaarung von groaaar Bedeutung. 



i 




ätrafprozoaabegründung und ÖLrafklagerhebung. 



85 



Tiehnebr als Abstandnahme von weiterem Klagen, als Venidit auf EVtit- 
setsnng des Bromsiei^ als renuntiatio litis den Brossess auf unter Beser* 
Tatiea des Anspnic1uk>*) Fiele der vergangen Klageakt mit dem Klagen 
susammen, so vfirde es an einem Ol:!jekt der Rücknahme fehlen. Weil 
die Partei noch jetzt Klager isti sich des Klagens noch nicht ent&nssert 
hal^ sondern in ihm 'b^riffw ist, so kaon sie die schwebende Klage 
fallen lanen, womit dann dar Prozess ein Ende hat nnd die Wirknngen 
def FteMEessbegrttndang aufgehoben werden. Scbliesst das Becbt Klag- 
rOcknahme aus, so wird der Kläger nicht sowohl bei dem einstigm Klag- 
erhebun^akti vielmehr bei seinem Klagen festgebalfeen; er ist mit Willen 
Kläger geworden und bleibt es nun auch wider WiUen. 

3. In wichtigem und schwierigen Strafiadi^ erfordert das Oesetx 
nach nüherer YorBchrift des § 176 eine dem HauptTcrfabren vorgangige 
gericbilicbe Voruntersnchung. Diese ist »rar in der StFO. weseniUch 
inquisitorisch gebliebeui steht aber doch insofern unter der Herrsduft 
des Anklagegrundsatses, als sie nur auf Antrag des Staatsanwalis einge- 
leitrt wird nnd diesem Antrage die Bedeutung öffentlicher Klage zu- 
kommt, §§ 151, 168» 177 StPO. 

3. Den Absdmitten des Froaaases oitspreehend smd Klagstadten su 
unterscheidaa. Das Klagen beginnt beim Untersuchungsrichter, setst sich 
fort beim Gericht des Zwischeaverfifthrens und endet beim erkennenden 
Gericht (vorbeiialtlich einer Weiterfiihrung beim B^chteraittelgericht). 
Bei W^jfiül der Voruntersuchung reduzieren sich die Klagstadien auf 
swei,") 

") Die zurückgenoinmöiiö i'iiviit klage kann iiiclil vun imiiüni oiliobon weniun, 
g 432 iStFü., wohl bleibt öffentliche Klage niuglich, weil Uer .Suafaiiäpmcb fort- 
besteht. 

Im CirilprasesB befallt die Partei audi <fie lOagemscbt, % 271 OPO. 

'*) Eine ICocUflkation tritt insofem ein, als im ZwisdieoTeflUiren auf Antrag 

des Angeschuldigten oder von Amtswugen EröiTnung oder Ergänzung der Vor- 
unterBUchuiip boschlosson weidun kann, ^5 IfO. 200 StPO. Es liat dann dio Klapo 
beim O-ericht des Zwisrhonvprfahrt'n.H wivler Erwarten lie.s Kliigers die Wirkung, 
den Prozeas in da« .Stadium der Voruntersuchmig zu bringen (Eröffnung einer 
sddien) oder surOckrobringen (Anordnung der Ergänzung), und SS erneuert steh 
demniehst nach Erledigung oder Eigftnaung der YorunterBucbung das Stadium 
des Zwiscbenverfahrens, wobei die Liitistive gans wie wui, dem Staatsanwidt 
aberlassen ist; die EigentOmlichkeit bestebt also nur darin» daes Yoruntersudiung 
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Das Klugeu beim Untmochungsricbtor und das Klagen beim Geriebt 
des Zwischen verfabrcns verli alten sieb /um Klagen beim erkennenden 
Ctericht wie onerliisslicbe Vorbereitungsbandlungen zur Ausfiibrung.'') Yor- 
nutersuchong und Zwiscbenverfahren sind Prozessbestandteile; aber es 
verdienen die betrelTenden IVr r lurcn den Namen und erfüllen den Be- 
griff der Voruntersuchung, des Zwischenvcrfabreus genau genommen nur, 
wenn ein Hauptver&hrcn sieb angeschlossen hat, da andernfalls das 
Ganze, der Prozess, nicht zur Entstehung gekommen ist, in das sie sich 
als Teile liäüen eingliedern können. Isoliert geblieben sind „Vorunter- 
suchung* und «Zwiscben verfahren" (sit venia vcrbial) zwar gerichtUche 
Verlahren, ergeben aber einen Strafprozcss nicht. 

Im weiteren Sinne gehören Voruntei-suchiing und Zwischeuveriahren 
n>it zum Begriff des Strafprozcs^^^s. Der Prozess im engem Sinne, das 
Hauptverfabren, bezielt die urteilsmässige Erledigung des erhobenen 
Strafanspruchs. In dieser engern Bedeutung )}cginnt der Prozess nicht 
schon mit der Klagerhebung, sondern im Normalveiiahren erst mit dem 
Eröffnun gsbcschlusse. 

1. Von den drei möglichen Klagstadien werden die beiden ersten, 
das Klagrn beim Untersuchungsrichter und beim Gericht des Zwi'^chen- 
verfalueiis, je durch einen cbaraktoristisclipn Klageakt, Antrag auf V(»r- 
untersucimng, Antrag auf EnifTuung di-s Hauptvcrfabrens oder hei voran- 
gegangener Vonuitersucbung alternativ auf EriilVnung dis Hauptvcr- 
falirens oder Ausser- Verfolgung-Set/cn des Augescliuldigten (»der vorläufige 
Einstellung des Verfahren.-, (Miig<<leitet. Auch in den beiden letztem Aa- 
tiügen liegt FortfUhiung der Klage. Denn das Gericht ist bei der Bo- 
eder ein ergtmsendee Stück Vonmtecwidhung alattflndet <dme darauf gulchteteii 
Antrag des Staatsanwalts. 

Die gleiche Sachbebandltmg Ist geboten, wenn linmittolbar Kröflhung des 
Hauptverfahrons btsantrapt war, das Gericht aber einen Fall obligatorischer Vor- 
untersncliung aiiniuiuit. Kann schon die nur zulft-ssipo Voruntersuchung ohne 
Antrag erötthet werden, m) muss dies boi gubuleiiur Vunintersucbuiig dem Gericht 
ent redit freistehen. Dagegen wäre unmittelbare Eröfihung des Hauptveifafareos 
auf Uoesen Vonintersuchungsantrag bin ein schwerer Procedurfehler, denn es 
fehlte an «iner fOr da« Hanptwfidiran genQgenden Klageerhetouttg. 

") Die Rechtslage wird durchweg verkannt Vgl. z. B. v. Kiiea, Lehrbuch 
S. W.i: da der Antrag auf Vortmtorsuchimg bereits öfiiantUche Klage sei, ao er* 
scheine not^hwalige Kiagerhebuug undenkbar. 
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schlussfasstin<2: an die Anträge der Staatsanwaltschaft oicbt gebunden, 
§ 204 StPO., wird also auch durch den Einstellungsantrag zur Eröffnung 
des Hauptverfahrens in den Stand geaetet Der Kläger If gl seine Klage 
dem Gericht zur weitexen Yerfttgang vor and stellt zugleich einen nicht 
verbindlichen Antrag. 

Ist dem Kläger der Zugang zum erkennenden Gericht, ist das 
HanptTerfahren eröffnet worden (im Falle vorangegangener VoruntoP' 
sachimg vielleicht trotz £iiistellungsantrags), so äussert sich nun sein 
KlageUi ohne dass ein weiterer bestimmter Klagoakt von ihm gefordert 
wird,*<) in seiner gesamten rechtsverfolgenden Tiiiitigkeit vor dem Gle> 
rieht Schon seine bloese Assistenz bei der Hauptverhandlung, wenn 
auch nur als stamme Person, ist rechtsverfolgendes Verhalten, Klag» 
fuhrung. Der anwesende Kläger ist die personifizierte Klage, in ihm 
ist die Klage gegenwärtig. Auch wenn der Stnatsarnviilf sich in der 
Verhandlung ganz passiv verhalten und in seinem Schlussvortrage nur 
erklärt haben sollte, er überlasse die Beurteilung des Thatbestandes dem 
Ermessen des Gericlit'^, hätte er geklagt. 

Missverständhch wäre, gegen die Permanenz der Klage in der Vor- 
untersucluiii^ und im Zwischenverfaliren die woscntlich inquisitorische 
Gestaltung des Verfahrens einzuwenden. Das Parteiiccht ist alleidiugs 
noch wenig entwickelt, aber die Thätigkeit des llichters steht in diesen 
Stadien, wie im Hauptvetüahren, im Dienste des fortdauernden Klag- 
begchrcDS. 

5. Der Sti'afanspnicli t)leilit lioi Aiil'rerhterhaltnng des» Kl:i;^'t'uiida- 
ments, d. h. des gleichen imlividuellen, dem Beschuldigten zur Last ge- 
legten Faktums, von Antang bis /u Rmle d» rselbe, mögen auch die that- 
sächlirhcu und reclitlichen AmIüIii uii;^'eii des Klägers werh<;oln, beim 
Antrage auf V iruutensuchung, beim Antiage auf Eröffnung des Hauptver- 
fahrens etc., bei Zulassung der Klage im Eröfihuugsbeächluss und bei Ver- 

") Ein solcher Klageakt Mtte, da Klagzulassung schon feststeht, Kiagrück- 
nahme ausgeschlossen ist nnd Elaganbatantfierung erst von der Teriiandlung er- 
wartet irird, nur fonnale Bedeutung gehabt. 

Im Clvilproacesae bedarf es des KlagvortFaga: der Kllger hat jstst hn Termhi 
dem erkennenden Qeiicfat seine KJago auszuführen — ein EröfTnungsbeschiuss 
ist nicht vorange^ngen — . liaf noch die Disposition ttber die Klage und es trillt 
ihn die Pflicht der äutetantiierung. 
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tretung der Klage in der mündlichen Verhandlung teilweise differieren. Dor 
Strafansprucli, wie er aus einer iinlividualisiei'ten That für den Staat sich 
ergeben kann, steht trotz etwuigc r ^^ulyektiver Fngewissheit auf Seiten de?? 
Klüger«? oder des Richters objektiv lost. Wet lisiihide thatsächliche und 
rechthche Charaktn-islormigen dos Anspruchs ])oi Feöthaltung des An- 
spruchsgnindes om« 1" n nieht verschiedene Ansprüche, im Strafprozesse 
8i> wenig als im ( ivüiirozess (§ 268 CPO.). Ist z.B. die eine identiselie 
That in) Antrage aul Voruntersuchung als Raub, im Anüage auf Eröff- 
nung des Hauptverihhrens als Erpressunir l)ezei(hnet worden, während 
der Eröflfhungsbeschluss Diebstahl annahm und der Staatsanwalt in der 
Hauptvorhandlung aut Untersclilagung plädiert, so ist, mögen nun diese 
Versciiiodeulieiten lediglit-h in wecliscludcn Rcchtsauffassungcn oder in 
einer Verschiebung der (liats;i( lilicluMi Momente gründen, die Klage immer 
die gleiche geblieben. Die riehterliehe Thiitigkeit hat stetü nur in den 
Gren/.ün des Klagt undaments freien Spielraum, vgL die ^ 153 Abs. 1, 
189, 2G3 Abs. 1 StPO. 

(j. Dor rechtskräftige EnilTnungsbcschluss begrüiulet lür die Staats- 
anwaltschaft die Amtspflicht zur Vertretung der in ihm formulierten 
Kiugt; DU Hau])tverfahren. Doch steht Klagebessem ng nach den Ver- 
haiidlungsergcbnisseu bei bleibendem Anspruchsfundament frei, yergleiciie 
§ 2C;{ StPO. 

Etwaige Mängel der früheren Klageaktc, z. 13. der Anklageschrift 
beim Antnige uui Kroffnung des Hauptvertahrens, verhercn mit Rechts- 
kraft des Eröffnungsbeschlusses jedentalls insofern ihre Bedeutung, als 
spätere Einstellung des Vcrfalirens aus diesem Grunde nicht möglich 
ist. Sollte die Verteidigung dadurch beeinträchtigt sein, so könnte der 
Bosdfraldigte noch auf Reiuedur dringen; die Prozessbegründung aber 
steht dttfimthr Ibsi 

Fehlt es am ErOffiiimgsbeschluss, währtmd die Frosefisordnm^ einen 
Bokhen erfofdeit bfttte, so fehlt es mi^eidi an gSltiger Klage beim er- 
kemnenden G^cbt^ auch wenn der Staatsanwalt in der Yerbandlung 
tasMD. Stralansimich m genügendnr Bestinimfbeit geltend gemacht und 
der Beschuldigte gegen dessen Verhandlung keinen Einwand erhoben 
haben sollte. Es kSnnte in soldiem Falle zwar nnr bd Verwediseluug 
des formellen Elagerfaebungsaktes mit der Klage überhaupt bestritten 
werden, dass Klage erhoben wordoi sei; aber die Klage entbehrte der 
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Qültigkett, weil bei Notwendigkeit eines £rö£fnungsl)eschlusses nur die in 
einem solchen fonnuliorte Klage Tom Gkricht des HaaptrerfahreoB abge- 
urteilt werden kann. 

Der Erdffovngsbeachlttaa hat die Doppelbedentnng der 
ProaeaBgrftndangahandlnng und der Klagformalieraikg fflr daa 
Haaptverfahren. 

7. Die Klage bldbt prozeasaale Yoraiuietsung noch neben dem £r^ 
öffiiungabeschliisB. Das zeigt Bich Idar beim Nichteradieinen des Klfigers 
in der Veiliandlimg, Zwar ist der Staateanwalt kraft des Beschlusaes 
Zwangsklager und ausser stände, die Klage lutüdciunehmen, aber nur 
bei seiner Beteiligung an der Verhandlung, wenn auch in rdn pässiver 
Aaflistens, liegt Ausübung der Klage Tor. Durch Verlesung des Er5ff> 
nungsbesehluBses erfShrt das Glicht nur» wie in der Verhandlung gekUgt 
werden muas. Die KlSgerrolle kann schlechterdings nur dem Staats* 
anwalt suüdlen. Würde in dessen Abwesenheit verhandelt und entschieden 
werden, so stände nicht nur die positive Vorschrift d«i Gesetzes, §§ 225, 
377 N. 5 StPO., aoodem atM^ der Mangel des Klagens in der Verhand- 
lung der Gttltig^Mt des Urteils entgegen. Es genügt eben nicht das 
Ellägersein des Staatsanwalts, es muss auch lUe Klage dem eckenneoden 
Gericht relevant zur Entscheidung vorgelegt worden sein. Gewiss ist 
die Gegenwart des Staatoanwalte nidit mir gefordert, damit in ihm die 
Klage gegenwärtig' sei, sondern zum Zwecke kontradiktorischer Partei* 
Verhandlung Überhaupt und seiner Mitwirkung bei Herstellung der ür- 
teilsgrundlagen. Aus dem letztem Gesichtspunkte insbcHondere erklärt 
es sich, dass anders als beim Angeklagten auf ununterbrochene Anwesen- 
heit des Staatsanwalts schlechterdings nicht verzichtet wird (vgl. § 225 
mit § 230 Abs. 2 8tP0.). Aber es folgt anderseits aus dieser Ge- 
setaesvorschrift) dass die Klagfdhrung in der Hauptverhandlung nur von 
einem permanent anwesenden Staatsanwalt'') ausgehen Jcann. Der Straf- 
prozess muss aus vielen Gründen das Sachm teil von diesem Erfordernis 
abhängig machen; nur der Civilprozess kennt im Antiage des Beklagten 
auf Versäumnisurteü ein Surrogat für die Klagaktiuu in der Ver- 
handlung« 



'''} Auch bei einem Wechsel in der Person ist stets «der Staatsanwalt" an- 
weeend. 
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Das Requisit des Klagens nel)en dem Eröffiiuugsbeschluss wird be- 
sonders deutlich in der Ausnahmchcstinimimg des § 206 StPO., wo vom 

Kläger nach Eröffnung tlts Haupt Verfahrens noch ein formeller K!:ig- 
erhebungsakt gefordert wird: „Wenn von der Staatsanwaltschaft beantragt 
ist, den Augesehuldigteu ausser Verfolgung zu setzen, vom Gerichte aber 
die Eröffnung des Hauptverl'abreos beschlossen wird, so hat die Staats- 
anwaltschaft eine dem Beschlüsse entsprechende Anklageschrift einzu- 
reichen," Die letztere ist dann dem Angeklagten mitzuteilen unter dem 
Anheimgeben, innerhalb einer zu bestimmenden Frist die Vornahme ein- 
zelner Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung zu beanttagen. § l'OG 
Abs. 2. Mangel dor Erstattung einer solchen nacliträgliclien Anklage- 
schrift wäre ein Klagmangei, niciit von absoluli i Wirkung, da die Eröff- 
nung des Hau; f Verfahrens feststeht und die Anklagcschiill in der Haupt- 
verhandlung nicht verwertet wird Aber der Angeklagte hat auf Zustel- 
lung einer Anklageschrift zur Vorbereitung seiner Verteidigung ein Recht 
und kann ein solches Verlangen noch in der Hauplverhuniliung stellen. 
Die Wahrung der gettetzUcheu Vorschrilt ist also dispusitive Urteils- 
voraufisetzuug.i*^) 

III. Rechtshängigkeit bei normaler Klagerhebung und 

Prüzessbegründung.»') 

1. Der Auftrag lur Rechtsprechung giit bei Konkurrenz von Klag- 
erhebungen wegen desselben Strafanspruchs grundsätzlich nur deni Ge- 
richte der ersten Klage. Er tehlt für jede ueue Klage tu i schwebender 
Rechtshängigkeit) mag sie vor demselben oder einem andern Gehöhte er- 
hoben werden. 

Dem Gerichte der ersten Klage aber kann nach der Strafprazess- 
ordnung (§ 12) der Aullrag dadurch verloren gehen, dass ihm ein anderes 
Gericht in Eröffnung der Untersuchung zuvorkommt. 

**) Sollte übrigens die Sadhe vor das Schöffengericht verwiesen worden sein, 
so würde § 206 aberbaupt entfiallen, da eine Anklageschrift dem Angeklagten 
dodi nicht aoaustaUen, der« nachtrSg^tehe Brstattmig also ein nutdoser Fonnal» 
akt wäie. 

•") Es vpilro oine dankenswerte Arbeit, die von der Doktrin argr vernach- 
lässigten Roi litsl]:u:gigkeii.'-tiaLüii IM ilirü feineren Versweigungen zu vorfolgen. 
IJior kuiuicii nur uinigo Urunazugu lixiert werden. 
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luiiiier ibt (lieKechtsliiinuigkrit von A tutswc^M-o /u licachtuu, eiue prozcss- 
bindernde Einrede der Ri ( hulmngigkeit gil)t os im Strafprozesse nicht."*) 

Die RerlitshäugigkiMt lip^rinnt im JStraf-, wie im Civjl- 
prozess mit der Klagerhcba ng. 

Die normaleji lvl:igerliebungs:ikte aber sind der Antrag auf ErölTmnig 
der Voruntersuchung beim U ntorf-ucliungsrichter und in ErmaiigHlunf^ 
einer Vonintersnchung der Autrag auf Eniffnung de-;; Ilaiiphi rfaluins 
iluirh EiurL'iehung einer Anklagf^clirift. Mit dem Rr]a>> des EnitYiiuugs- 
besdilusses tritt der Strafpro/AS> in das « nt^ In idi uik' Stadium ein, aber 
da schon die vorgängigen genclitlir|i( n l'i nzcduren, Voruntersuchung, 
Zwischenverfahren, Teile des Strafpiozcf-M s sind, so geht un normalen 
Prozessverlaufe der Reginu der lieclitsbäugigkeit den» Beginne des Haupt- 
verfahren s stets voran. 

Die Kcchtshäugigkeit ist auch datm zu respektieren, wenn dnii frülicrn 
Antrag auf Voruntersuchung oder Hauptverfahren nach Ansicht des 
zweiten Richters prozessuale Hindernisse (l iizu.-.t;iiuligkeit des Gcriciits, 
Unzulilssigkeit der Voruntersuchung etc.) entgegenstehen. Denn die Ent- 
scheidung darüber ist Sache des erstangegangenen Richtei's. 

2. Ist Aiiüag aui \'uruMtt isuchuiig gestellt, so tritt dem gleichen 
Antrag in dei-selben Sache bei demselben-") oder einem auderu Unter- 
suchungsrichter Rechtshängigkeit entgegen.-') 

'") Abzuweisen sind dio Versuclie Joiin's ^Komrn Bit. 1 S. 128 fg 1 und Glaser s 
(Handbuch Bd. II S. »0 fg.> „prozesshiudcrndo Elnredon ', „Exzeptionen" in den ■ 
Strafproseas einxafübren. 

' •) Das konsf.ntiert auch John, Komm. Hd. II S. 82, 222, .57r., ohne jedoch 
diese Einsicht t:x'r*iii1 i^enüpend zu verwerten. J)agep'»n lüssl v. Kries, Zeitschr. 
f. iStrafrechtswi.^sensch Ld. 5 S. 21 die Kbchlähiingigkcit erst mit der EioQaung 
dm Hauptverfahrens entstehen. 

Richtig Lfiwe-Hellweg zu Buch II Abschn. 1 unter Y; Bennecke, Lehrbuch 
S. iühfu.; Birkuieyer, Strafprozessroflit S. .S9J. .*»9t und besonders KO. 2. .StrS. E. 
Bd. 29 S. 179 !<!> iiiprcn (>oric1it, bei welchem die Strafsache zuerst anhängig 
gemacht ist, gobnlir: 1 ^ Entscheidunpj. 

Aufreclitt-rlialuuig beider Aiiträgo ist, da die Staatsanwaltüchaft desselben 
OeiichtB nicht in einer identischen Sache wider denselben Beschuldigten mehrbche 
Eröffnung der Toruntersucbung begehren kann, nur denkbar bei Verschiedenheit 
der Identitätjjauffassun^jen, 

„In derselben .•^adio", al.so bei Identität des Bosrhuldigton D.igegen ist 
Wühl möglich, da.ss in oinom Zweifelsfallo zwei VoniMtersiicliungoii «epen awei 
l'orsonen zugleich luihängig aiiid, vua denen nur eine der ihaier sein kaim. 
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Nach § 12 Abs. 1 StPO. gebührt unter mehreren zustöudigen G^« 
riclitcn demjenigen der Vorzug, irelches die UntersuchuDg, d. i. Vor- 
untersuchung oder Hauptverfahren, zuerst eröfinet hat. 

Sonaeli liat der Untersuchungsrichter II, wenn Untersuchungsrichter I 
die Voruatersuchung schon eröffnet hatte, nicht nur die Bechtshängigkeit, 
sondern auch den erlangten KoinpetenzTorzng zu reqwktieren. Umgel^ßhrt 
würde der erst eröffnende Richter II sich dem erstangegangenen Richter I 
gegenüber auf Prävention berufen können. Das Gesetz unterscheidet eben 
nicht, ob das ersterö&ende Gericht auch das zuerst angegangene war 
und ob es eventuell von der bereits anderweit erhobenen Klage gewusst 
hat Korrekt ist es gewiss nicht, wenn das zwcitangegangene Gericht 
trotz seiner Kenntnis von der schwphrnden Khige in Nichtheachtmig der 
Rechtshängigkeit eröffnet Aber der Kompetenzvorzug tritt auch in 
diesem Falle ein. Der Gesetzgeber autcrstellt T'^nkenntiiis der Keehts- 
häiigigkeit als Normalfall, aber es wäre sehr uiipraktiscli gewesen, wenn 
er seine Disposition an diese Voraussetzung geknüpft hätte. Das Reehts- 
hängigkeitslnndemis hat gemäss § 12 insofern nur instruktioneile Bedeu- 
tung, als das ersteröfihende Dekret auch dem zweitangegangenen Richter 
Kompetenzvonrng vergeh affl. 

3. Werden in dersclbon »Suche ohne \ orangegangene Vonintersuchung 
mehreri' Anträge auf Eroirnung de> Hauptverfahrens bei demselben 22) 
oder verschiedenen Genchten gestellt, so steht dem zweiten Antrag stets 
die R*ächtshängigkeit entgegen. 

Durch die Priorität des Eröffnuugsht'schlusses wird nach § 12 Kom- 
peteuzvorzug begründet Es kommt dabei auf den fridieren oder späteren 
Erlass des Dekrets, nicht auf den frUliem oder spiiteru Eintritt der 
Ret iiL^kraft an. aber vorausgesetzt ist natürlich, diiüs das Dekret rechtü- 
kräftig wird. S(dange die Rechtskraft noch probleiuatisch ist. bereitet 
ein Eröffnungsbesclduss einem spätem gleichen Eesi-ldiiss eines andern 
Gerichts ein Hindernis zunächst nicht; nur die Priorität der Rechts- 
hängigkeit st«'ht im Wege. 

Sehr wolil ist es möglich, dass in derselben Sache rechtskräftige 
Eröffnuiigsbeschlüsse mehrerer Gerichte ergehen; namentlich wenn die 

Bei Aufrocliterhaltung mehrerer EröfTnungsanträpe gegenüber demsolbon 
«reriüht ist von diesem über ^lio IdentiLätsfra^ durch Weigerung oder ErUss 
weitem ErötthungsbesciUusses zu entscheidea. 
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betdligien Gerichte Ton dem gleichzeitig acbw^Miideii anderwetten Ver- 
fahren nichts wissen. Eorrdct ist dann alsbaldige Einstdlung de^enigen 
Verfahrens (deijenigen Verfahren)» in Qn denen) der ErOffiinngs- 
bflschluss später ergangen ist An der Zuläasigkeit solcher Einstellung 
ist trotz Nichterwähnung in StPO. nicht zu zweifidn, da es geradezu un- 
vemflniUg wäre, ein Gericht, das den Kompetonzvozsng eines andern an- 
erkennt, zu zwecfcloeer Hauptverhandlung, die zu einem Sachurteil do«^ 
nicht führen könnte, oder gar zur Anrufung eines höhern Gerichts zwecks 
Entscheidimg eines nicht gewollten Kompetenzstreites (§ M StPO.) zu 
nötigen.-^) Auch § 18 StPO.. wonach das Gericht nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens scinr I n/uständigkeit nur auf Einwand des Angeklagten 
aussprechen darf, erleidet in ot'f rn eine Ausnahme.'-^) Kann und muss 
aber das Gericht in diesem Falle noch im Hauptverüahren schon von 
Amtswegen seine Inkompetenz erklären, 60 versteht sich, dass die Be- 
rufung des Angeklagten auf den Inkompetenzgrund einer Präklusion nicht 
unterliegt, die beschränkende Vorschrift des § 16 StPO. also nicht an- 
wendbar ist 

4. Die Prävention nacli § 12 begründet einen Kompetenzvorzug nur 
lür ein zuständiges Geriilif. Wenn das eretangegangene Gericht (Unter- 
suchungsrichter o<](M HericUt des Zwischenverfahrens) das ersteröffuende 
Gericht für unzuständig hält, so wird es 8eiDerseit>s an der Eröffnung 
weder durch Rechtshängigkeit, da es zuerst mit der Klage befasst war, 
noch durch Unzuständigkeit, da die eigene Zuständigkeit nur durch die 
frühere Eröffnung seitens eines zuständigen Richters beseitigt sein könnte, 
gehindert.^ ') Aber das Gericht II, das von der schon vorhandenen Rechts- 
hängigkeit nichts gewnsst oder keine Rücksicht darauf genommen hat, 
sich selbst tür zuständig erachtet hat und den Kompetenzvorzug nach 
12 tür sich in AnspnK'h nifnnst, wird sich durch ein späteres Er- 
öffnuugsdckret des Gerichts I noch viel weniger an weiterer prozessualer 

") Entsprechend ist die VorunieiMuhun^' i'itizustellon, wenn sich ergibt, dasn 
ein anderes Gericht diese oder das Hauptverfabren böreil« eiöihiet hatte. En 
bedarf dazu eines Strafkammerbseehlnsses, den der Untersuchungsrichter and 
jede der Parteien veranlassen kann. 

Obereinstimmend LOwe-Hellweg zu ^ 18 Bern. 6. 

' I A. A l.öwe Ilellweg ZU % IS Bem. 8; Steuglein das. Bern. 6. Richtig 
Puchelt das. Bern. 6. 
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Aktiuii beliitidert scheu. Sonach liegt positiver Konipetoii/.konllikt vor, 
der — auf Antrag einer beteiligten Partei oder eines beteiligten Ge- 
ridits — durch FiUt.seheiduug des gemeinscbafUichen oberen Gericltto zu 
beenden ist, § U StPO;^*^) 

Das obere Gericht entscheidet dann zu Gunsten des von ihm flir 
zuständig erachteten Gerichts, bei wirklicher Konipetenzkonkurrenz nach 
Maäsgabe der Prävention (sofeni nicht Zweckuiässigkeitsmcksichten für 
l^bertrjiguug der Sadie an ein anderes der zuständigen (berichte sprechen, 
5; 12 Abs 2); die Priorität der Rechtshängigkeit kommt nicht in Be- 
tracht. Dem andern (ndcr den andern) streitenden Gericht ist mit 
dieser Entscheidung die Vollmacht zur ]{echtsitrechung entzop n 

5. Antrag aul" Eröt^'nung des Hauptvcrlährens bei schon beantragter 
oder schw( hoitder Vonmtersuchung in derselben Sache ist wegen Rechts» 
hängigkoit abzuweisen. 

Wird das Hauptveri'ahren recht.^ikräCtig erötVnet, widirend in derselben 
Sache vor dem üntersuchungsrichter eines andern Landgericlits -'' t Vor- 
untersuchung schon schwebt, oder untp'kfhrt, so i«;t wierlpruin, wenn uiclit 
in der einen oder andpni iSache noch Einstellung erfolgt, der Fall des 
Kouipetenzkontlikts t,n f;( ben. 

Ö. Da Priorität di'r Enifrnun;j[ seitens eine« '/nstandigrn (icridits 
nach § 12 frühere ainlc i weite Rechtshänfrigki it selb>t tlaiiu uubeachtlicli 
macht, wenn da-^ andin Oerit-ht zuständig ist, so niuss dies erst recht 
bei dessen Un/uständiLfkeit gt'ltcn. 

Dem «iitlirli uii/iist;indi:^iii (irridil [• uiitzt die Priorität der Er- 
üflnung au sich iiuht und di-^jHH^in t rs nicht von Beachtung der 
Rechtsliängigkeit, niat^ d.is ei-stangeganf^riir Gericht zuständig: oder nn- 
zuständif» sein, Sollte jeiloch die Unziist.inditfkeit nach den licsondern 
Bestininiungeu der StPO. i§§ Iti — 18, Versiiumuug des Inkompetenz» 

Ist durch eines der Eroffnungsdekrete nur die Voruntersuchung eröünet 
worden, so «gibt sich die interessante Frage, in welchem VerfaiUtnta zur An* 
mfong dea Eompetenzgerichts der Einwand des AngeAchnldifpten gegen die Er* 
Offiiung der Yoruntenttcbung gemfias § 179 StPO. steht 

ErüfTnunp des Hauptverfahrens bei schwebender Voruntersuchung duridi 

dasselbe Landgericht, dem der T'ntei u liungsrichtor anpjliOrt, erjcibt niemals 
Kompetonzkonnikt im Sinne du.-* § 14 \\oh\ bei Identiiät der Sfrafsacho 

Konkurrenz von Prozcssstadien (die natüilicli niclit bef,lulieii bluibtu dm I I). 
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einwaudtt seitens des AageBchuldigten etc.) als geteilt «Rheinen, so 
miisBte ntminehr diesem Gericht, weil es zuerst erSffiiet hatte» auch der 
Kompetenzvorzug zugeschrieben und es kSunte daher sein Sachurtefl auch 
nidit wegen Nichtbcacfatoug noch Torhandener Bechtshängigkdt aoge- 
fochten werden. Hätte dagegen das andere Gericht früh«* eröflfhet, 
so wäre das Saohurteii des später zur Eröfihung gelangten Ge- 
richts immer auch wegen Ignorierung der schwebenden Rechtshängigkeit 
anfechtbar. 

7. Die Priorität der Eroffiiung wirkt nach § 12 StPO. nur bei 
Konkurrenz von Gerichtsständen, sie ist einflusslos gegenüber dem über- 
geordneten Qeridit bei Zweifel über die sachliche Zuständigkeit, z. 
im Verhältnis des Amtsgerichts zum Landgericht. Dem Amtsgericht er- 
wächst nicht dadurdi ein Vorzug, dass es in derselben Sache fiHher er- 
öffnet hat als das Ubergeordnete liandgericht Nur die Priorität der 
Reditshängigkeit kommt in Betracht. Das zweitaugegangene Gericht 
hat die Sache abzulehnen, die schon eröffnete Untersuchung wieder einzu- 
stellen. Der Beschuldigte kann die Erfiillung dieser Pflicht mit Mn- 
wand, Antrag Beschwerde etc. (je nach der Prozesslage) erzwingen. Aber 
auch im Vwh&ltnisse des Landgerichts zum untergebenen Amtsgericht 
gilt Gleiches.*«) 

Ein unter Nichtbeachtung der Rechtshängigkeit ergangenes üitml 
ist aas diesem Grunde, nicht bloss w^en etwa fehlende sachlicher Zn- 
ständi^eit, anfechtbar. 

8 Wie auch die Rcchtshängigkeitsverhilltni^^sc immer liegen mögen, 
ob der Zweifel die örtliclie ocirr die sacbliche Zui^UiiKligkcit bctrifit, ob 
Kompetenz?orzug besteht oder nicht etc., stets ist die res Judicata zu 
respdctieren. Ist das l'rteil eines der bi t. iliyti 11 Gerichte rechtskräftig 
geworden, so ist damit den andern die Vollmacht zur Rechtsprechung 
entzogen. 

**) Umichtig Löwe- Ilelhvpp zu Abschn. 1 Bora. 2a (Aas Gericht niedtirer 
Ordnung habe einzustellen) und John, Komm. Bd. I S. 1S8 (will § 14 analog an- 
wenflea.) 

TmffUch Ba. 2. StrS. E. Bd. 29 S. IIA fg. 
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Zweiter Absobnitt 

FraeflsbegTttnduiig und Elagerbebong ohne Eröflhnsgs* 

beeeblnsi. 

§ 3. Die Falle des § 211 StPO. 

I. Prozessbegründung. 

1, Bei freiwilligem Erscheiiu u uml hei Vorfübrung des Be- 
schuldigten vollzieht sich die EröfihuDg des Hauptverfahrens in der Weise, 
dass der Anttsrichter die vom Amtsaawalt zu erhebende Klage zur so- 
fortigen Hauptverhandlung zulässt 

Die Schöffen sind an diesei Zulassung so wenig IjLteiligt, wie sonst 
am Erüüaungsbcschlussi erst in der Hauptverhandlung üben sie nach § 30 
Abs. 1 GVG. das Richteramt in gleichem Masse, wie der Anitsnchter. 
Zwar geht § 211 Abs. 1 von dem Regelfälle aus, dass der Besrhuldigto 
vor schon konstituiertem Schöffengericht sich stellt oder sistiert wird, aber 
Hauptvcrhandlung wird erst durch die Zulassung ermöglicht, die ihrer- 
seits als eine ausserhall) der Hauptverhandlung ergehende latente Ent- 
scheidung aufgefasst werden muss und demnach vom Amtsrichter allein 
zu erlassen ist, § 30 Abs. 2 GYG. Die Schöffen müssen sich die ihnen 
vielleicht uuerwiinschte Verlängerung der Sitzung gefallen lassen. 

Der juristische Hergang ist keineswegs so zu denken, diiss der Amts- 
anwalt zunächst die Klage müudhcii erhebe und dann das Gericht, Amta- 
richter mit SchütTeu, die Zulässigkeit dei» t'ingeschlag<'uea Verfahrens 
zu prüfen habe, wobei dann entweder die Verhandlung der Sache abge- 
lehnt werde oder die weitere Hauptverhandlung sich unschliesse. - ') Denn 
dann wäre die Al)lehuung Einstellung eines eröffneten Hauptvcrfaiirens, 
weil Versaguüg weiterer Hauptverhandlung, während sie vielmehr ist 
Weigerung der Eröffnung des Hauptvcrfahreus in der begehrten Art, weil 
Versaguiig anmittelbarer HauptvirhaiKllung. 

■ Der Amtsanwalt begehrt mit einer Klage besliinmteu Inhaltes gegen 
den vorgefulirten oder ti-eiwiUig erschienenen, d. h. in dieser Strafsache 
■weder vorgeführten, noch vorgehulenen »^j Beschuldigt^iu vor dem Scböffen- 

»•) So Löwo-Hollwog Born. 8; v. Krles S. 524. 

^) John , Komm. Bd. U ä. 807 nimmt seltsamorweiae an, der (Geladene 
erscheine freiwiiiig. 
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gericbi gehört zu werdeu. Diese Eitiärting entMlt die Ankttiidigaiig 
einer demnächst ZU erhebenden Klage untflr ICitteUnng des veBCnitUdieil 
ESAgiohaltä, sie ist nicht sclion Klagerhebung. 

Der Amtsriditer prüft neben der Zuständigkeit des Schöffengerichts 
und den sonstigen Prozess Voraussetzungen die Zolässigkeit de» ha- 
gehrten Verfahrens. Dazu ist er nur in der Lage, wenn die Klag- 
aakttndigung erkennen Üissty weldien Strafansproch der Amtsanwnlt geltend 
machen will. 

Das .freiwillige Erscheinen" des Beschuldigten steht fest, wenn dieser 
ausdrücklich oder konkludent seine ßereitwilligkeit zu sofortiger Yer- 
bandlnng erklärt Widerruf im Laufe der Hauptverhandlung ist aus- 
geschlossen, die Erklärung bindet Der „Vorgeführte" braucht sich 
dem Verlangen des Amtsanwalts gegenüber keineswegs passiv zu ver- 
halten. 

"Rh ist nicht undenkbar, dass er das Vorgeführtsein in dieser Sache 
bestreitet, indem or behauptet, die Pestu&huic habe aus anderem Anlasse 
stattgefunden. Sollte er wirklich wegen einer andern Strafsache vorge- 
führt (oder bereits verhaftet} sein, so wiiro die alsbaldige Verhandlung des 
weitereu Strafanspruchs nur auf Grund seiner Bereitschaft da/u statthaft. 
Insofern kann auch der Vorgeführte freiwillig erscheinen.^') Der Richter 
muss die Überzeugung ;?f»wintu'u, duss die Vorführung sich auf die vom 
Amt<ianwalt bezeichnete Strafsache bezt< lit oder dass doch die Verhand- 
lungsbereitschaft des Beschuldigten feststeht. 

Dor Beschuldigte kann :iiich schon jotzt dir- Zuständigkeit des 
Schöffen goi irhti» in sachlicher oder örtlicher Beziehung oder die Existenz 
anderweitcr Prozessvoraii'i*«et/unf?en bestreiten. 

Wichtijrcr i>t em Hiidcicr nKigiiilipr Einwand. Der Vorgeführte ist 
zweifellos zur Verliandlung dann nicht verpllichU t. wcim seine P(»stnahnie 
recbthch unzulässig und seine Vorführung nur die i'uit>*'tzuug <''eser 
Rechtswidrif^keit war. Es hat z. B. eine FestDahme sUttgetünden durch 
ein Polizeit'igan nicht auf frischer That. § 127 Abs. 1, und obwohl dir 
Untersuchungshaft nach § 113 (§ 127 Abs. 2) ausgeschlossen ist, weil 

'*) YgL auch Fuchelt zu | 811 Bern. 8; Stenglsin das. Bern. 8a; Beonedce 

8. 504 Anm. 8. 

A. A. Löwö-HeUweg su § 211 Bern. 3; John, Komm. Bd. II S. 806. 807; 
V. Krias S. 524. 

7 
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die inkriminterte That nur mit Haft od^ Geldstrafe bedroht ist und 
keber der Avsnahmel&Ue des § 113 Torliegt Oder man denke an die 
Voiföhning eines Eztorritorialen, eines Beidistagsabgeordneten entgegen 
Art. 31 der Beichsverfassong etc. Bechtswidrigkeit der Festnahme fttr 
sich allein ist insofern nicht entscheidend, als vielleicht trotzdem Ver- 
haftung rechtlich sulSssig erscheint und nun zu deren Erwirinmg der 
Amtsanvalt in Benutzung der einmal gegebenen Situation den EigriffiBuen 
vorführt; es hat z. B. ein Frivator den nicht auf Msdimr That he- 
troffenen oder verfolgt«! Dieb (bei einem Wert des Geetohlraen uAter 
25 Mark, also scfaöffengerichtlicher Zuständigkeit, § 87 N. 4 GVG.) fast^ 
genommen, somit rechtswidrig ergriffen (§ 127 Abs. 1 StPO.) und der 
Amtsanwalt will nun durch Vorftthraog die rechtlich zuliaaige Vohaftung 
und alsbaldige Aburteilung erwirken. Daas es nicht auf die materielle 
Begrttndetheit der Festnahme (wiriclicher Fluchtverdacht u. s. w.) und 
der beehrten Vechaftung ankommt verstdit sich. Es darf nur nicht die 
Freiheitsentziehung als rechtswidrig erscheinen. Ob sie xu^^eich strafbar 
sein wttrde (§§ 239, 341 StGB.), releviert nicht 

Biine hiernach reditswidrige Vorführung ergibt nidit die Znß^gkmt 
alsbaldiger Hauptveifaandlung. Wie dürfte zu der Freiheitsberaubung 
nodt die weitere ünbill hinzugefügt werden, dass nun dem Ergriffenen 
vrider seinen Willen kurzer Fkrozess gemadit würde? Er kann vielmdur 
unter Protest gegen akbaldige Verhandlung seine alsbaldige Frttlassnng 
fordern. 

Der Amtsrichter wird in jedem Falle den Beschuldigten über das 
Begehren des Amtsanwalts /u hören haben. Die Prüfung der Voraus- 
setzuugeii des hesondcru Verfahrens und der Prozessvoraussetzungcn ist 
Anitspfliclit, nij^n Einwcuduugcn erhoben werden oder nicht Aber die 

K(>>,'iiition ist summarisch. Die Zulassung der Klage zur alsbaldigen 
V»'rhaii(llung geschieht unter dem stillschweigenden Vorbehalte des Wider- 
rufs, i'ulls dcnmächst in der Verhandlung die Unznlässigkeit des Speeial- 
Verfahrens sich ergeben sollte. 

In dieser Zulassung liegt die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens. Die Zulassung selbst kann au(>drücklit Ii <Kl(<r durch tbat- 
hiiühlichen Eintritt in die Verhandlung erklärt werden. Das £röfi'nungs* 
dekret ist latent und widerruflich. 

Ermessenssacfae ist die Abhaltung der Uauptvcrhandlung nicht, viel- 
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mehr unter den gesetyJichen Voraussetzungen Pflicht des Amtsrichtere.»») 
Das ,Kanu' im Gesetze sagt nicht das Gegenteil, drückt nur die Zu- 
lässigkeit des abweichenden Verfahrens aus. 

Die Versagung, die bei liquidem speziellem Unzulässigkeitsgrunde 
und bei Mangel einer Prozessvoraussetzung geboten ist, wird ausdrücklich, 
durch formuhertes Dekret, erklärt Es ist dann im Wege des 4? 128 
StPO. vom Amtsricliter über die Verhaftung oder Freilassung des Vor- 
geführten zu erkennen. 

Das Versagungsdekret ist an sich mit Beschwerde und zwar mit 
sofortiger (in Analogie des § 2U!> Abs. 2 StPO.) Beschwerde anfechtbar. 
Aber das Rechtsmittel wird gegenständ -los, sobald die Voraussetzungen 
des besundcni V( ifalirriis Ibrtgelalleu sind. Es kann Erfolg nur haben, 
wenn es gelingt, eine Entscheidung des Beschwerdegerichts herbeizufiihren, 
solange das Vorgerülirtsein vdi den Amtsrichter noch andauert; das 
Beschwerderecht ist also nalie])ei wertlos. 

(Tcgen Freilassung und Verhaftung üudeu die üblichen Eechts* 
mittel statt. 

Die Zulassung ist unanfechtbar. 

Der Autrag des .\ lutsanwalts, die Einwendungen des Besehnldigteu 
und die ZulH.s^uug fallen genau genommen ausserhalb des Hanjitv ( i liaiid- 
lungsprotokolls, sind aber im Eingänge desselben y.u beurkunden. Im 
Falle der Versagung ist das Protokoll selbstverständlich nicht Haupt* 
Verhandlungsprotokoll. 

2. Die Strafverfofirnng wegen l'bertretung kann der A intsatiwalt 
in der Weise betreilii n. da» er die uumiLlelbaie Ladung des BcNcladiligteu 
zur Hauptverhandkuig begehrt") Der wesentliche Inhalt der Anklage, 
Bezei* hniuig einer be'<tininit< n .Straf-Tliat eines bestiinmt^'u Ik.'>chuldigteu, 
ist dabei von iliin anzugeben und in die Ladung aufzunehmen. 

Der lüchter ist verptlichtet auf den Antrag einzugehen, wenn die 

^) Vgl Löwe-Hellweg Bern. 6; Puchelt Bern. 3; r, Bomhard-KoHor Bern. 3; 
John, Komm. Bd. II S. 804; Birbneyer S. 768. 
A. A. Krlee S. 525; Benneeke S. 504. 

") AI« Vorbild hat gedient die französische citation directo (Ladung seitens 
des Staatsanwalt« r!iiroh einen GrerichtsvoHziolior zum Tennin mit kurzer Frist), 
worüber bosonders zu vergleichen Glaser, Kleine äcüriftun Bd I ä. 513 fg. 
A. A. V. Ki'm Ü. 523. 

7» 
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iiikriiiiiiuerto Tliat wirklich als Übertretung zu erachten ist und nicht 
Prozessvoruussetzungsmangel entgegensteht. In Anbcrauinuug der 
Hauptveiliuiullnug und Veranlassung der La.duug liegt das 
latente Er(>fl"uuii<{;sdukrot. 

Abweisung des; Antraj^'-^ erfolgt durch formuliertes, mit sofortiger 
Bescliwrrdo anfechthaie^ (ij 2ÜÜ x\bb. 2 StPÜ.) Dekret Abweisungsgrund 
kauii nur sein Mangel des Übertretungsrbarakters oder einer Prozess- 
voraussctzuug, uicbt auch gonügonden W uhulils, denn eiue Vorprüfung 
in dieser Hinsicht steht dem luciitcr uur zu, wenn förmlicher ErÖffnoiigs- 
bescLlass beiuitxa^ ist (§ 201). 

Sollte die That nicht Übertretung, aber ein zur Zuständigkeit des 
Schöffengerichts gehöriges Vergehen sein, so wäre nicht etwa statt Ab- 
weisung des Antrags Eröffnuugsbeschluss unter den Voraussetzungen des 
§ 201 zu erlassen, denn ein solches Prozessgesuch ist nicht gestellt 

Wohl kann umgekehrt der Richter auf formliche Anklageachrift hin 
statt des begehrten Erötlnungsbeschlusses ohne Vorprüfung des Verdachts 
unmittelbar Hauptverhandlung anberaumen und die liadung veranlaaMDi 
wenn die That bloss Übertretung ist i"^) Der Antrag daraiif tetalgnimuB 
in dem wMtergehenden Prozessgcsuch enthalten. Da der besondere 
ModiiB dea § 211 HOhne sduÜUidi erliobene Anklage* zolifnig i»^ so 
vird er gewiss nicht durch solche Anklage ausgeschlossen. 

3. Das luteutu Dekret teilt nicht die Unwiderruflichkoit 
eines formulierten Eröffnungsheschlusses. Wenn sich in der 
Hauptverhandluug ergibt, das:> die Bedingungen des i; 211 Abs. 1 fehlen, 
oder wenn sie wieder wegfallen, wenn also z. ß. im Laufe der Verhandlung 
die Rechtswidrigkeit der Vorführung erhellt oder bei vorangegangener 
unmittelbarer Ladung die That den Charakter eines Verj^ehens, sei es 
BchÖft'engerichtlicher, sei es landgerichtlicher Zuständigkeit gewinnt, so ist 
die Klagzulassung zurückzunehmen. Damit wird der Prozessgründungsakt, 
dessen Unzulässigkeit sich nachträglich ergeben hat revoziert 

Der Besdiuldigte kann, wenn es io seinem Interesse liegt^ diese 
Folge eventuell dadurch abwanden, dass er sich mit weiterer Verhandlung 
einverstanden edcHrt Es ist dann, sofern nicht etwa an anderweites 
prozessuales Hiiulemis entgegensteht, die Zulässigkmt der Valuuidhuigs- 

**) Vgl. auch LOwe-Hellweg Bern. 5. 
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diirchfiihiiing gemäss dem ersten Thaibestande des § 211 (freiwilliges 
^lehetnen) gegeben. 

Die Bedingung des Vorgeftthrtseins ist nicht in Sinne des Yorge- 
i&hrtbleibens bis zum Schlüsse det Verhandlung su verstehen. Vertagung 
ist nicht ausgeschlossen. Es darf nur nicht der Mangel des Vorge- 
ftthrtseins in dieser Sache oder die Bechtswidii^eit der Vorffihrung 
erhdlen. 

B« Verfolgung wegen Übertretaog durch unmittelbare Ladung darf 
nicht Verweisung an das Landgericht erfolgen unter der Voraussetaung 
des § 270: «Stellt sich nach dem Ergebnisse der Verhandlung die dem 
Angeklagten zur Last gdegle That als eine solche dar, welche die Zu- 
ständigkeit des Gerichts überschreitet, so spricht es durch Besdiluss seine 
Unzuständigkeit aus und yerweist die Sache an das zuständige Owichi* 
Denn dus Amtsgericht ist nicht befugt^ ein Vergehen eigener Zuständig- 
keit im Spezialverfahren des § 211 zu behandeln und abzuurteilen, und 
kann daher ;uu !i niclit in diesem Verfahren ein vor das Landgericht ge- 
hörige:» Vergehen dahin Terweisen.'') Der Beschuldigte hat der Ver- 
gehensklage gegenüber Anspruch auf die Garantie eines formulierten, 
ß.ivh materieller Prüfung ergehenden Eröffnungsbcschluäsos, die ihm durch 
die Vürwüisun«;^ entzogen würde, und auf Einhaltung aller anderen Grund- 
sätze dos Nornialverfabrens. 

Der Rücknahmebeschluss ist ebenso wie ein ursprünglicher Ver- 
sagungsbeschluss formuUert uiul ])esch werdefähig. Sofern es sich um den 
dritten Tlmflscstand des § 211, Verfolgung wegen Übertretung etc., han- 
delt, hat das Beschwerderecht auch praktische Bedeutung, wählend in 
den beiden anderen Fällen Beschwerde wiederum rodst gegenstandslos 
sein wird. 

Dass die i'inmal erfolgte Zulassung auch einer Einstellung des Ver- 
fahrens aus den allgenioinen Gründen, wegen fehlender Prozessvoraus- 
setzung etc., nicht entgegensteht, bedarf kaum der Bemerkung. 

An der einen und der andt t i n Eutsolieidung sind, weil sie in der 
Hauptverhandlung ergeht, auch da Schöllen beteiligt, i? B'> Abs. 1 GVG. 

Ln dritten Falle des § 211 ist Übrigens Widerruf bcbon vor der 

Vgl. uiitcn S. Iu7, los. 
*■) UnricJjtig Traut tienchtSBaai ßd. 67 Ö. 346 fg. 
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Haaptverha&dhmg durch den Amtsnchter allein unter Revokation der 
Ladung md^Bch. 

4. Die nach Ahe. 2 des § 211 zulässige abweichende Gerichts- 
konstituierung, Verhandlung des Amtsrichters ohne Schöffen, bedarf in 
diesem Zusammenhang nur kurzer Erwähnung. Sind die vier gesetsUohen 
Vorauaaetsungen, Vorführung des Beschuldigten vor den AmtMiohter,^'') 
Verfolgung nur wegen Übertretung oder konvkter: Ankündigung des 
Amtsanwaltsi daas er wegen einer bestimmten Übertretung anUagen werde, 
Geständnis des Beschuldigten'*) oder korrekter: Ankündigung des Be- 
schuldigten, dasB in der Hauptverhandlung die ihm cur Last gelegte 
That eingestdieii werde, Zustimmung der Staatsanwaltschaft,^«) gegeben, 
so kann derAmtsrichi^ nach freiem Ermessen die sofortige Konstituierung 
des Geridits der Hauptverhandlung ohne Schöffen beschliessen. Der 
Konstituierungswitle wird sdion durch die tbatsächliche Konstituierung des 
Gerichts und den Eintritt in die Verhandlung genügend zum Auadruck 
gebracht; fbnnulierter Beschluss ist entbehrlich. 

ZuzDchung von Schöffen (durch Einberufung gemäss § 48 GVG.) 
gibt den Parteien niemals einen Grund zur Urteilsaufechtung, das Geridit 
ist auch in diesem Falle gesetzmässig gelnldet 

Da der Beginn dar Hauptverhandlung der Gerichtskonstituierung 
erat nachfolgt, so faUen die Vorgänge, die zu der abwächenden Gerichts^ 

Auch hier ist, wio in Abs 1 , nur au Vorführung infolge vodäuflger Fest* 
nabuio pfdadif. KV>onso .Toln: ]><! il S A. A. Stenplfin Bem. 4. 

Der Vui.sclilciif der Keiliiktiou8-KüUJmis.Hion, der Vorfuiiriuig auch liior il;us 
freiwillige Erscheinen den Beschuldigteu gleich zu stellen, wurde ahgelehnt, 
Prot S. im, 

*■) Es ist etn starkes mssverst&ndnia, dass Voitus Kimtroversan Bd. I 8. 1€6>. 

100 dem Geständnis fonn ■!] \ prhindliche Kraft beilegt. Der Amtsrichter braucht 
nicht daran m glauben und kann andor^'r iir- Beweise erhoben (vgl. unten S 107, 
1081 S. auch aiioist in der B. Just Komm. Prot. 2. Lesung 8. 937; Glaser Handbuch 
Bd. I S. 60ö Anm ß. 

^ RelchsDeperger hatte mit Redit» aber veiseUidi bsentragt» dss Elnver« 
st&ndnis auch des Beschuldigten su fordern. Prot, 8. Lesung S. 989. 940. 

Ss sei an dieser Stelle die Bemerkung geetattet» dsss die stra^roaessuale 
Litteratur das Wesen der Gericht«konstltuiorung8be8chlüsse, ihre Voraussetzungen, 
iiMYf Formen und ihren Gegensatx 2U den eigentlichen Frozessdekraten nicht er- 
kaimt hat. 
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bildong führten, streng genommeD triederum ausserhalb des Haup(- 
▼erhandlungsprotokolls, aber sie sind zu protokollierai. 

Der Vorlauf kann übrigens auch der sein, dasa d^ BesehuMigte 
dem konstituierten Schöffengerichte in der Siteung Torgeftthrt wird und 
nun der Amtsrichter nach Feststellung der Voraussetzungen des Abs. 2 
für diesen Fall die Schöfl'cu ciitlässt und allein verhandelt Die oben 
zurückgewiesene Ansicht, dass über die Zulässigkeit der sofortigen Haupt- 
Verhandlung nach Abs. 1 des § 211 nicht der Amtsrichter, sondcru das 
Schöffengericht zu befinden habe, müsste hier zu der wunderlichen Kon- 
sequenz führen, da.ss sich nach begonnener H:Liiptverhandlung die £nt- 
belirlichkeit der Scböfl'cu hcrausstcUou würde und folglich das Prozess- 
gericht anders konstituiert werden könnte. 

5, Die YorauBsetzungen der besonderen Gerichtskon^fituierung sind 
zugleich Bedingungen lur <Lis latente Kröffnungsdekret, das el>en hier in 
der besonderen tiestalt der Zulassung der Klage zur Verhandlung ohne 
Schöffen auftritt. 

Bei Fortfall der Bedingungen in der Verhandlung ist wieder die 
AUcknahme der Klugzulassung geboten. So bei T^eugnen des Angekhigten 
im Widerspruch mit seiner früheren Erklärung. Femer, wenn die That 
den Übertretungschiurakter verliert. 

Keineswegs ist im letzteren Falle etwa an die Straf kämm er oder gar 
bei einem Vergehen schöfl'eugerichtlicher Zuständigkeit an dieses (licricht 
zn verweisen Da eine Verhandlung vor dem Amtsrichter allein ohne Aq- 
klageschrift und Kröflnungsbeschluss nur unter den vier Voraussetzungen 
des § 211 Abs. 2 zulässig ist, so kann in deren Ermangelung auch nicht 
ein Vcrhaiidlungsergebuis festgestellt und ein Verwetsungslieschluss darauf 
basiert werden. 

Zur Schuldfrage nuiss in vollem Umfange Geständnis vorliegen, was 
nicht der Fall ist, wenn der Angeklagte einen Schuldau.sschliessungsgrund 
behauptet. Wohl ist möglich, dass der geständige Angeklagte zugleich 
den erhobenen Strafanspruch bestreitet, sei's in der Subsumtion^-, sei's in 
der Stratfrage (Verjährung etc.y^') 

Die Zustimmung der Stjuitsanwaltschait ist unwidemi£lich.^3) 

Wesentlich abereinstinunend LOwe-Uellweg Bern. 12a; v. Kiies S. 525; 
Stengloin Bern. 5. 

A. A. älengleln Bern. 6. 
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Bei Aussetzung der Verhandlung (Heranziehung eines Sachrerstän- 
digen etc.) bleibt der Amtsrichter als Einzclrichter zu^^üindig, wenn die 
Voraussetzung des OpständDiBses fortdauert und die Frist für zulässige 
Fortsetasung des Verfjüirens nach § 228 StPO. nicht überschritten wird. 
Keineswegs wird durch Vertagung stete die Mitwirkung der Schöffen be> 
dingt««) 

IL Klagerhehung. 

Wenn gemäss § 211 vor dem Schöffengericht oder dem Amtsrichter 
zu unmittelbarer Hauptverhandlnng gesdiritten wird ohne schrilUich er* 
hobisne Anklage and ohne eine Entscheidung Über die Eröffnung des 
Hanptverfahrens, geschieht das Klagen entweder nur im Termin durch 
KlagTortnig und Durchführung der vorgetragenen Klage bis zum Urteil 
oder es setzt sich aus dem Antrage auf Ladung des Beschuldigten und 
der Vertretung der Klage im Tennin zusammen. 

Die Klage richtet sich im ersten Falle ganz direkt an das erken- 
nende Gericht, während im zweiten insofern ine Modifikation stattiindeti 
als der Ladungsantrag an den Anit:>ric)iter allein geht. Gleichmässig 
ausgeschlossen aber ist ein besonderes Zwischen verfahren ül>er die Zu* 
lassung der Klage 2um Hauptverfahren mit fonn«Uer und materieller 
Vorprüfung derselben, wie es im uornuiU n Prozessgange stattfinden muss 
(g§ 19G— 210 StPO.). Ebenso wird nicht der Klaginhalt durch einen 
Gerichtsbeschluss bindend fixiert Ins(tfem ist die Klagerhebung in beiden 
E^en unmittelbar. 

Uneutl>ehriich i.st natürlich eine Vorprüfung der Bedingungen des be- 
Bondern Verfahrens. Aber sie ist wesentlich snmmariscfay weflhalb denn 
auch spätere Korrektur vorbehalten bleibt 

1. Wenn der Beschuldigte sich freiwillig gestellt hat oder in> 
folge vorläufiger FestiKilnne dem Gerichte vorgeführt ist, be- 
steht das Klagen lediglich im Klag Vortrag und in Durchfuhr nng 
der vorgetragenen Klage. 

Der mündliche Klagvortrag erinnert an den Klagmodus des Civil- 
prozesseSi nur ist nicht Zustellung eiues Khiirschriftsatzes an den Be- 
sagten, Mmdem nur Klagankündigung beim Amtencbter in Gegenwart 

**) A. Stenglein Bern. 6. 
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des Beschuldigten zum Zwecke der TerniiDsbestimmulig voraDgegaogen; 
der Termiu wird in continenti abgehalten. 

a) Für den Klagvortrag ist nich^ wie fär die Anklageschrift in 
§ in^ StPO., ein liestimmter Inhalt positiv TOigeBchricbcn, so dass nur 
bei Wahrung der entsprcchouden Erfordernisse die Pflicht des Gmchts 
zur Durclifuhrung der Hauptverhandlung bestände. 

Aller unter allen Umständen niuss ein iHstiiinntir Strafanspnich 
geltend gemacht, die inkriminit rl.' That genügend individualisiert und er- 
kennbar sein^ welches Delikt der Ankläger darin findet, widrigenfalls in 
Ermangelung genügender, rechtlich und thatsächlich bestimmter Klage 
einzustellen wäre. Fehlen wird freilich diese Bestimmtheit kaum jemals, 
da ja der Beschuldigte sich freiwillig gestellt hat oder nach vorläufiger 
Festnahme vorgeführt ist; immerhin ist die begriffliche Notweudigktnt der 
rechtlichen Fundicrung und der Individualisierung der Klage zu konsta- 
tieren. Dass diis Gesetz bei mÜDdlichcr Klagerhebung selbst auf dieses 
Minimum von Bestimmtheit verzichtet haben sollte, ist undenkbar. 

Es bedarf auch im Hi!d)liok auf die Verteidigung des Beschuldigten 
und die besonderen Vorscluiften des § 264 StPO. der Angabe des anzu- 
wendenden Strafgesetzes und di r TTorvnrhebung der gesetzlichen Merk- 
male der inkriminierten Thal. Ein absolutes Klagerfordernis ist damit 
allerdings nicht bezeichnet, denn jiira novit curia. Aber das Urteil würde 
der Aufhebung unterliegen, wenn durch einen Mangel in diesen Angaben 
die Verteidigung beschränkt worden wäre. ' •) Man kann nicht sa^cn. 
solche Beschninkung sei jedesmal gegeben liei Verurteilung auf (iruud 
eines von der Anklage nicht angeführten Strafgesetzes. Denn § 2G1 
Abs. 1 trifft nur den Fall einer Veränderung des rechtlirhen Gesichts- 
punktes Es kommt also, wenn die Ankl.tge über das nii/u wendende Straf- 
g<'!^» t/ iiii hts iresnf^t hat, gegenüber 2t;4 Abs. 1 darauf an, (ib die Ver- 
urteilung iint Grund eines andern als des von der Ankläffe nfiVtibar ge- 
raeinten Strafj/csftzc- t?«'s<'hchen ist.") Sollte dem Ani^:» klagten nicht klar 
geworden oder gemacht worden sein, welches Stralgesctz der Kläger im 

«•> Vgl. die Entscheidungen dos m. su § 264 (R. I a 440. 681, 789; E. 1 
's. 254 etc.). 

^■^1 Das [{etchsgoricht (1. StrS. E. Bd. 6 S. 170) hat gelegentlich erkannt, dass 

der Massij ^[,ii;t;cl 'PnnrnTit:nn; f.;no<; im ErülVmuigsbosclilLiss zweirellos mit- 
verstandenen Gesotzesparagraphen nicht unter § 264 Abs. 1 folle. 
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Sinne hatte, und d^nodi eine Yenirteilnng erfolgt sein, m läge darin 
immer eine Beschiünkong darVerteldigang, denn es darf dem Angesagten 
auch bei voll eingeetendener TiuA die Gelegenheit zu einor YertMdigimg 
im BechtBpiinhte nicht entngen irardeiL 

Ahnlich ist zu entscheiden im Htnbliek auf Abs. 2 des § 264: «TOm 
Strafgesetz besonders vorgesdiene ümstSndef welche die Strafbaifceit er- 
höhen", sind nicht wst in der Verhandluog bebaupteli wenn der AnklSger 
sie im Klagvorfcrag zwar nidit mit genannt^ abw offenbar und ohne dass 
flir den Angeklagten an Zweifel darüber bleiben konnte, mitgemeiDt 
hatte; andernfalls würde in derVeraiteOnng auf Grund des qualifizierenden 
Strafgesetzes, .ohne dass der Angeklagte zuvor auf die Vet^nderung des 
redilitdiett Gesichtspunktes besonders hingewiesen und ihm Gelegenheit 
zur Verteidigung gegeben wäre", ein Verstoss gegen § 264 Abs. 2 StPO^ 
eine unstetthafte Beschränkung der Verteidigung zu finden sein. 

Ebenso, wenn in der Anklage zwar das qualifizierende Strafgesete 
g<'nanut, aber niclit ersichtlich gemacht wäre, um welchen von mehreren 
im Gesetz enthaltenen Thatbeständcn es sich lumdeln soUe.^^ 

Empfehlenswert ist es jedenfalls, wenn der Klagvortrag die be- 
sprochenen Momente stete ausdrücklich aniiibrt. Der Amtsrichter wird 
gut thun, darauf zu achten und eventuell auf Ergänzung des Vortrags 
hin/uwiikcit £]s würde auch nicht unzulässig sein, wenn der Richter 
selbst die Ergänzung vnrnähmo und der Kläger ausdrücklich oder kon- 
kludent sein Einvei-ständnis erklärte. Das wäre nur Erläuterung der 
Klage durch deu fiichter, nicht Anteilnahme daran, denn eine individuali- 
sicrte Klage wegen bestinuntcn Delikts liegt vor und der Tnlialt einer 
Anklageschrift ist nicht bindend L'^foidort. Ist doch auch im Normal- 
verfahren der Richter der Haupt v> i h:iudlung zu gleicher Vervollständigung 
gegenüber dem EröiTunngsbeschlusse berufen, obwohl dieser von einer 
andern Gorich tsstcllc ausgegangen ist und er ihn nur ZU aoceptieren hat 

Ein formeller Beweisantritt im Klagvortrage ist nicht erforderlich, 
aber die materielle Beweispflicht des Klägers die gleiche» wie sonst auch. 

b) Dass die Vorschriften des § 2C4 auch dann streng zu wahren 
sind, wenn der Klagvortrag in jure et in facto durchaus Tollständig ge- 

•') Yyl. RG. 1. StrS. E. n i 2S s. 150 fg., wo imlos dio Bourteilung der Kau- 
salität des Frozossverstoases für das Urteil Bedenken erregt. 
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weMik ist und nun in der Vediaiidliuig rane Abweißhimg herrortritt, Ter- 
steht BidL««) 

c) Da Anklagaaolirift nicht Toraogogangen, Tennin nicht Yorker be- 
stiinmt war» to konnten die Parteien nicht vor dem Termin einander 
Zeugen und SadiTerständige rechtteitig benennen, wie dies fttr den nor- 
malen Gang des YerfahreDS § 231 StFO. rorschmbt. Hat eine Partei 
Zeugen oder Sacbveratandige zum Termin sistiert^ so kann dem Gegner 
das Becht nicht versagt werden, bis Kom Schlosse der Bewetsau&ahme 
die Aussetsung der Hauptmhaadlung zum Zwecke der Erkundigung zu 
beantragen, § 345 Abs. 2 StPO. Das Gericht hat über solchen Antrag 
nadi frnem Ermessen zu entscheiden, § 246 Abs. 4. Gleiches muss 
gelten, wenn gegenüber einer zu beweisenden Thatsache die Gegenpartei 
die Notwendigkeit von Erkundigungen behauptet und Aussetzung begdirt. 
In der Begel allerdings wird der Sachvwhalt derart liquide sein, dass 
Anwendung des § 245 nicht in Betracht kommt 

Freiwilliges Erscheinen enthält keineswegs einen Verzicht auf diese 
Befugnisse. Der Beschuldigte hat sich dadurch dem Greladenen gleich, 
nicht schlechter als ein solcher gestellt 

Noch weniger könnte die Rechte dem unfreiwillig Enchieneuen, dem 
Vorgeführten abgeq»rodien werden. 

d) Aber es fragt sich, ob nicht wenn nach gerichtlichem Ermessen 
Auisetzung m bewilligen ist — §§ 245 Abs. 4, 264 Abs. 4 StPO.— oder 
aus anderwmtem Anlass Vertagung geboten erscheint damit die Zulässig- 
keit des ganzen Verfahrens nach § 211 ent&Ue, weil das Gesetz dabei 
▼on der Voraussetzung ausgehe, dass die Verhandlung mit dem freiwillig 
erschienenen oder vorgeführten Beschuldigten in einem Termin zu Ende 
geföhrt werden könne.«^) Dann erübrigte nur Zurücknahme der Klag- 
zulassung wegen Fortfalls ihrer Voraussetzungen und neue Klagerfaebung. 
Allein es ist diwe Auslegung, die zu prozessualen Weitläufigkeiten ohne 
materiell genügenden Grund fuhren würde, abzulehnen. Das Gesetz bo- 
absichtigt nicht durch das Erfordernis freiwilligen Erscheinens, der Vor- 
führung des Beschuldigten die Fortsetzung einer gültig b^onnenen Haupt* 
Verhandlung im Falle der Aussetzung unmöglich zu machen. Eine unter- 



Vgl. auch Moves in Goltd. Arcb. Bd. 38 S. 96 %. 
*^) So z. £. Bennecke & 6Qi. 
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brochene HaU| tveiliaiidluiig kanu nacli dri- all-^riiiriiieu lic'gei des !j 228 
uoch am viLTteu Ta^r nach der TJntcrldcrhuiig fortgesetzt werdt'ii; erst 
bei inx ischreitung ditst-r Frist ist mit dem Verlaliren von nrueiii zu be- 
giniH ii. Erscheint dem Kichter dip'so Frist zur Erkiiiuli_i:uiig etc. aus- 
reichend zu sein, so ist nicht abzusrhi n. welchem Tuteresse mit Krneue- 
ruiig des ganzen Prozesses ^^edicut sein könnte. Nur wenn dei" Kichter 
eine längere Frist für nnvenueiillich liiilt, wird das Verfhlireti des § 211 
undurchfiihrbai'. Diu hLsheri^^e Hauptverhaudluu;:: wrlu rt dann jede Be- 
deiifuug, die Prozessbepründung durch Ztdassnng der Kla,t;e zu dieser 
"\'erhandlung ist als nieiit geschehen zu craeliten und für die neue Haupt- 
verhandlung niuss zuniiihst der Prozess neu begrüiidet werden, sci"& 
durch EiureichuMg tiner Anklagesehrift und FiHass eines ErfilTnnngs- 
beschlusses, sei's durch fieiwillige& Krscheinen des He^chuldigteu vor dem 
Schöliengericht und abermalige Eiiileiiung der Prozedur des §211. 

Dass der Beschuldigte, mag er freiwillig erschienen oder vorgetüiirt 
sein, nach Einti'itt in die Verhandlung zum Ausharren vor Grericlit bis 
zu deren Beendigung uiul in den Greu/eii des 228 aucb zum Erscheiuen 
in der fortgesetzten öit/uüg verpflichtet ist, kann nicht bezweifelt werden. 
Im Falle der Vertagung ist über die Verhaftung oder Freilassung des 
Vorgeführten alsbald zu entscheiden, § 128 Abs. 2. 

e) Nach erstattetem K'litgvortrag kann die Klage nicht melir zurück- 
genommen werden, denn ts ist die L'utersuchung bereits durch latentes 
Dekret eröffnet, g 151 StPO.'«') Die prozessuale Situation ist insofern 
eigentümlich, als die Hauptverhandlung schon auf die Klagankündigung 
hin begonnen hat und miti ilie Kichtung auf die vorgetragene Klage er- 
hält, eiu Widerspruch zu >; löl StPO., wonach die ErüH'nung einer ge- 
richtlichen Untersuchung dnrcli die Erhebung einer Klage bedingt ist, 
liegt nicht vor, weil nur in Voraussetzung der Klagerhcbung mit dem 
Verfahren begonnen worden ist 

f) Der KlagTorirag oitnmt im Verfahren dieselbe Stelle ein, wie sonst 
die Verlesung des EriSffnungBbesdilusses, § 242 Abs. 2 StPO. Auch 
darf er »nen weitem Inhalt als &n Eroffnuagsbeschluss (§ 205 Abs. 1) 
nicht haben, also namentlich nicht Ergebnisse etwaiger Vorermittelungen 

*"t V. Kries S. 524 sieht falsclilich erst in der Veri'Mnniuig des Beschuldigton 
die Eiuäiiung der Untersuchung. Die AnliOruug dus KlugvorUags fiele dann 
ausBerhalb der Hauptverhaudlung! 
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dein Gericht mitU-ileii ; aus detiiselbeu Grunde nicht, aus dem die StPO. 
die Verlesung der Anklage ^< In ift ausschliesst: um Prüokkapation des 
Gerichts zu verhüten und das Pnuzip der Mündlichkeit streng zu wahren. 
Zu plädieren hat der Amtsauwalt erst nach dem Schluas der Beweis- 
aufiiahme. 

Der wesentliche Inhalt der Anklage ist in das Sitzungsprotokoll 
aufzunehmen, 211 Abs. 1; wesentlich aber sind die Momente des § 205 
Abs. 1 und, wenn die Ankläffe in dieser Hinsicht nicht vollständig ist, 
zum mindesten die bestimmte Angabc der inkriminierten That und des 
vom Ankläger darin gefundenen Delikts. 

Protokollierung einer Anklageforniel''») setzt voraus, dass der Kläger 
eine solche vorgetraj^en hat was sicher wünschenswert ist. Lautete aber 
beispielsweise die Beschuldiguiig nur dahin, Angeklagter habe am l.t Januar 
1900 zu X dem Y 10 ^Tark „^f stöhlen', so köunon eben die gesetz- 
lichen Merkiiialf des De likts und das unzuwendfiuh! Strafgesetz, da sie der 
Aukliigcr nicht bt rvui L:< liol)en hat, auch nicht im l'rotokcll vermerkt werden. 

2. Bei Verfolgung wegen Uberti « t uul:' iiath Ji 211 besteht das 
Klagen im Antrage auf Ladung des Ik schuldigten und in Durch- 
führung der Klaj?e in der iniiiKliirlien Verhandinn f?. 

a' Der Ladungsaiitrag kann schriftlich oder zu Protokoll des Ue- 
richtsschreibers gestellt werden. Kr miiss iriiiulestens den ßeschuldigten 
und die ihm zur Last gelegte That bestimmt bezeichnen, das konkrete 
Faktum aiipreben und erkennbar machen, welche Deliktsart darin erblit kt 
wird, und es luusH sirli diese That als l beitretunf» cbarakterisiereu. 
AiKloiulalis Abweisung tles Antrags durch formulierte ^ be^chwerdelahiges 
Dekret 200 Abs. L' SfPO j. Driiigend wünschenswert ist es. dass der 
Antrag anob die L'eset/liehcu M. ikmale des angeiionnneiu'u Delikts, das 
anzuwendende Stialgesri/ und die Dewt-ibmittel liezeielmet (5; 10s Alts. 1 L 

b) Der ..\ve^entlie!le Inhalt d^r Anklage". aKo /.um mind* stcu be- 
slimnile Uezeielinuiig der iiiki iniiuierten That im Sinne a, wenn möglich 
(bei Angal>e seitens des Kliigersi auch der weitern Äfomente des § l'js 
Abs. 1, ist in die Ladnn?? des ReM huldigten aufzunehmen, jj 211 Abs. 1 
am Schlüsse. ■-) Schon dieser gesetzliche Wortlaut lelirt, dass der 

•■'') Wie l^öwe-Hollwep Born. 7 sie fordern. 

") I ber diL< KLi{rert"<irdertiisse bei citation diroct« herrscht viel Stroit in der 
Irau^oüisdien JuriäpiuUeuz, vgl. tiiaser, Kl. Schritten Bd. I S. 516. 
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Laduügsaütrag licrcits KlagcHipbun^' ist. Es folgt das übrigens auch aus 
der Erwägung, dass Verptiichtung des Beschuldigten zum Erscheineu im 
Termin sehr unangemessen sein würde, wenn es noch VOm Belieben des 
Gegners abhinge, im Termin zu klagen oder nicht 

Die im Ladungsantrag enthaltene üflentliche Klage kann nach be- 
wirkter Ladung des Beschnldierten nicht mehr zurückgenommen werden. 
Die blosse Terminsanberaumuiig mag auf Wunsch des Klägers noch rück- 
gäugig gemacht werden. Ist aber die Ausführung der Ladung hinzu- 
gekommen, so ist damit die Eröffnung der Untersuchung vom Richter 
(durch latentes Dekret) erklärt und es steht der Klagrücknahme das 
Prinzip des § 154 StPO. entgegen. 

c) Die Stelle des Ladungsantrags kann auch eine Anklageschrift ein- 
nehmen: wenn hei Yerfulguug wegen l'bertretung der Amtsrichter auf 
Anklageschrift hin unmitfell)ar Hauptverhandlung anberaumt hat 

d) Die Stvllung des Anklagers im Termin ist ähnlicli als ob Er- 
ötTnungsheschluss vorangegangen wäre; er vertritt die in der Ladung ent- 
haltene Anklage. 

An Stelle des Eröffnungsbescldusses wird der Inhalt der Ladung 
verlesen. Das Verhaudlungstliema muss unbedingt gleich anfangs lixiert 
werden. Ein besonderer Klagvortrag findet nicht statt Doch steht Er- 
gänzung der Ladung durch Hervorhebung der gesetzlichen Thatbestands- 
nierkmale und des anzuwendenden Strafgesetzes dem Klüger im Anschluss 
au die Verlesung des Ladungsinhaltes nicht nur frei, sondern der Amts- 
richter hat auf diese Venollständigung möglichst hinzuwirken. 

Die Handhabung des § 2(j4 ÖtPO. gestaltet «ich ebenso wie bei 
den unter 1 besprochenen Fällen der unmittelbaren Hauptverhandlung. 

e) Da eine Ausnahme im Gesetz nicht gemacht ist und zwar mit 
vollem Rechte nicht, so gilt für die Ladung des Beschuldigten die all- 
gemeine Frist von einer Woche, § 2lt» Abs, 1 StPO.'*''; Ist diese Frist 

LOwe-Uellweg Bem. 1 za §81S laasea diese YorBchrift fOr Schöffengericht- 
liohe SadMD nur gelten, eofinm nicht nach § 211 Ter&hren werde. Allein in ilen 
beiden enten Fftlten des % 211 erfolgt Oberhaupt keine Uidung; fOr den dritten 
Fall aber, in dem getaden wird, hat der Geeettgeber von Beobachtung des ( 816 

nicht dispensiert. 

Auch John Bü. 11 S f^OH, 806 hält g 216 für nnanwendbar. 

Kin gutes argunieulum e contrario göwalut ^ 26ö SlPO., indem hier die Zu- 
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nicht aogeballen worden, so kann der Angeklagte die Ausmtmng der 
Yerhandlttttg Terlangen, so lange mit der Terleeung des LadnngginhalteB 

Normilrerfahren: dee EröffirnngebeschlnaaeB) nicht begonnen ist» § 216 
Abs. 3 in analoger Anwendung. 

Die Qeringf&gtgkeit blosser Übertretung darf nicht eingewandt 
weiden. Auch gegenüber solcher Beschuldigong muss dorn Angeklagten 
die MSg^chkeit freistdien, seine Verteidigung genügend Tonsubereiten. 
Kann doch auch eine Übertretung ehrenrührigen Charakter haben (Mund- 
raul^ Betteln, Yagabondage etc.), die schw^iegende Folge der korrektio> 
nellen NacBhaft begründen u. s. w. Und wie dem auch sei, unter allen 
Urastftndm fordert das Interesse des Unschuldigen, unbestraft zu bleiben, 
ausreichenden prozessualen Schutü. Bei We^all jed«* Ladungsfrist könnte 
der Staatsanwalt seinen Qegner mit Verhandlung und Aburteilung ein- 
fach übemunpeln. 

Die ZulSssigkeit sofortiger Hauptverhandlung gegen den freiwillig 
Erschientti«! und den Vorgeführten ist eben dieser Voraussetzungen halber 
kein Gegengrund. Insbesondere bei der Vorführung durfte ih^a (lesetz 
a!s Xoiraalfall unterstellen, dass die Massregel materiell begründet war. 
Kl weist sie sich als rechtswidrig, so enttällt das besondere Verfahren. 
Erscheint sie nur materiell ungerechtfertigt, so kann all< ulini^'s tlct Be- 
troffene nur nach richterlichem Ermessen Aussetzung der Verhandlung 
erwirken. Aber diese Ausnahme darf doch nicht ftir das Verfahren bei 
Übertretung die Norm abgeben. 

f) Die Staatsanwaltschaft bat die von ihr geladenen Zeugen und 
SachTerstftndigen, wenn sie nicht in der Ladung des Beschuldigten ge- 
nannt sind, diesem rechtzeitig vor dem Termin namhaft su madien, § 221 
Abs. 2 StPO. Dtesdbe Verpflichtung trifit den Angeklagten der Staats- 
anwaltschaft gegenüber betreib der von ihm unmittdbar geladenen oder 
zur Verhandlung zu stellenden Zeugen und Sachverständigen, § 221 Abs. 1. 
Jede Partei hat das Recht, Aussetzung der Hauptverfaandlung zu bean- 

stinmuiiif^' tios Angoklagten zur sofortigen Verhandlung auoli dann f^^efoniort 
wird, wenn die neu inkriuiiniorte Timt eine Übertretung ist, was ohne Ani»aliuiö 
sonst bestehendsr LadungsfHat unniclftrikh wlrsk 

Blnding arundrlss % 108 kfmstatier^ dass dasVerfabrsn, abgesehen vom Weg- 
foUe des EröShungsbescblossss etc. ganz in den Fennen des ordenUicben Prosessss 
verlaufe, ist also wohl der bier vertretenen Helnung. 
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trageOf wenn ihr ein m verndiinender Zeoge oder SadiTWBtändiger vom 
Gegner w spät namhaft gemacht oder eine zu bew«Mnde Thataache bo 

vorgebracht worden ist, daas es ihr an der zur Ebziehnng von Er- 
kundigungen erforderlichen Zeit gefehlt hat> § 245 Abs. 2, Entsdbei- 
dnng des Gwdiis Aber den Antrag nach frrion ErmeBsen, § 245 Abs. 4. 
Es ist hiernach dringend ratsam, dasa die Staataanwaltsdmft ihre Be- 
webmittel' stets im Ladongsantrag benennt und sie in der Ladung dem 
Beschuldigten mitgeteilt werden. 

g) Wird eine Vertagung erforderlich und kann dab^ die Zeitgrense 
des § 228 nicht eing^alten werden, so bleibt doch die Frozessbegrttndung 
bei Bestand, denn es wird ja nur dem frOher anberaumten Termin zur 
Hauptverfaandlang ein anderor substitaiert 

in. Bechtsbängigkeit 

Es versteht sich, dass die Einleitung dnw besonderen Prozedur in 
vorbandraer Bechtshängigkeit eb^iso ein Hindmiis findet, wie die normale 
Klagerhebung, und umgekehrt Zu untersuchen ist nur, durch welche 
Momente die Bechtshängigkeit im besonderen Verfahren begrttndet und 
aufgehoben wird. 

1. Die Bechtshängigkeit beginnt in den beiden ersten 
Fällen des § 211 mit dem Elagvortrag im Terrain, im dritten 
mit dem Antrage auf Ladung des Beschuldigten. 

KlagrOcknahme ist in den beiden ersten Fällen nicht möglich, weil die 
Untersnohung zur Zeit des Klagvortrags schon eröffiiet ist; der Antrag 
auf Ladung ist bis zu deren Vornahme widerruflich. 

IMe Bechtshängigkeit endet mit definitiver Bücknahme der Klag- 
zulaasung, mit rechtskräftiger Wdgerung der unmittelbaren Ladung des 
Besdiuldigten, mit definitiver Einstellung wegoi fehlender Frozessvoraus- 
Setzung und mit rechtski^^gem SachurteiL 

2. Der Kompetenzvorzug des § 12 StPO. schliesst sich auch an das 
latente Eroffiiungsdekret an.*^) Er ist in den beiden ersten FSIIen des 
§211 Bolbrt mit der Klagerhebung vorhanden, weil sofort auch die Unter* 



**) Löwe-Hallweg su S 12 Bent 3b lassen den Beginn der Hauptvediandlung 
entscheiden, was nicht prflzia und fQr den dritten Fall des § 211 entschieden un> 
xichtig ist. 
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Buchung über die Klage erö&et ist Bei Verfolgung wegen Übertcetnng 
genügt nicht die blosse Twminsanberaiunnng, die nur fRctnnk internnnit 
noch nicht FrozessfhatBache ist, sondern erst die HerbeifiUirang der lia> 
dung ergibt den Unterenchimpb^nn; das latente Ddoet mnss stdi nst 
nadi aussen manifestiert hsben» ehe es als erlassen gelten kann. 

Es ist der Einwand zu erwarten, das latente Dekret könne nicht ald>ald 
den Eompetensvorzug wirkeui wie er nach § 12 StPO. mit einem fionnu* 
liwten Eröffirangsbesdiliiss eintrete^ dxsoa der Bicbter behalte ja bis zum 
Urteil das Becfat des Widerrdb, eine ihn bindende Verfügung liege nicht 
vor, definitiTe ErdSbung stehe erst nach Wegfall der Widemiismoi^di- 
keit, also mit dem ÜrteUserlaBs, fest Allein, wenn es bei dem latenten 
Dekret bewendet» so muss doch KompetensTontng .im VwhSltnis am an- 
dern Gerichten ex tunc, von der Eröffnung an, statuiwt werden. Es 
kann nicht die Untersuchung als eröffnet gelten erst im Zeitpunkte ihrer 
Be(>ndigung durch Urteil Die Wirkung des EröffiiungsdekretB wird durch 
Widerruf resolviert, nicht durch Nichtwiderruf erst begründet Daas 
Bücknahme in erbeblich weiterem Umfange freisteht als Einstellung nadl 
vorangegangenem Eröffuungsbeschlusse mriL^lich ist, kann einen Untw^ 
schied in der Auffassung des Untersuchungsbeginns nicht begründen. 

Bei der Yerliaiulliuig gegen den freiwillig erschienenen und den vor- 
geführten Beschuldigten hat diese Fru^'e praktische Bedeutung wohl nur 
im Falle der Aussetzung, da sonst die eben eröffnete Uutersuchuiig auch 
alsb&ld in continenti beendet wird. Dagegen können bei Verfolgung 
wegen Übertretung Beginn und Ende der Untersuchung durch erhebUche 
Zwischenfrist getrennt sein. 

3. War bei einem andern Gerichte bereits geklagt, so ist das latente 
Eröffnungsdekret wegen Rechtshängigkeit zu weigern. 

Stellt sich heraus, da.ss ein anderes zuständiges Gericht schon »- 
öffnet hatte, so ist das Dekret wegen § 12 zurückzunehmen. Andern« 
falls läge Kompetenzkonflikt vor, der im Wege des § 14 zu beenden 
wäre. Doch wird es zu solchem Austrage wohl nur bei dem dritten That- 
bestando des § 211, bei Verfolgung wegen Übertretung, kommen. Denn in 
den beiden andern Fällen folgt regelmässig (nur bei Aussetzung in der 
Frist des § 228 nicht) das Urteil der ErrifTnung auf dem Fusse, und nach 
Urteilserluss gibt oh keinen Kompeteuzkontlikt mehr. Der Kompetenz- 
entscheid nach § 14 will bestimmen, welches Gericht sich der Unter* 

8 
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Buchung und Abuiteilang zu unieniefaeii habe, nnd deil ttbrigen die Aktion 
untenagffli. Anvdsnng und Verbot Urnen nach gefäUtem Urtdle xa 
spät Wohl wäre das Urteil «egen Inkompetenz anfechtbar. Denn das 
Gericht ist durch die Mhere Eröffnung aettens des andern zuständigen 
Geridits selbst unzustSndig geworden und war Teipflichtet, aus diesem 
Qnmde Ton Amtswegen einzustellen, ohne durch die Norm des § 18 
(«Nach Erö&uttg des Hauptrafkhiens darf das Qeiieht seine ünza- 
stSndigkeit nur auf Einwand des Angeklsgten aQsqE»rechen*) beschrilnkt 
zu sein. 

4. Nach § 16 SiPO. hat der Angeklagte den Einwand der Ünzu- 
stiindi^Bsit bei Verlust desselben bis zur Yerleaung des Beschlusses Uber 
die Er5ffiiung des Hauptverfahrens geltend zu machen. Dass diese Vor- 
schrift die Berufung des Angeklagten, auf den Eompetenzrorzng eines 
anderen Gerichts gemSss § 12 nicht beschrinkti steht fiast, da deshalb 
stets schon ex officio einzustellen ist Aber es fragt sich, not welchem 
Momente in den Spezial verfahren ohne Eröfihuogsbesdiluss das Bflgeredit 
des Angeklagten betrefis andennuter, von Anfang an Torhandener Unzu« 
stilndigkeit t i li seht. ^'^) 

Ist der Beschuldigte freiwillig erscbienen, hat er also erklMrt, stdi 
dem Spruche des Gerichts fügen zu wolleUi so liegt darin ein wirksamer 
und bei der UnwiderruÜichkeit der Erklärung ebenfillls unwiderrufiicher 
Verzicht auf den ITnzuständigkeitseinwand. 

In der Verhandlung mit dem Vorgeführten ist der Klagvortrag die 
Ellage^ auf die Einlassung zu erfolgen hat. Der Beschuldigte ist befugt, 
aber nicht verbunden, auf die Unzuständigkeit hinzuweisen, schon ehe 
der Amtsanwalt zur Klage zugelassen und als Kläger wirklich aufgetreten 
ist In seiner Vernehmung auf die Klage aber m uss er bei Meidung des 
Ausschlusses den Einwand geltend machen. Dein A\'esen der Spezial- 
prozedur, die durchaus von der Tendenz schleuniger Erledigung behemcfat 

Tn der Littemtur wird Voi Beantwortung dieser Frage nicht zwischen den 
drtii Thatbeständen dtts ^211 unierschiedon. So lassen Löwe-Hellweg zu § 16 
Bern. 7 den Einwand durchgängig bis zum Schlüsse der Yenubmung des Besdnil» 
d^(ten zu. Ebenso Stmglein das. Bern, la; Puchelt das. Bern. 7. Jobn Bd. I 
S. 269: bis zum Beginn dieser Yeniehmung. 

V. Kries S. 177 dsgegen entscheidet sich fOx den Beginn der mOndlichen 
Klageriiebung* 
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wird, widcrsjii i( ht völlin; die inolirfach vertretene Meinung, der Einwand 
sei in EniiaiiReluiig einer ausdriiekUchen Prnklusivvorschrift im Gesetz 
bis zum Schluss der Verhau dl uiijr zulä-^siir. während ihm doch im Normal- 
veii'alireii mir bis zur Verlesung des pj-ütliiunt^sbeschlusses £aam gegeben 
ist. Pmklusiv ist also der \'eraehmung^iseli]uss. 

Bei Vertolpun^ wegen llbertretung wird zu Hegiini der Verhand- 
lung statt eines Knitlnungsbeschlusses die Ladung verlesen. Ks ist dalier 
nur konse«iiient, au diesen stellvertretenden Akt die Präklusionswirkung 
des H) an/ukuUpfen. Der Angeklagte hat bis zur Verlesung die In- 
kompetenz geltend zu ma* hen. 

5. Auch für die drei .Spezinlverfiihreu des § 211 gilt das Verhot im 
i; 18: .Nach Kröttuunf,' des Hauptvertähreus darf d.-is Gericht seine IJn- 
zustäudigkeii uur aui Einwand des Angeklagten aussprerhpn." Dem 
fürniuliertcn iht hier (his latente Dekret einfach gleichzusetzen, " .i Die 
Behauptung, dem ErötVnuugsbeiichluss entüpreche bei $211 erst der Ver- 
handlungsschluss.'") nimmt dem J; 18 jeden Inhalt, weil dann eben 
keinerlei Beschränkung bestehen würde, und übersieht das latente Er- 
btliiungsdekrot, vor dessen Erlass der Richter zur Prüfung der Zuständig- 
keit ullerdiugs in der Lage ist. Tnd ein wunderlicher Widerspruch ist 
es, den Einwand des Angeklagten früher alizuselmeiiieu, als, wenigstens 
den Worten nach, die Inkompelenzcrklärung auf solchen Einwand hin. 

Das Verbot des if IR hindert das Gericlit am Widerrufe des latenten 
Dekrets aus dem Grunde der Unzuständigkeit 

§ 4. Terlkhren liel amtsrlchterllchen Strafbefehlen. 

L Prozessbegründung. 

1. Antrag auf Strafbefehl gilt eventuell als Anti-ag an den Amts- 
richter auf Erötlnung des Hauptverfahrens oder, wenn die Verfolgung nur 
eine Übertretung betritft, auf unmittelbare Ladung des Beschuldigten zur 
fiauptverhandlung. 

Der Antrag hat inhaltlich den Erlordernisseu einer schöfiengerichfc- 
lichen Anklageschrift zu genügen, § 198 Abs. 1.^'*) 

Im wosontlichen richtig John, Komm. Bd. I S. 878. 

*•) So Löwc-HellwcK zu S Born. '2e. 

Vgl. Tidwe-Hellwüg zu § -ttb Bern, la; v. Schwarze Erörterungen aus dem 
bLrafprozessröcht Bd. I S. 7; v. Kries S. 740; ßennecko S. 677 otc. 

8* 
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Findet der Amtsilclitcr Bedenken, die Strafe ohne Haupiverhandlung 
featsusetsen} so ist die Sache zur Hauptverhandlung zu bringen. Das- 
selbe gil^ wenn der Amterichtcr eine andere als die beantragte Strafe 
festsetzen will und die Staatsanwaltschaft bei ihrem Antrage beharrt. Y<^]. 
§ 418 AIjs 2. Die Bedenken können thatsächlicher oder rechtlicher Art 
sein, die Beweisfrage, die Subsumtionsfragey die Straffirage, die Frage der 
ZulässigliC'it cincfi Strafbefehls betreffen. 

Die Anordnung der Hauptverhandlung geschieht entweder durch 
Erlass eines Eröffnungsbeschlusses oder im Wege des ^ 2l\ unmittelbar 
durch Anberaumung des Hauptverhandlungstennins und Ladung dazu. 

Der erstere "Weg ist bei Veifolgang wegen Vergehens (§ 27 N. 2 
GVG.) der allein zulässige. Es gelten dabei die allgemeinen Yoraus- 
set/iingen iiir Eröffnung des Hauptverfahrens durch formulierten Be> 
schluss, 201 fg. 

Betrifft die Verfolgung nur eine Übertretunt: 27 N. 1 GVG.), so 
ist bei Nichterlass des Strafbefehls dem Modus des 211 der Vor/ug zu 
geben. In diesem Falle gelten auch nur die hierfür massgebenden 
Voraussetzungen. Es schadet dann also nicht, wenn der Antrag den An> 
forderungen einer Anklageschrift nicht entspricht, wofern nur eine be- 
stimmte, als Übertretung sich ciiarakterisierende That in ihm inknmi> 
niert ist. 

2. Abweisung drs Antrags erfolgt, wenn nach Ansicht des Gerichts die 
Erütfnung des Haii|)tvert'ahrens aus rechtlichen oder thntsächlicheii Grün- 
den unstalth.ill ist und auch der Modus des ij 211 Stl'O. nicht auw(!nd- 
bar erscheint.'*') Gegen diesen Beschluss steht dem StaHt?;anwnlt die so- 
lurtigf Beschwerde zu, § 209 Abs. 2.*'') Vorläutige Ein.stellung nach • 
§ 203 {y/ena dem weiteren Verfahren Abwesenheit des Angeschuldigten 

^1 Unrichtig' Thilo zu § 448 Bern. 2; Meves in v. Holtzendoiffs Handbuch 
Bd. II B. :)92 iKrülTnung.sboschluss sei immor entbehrlich). 

•'"0 Zinuntjiie Gerichrssaal Bd. 50 S. 44 fg. Avill mit Unrcrbt aui-b dann ab- 
weisen, weim lediglich die spezifischen Erfordernisse des Antrags auf Straf- 
befebl mangeln. 

Richtig Friedlander Z. f. StrafrechtBWissenseb. Bd. 18 8. 683. 

•>) Tgl. LOwe>Hellweg su § 448 Benu 5; Stenglehi das. Bern. 8; Oeyer Lelir* 
buch S. 872; V. Kries S. 741; üllmann S. 559. 

Dalcke das. Bern. S; Fuchclt Betn. B; TMo Bern. 2 lassen, die Aoalcgie des 
g 200 verkennend, einfache Beschwerde hl 
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oder der ÜmBtand entgegensteht) dass dwaelbe nadi der That in OeUtee- 
kranfcheit TerfaUen ist) encheinl^ TorausgesetKty daes der Antrag den B!r- 
fordemiBew einer Anklageschriflt genfigt und demnach abgeeehcoi T<m 
dem Torhandenai P^oteedunderaie znm ErSffiiimgsbeediliiae UUte i&hren 
kfinneD, nicht auageschlonen.*') 

Beschwerde gegen den Eröffiiungsbesdiluss ans dem Gmndei weil 
nicht vielmehr StrafbeM blassen worden sei, findet nicht statt Noch 
weniger wäre solche gegen daa latente Eroffnungsdekret des § 211 mdglioh. 

Ist gegen einen Straf befehl rechtzeitig nnd reditagultig Emapnidi 
eifaoben worden, so wird sur HavptTerhaadlong vor dem 8di6ff«igerichte 
geschritten, § 451. Ein foimoUerter Br^ungsbeadilufts entf&Ut Das 
ErÖffnnngsdekret ist latent und liegt in Anberaumung der 
HauptTcrhandlung und Veranlassung der Ladung. 

Unzulässiger Emspmch wird durch formuliertes, beschwerdef&higes 
Dekret Terwoifen.*') 

Einsinruch im Beditssinne liegt nur vor, wenn aus dem Strafb^hl 
eine bestimmte That erhellt und in der fraglichen Verfügung die Tendenz 
objektiviert ist, als amtsrichterlicher Strafbefehl za wirken, möchten 
immeihin die Erfiwdemisse des § 449 StPO. nicht gewahrt sein. Das 
BedQrfiuB, eine klare Beditslage shi schaffen, fiihrt zur Zulassung dos Ein> 
spmdbs auch gegen einen rechtsungültigen Strafbefehl, aber der Rechts- 
b^ri£f eines «Einspruchs" muss unbedingt erfüllt sein/-') 

Das latente Eröffnungsdekret ist auch hi«r widerruflich. 
Es kann nodi in der Hauptverhandlnng unter Verwerfung des nun als 
unzulässig erkannten Einspruchs revoziert und so das Hauptrerfahren 
wieder aofgehoben werden. 

Das rerozierende Dekret ist tbnnuliert und anfechtbar. 

4. Das auf Einspruch hin erüflfncte Hauptverlahren ist wieder ein- 
sustellen, unter Bekanntgabe dos Beschlusses an beide Teile, wenn bis zum 
Beginne der ersten Hauptverhandlung») entweder die Staatsanwaltschaft 
die Klage Men lässt oder der Einspruch zurückgenommen wird, § 46 1 StFO. 

<^ YgL Zimmerle 8. 55. 

YgL auch Rintelen StntQ>r(»ess S 51 miber 6b. 

•*) Brijeblich abweichend Friedländor S 671 fg , 685 fg. 
">) Maasgebend ist dor foi-mollo P>eginn der Uauptverbandlong, § 242 Ai». 1 
StPO., nicht der Beginn dor Sachvorhandluug. 
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5. BechtsungUltigkeii des StrafbefehU kann zu dessen Riidcnahme 
durch das Gericht vor Einspmchserhebiing — nur der gültige Strafbefehl 
nt irrevokabel — , nicht aber zur Verwerfung des Einspruchs und damit 
zur Desavouiemng der richterlichen Handlung, des Strafbefehls, durch 
das Gericht selbst, das ihn doch fonnell bestehen liesse, fUhren. Mit Er- 
hebung des Einspruchs wird Eüi knahme des Strafbefehls unmöglich. Es 
kann jetzt nur noch durch Zurücknahme der Klage seitens des Staatsan- 
walts der Anspruch des Beschuldigten auf Hauptverfahren beseitigt werden 
(§ 461 Abs. 1 SiPO.). Einstellung des eröfiheten Hauptverfahrens ist 
nur aus den allgemeinen Gründen, nicht wegen Ungültigkeit des Straf- 
bcfehls, statthaft. Der Einspruch hat keineswegs den Charakter einer 
Beschwerde über den Straf befehl, er i»t das Ynlangsn eines Haupt- 
Terüahrens über die That des Straf befehls.*'") 

Nur das Spezialurteil des § 453 («bleibt der Angeklagte ohne ge- 
nügende Entschuldigung in der Hauptverfaandlung aus und ^^il-cI er auch 
nicht durch einen Verteidiger vertreten, so wird der Einspruch ohne Be- 
weisaufnahme durch Urteil verworfen") scheint in rechtlicher Unzulässig- 
keit des Straf befehls, z. B. wegen Überschreitung der Strafgrenze des 
§ 447 Abs. 2, ein Hindernis zu finden.*^^) Aber die Verwerfung des 
Einspruchs ist keineswegs Bestätigung des Stxafbefehls. Der Angeklagte 
verwirkt nur durch unentsehuldigti's Ausbleiben in der (ersten)«'-*) Haupt- 
verhandlung den Anspruch auf Vorhiindlung und Entscheidung über die 
That des Strafbefehls. Es ist daher das eröffiieteHauptTexfahren durch das 

Bei einer Mehrheit von liauptvorliaudlungen ist ohne Kacksicht auf die Frist 
des § 228 nur dto erste entschetdend. 

Tgl. LOws-HeUweg in | 451 Bern. 8; Stanglahi das. Bern. 8; Elles S. 7tf. 

A. A. Schultzonstoin üi Ooltd. Arcb. Bd. 29 8.4441i|.; Benne«^e8w680 Anm.M. 
Ebenso RO. 2 StrS. E. Bd. 31 S. 802 fg. 

Das Ooricht ist daher an den im Straf bcfohl enthaltenen Ausspnich m 
keiner Weise gebunden, g -t,^*! Abs 3, und es besteht nicht das Verbot einer re* 
formatio in pejus (Motive ü. 242) 

H) So Binding Omndriss % III. 

& auoh Toitus Kontroversen Bd. 1 8. 887 Ijir. 

^ Nach Analogie der ElnspruchBracknahme, die nur Ms vm Beginne der 
•isten Hauptveriiandtang erfolgen kann, ist annmehmeo, dass Entfernung des 

Angeklagten nach Begmn der Verhandlung und sein Auablelben in weitem Haupt' 
Terhandlungen Verwecfung des Kimsprucbs nicht nach sieh siehra. Überein* 
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YonreHungsniteit des § 452 vieder ciosostoOeB. Bei abeoloter Ungültig- 
keit eines Straf befehb (weg«ii einer im Befehl aettwt alt Yeibndien 
cliarakteriaierten That unter Yerhängung unsulHeBiger Straft ete.) tritt 
trotz Versättmung oder Terwerfong des Einspmcl» die Wirkong mate- 
rieller Rechtskraft (VoUstreckborkeitk Verbrauch der Strafklage etc.) nicht 
&SL^) let das Verwerfungaurteil rechtskriiftig geworden, steht also 
fes^ dass ein HanptrerfiUiren ttber die That des StrafbefeUs nicht statt- 
findet^ so kann ein ahsdut nichtiger StrafbefeU vom Gericht nieder 
zurückgezogen werden. 

n. Elagerhebnng. 

1. Der Straf hpfphl li.it tiir fleii Fall des Einspruchs insofern gleiche 
Bedeutung wio eiiu' Klagt', als zur Hauptverhandlung geschritten werden 
muss, ohne duss noch ein besonderer Kla^'erhebungsakt erfolgt. 

Schon dem Autrage auf Strafbefehl kommt, wie sicli unter T ergeben 
hat, eventuelle Klagfunktiou zu. Er wirkt, falls das Gericht Straf befehl 
zu geben nicht in der Lage ist, als Antrag auf Eiuleituug des Haupt- 
verfahrens. Mit dem Erlasse des Stiafhefehls erledigt sich diese even- 
tuelle Qualität Wird hingegen statt Strafbefehls Eroilnungsbescliluss 
erlassen oder Hau|)tvcrhan(lluiig anberaumt unter T/adung des Beschul- 
digten fvj 21 1\ s(; geschieht das weitere Klagen im Terinin gauz ebeusoi 
als ob direkt Krötliiungsbeschluüs oder Ladung heantragt wäre. 

2. Der Autrag auf" Strafhefehl ist nicht schon als solcher Klage. 
Es wird ja durch ihn vielmehr ein Verfahren erstrebt, das den ir'rozess 

stinunend Löwe-Hellweg zu § 452 Bern. Ib; Stenglein das. Bern- 2. A. A. Bennedce 
8. 681 Änm. 30. Es sind vlehnehr in diesen VtSÜBn, sofern ntcbt ein Verteidiger 
snwesend ist und seine Anwesenheit genügt (das Qerldtf kann nadi §385 persOn- 
lifhr^; Eis hoinen an:.' on!not haben), die gewdhnUclien Ungehorssmsfolgen (nach 

§§ 22d Abs. 2, 230) massgebend. 

Nicht zutreffend Friedländer S. 512 fg. 

Tn fler Berufungsinstanz ist Sachverhandhmgnur möglich, wenn nach Ansicht 
dos Berufungsgerichrs der Kinsprucii zu ünreciit verworfen war und nicht etwa 
Zurückverweiaung an die erste Instanz angezeigt erschemJ (§ 369 Abs. 2 StPO.). 
TsDt das Berufimgsgeridit dsn Standpunkt des Yerwerfongsarteüs, so ist ohne 
neue aachTsriiandlung die Bemftmg durch Urteil «irQcksnweisen. 

Vgl. anch LOwe-HeUwsg zu S 452 Bern. 8; Geyer S. 875; üllmsmi 8, 562. 
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TeiniMidflii vilL'*) WIre der Antrag; princtpaliter Kluge, so bliebe aneh 
«nerkUUlioh, weBhalb § 461 StFO. der StMiaaawaltechaft im Falle des 
StrafbefehlsttlameB die Klagräcknahme erst nadi der Binspraohserhebimg er* 
laubte. Es mttsste dann docb dem Kläger erst recht frei stehen, die ab 
haltlos ericannte Klage schon vor £insprachserhebimg zarttckzanehmen und 
10 die Zurfidbdehvng des erlassenen Strafbefehls zu erwirken.''*) Be- 
gründet erst der Einspruch die Blicknehmbarkeit der Klage, so ist der 
SohluBs nnabweislich, dass eben erat infolge dee Einspruchs die Klag- 
qnalität zum Vorschein kommt 

Die Thaisaclio, dass der Strafbefehl in Ermangelung rechtaeitigen 
Einsprochs die Wiikung eines rechtskräftigen Urteils erlang^ § 450, nötigt 

''*) Der Antrag auf btxafböfehl ist Versuch, einen Volistreckungstitel ohne 
Prozees zu erlangen. Es soll nicht durch den Straf befahl ein vorhandener That> 
bestand rechtlich normiert, sondern ein neuer, lur YcUstrsckung bersöbtigendBr 
Thatbestsud gesehaUni werden. Allerdings kann dm StrsfbeAhl auch aus lUk- 
tischem Chronde versagt werden und es findet insofern eüie gewisse summarische 
Kognition zur Scbuldfrapo statt. Allein iiizidente Feststellunpen und Dozisionen 
kommen sehr häufig bei Verfahren vor, die zweifellos nicht „Prozess" sind. 

Bestimmend für das juristische Wesen einer Prozedur kann nur deren Grund- 
riditung und Endsweck sein. Dss Ziel ist hier Herbeiführung eines Urteils&qui* 
▼sients unter Termeldung des FroiessweBS» Das Straf beHablsverfohien ist t^gkh 
seinem dvüen VorUlde, dem UendatsverlUino, thecrettadi licfaUg su ehsrsktert- 
sieren als ein Verflahien der flwlwUligen QeriditsbsriEeft, das hei rechtselttgsm 
Einspruch einen Prozess auslast. 

Näheres Eingehen auf die Prinzipien frage ist nicht am I'latze Die darchaus 
herrschende Meinung behandelt das Strafbefehlsverfaiu-en kurzweg als Prozees 
(Bedenken bei Bsnneeke 8. 674 Anm. 4), ohne die grossen Schwierigkeltso «Ussor 
Aufltassung und die ftandsmentsle Vsssehiedenbelt des „Prosesses" TcmRedits dar 
StPO. su wflrdigaa. Sine diesen Besondsihsltsn Rechnung tragende, in siob ge- 
addossme juiistlsdis Konstruktion hat slleront Büidhig Giundriss 4. Aufl. | III 
gegeben. 

Nicht zu verwechsoln mit der materiellen Reuhtsfrage ist die fonuale Aus- 
legungsfragü, ob in bestimmten Oosetzeastelion, z. B im l'ublikationsverbote des 
§ 17 Beichspr^sgesetzes, im Strafgeseti wider Redilabeugung (g 3M StOB.), unlsr 
^taraf^niBsss", .Jte cht sssc h e'' dss StiafbefehlsTsrÜsthrsn (und StrafverfOgongs- 
verfahren etc.) mit verstanden ist (vgl BG. 1 Stra TL Bd. 25 a 876 fg.; % StrS. 
Bd. 28 S. 141 fg.). 

Nur Dalcke su § 451 Bern. 1 gestattet die Bfldcnahme schtm vor der Ein« 
spruchserbebung. 
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keineswegs zur Annahme prinzipaler Elagqualität des Antrags. 7*) Auch 
UrkeUBsnrrogate können die Klagbefugnia beseitigen und der Strafbefehl 
ist nur ein solches. Ein definitiv ▼oUatredcbamr Zahlungsbefehl be- 
gründet Blich Rechtskraft und doch ist der Antrag auf Zahlungsbefehl 
gewiss nicht eine prin/.ipale Civilklage.'*) Ebenso kann die Anmeldung 
im Konkurse nic)it als Klage betrachtet werden, der Eintrag der unbe- 
stritten gebliebenen Forderung in die Tabelle aber hat Bechtekraftsr 
virkung.^^ 

Vielmehr ist der Strafbefehl selbst fttr den Fall recht- 
zeitigen und rechtsgültigen Einspruchs als Klage zu be> 
trachten. Im antragsgemässen Straf bef^ klagt eventnell die Staata- 
snwaltschaft Es erübrigt sich daher eine besondere Elagerhebungf die 
an sich, nachdem der Versuch, einen Volbtreckungstitd auaaerprozessua- 
lisch zu erlange, am Einapruche des Gegners geadidtert ist, am Platze 
vire^ Die Analogie zu .§ 696 CFO. ist frappant: «Qehört eine wegen 
des Anspruchs zn erhebende Klage vor die Amtsgericht^ so wird, wenn 
rechtzeitig Widerspruch erhoben ist, die Klage als mit der Zustellung 
des Zahlungsbefehls bei dem Amtsgericht erhoben angesehen, wdches 
den Befehl eriassen hat* Mit dem Erlasse, d. L der Zustellung des 
Strafbefehls, ist im Falle des Einspruchs die Klage g^ben. Biese 
KUgqualität wird erat durch Strafbefehl und Einspruch begründet, es 
kann daher insofern nicht schon der Antrag auf Strafbefehl als Klage 
gelten. 

Bis zum Beginne der (ersten) Haupt?erhandlung kann die Staatsan- 
waltschaft die Klage fallen lassen, § 451 Abs. 1. Das ist Ansnahnio 
gegenüber der im § 164 als Bogel ausgesprochenen Unwiderruflichkeit 
(kr Klage nach eröffneter Untersuchung: es hat mit der Ladung zur 
Hauptverhandlung die Untersudiong bereits begonnen. Dagegen kann 

Zu näherer fiestinunung der Recbtskraftawirkung nach § 450 ist hier 

nicbt der Ort. 

Sehr gut bemtukt Kohler Prozeaa als Köchißverhaluiis S. 44, 45: ^or 
Antrag auf Zalilungsbofchl in oiuor amtsgerichtlichen Sache entMlt eine eventuelle 
Klage^ eine Klage nftmltch iOr den Fall, daas der Gegner Widerspruch erhebt." 

") IGt ToUem Rechte stellt Dernburg pieuas. Privatrectat H S. 276 das Kon« 
kursrerfiEdu-un zur froiwiliigon Gerichtäbarküit und beetreitet S. 818 dem FrQfüngs- 
Tertiihren den Charakter einer Prozessverhandlung. 
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nicht schon im Erlass des Strafbefehls Prozosseiuleitung erblickt werden, 
auch nicht hei Hinzutreten des Einspruchs. Der Strafbefehl eröffnet nicht 
eine Untersuchung, sondern will womöglich die Sache dine I^ntor- 
Sttchung erledigen. Wird Einspruch erhoben» so itt nun Hauptverhand« 
lung anzuberaumen und Ladung zu ▼«ranlasBen, d. h. die Untersudiung 
zu eröffnen. 

Der Strafanspruch wird durch die Klagrücknahme nicht ail%ehoben, 

mit ihm bleibt das Recht der Neuklage. 

5 In der Hauptverhandlung erübrigt sich ein besonderer Klagvor- 
trag. Vielmehr ist an Stelle eines Eröffnungsbeschlusses der Inhalt des 
Straf befehls zu verlesen.'^) Zu einer Et^änzung durch deu Kläger, 
hülfsweise durch das Geri<ht, ist Veranlassunf», wonn der Strafbefebl 
nicht allen Erfordernissen des § 449 Abs. 1 StPO. entsprochen haben, 
z. B. das anzuwendende Strafgesetz nicht genannt haben sollte. Fehlte 
jedoch die Angabe einer bestimmten That im Straf befehl, so wären 
Befehl und Einspruch ungültig und der letztere noch nachträglich zu Ter- 
werfen. 

Die Vorschriften des § 264 StPO. sind analog anwendbar.^") 

Die Ladunr^sfrist des § 216 Abs. 1 ^rilt unl)estritten. 

Die Beweismittel des Kläger*? waren im iStrafbefehl zu be/.eiehneu, 
4; 449 Abs. 1. T'brigens gilt für beide Parteien die Ptlicht des ij 221 (zu 
rechtzeitiger gegeii-seitiger .Mitteilung von weitern Zeugen- etc. Ladungen) 
und das lieeht, Aussetzung zu beantragen gemäss § 245 (bei zu später 
Mitteilung etc.). 

6. Bleibt der Angeklagte in der ersten Haitptverhandlung ohne ge- 
nügende Entsehuldigung aus und wird er auch nicht durch einen Ver- 
t( i(lig< =? vertn tt'u, so wird der Einspruch ohne Beweisaufnalime durch 
Urteil verworteii, ir>2 Abs. 1 StPO. Mit der Keclitskraft dieses Ur- 
t^'ils ist der Einsjtruch beseitigt und sonach dem Strafbefebl ex tunc der 
Charakter der Jvlagf entzogen. Der Angeklagte bewirkt dureh seine 
Säumnis, ilass der Auftrag an den liichter /um Sachurteil infolge einge- 
tretenen Klaginangels erlischt Das Urteil des § 4ü2 involviert also Ein- 
stellung (l('s HaujitA-erfnhrens. Die Verhandlung besteht nur in Konsta- 
tieruug der Voraussetzungen des Verwerfungsurteils und in dessen Er- 

•■) Vgl. auch Mevos S. 404; Friedländor S. G85; ßirkmeyer S. 772. 
Übereüietimmend ?. Knee S. 743; FriedlMder ä. 6S5. 
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lass} Urtdlsantrog des Staatianwalta ist nicht erforderlich, Verlesung des 
Straf befehls überflüssig. 

HL Bechtshftngigkeit 

1. Der Antrag auf Stralb^ebl besielt einen richterlichen Akt, der 
entweder alsbald zu einem Vollstreckungstitel wider den fieschuldigten 
oder zum Hauptrer&hren fuhrt Dw Antrag ist stets Erhebung des 
Strafimspruchs: prindpaliter im ausserprozessoalen Verfahren, jedodi mit 
Mdglidikeit eines Stra^rozesses bei rechtzeitigem Einspruch; eventualiter 
prozessuale Erhebung, falls der 'Amtsrichter Bedodcen findet, die Strafe 
ohne flauptverhandlung featzusetsen, und die Sache daher zur HauptTer- 
handlung bringt Folglich ist mit Stellung des Antrags, nicht erst 
mit ErlasB des Strafbefehls, Rechtshängigkeit anzunehmen.^) 
Dasa im Civilprosesse erst durch Zustellung des Zahlungsbefehls Rechts- 
häagigkrat begrOndet wird, § 693 OPO., ist Folge der freien Verfügung 
des Qläubigers Uber den Zahlungsbefehl; die Zustellung hängt von seiner 
Entschliessung ab. 

Der Antrag ist wegen Rechtshängigkeit abzuweisen, wenn vor einem 
andern Gericht bereits geUagt war. 

Der Straf befehl ist unwiderruflidi, selbst wenn dch ergeben sollte, 
dass ein anderes Gericht das Hauptvorfahren breite eröfibet hatte."«») 
Der Beschuldigte muss dann eben zum Einsprüche gegen den Strafbefehl 
greifen und sich im Hauptverfabren auf den Kompetenzvorzag des an- 
dern Gerichts berufen. 

2. Die Rechtshängigkeit endet mit d^itiver Abweisung des An- 
trags, mit foimeller Rechtskraft des Straf befebls (§ 450 StFO.),»i) mit 
Zurücknahme der Ehige (§ 451), mit definitiver Einstellung des Ver- 
fehrens und mit rechtskräftigem UrlijBiL 

3. Der Erlass des Strafbefebb wirkt Kompetenzvorzug. Das Gericht 
hat damit die Strafsache definitiv okkupiert: principaliter zwecks auss^- 
prozessualer, eventualiter zwecks prozessualer Erledigung. Sonach ist in 
jedem Fall^ mag es znm Hauptverfebren kommen oder nich^ Prävention 

») Daraua folgt auch aiial<^8 Anwendung des § 8 Abs. 1 StPO. 
") Übereinstimmend Bennecke S. 677 Anm. 6. 
Die fonneUe Rechtskiaft bedeutet bei absoluter UngQltigkeit d«s Strsf- 
belUils nidit sugleicb materielle Recbtakiaftswirkung. 
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anstniduaien, der Straf befehl in dar Wirkung des § 12 einem Eröffiaang»- 
d^ret i^chznstetten.**) 

4. Den Einwand der ünziiatändigkeit kann der Angeklagte in der 
Hauptferiiandlung nnr bis zur VeileBung des StrafbeMils geltend machen^ 
§ 16 StPO. in analoger Anwendung. 

5. An der Geltung des § 18 ist nicht zu swdfeln. Sofort mit dem 
latenten Bröffiiungsdekret ist auch dae Verbot an das Geriebt Torbanden, 
•eine Unzuständt^ceit anders als auf Einwand des Angeklagten amxn- 
sprechen. 

Das Verbot schon Tom Eriasse des Strafbefebls an zu datieren,*") 
ist unpr&ds, da es dann noch am AngeUagten fdilen wQrde, und im 
Grunde nur ein fslscher Ausdruck fttr die ünwiderruflichkeit des Straf- 
befehls (abgesehen von Klagriicknahme nach Einspruchseriiebung) und 
fßr die Bdbstyerstindliche Thatsache, dass Einspruch nicht abgewiesen 
werdwi kann wegen Unzuständigkeit des Gerichts zum Erlasse des 
Strafbefehls. 

% 5. VorfUiTen nadi TanaigegangeBe& Strafreifllgiiiig«ii und 

Strafbflsdittdeiu 

I. Prozessbegründung. 

1. Ist gegen eine Strafvcrfiigung oder einen Strafbesctieid reclitzeitig 
und rechtsgültig auf gerichtliche Entscheidung^ ru.'» tragen (vgl. die §§ 453, 
454, 459, 460 StPO.),**!) so wird zur HHuptvtrh:ui(iIuTi<T vor dem Schöffen- 
gericht, bei Strafbescheid vielleicht vor der ötralkammer, gesclirittea, 
ohne dass es der Einreichuug einer Anklagoschrifl oder «»inri Entschei- 
dung über die Eröffiiung des Hauptverlahreus bedarf, §§ 45G, 4t>2; also 



"*) Ebenso Löwe-Hellweg zu § 12 Boin. f?b. 

^) Ho Thilo zu § 451 Bern 8; LMWc-lIüUwög zu § lö Bern. 2c. 

**) Die bestrittene Frage der Zulänsigkoit des sog. SubmissionsverlSahreDS (die 
Stiaffiaetsetzung wird dordi ünterwerfting des Besehuldigten reebtskiftftig, wibrend 
einfiMbes StOlsdiweiKen, nicht erst besfmderer Antrsg, gericbÜiebesTeilUirBD not> 
wendig macht) muss hier aiHschoidon Vl,!. dazu Ifeves In v. Uoltzendorfb 
Hantlbiich Bd. II S. 4.S9. 440. Dah ke zu tj 459 Bein 4; v. I.iltcnfhal in v. Holtzon- 
&->rüs Uechtalezikon Bd. III i». 801; Arndt in Z. für Slrafrecbtswissensch. Bd. 5 
S. m fg. 
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Eröffnung des Haaptverfahrens durch latontes Dekret, durch 
Anberaumung der Hauptverhandlung und Ladung daiu.**) 

Besonders lehmuch ist der Fall der Strafkammenustandigkeit An» 
beraumung der HauptTerhandlnng durch den Yorritsenden ohne Be- 
fragung des KoUegB wäre hier eine unzulässige n^tiorum gestio, die 
jedeneit> nicht erst im Termin, durdi Venreifnng des Antrags seitms des 
Gerichts desavouiert werden könnte. Über die Beditsgültigkeit des An- 
trags und die Zulassung der Hauptrerhandlung hat eben nidit der Vor« 
sitsende tSla.li, sondern die ELammer in der Bes^ang tou drei Mit- 
gliedem {% 77 GVG.) su entscheiden, wie auch im NormalTeriafaren ihr 
und nicht jenem der Erlass des Bröffnungsbesdilttsses zukommt Nur 
die Terminsbestimmung nach Zulassung des Antrags durch daa Kolleg 
ist Sadie des Vorsitzenden. In der kollegpalen Beschlussfassung zeigt 
sich der Dekretscharakter der Zulassung auf das deutlichste. Das latente 
Dekret setzt sich hier zusammen aus änem EoUegialbeschlnsSi der aber 
luteum bleibt, nadi aussen nicht hervortritt^ und der Ausfilhrungs- 
▼erfttgUDg des YorsitBenden, die in Terminsbestimmung und Yeraolassung 
der Ladung liegt und allein zur Kenntnis der Parteim kommt 

Abweisung des Antrags gesdiieht wieder durch formuliertes, be- 
scbwerdefahiges Dekret 

Das latente Dekret ist widerruflich (noch in dw Hauptveriiandlun^ 
aber auch schon vorher), wenn sich die ünzulftssigkeit des Antrags nach- 
ti^Ucb ergibt*^ 

2. Der Begriff des Antrags auf gerichtliche Entscheidung ist nur 
eriUllt, wenn die Strafverfugung, der Strafbescheid eine bestimmte That 
betrifft*^) und in dem Dekrete die Tendenz olyektiviert ist^ als Strafv^« 
fiigung einer Polizeibehörde im Sinne des § 453, ab Strafbescheid einer 



Da dem rechtzeitigen und rechtsgültigen Antrsge stattgegeben werden 

muss, so ist für Vorerhobunt^ün dos Gei ichb?, wie sie sonst im Zwischenverfaliren 
zulässig sinii, kein Bauti' R^weisorhohnrcrn vnr der Haui>t Verhandlung sind nur 
in demsölbun Umfang, wie bei andern Strafsachen, statthaft Nicht ganz Idar 
EG. 3. StrS. E. Bd. 17 S. 251. 

Derselben Ansicht auch Voitus in Goltd. Arch. Bd. 29 S. 93 fg. und Huther das. 
Bd. 37 S. 149 (beide von LOwe>Hellw«g zu § 468 Bern. 8 offenbar missvwstanden). 

•"-) Vgl. auch Lnwo Hellweg zu 5i 45*1 Rom. 1. A. IC. v. Krlea S. 748. 

*^ Dies vericennt Stengiein Oerichtasaal Bd. 43 3. 86w 
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VerwaltuDgvbehörde gemftsB § 459 StPO. zu wirken,*^ möchten immeriiin 
die geaetzlidieii VovauBseiiiingeii und F<ninen dabei nidit gewahrt sein. 

Abo* ist nicht audb die Bechtagttitigkdt der Strafrerfägimgy des 
Strafbescheids zur Voraasaetznng des latenten Eröffiaongsdekrets zu 
machen? Soll der Richter auch bei Nichtigkeit der Verfügung etc. 
(Mangel der Yollmacht zu ihrem Erlass, Überschreituiig der Straf- 
grenze etc.) zur Einleitong eines Hauptrerfiihrens ohne Anklageschiift 
und formulierten Erttffimngsbeschlnss g^tigt sein? Kann der Bichter 
den Einspruch gegen einen Strafbefehl nicht aus dem Grunde der ün- 
gultigkeit des letztem Tenrerfoni weil er damit seinem dgenen Dekrete 
widerspreohen würde, so scheint es anders zu steheni wenn die Stiaf- 
vttiiigung einer Poliz^-, ein«r Verwaltungsbdiörde zum Antrage auf ge> 
richtliche Entscheidung geführt hat 

Statuiert man eine soldie Küfungspflicht des Biditersi so würde 
g^n die Ablehnung des Antrags wegm Üngültigkeit der Strafrerfllgung 
etc. nur der Antragsteller, nicht audi die Polizeibehdrde etc. Beschwerde- 
recht haben. Wohl könnte der Staatsanwalt im Interesse des Beschul- 
digten anüBchten: för diesoi iri&re die Ablehnung seines Antrags im 
Rechtssinne «n graTameUi möchte sie ihm immeriiin wegen ihrer Be- 
gründung thatoiUdilich sehr erwünscht sein. 

Allein es entstände bd soldier Verwerfimg eine unklare Bechtslagn. 

Die Ablehnung wäre nicht Aufhebung der Strafirerfiigung. Der Be- 
troffene macht nicht einmi Aufhebungsanspruch, sondern mnm Anspradi 
auf Verhandlung und Entscheidung über die That der Strsfrerfligung etc. 
geltend.«*) .Auch ist gegenfibw der Vorsdirift des § 458 StPO., die nur 

**) Sollte die StrafrerfQgung etc. weder expfiefte, noch ünpüctte auf «taie ge- 
setzliche Grundlage gestützt sein, vielmehr als blosser Willkürakt erscheinen 
Strafbescheid" wegen Mordos, „Strafverfügung" einer Polizeil'Ohönle in einem 
Land©, In dem dieses Institut gar nicht besteht etc ), ao wiiie der Antrag unter 
dieser Begründung abzuweisen. Sükho Verwerfiuig iiütte dann keineäwegt» Voll- 
streddMurkelt der Verfügung zur Folge. IMe KOgUchkeit dersrtiger YeifBgimgen 
ist theoretisch su beachten, msg sie auch selten oder nie prsktiseb werden. 

Dsgegen ist kein Vorwerfungsgrund, dass die Behörde nur in mehr oder 
minder starkem Rechtsintum ihro LegitimatioQ Alscblicb sogenommea bat Siehe 
weiter im TqxL 

**) Unzutrefiend ist, dasa RG. 3. StrS. E. Bd. 17 8. 252 den Antrag auf gerieht 
liehe Entachddang als Becbtsmitfal gegen die StrafverlDgung, den Strafbeecbeid 
konstruferL Dagegen andi Levis In Z. fDr StrsAeehtswissensch. Bd. 19. 8. 842. 
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in einem bestimmten Falle Aufhebung der Strafvenügung durch Urteil 
zulässt, während von Aufhebung eines Sti'afbescheides im Gesetze iiber> 
haapt nicht die Rede ist, das arg. e contrario nicht abzuweisen, dass im 
äbrigen eben solche Aufhebung dem Gerichte nicht zusteht, am wenigsten 
in Form eines Be-(Iihissi'> ohne vorgüngige Anhörung der Staatsanwalt- 
schaft über die RechtsgUltigkeit der Verfügung etc. 

Würde aber der Antrag Tenrorfen, während die Verfügung etc. an 
sich fortbestände^ so mliBste sich für beide Teile, die Polizeibehörde etc. 
und den Betroffenen, eine sehr bedenkliche, durch Bichterspruch nicht bu 
beseitigende Rechtsunsicherbeit ergeben. 

Der Richter hat d: !i r Tuir don Rechtsbestand des Antrags, nicht 
daneben die Gültigkeit der Strafverfügung etc. zu prüfen.'*^) Der Be- 
troffene mag auf eigene Gefahr vom Antrage Abstand nehmen, wenn er 
die Verfügung für nichtig erachtet.'") Er kann aber in jedem Falle, vor- 
ausgesetzt nur, dass ihm eine bestimmte Handlung in der StrafverfUgung 
etc. zur Last gelegt it^t etc.. gerichtliche Entscheidung über diese Be- 
schuldi^mg herbeiführen. Auch in der nichtigen Strafverfügung etc. liegt 
eine Bedrohung der Rechtsposition, die der Betroffene durch Inanspruch- 
nahme des Gerichtsbchutzes abzuwehren befugt ist,^') während er es sich 
anderseits gefallen la.sson mu«>, dass ein wirklich verübtes Delikt vom 
zuständigen Gerichte abgeurteilt wird. So ist das praktische BedUrihis 
der Eechtsvergewisserung gewahrt. 

Üboreinsümmend RG. a. StrS. E. Bd. 17 S 949 fg. und i;. Bd. 7 S. 462 fg. 

Ebenso JLöwe-Hellweg zu 456 Bern. 3, 462 Bern. 6; stongleia Gerichtssaal 
Bd. 4S 8. 28 1^.; Birkmeyer 8. 784. 

HufhfiK's (Goltd. Aich. Bd. 87 8. 18Sfg., Bd. 40 S. 112 ftg.) sehaifthmige Polemik 
gssen das Beichegericht yerkennt in sehr duuakteristiadMr Weise das latente Er- 
öffnungsdekret. Ihm ist die StrafverfÜgung der Eröffniuigsbeschluas (darin folgt 
ihm Levis a. a. 0. S. 357 .i nnd so findet er in deren Ungültigkeit 'Inind zur Ver- 
sagunp der Terminsbestimmung mid eveiitaell noch zur Einstellung in der ilaupt- 
verhaudluiig wegen Ungültigkeit dus Eiöiluungbbeticliluääbs. 

Zu beaditen bleibt aber die in Anm. 88 gegebene Bescb'iftnkung. 

•*) Daas er sich auf die Nichtigkeit nodi im ToUetreekungsstadium berufen 
kann, ist sicher, eine andere Frage aber, ob es ihm etwas nützt. 

'^') Der Anruf an das Clericht steht aber auch bei nichtiger Verfügung nur 
innerhalb der gesetzlichen Frist zu. Vgl. Löwe-UelJweg &u § 453 Bem. 2c; Ueyer 
S. 877. 
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3. Wie Ungültigkeit der Strafverfügung et<\ m^hi zur Weig^mng 
des Hauptverfallrens berechtigt^ so ist auch das eiüiluete Ycrtahren prin- 
zipiell trotz solcher Ungültigkeit zu Ende zu führen'^ *} und durch Sachurteil 
zu erledigen (es müsste denn ein allgemeiner Einstellungsgrond vorliegen). 
Eine Aiigimhine zu begründen ist nur geeignet die lediglich auf Sti-af- 
verfugungcn, niclit auch auf Strafbescheide bezügliche Spezialvorschrift 
des § -458: .Stellt !i uach dem Ergebnisse der Hauptverhandlung die 
That des Angeklagten als eine solche dar, bei welcher die Polizeibehörde 
zum Erlitös einer Strafverfügung nicht befugt war, so hat das Gericht 
die letztere durch Urteil aufniheben, ohne in der Sache selbst zü ent- 
scheiden." 

Diese Norm will nicht einen Fall der Ungültigkeit einer Straf- 
verfügung treifen; eine atiT Subsumtionsirrtum beruhende Strafverfügung 
ist nicht ans diesem Grunde recht^Mngilltig. Ah{>r fs leidet die Vor- 
schrift nach ihrer Voraussetzung. (He zwischen gültigen und ungültigen 
Verfügungen nicht unterscheidet, eventuell auch bei letztem An- 
Wendung.''^) 

Es konunt niclit darauf an, ol) (He Unzuständigkeit der Polizei- 
behörde erst aus ilcni Veriiaiulhiiigsergt'lniissc oder schon aus der Charakte- 
risierung der That in (hu* Strafverfügung selbst erhellt.'*') 

Tritt erst in der Berufungsinstanz ein entsprechendes Verhandlungs- 
ergehnis hervor, so ist auch hier § 458 massgebend und nicht etwa § 3(i9 
Abs. 3 I „hat das Gericht erster Instanz mit Unrecht seine Zuständigkeit 
angenommen, so hat das Berufungsgericht unter Aufhebung des Urteils 
die Sache an das zuständige Gericht zu verweisen oder wenn es selbst 
in erster Instanz zu^ständig ist, zu erkennen") anzuwenden.'**) 

Die prinzipwidrige Ecstiniinung ist zugleich irratiimell: es fehlt an 
einem stichhaltigen fJ runde, weslialb nicht auch im Falle des § 458 das 
Schötiengericht bei eigener sachlicher Zuständigkeit in der Sache ent- 

«) Vgl. RG. 3. Strö. R. VII ä. 463 und E. Bd. 17 S. 251. 

*^ A. A. Veres In t. HoUnntoiflb HandtaMäi Bd. n S. 4SI, da e« sur Be- 
mitigong «iner recbtsnngfiltigeii . VerfOgtuig nJdit des Antrags auf geilehtlidie 
Eotscheidung bedflift. Aber dfenr Antrag ist dodi zuUasv und hat dann andi 

d(6 Anwendung dos § 458 in der Hauptvorliandlung aur Folge. 

'■•») Vgl. RO. 3. StrS, E. Rd. 10 S. 170. 

üo auch RG. 8. Strö. K Bd. 19 b. 171. 172. 
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scheiden, bei Unzuständigkeit entsprechend der Vorschrift des § 270 an 
das höhere Gericht (Strafkammer etc.) verweisen 8olL<>^) 

Hätte das Schöffengericht^ statt our die Verfügung zu kassieren, 
selbst in der Sache entschieden, so wäre auf Berufung hin von der Straf- 
kammer die Auf hebimg der Vwfiigung auszusprechen, nicht in der Sache 
tXL «it»eheiden. 

Sollte felileihafti.Tweise vom Schöffengericht in Anwendung des 
§ 270 uu die Strafkammer etc. verwiesen worden sein, so müsstc diese 
uach Rüchtskraft des Beschlusses zwar in die Hau[)tverhandluug ein- 
treten, aber in dciscllieii, wenn mich uach dercu Kigcljiiis die Unzustän- 
digkeit der Polizeibehörde trhoUtc, gemäss § 458 lediglicli die Straf- 
verfugung kus.sieron.'''^) Es ist schlechterdings nicht einzusehen, wie der 
vorkehrte Verweisnugsheschhiss des Schötl'cugerichts die Bii;iikammer 
zu einem noch grii^sern Fehler, Sachentscheid entgegen § 458, nötigen 
könnte. Allerdings hat nach § 27U der Verweisungsbeschluss die Be- 
deutung eines Eroffnungsbeschlusses, aber auch der Eröffnuugsbeschluss 
verpflichtet zum Sachurteil nur, soweit nicht prozessuale Hindernisse 
einem solchen entgegentreten. In der Vorschrift des § 458 liegt das 
Hindernis: das Sachurteil setzt voraus, dass nicht nach dem Ergebnisse 
der HauptverhandluDg die Unzuständigkeit der Polizeibehörde sich heraus- 
stellt (negative Urt^ilsvoraussetzung). Unrichtig wäre freilich, wenn die 
Strafkammer bloss deshalb kassieren würde, weil das Schöffengericht es 
hätte thuu sollen; entscheidend ist vielmehr, ob die Strafkammerverhand- 
lung, die möglicherweise das Thatbild verändert gegenüber den Annahmen 
des Schöffengerichts, Unzuständigkeit der Polizeibehörde ergibt"') 

4. Bei Rücknahme des Antrages bis zum Beginne der (ersten) Haupt* 



»'s Eine Verteidigung dea § 458 hat Levis a. a. (t. S. fg. versucht, von 
der unhaltbaren Auffassung ans, dass dio Strafverfiigung Eroffiuingsboschlusö sei. 

••) A. A. m. 1. Strö. E. Bd. 5 S. 244 fg.; 3. StrS. R. V S. 691 fg.; 4. StrS. bei 
GoM Bd. 37 S. 192; 1. Stra £. Bd. 22 S. 425; 2. StrS. bei Qoltd. Bd. 42 S. 198. 

Richtig Lowe-Hellweg ni § 458 Bern. 2; xmmann S. 5M Amn. 8; Traut Oe- 
richtaaaal Bd. . 57 S. 870. 

■<0 Es war daher in dem BecUsfalle B. T S. 691 (g. das Strafkamineraxtea 

allerdings aufzubeben, aber aus dem gerade «ntgegengefletatea GTiinde, als das 
Beicbsgericht (S. 694, 695) angenonmien haL 

9 
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Verhandlung ist das Verfahren wieder einzustellen unter Bekaontgabe des 
BescLlusses an beide Teile, §§ 450 Abs. 2, 462 Abs. 2. 

Die Versänmnisfolge des § 459 kommt im Verfahren nach vor- 
gängigen Sttafverfügungen, Slrafl)escheiden nicht in ^Viiwendung. Viel- 
mehr gelten bei Ausbleiben des Angeklagten die Grundsätze des Normal- 
verfabrens. 

5. Wenn für das Hauptverfahren nach vorgängigem Strafbescheid 
die Strafkammer zuständig ist» so konnte an sich unter den Voraus- 
setzungen des § 75 K. 15 GYG. im Erüünuagsdekret die Sache an das 
Schöffengericht überwiesen word< ri. Aber bei § 75 ist conditio sine qua 
non ein fonniilicrter Eröffnungsbebcblubs, Mit einem latenten Eriitiuiaigs- 
dekret liisst sich die Uberweisung nicht verbinden. Denn sie ist nur 
bei Eröffuung des Hauptverfahrens, incht vorher, möglich, während das 
latente Dekret, d. i. die Anberaumung der Hauptverhaiulhuigj doch erst 
vom Schöffengeiieht sell)st auszugehen hätte, dem die Strafkammer den 
Termin nicht vorschreiben k:ui:i.' ■) Nur wenn statt des latenten ein for- 
muliertem Eioilnungsdekret erlassen würde, käme Überweisung in Be- 
tracht. Damit ist ein höchst interessantes allgemeines rrolilem bezeichnet, 
dessen Erledigung im Kähmen dieses Aufsatzes leider niclit möghch ist: 
welche Rechtsfolgen treten ein, wenn das Gericlit Krütfnungsbeschluss 
in einem P'alle erlässt, in dem dai Gesetz latente EroUuuiig vorgö- 
schnebeu hat? 

n. Klagerhebttüg. 

1, StrafTeiffigungiiDd Strafbescheid sind für den Fall reclifc- 
seitigeD und rechta gültigen Antrags auf gerichtliche Entschei- 
dung als Klagen zn betrachten.">i) 

Klägerin im erKffiieten Hauptrerfahren, insbesondere im Tomini ist 

Im Ergebnis übereinslimmeud bLenglöiu zu ij 462 Born. 2; v. Knes S. 751. 
A. K. beeonden LAwe In den frCOieren Aufjagen. 

IM) iijer inteieerierande Yerwaltungaetrafverfebren als Botehes ist, jeden- 
falls in seiner modernen Gestalt, nfdit Froaees. Es will Yollsbedcungstitel 

schaflen untor Vermeidung des Prozosswegs bei summarischer causae cognilio 
(Summariotät in don Oraetzen häufig hetont, nicht im Sinne Brieglob's vorstanden). 
Zum Prozess füiul erst der Antrag auf gorichtliche Entscheidung. Dio Strafver- 
fügung otc. enthült im strafprozessualen Sinne so wenig eim Voruiteiluug, als 
Ihre Aufhebung im Beschwerdewege Frefaprechung ist. 
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die Staatsanwaltschaft, obwohl der als Klage wirkende Rechtsakt, die 
Ycffftigung, der Bescheid, nicht von ihr, sondern von einer Polizei-, einer 
Verwaltungsbehörde ausgegjingen ist. Die Polizeibehörde kann nach der 
Strafprozessordnung überhaupt nicht als Klägerin auftreten, die Ver- 
waltungsbehörde nur, wenn sie einen Strafbescheid nicht erlassen hat 
und die Staatsanwaltschaft den an sie gerichteten Antrag auf Verfolgung 
ablehnt, § 4G4 Abs. 1 StPO. Xur als Nebenklägerin darf sich die Ver- 
waltungsbeliörde der Verfolgung ansohliossen, nachdem der Bescliuldigte 
gegen den Stiafhescheid auf gerichtliche EntscheiduDg aagetrageu bat, 
§ 467 Abs. 1 StPO. 

Ks ist (lalier hier der eigentümliche Fall gegeben, dass zwar das 
factum permanens des K[ag(Mis von der Staatsanwaltschaft, 
das factum transiens aber von einer andorn Behörde aus- 
geht. Den letztem Akt als Vertretungshnndlung aufzulassen, die Staats- 
anwaltschaft in der eventuellen Klagerhehung als durch die Polizei-, die 
Verwaltungsbehörde repiiisentiert anzusehen, liegt kein Anlass vor. Viel- 
mehr wird nur für jene durch den Akt der andern Behörde die Pflicht 
zur Durcbtülirung der Klage begründet. 

Allerdings findet schon vor Zulassung des Antrags anf gerichtliche 
Entscheidung eino Intervention der Staatsanwaltsclialt insofern statt, als 
die Polizei-, die Verwn1tnngsbeli<irde an sie die Akten eiubenden zum 
Zwecke der Vorlegung bei Gericht, §§ 454 Abs. 2, 4G0. Allein in dieser 
Aktenvorlage, die unbedingt erfolgen muss, ist ein Klagakt der Staats- 
anwidtscliiift gewiss uiciit zu ertilickeu. Die>e bat nur den Verkehr 
zwischen der Behörde und dem (lericht zu vermitteln, iUmlich wie im 
Instanzenzuge die I^bermittelung der Akten an das Rechtsmittelgericht 
durch bie geM:hieht (§§ 302, 387 Abs. 2, 430 Alis. ?,). 

2. Da bei geln'irig gestelltem Antrag das ITauptverfahreu selbst dann 
stattlinden muss, wenn die Verfügung, der Bescheid von einer dazu nicht 

DasB bei Verstebt auf BrlMs etneB Straf beadieidas durch fireiwUlige Ober • 
nähme der geaetxUchen Strafe (vgl. z. B. § 84 Beidupostsm. t. 28. Oktober 1871; 
8 20 preiiss. Oes. betr. das Verwaltungntrafreiialiren bei Zuwiderhandlungen 

pogen die Zollgosetzo otc. v. 26. JuH 1897) ein Strafpro'-^css nicht zur Entstehung' 
kommt, ist unbestr^iithar. AVer e!)eiisn wird ein solcher ausgeschlosaen . wena 
dem (irlasseneu Strafbescheide gegenüber auf gerichtliche Entscheidung vor- 
zieltet wird. 
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legitimierten Behörde erlassen ist, so ergibt sich die höchst eigentümliche 
Erscheiiiiiiig, dass ein Klagerhebungsakt zum Hauptverfahren führen kann 
trotz mangelnder Partciqualität des Klagenden. Allein in demselben 
Augenblick, in dem die Klage zugelassen wird, ist in der Person des 
Staatsanwalts ein zu ihrer Vertretung verpflichteter völlig qualifizierter 
Kläger vorhanden. Muss auch die Behörde juristisch als die orsprfiDg- 
liohe Klägerin gelten, so bleibt doch der Mangel ihrer Legitimation un- 
schädlich, weil sie gar nicht in die Lage kommt, selbst in der Klägerrolle 
thätig zu werden, vielmehr das Klagen permanent auf einen durchaus 
befiUiigten Klagnachfolger übergeht 

3. Daas die Staatsanwaltschaft auch bei völlig nichtiger Strafverfü- 
gung etc. zur Vertretung der Klage in der Verhandlung verpflichtet ist, 
kann nur auf den ersten Blick auffallen. Denn es handelt >\ch, nachdem 
einmal gerichtliche Entscheidung beantragt ist, nicht mehr darum, ob die 
Strafverfiigung rechtsbeständig und materiell begründet war oder nicht. 
Die Frage ist jetzt: hat der Angeklagte die ihm in der Verfügung zur 
Last gelegte Btrafbare Handlung begangen oder nicht? Eine Modifikation 
besteht nur nacli § 458 (mit Beschränkung auf Strafverfiigungen). 

4. Der Staatsanwaltschaft fehlt dem fremden Klagerhebungsakte gegen- 
über die Verfügung, die ihr bei Einspruch gegen einen Strafbefehl zu- 
steht; sie kann nicht die Klage zurücknehmen. Die Polizei-, die Ver- 
waltungsbehörde dagegen können bis zur Einsendung der Akten an die 
Staatsanwaltschaft die Strafverfügung, deu Strafbescheid und damit die 
Klage noch zurückziehen, §§ 454 Abs. 2, 4C0 StPO-'o^) Der Strafanspruch 
bleibt und folglich die Möghchkeit der Neuklage. 

Schon ehe der Staatsanwalt die Akten dem Gerichte übergab, war 
er durch deren Empfang dominus litis (ohne Klagrücknahmerecht). Um 
so plausibeler i.st's, dass mangelnde Parteiqualität des £LlagvorgängerB 
das Vedahren nicht zu hemmen vermag. 

«««) Prot der Reichajuatizkomm. S. 698. m. 

*^ Fuchdl za §§ 454^ 455 Bern. 5 und zu § 460 Bern. 11 Usst In dhnem 
^mderspruch mit dem Oesetai £e Zurflcknabme bis sur Anbeiaumuog des Termins 
zu, Levis a. a. 0. S. 85B aogar Us warn Beginn der Hauptverhandlung. Auch 

Tlülo's Behauptung (zu § 454 Bern. 2), in Übereinstimmung mit der Staats- 
anwaltschaft könne das Strafmandat noch bo lange zurückgezogen werden, als die 
Akten nicht dem Gericht vorgeiegt seien, ist verfehlt. 
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5. An Str-Ilp dt's Kroffnimr^beschlnsses wird in der Verhandlung die 
StrafverfVigung, der Strat'hescheiil verlesen.'"') Kin l)es(>nclerer Klagvnrtr^>g 
erfolgt nieht. Zu einer Krgänzung liegt Anlass uur vor, wenn die iStraf- 
verfiigung etc. nicht alle im Gesetze 453 Abs, 3, 459 Abs. 2) aur 
Charakterisierung der Strutttiat geforderlen Momente enthält. 

Sollte die That in der Sti'afverfügung etc. nicht individualisiert 
sein, so hätte der Antrag auf geriehtliehe Entscheidung verworfen 
werden müssen, und ist nnch in der Hau])tv(>rhand!ung wegen Un- 
gültigkeit der Klage unter Küiknahme des latenten Eroflnungsdekrets 
das Hauptverfahren wieder anfzuhi hen, Nachbrini^ning der Individuali- 
sierung in der Verhandlung wäie undenkbar, damit würde iu der That die 
Klage jetzt erst erhoben in prozessordnungswidiiger Weise. 

Stellt sich heraus, da^s die That unt^r kein Strafgesetz fällt, bo ist 
nicht etwa die Kla^^zulas-,iiiig ziwückzuntlmien, denn sie konnte in Er- 
mangelunf; eines l'riifun^'-sreclits getfciiüber der Strafvprfligiing aus diesem 
Grunde nicht verweigert werden, es ist vielmehr freizusprechen. 

Die analoge Anwendbarkeit des § 264 StPO. darf nicht bezweifelt 
werden. >'>^) 

Auch die T.adunf^sfnst des § 21(] gilt, 

Strafverfügung und Strafbescheid halten wie ein Strafhefehl die Beweis- 
mittel zu bezeichnen. Ferner ist beiderseits die Milteilungspflicht nach 
§ 221 zu beaehttii. T'nd in der HauptverhandluDg kann Aussetzungs- 
autrag gemäss § 24:* gestellt werden. 

6. Mus«? nach § 45S StPO. die Strafverfügung aufgehoben werden, 
weil nach dem Ergelmisse der Hauptvorhandluug die 'i'hat des Auge- 
klagten niclit durch jiolizeiliehe Strafverluguiig erledigt werden konnte, 
so ist mit diesem Urteil zugleich dos Hauptverfahrcu ohne Eutscheid 

Vgl. aufil Mot. S. 2U, Bonnecke .s. Gsg. 

Gegenteilig leider RG. 2. StrS. E. tki. 4 116 und Ii. V S. 586 auf Grund 
des gesetzlichen Wortlauts. Dass innere Gründe für die Anwendung des § 264 
8pncfa«D, wird vom Reichsgericbt sugegeben. Da § 264 im AlMcbnitt fiter daa 
KormalveifabrMi tiett, so konnte in ihm die KlagbeeseraDg in der Terbandlung 

nur als Abweichung vom Klagbeschluss, dem Eröffnungsbeschluss, charakterisiert 
werden; bei den Spezialprozeduron ohne Kröflnuiipsh, s. liluss ist diesem unbedenk- 
lich in Anwendung des § 264 die anderweite Klaggeslaltung, hier also der ätraf- 
beschoid etc., zu substituieren. 
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über den Strafanapruch beendigt, also eingestellt^«*) Das Geriebt fungiert 
in dieser und nur in dieser Beziehung gewissermassen als Hechtsmittel- 
iiistanz gegenüber der Polizeibehörde, höchst inkonsequenter AVeise, da 
der Antrag auf gerichtliche Entscheidung durchaus nicht die Bedeutung 
eines Hechtsmittels gegwUber der StrafVerfugung hat 

HL Aechtshängigkeit 

1. Vom Standpunkte der Stra^Nrozessordnung liegt erat im Erlasse 
der Strafrerfügung, des Strafbesdieids eine beachtliche Erhebung des 
StrafiuQsprodis. Die poliaeilichen etc. Organe, die dwrdi Anzfl%e etc. 
auf den Erlass d&c StrafVerTügung etc. hinwirken, Oben nicht MagShnlidie 
Fnnktion. 

3. Strafrerfügung und Strafbescheid haben, wie ein Strafb^bhl, die 
Wirkung, entweder einen VoUstreckungstitel so liefern oder zum Haupt- 
verfohren zu filhren. Daher ist mit ihrem Erlass Bechtshängigkeit 
anzunehmen. Von einem Kcmpetenzvonuge aber kann nicht die 
Bede sein. § 12 StPO. will in keiner Weise über die örtliche Zuständig- 
k«t im VerhKltnis von Polizei-, Vwwaltungs-Behörden su Gerichten 
Terfilgen. 

3. Wird in einer Sache geklagt odw auf Straf befehl angetragen, 
die bereits zum Gegenstande einer Strafrerfilgoog etc. gemacht ist, so 

Oegon RO. Löwe-Hellweg zu g 204 Born. 21); John Bd. llf S, 404; Stunglein 
zu § 264 Bern. 10; BoniKcko S. &62 Anm. 12; Uuther Qoltd. Aich. Bd. 37 S. 14S, 
146; Movos das. Bd. 38 ä. 99 fg. 

Nach Kechtskraa des Urteils kann die StaatsanwaMschaft neue Elsge 
erheben, die ganz unter der Hecrscihaft der allgemeinen Orundsfttze steht, vgl. 

BO. 2. 8txS.B.Bd.6S.e01|r. 

Ebenso erscheint die Gleichstellung mit dem Strafbefehl in der Wirkung 
der Veijährunps Untorbrechung als hegründot, §^ 453 Abs. 4, 459 Abs. 3 StPO. 

Vgl. auch V. Knus S. 746. Beiinecke H. 68ö niuimt f^lschUch orst mit dem 
Aiiiruge auf gerichtUche Entscheidung Rechtsh^Lngigkeit an. 

Dagegen kann eist mit dieeem Antrage die Klage ala eriioben gelten im 
Sinne des § 8 Ate. 1 StPO. {fOr fiestbnmung des for. domicIUl), vgL LOwtt.Hdlweg 
zu 9 8 Bern. 7 c Unrichtig eineraeits John Bd. I 8. 280, Glaser Bd. II S. 158 (es 
entscheide die Aktenvorlago bo! Oorichf!, andorseif.'^ Lcvi.s Z. f. StrafrochtsTrissonsch. 
Bd. 19 S. 361 (schon mit iidkanut^ahe der SLrafTerfüguog an den Beechuldigten 
sei im äinne des $ 8 geklagt). 
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wird das G^cht diese Anhftngigkdt dann nicht respdctiereni wenn e« 
ünnilässigkeit des YerwaltiingsstrafTer&lirenB annimmt Damit we an 
sicli der Fall des Kompetoukonfliktes zwiscken Gericht nndVerwaltangs- 
behörde gegebro. Aber es bedarf dessen nicht Dom der Setroffene hat 
dm Anspruch auf gerichtliche Bntachddung Uber die in der Strafver^ 
fUgung etc. enthaltene Beschuldigung. Nur wenn et diesen Antrag wegen 
des schon schwebenden gerichtlicben Yerfahrens unteriiast, riskiert er, 
dass die Verwaltungsbdiörde etc. die formell unaufeditbar gewogene 
YeriUgnng zur Vollstreckung bringt Stellt er dagegen den Antrag, so 
ist ea konrdct, dass das Gericht bei Annahme der TJnsuläasigkett dea 
Verwaltungsstrafrerfahrens denselben wegen bereits vorhandener Kechta- 
hingigkeit abweist Mit der Rechtskraft de« Abweisungsbeschlusses wdet 
dann daa Verwaltungsstrafverfahren, ohne dass ein Vollstreckungstitel 
entstände. Keineswegs ist der Antrag, obwohl seine Abweisung geboteni 
eine nuntttse Weitläufigkeit, da nur auf diesem Wege die Identitilt der 
in bäden anhängigen Verfahren inkriminierten Thaten gerichtlich fea^ 
gestellt werden kann. 

Auch dann ist der Antrag wegen Rechtshängigkeit abzuweiaen, wenn 
vor Erlass der Strafrerfttgung der Staatsanwalt bereits geklagt hatte.^*''*) 

Sollte das Gericht fälschlich auf dea Antrag hin Eröffnungwiekret 
erlassen, so wäre nun eine Konkurrenz zweier ProzessTerÜBbren g^;eben. 
Wie diese sich löst, wird sieb alsbald zeigen. 

4. Das latente Erötfnungsdekret bei Antrag auf gerichtliche £nt- 
schetdnog begründet Konipeteuzvorzug. 

Demuacb entscbeidet bei Konkurrenz von Prozess verfahren im Ver- 
hältnis koordinierter Gctirliti' die Piiorität der Erö&ung, § 12. Sollte 
keines der Gerichte die Zuständigkeit den Kompetenzvorzng des andern 
anerkennen, so wäre der Fall des gerichtlichen, nach § 14 zu erledigend«! 
Kompetenzkonfltkta gegeben. 



""") Das preussischo Reclit erklärt die StrnfviM fiiHniiiL' für „wirkiintrslos", wenn 
sich ergibt, d iss vor ihrer Zustellung der Amtsauwait bereits eingeschritten war 
(Oes. V. 14. Mai lci52 und v. 23, April im). 

anob Meves in t. Holtiendtuffli Handbuch Bd. n S. 41«. 

Daa worttemb. Gee. v. 11 August 1879 Art 16 Aba. 2 Usst sogar die schon 
erlassene, aber noch nicht voUstredkbar gewordene YerfAgung bei JEänachreitBn 
dea Staatsanwalts ausser Eralt treten. 
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Betrifft dagegen dar Konflikt die sachliclie Zuständigkeit» stehen 
also die GwicJite im Yffir^UtniBse des Übergeordneten nam untergeord- 
neten, 80 ist nach wie rer nur die Priorität der Rechtshängigkeit maa»* 
gebend. Kann sich keines der Gerichte zur Einstellung aus diesem 
Grunde entscliliessen, so ist das zuerst ergehende Sachurteii wegen Nicht- 
beachtung der Bechtshängigkeit und eventudl wegen saddicher Unzu- 
ständigkeit aiiznfrohteu. 

• 6. Die Reclitsliäiigigkeit endet mit Aufhebung der Strafverfügung, 
des Strafbescheides im Beschwerdewege (§§ 453 Abs, 3, 459 Abs. 2 StPO.), 
mit Rücknahme der Verfügung etc. (§§ 154 Abs. 2, 400 StPO.), mit 
rechtskräftiger Abweisung des Antrags auf Entscheidung w^en Rechts- 
hängigkeit» mit Beclitskruft (Unanfeclitharkeit) der Verfü^ng etc.,**)'-') mit 
Einstellung des on'iiTtiiten Prozessverfahrens und mit rechtskräftigem 
Urteil (einbegritlcii den Fall des § 458). 

Ob mit der „Rechtskraft" der Strafverfügung etc. ebenso wie mit 
rechtskiäftigera Urteil die Vollmacht zur Rechtsprechung konsumiert ist, 
muss hier auf sich hcniiien. 

6. Die Präklusion des Unzustäudigkoiti^cinwaudes gemäss § 16 tritt 
ein mit Verlesung des Strafbescheids, der StrafTerfiigung. Unprtikludier- 
bar ist die Berufung auf Kompetenzvorzug eines nndem Gerichts. 

Nach Erlass des latenten Dekrets darf das Gericht seine Unan- 
ständigkeit (abgesehen wieder von Prävention eines andern Gerichts in 
Eröffnung der Untersuchung) nur auf Einwand des Angeklagten aus- 
sprechen, § 18 StPO. in analoger Anwendung. 

§ 6. FaU des % 866 StPO. 

L ProzessbegrÜndnng. 

1. Das anhängige Hauptverfahrt n wird auf i ine weitere That er- 
streckt, wenn das erkennende Gericht (auch Schwurgericht)"") in An- 
wendung des § 2C5 eine im Laufe der Hauptverhandlung gegen den An- 
geklagten neu erhobene Beschuldigung auf Antrag der Staatsanwalt- 

Die reehtaungflltige YerfOgung kann nur fbnnell, nicbt materiell rechts» 
kiflftfg werden. Tgl. aacb oben 8. 123 Anm. 81. 

'"^ Vgl. RG. 2. StiS. £. Bd. 4 S. 79, 80; auch UUmann & 519. 
A. A. Yoitua Komm. S. 318; Dalcke au § 265 Anm. 4^ 
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Aburteilung macht. 

Es wird dabei nicht ein neues Hauptverfahren durch Eröffiwnge» 
beschluss eingeleitet und mit dem schwebenden rerbundeu, soiulem das 
letsstere auf die neu inkriminierte That mit bezogen. Der Beschluss des 
§ 205 als Eröffiiungsbeschluss gedacht müsste für das Gericht bindend 
sein, während diesem vielmehr die Rücknahme bei hervortretenden KompU- 
katianen nach der Absicht des Gesetzes freisteht Auch könnte der Be- 
Bchltis^ eventuell nur als sofort rechtskräftiger Eröffiiungsbeschluss auf- 
gefasst werden, Verzicht auf Rechtsmittel aber vor Abgabe der Ent^ 
Scheidung (durch Zustimnrang der Parteien zu deren JSrlass) gibt es nicht. 
Vielmehr sind beide Teile einverstanden, dass ohne vorgängiges Zwischen- 
verfahren und ohne ErölFnungsbcschlufis sofoit im schwebenden Haupt- 
verfahren verhandelt und geurteilt werde. Der Beschluss hat nur, seine 
Durchfährnng vorausgesetzt, die Wirkung eines £rÖffnangs- 
beschluBses. 

Materiell aber bedeutet die Zulassung des weitern Strafauspruchs zur 
Verhandlung für ihn aliejdings KrÖft'nung des Hauptverfahrens, wenn auch 
ein bereits schwebendes Hauptverfahreu zu diesem Zwecke benutzt wird. 
So mag der Beschluss untechnisch als ,Eröffnungsbeschluss" gelten, aber 
im Sinne des Gesetzes ist er es nicht und hat nicht die spezitischen Eigen- 
schaften eines Eröfl'nungsbeschlusses (Uuwiderruflichkeit, Anfechtbarkeit in 
bestimmten Füllen, Supplierung von Gültigkeitsbedingnngrn etc.). 

2. Korrekt ist es, die Zulassung in einem formulierten, den 
Parteien zu verkündenden Beschluss auszusprechen, der die 
That nach Art eines Eröflnungsbeschliisscs liezcichnct. Für 
diesen Modus spricht sowohl die Rücksicht auf die V'erteidif.(ung des 
An^ekl:ifi;t< n, der so den weitern Gegcnst:ind der Verhandlung und Ab- 
urteilung authriitisih erführt, als die Thatsache, dass über die Zulassung 
nicht der Vor^^itzende allein, sondei n das (Tcriclit /.u liefindeu hat. Immer- 
hin würde thatsüchlicher Eintritt in tlic Verhandlung ohne formulierten 
Zulassungsbeschiuss''^) und folgende Abuitüiluu^ also Zulassung durch 

A. A, Ba. 2. StiS. Bd. 2S 8. 89. 
Biditlg Stongleln zu § 265 Bern. 2; Bennecke S. 565. 
"'*) Eine teilweise Analogie bietet Zulassung eines Nobonkliigors zur Prozess- 
fübrung ohne Zulsssungsbeschluas, also latente statt formulierter Zulassung. Inso* 
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latentes Dekret, einen Revisionsgrtind nur liefiem, wenn nach der Sachlage 
daraus eine Bwchränkung der Verteidigung resultieren konnte. 

Mag nun das eröffnende Dekret ein formuliertes oder ein latentes 
sein, es hat nicht die Bedeutung eines eigentlichen Eröffnungsbeschlusses. 
Ein soldier wäre auch, wie schon im Eingange des Anfratzes konstatitili 
wurde, nnTeitretbar durch latontes Dekret 

3. Dw Antrag der StaatsanwaltBchaft hat die inkriminierte That in 
derselben Weise wie eine Anidagesdixift xu besMchneo, er bedarf der 
Frotokolliermig. 

Doch ist es audh m^idi» daaa der Staatduiwait in setnem Antrage 
dne vom Vorsitsenden foimnlierte Beecbnldigung durdi ausdrOddiehe 
oder stiUschweigende Bezugnahme darauf sich aneignet"») Auch in 
diesem Falle ist der Inhalt der ßeschnldigong bestimmt m proto- 
kollieren."«) 

Der Antrag ist noch nicht Klaf^cfaebung,"^ seine Abweisung, die 
ganat im Ermessen des Goichts steht, nicht Ekgabweisung. Vielmehr 
wird im Antrage die Erlaubnis nachgesucht, eine beetimmt zu formu- 
lierende Anklage beim Gericht in Verbindung mit der zur Verhandlung 
stehenden Klage erheben zu dürfen. Die Klagcrhebnng liegt in der 
dem Zttlassuiigsbeschluss folgenden Sachführung durch den 
Staatsanwalt bis zum Urteilserlass. Wird der Bcschluss zurück- 
genommen, so gilt auch die EHage als nicht erhoben, weil es zu einer 
vollständigen Kläger) leltinir^ his zum Urteilserlass nicht kommen konnte. 

Die Zustimmung des Angeklagten muss nach der Absicht des 
setzes eine auadrfickliche sein."<') Stillschweigende Einwilligung könnte 
in einem gewissen Verhalten des Angeklagten leicht zu Unrecht gefondm 
werden, xumal nicht die Gewähr bestünde, dass er sich seines proiessualBn 
Eechts, die Zustimmung zu der aisbaldigen Vexhandlnng des neuen An* 

fem aber ist dio Reehtalago wesentlich verschieden, als der Nebenkläger nicht 
oinon ötrafanspruch erbebt, sondern sich nur beteUigt an der proxeseualen Ver- 
folgung des schon erhobenen ätrafaDBprucb& 
Vgl Ba. 8. StiS. E. Bd. 38 8. M. 
"«) GQaser Handbuch Bd. 8 a 557, 

8o LOwe-Heilweg in § 865 Bern. 1; t. Xiiea 8. 678; BemteAe 8. 565. 
"«) A. A. RO. 2. StrS. R. III S. 228; 2 StrS. bei Goltd. Bd. 87 S. 17r, fg. Richtig 
aiaser Bd. 2 541; Löwe • Hellwe« Bern. 7a^ T.Kries & 573; Bennecke S. 565 N. & 
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^rachB XU ▼eraagen, überhaupt bewusst geworden wäre. Aucli die Zu- 
•tiiDiDang ist zu protokollierea. Und es muss konsequent angenommen 
werden^ dass nie gefehlt habe, wenn das Protokoll darüber schweigt. 

Die gesctzliclien Vuibedingungen sind nur erfüllt, wenn dem Ange- 
klagten im Antrage des Staatsanwalts, sei es ausdrikklicL. sei es unter 
Bezugnahme auf eine vom Vorsitzenden formulierte Beschuldigung, die 
That in genügender Bestimmtheit, unter Hervorhebung ihrer gesotzlichen 
Merkmale und des anzuwendenden Strafgesetzes, bezeichnet worden ist 
und auf eine so charakterisierte That seine Zostimmtmg sich bezogen 
hat Damit ist nicht gesagt, dass die Zustimmung streng auf die im 
Antrag angenommene Thatgestaltung und Thatbeurteilung hose lnihikt 
sei oder beschränkt werden könne, eine Klagbesserung in der Verhaud- 
long also unzulässig s« oder doch erneuten Konsens des Angeklagten 
voraussetze. 

In den Füllen des ^ 2\l genügt ein geringeres Mass von Präzisiening 
der Klage, Bei § 265 aber kann es sich um erhebliche Vergebungen 
handeln und es darf mit der Angabe des Kluginhults um so weniger 
leicht genommen werden, als ohne weitere Vorbereitung gleich in continentt 
die Verhandlun«^ sich anschliessen soll. 

4. Die Zulassung muss versagt werden, wenn den speziellen Vor- 
bedingungen nicht genügt ist oder es an einer Prozess Voraussetzung 
für die neu zu verhandelnde Klage fehlen würde Sie kann versagt 
werden, wenn das Gericht aus irgend welchen Gründen die Verbindung 
nicht fiir zweckmässig erachtet. 

Die Versagungsgründe sind zugleich W'i'lerrufegründe. 

Eine KlaglKsspntng im Zulassungsbeschluss gegenüber dem Autrag 
ist statthaft Der Besch luss steht insofern dem EröHuungsbeachluss 
gleich, mit (lern Unterschiede, dass hier nicht eine schon erhobene, sondern 
eine zu erhebende Klage verbessert wird. 

Beschwprde gegen Zulassungs-, Vereagungs-, Rücknahmebeschluss ist 
nach 4} 347 StPO. (Ausschluss der Beschwerde gegen Entscheidungen 
der erkennenden Gerichte, welche der Urteilsfällung vorausgehen) un- 
möglich. Aber das Urteil kann wegen rechtswidriger Zulassung ange- 
fochten werden. 

VgL m. S. Strü. £. Bd. 1 Ö. 4S2, m 
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5. Die Verbindung ist nach Abs. 2 des § femer dann miziilasaig, 
wenn die Thai als ein Verbrechen sich darBtelll oder — waa im Gknnde 
BelbatTerständlidi ist (wagen ProzessToraassetsangamangels] — die Abnr- 
teilnng derBdben die Zuständigkeit des Gerichts ubMadireitet Stellt sich 
im Laufe der Verhandlung due derartige Beschaffenheit der That heraua, 
ae ist nun nicht das Hauptvetfiihren teilweise dnsnstellen, sondmu ledig- 
lich der Zulassungsbesdilass zurfickaunehmen."«) Denn der Beachhias 
wirkt eben nur im Falle seiner Durchfiihning als Sröffnnngsbeschluss. 

Bei Einstdlung des schwebenden Hanptverfabrens dagegen' (a. B. 
w^n mangelnden Strafantraga) wird auch die Terbundene Aburteilung 
unmöglich, ohne dass dies besonders auagesprochen au werden braucht. 

Wird in Hinblick auf die eine oder andere Sadie Aussetsung niMig^ 
so kann stets nach gerichtlichem Ermessen der Zulassungabeachlosa 
zurückganomiiicn werden. Es ist aber bei Aussetzung innerhalb der fVist 
des § 228 StFO. auch Beibehaltung der Verbindung möglidL Erneuert 
sidi infolge von Fristüberschreitung das Verfahren, so kann in dw neuen 
Verhandlung audi der Verbindungsantrag erneuert werden. 

6. Das Gesetz will ein gemeinsames Sachurteil über die verbundenen 
StrafißUle ermöglichen. Daher ist der Zulasaungsbeschluss auch dann 
aurtick/uuehiiKn, die ?erbundene Sache ad separatum zu Terweisen, nicht 
etwa in ihr Einstellungsurted zu erlassen, wenn es für sie am Strafan- 
trage des VerU t/tcn fehlt oder ein anderweites Hindernis dctn Sachurteii 
entgegenstellt. Ein solches Einstellungsurteil gegcnül)cr der eben erst er* 
iiobenen Beschuldigung wäre auch durchaus irrationell, eine unnutze kost- 
spielige Weitläufigkeit. 

Dagegen braucht nicht das Sachurteil für die mehreren Strafsachen 
in gleichem Sinne zu ergehen, es kann fiir die eine verurteilend, für die 
andere freisprechend lauten. 

Und ist einmal ein gemcinsanu'K Sachurteil ergangen, 80 gestalten 
sich die weitem Schicksale der verbundeoen Strafansprüche ganz ebenso, 
als ob sie von roniherein in einer Kk^'i' ucitend gemacht worden wären. 
Daraus folgt n^vh fiir den Fall der JBerulung betreffs des neu erhobenen 
Strafanspruchs die Anweudbai-keit des ii; 3G'J At^ 3: Hat da» Gericht 
erster Instanz mit Unrecht seine Zuständigkeit angenommen, so hat daa 

Verweisung nach | 370 StFO. wäre eben wohl Teifcebrt Vg^. BQ. 8. 
StiS. B. Bd. 8 S. 91, 02; Tiaut Gerichtasaal Bd. 57 S. 828 ' 
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Berufun^Bgeridit unter Aufhebung des ürteik die Sache an du zu* 
stSndige Qcrieht zn Terwasen, oder wenn es eelbst in enter Inetanx 
zuständig ist, su erkennen.*'*) Der dnrchgefilhrte Zulassungs- 
beschlusa wirkt sugleich alt Eröffnungs- und als Verbindungs- 
beschlasfl. 

II. Klagerhebung. 

1. Die Klage ist Inzidentklagp. 

Im Antrage des Staatsanwalts liegt noch nicht Klagerhebung. Der 
in der Verhandlung verkündete Zulassungsbeschluss bindet den Staats- 
anwalt: er int jet^t de jure Kläger l)etretfs der neu iukriuiiuiorten Tliat 
und bleibt es, solange nicht der liestiiluss /.urückgenommen \nrd. 

Ein Kiagvortrag, der nur den Inhalt de> Zulassuügsbeschluööes 
wiederholte, wäre eine zwecklose Formalität. Die Erlaubnis zu klagen 
macht hier zugleich zum Kläger. Es fehlt also ganz an eiuem 
factum transiens der Klagorhübung, dagegen ist das factum 
permanens des Kiagenö un verk eunl>ar. 

Eine formelle Abweichung vom Akku>aUuiisprinzip möchte man etwa 
dann linden, das^ nicht auf Klage hin, sonderu auf die Bitte, klagen zu 
dürtüu, hin (he Untei-suchung eröfTnet wird. Sehr unberechtigt aber ist 
die verbreitet«^', auf falschuai KlagbegriÜ' beruhende Anschauung, dass es 
dem Verfafnni des § 265 überhaupt an der Klage fehle.'-») Dabei wird 
über dem IM an gel eines factum transieus der Klage das augenfällige 
factum permanensi übersehen. 

2. In der Zustininmng des Angeklagten liegt nicht ein Verzieht auf 
Aussetzung für den Fall, dass quuhhziereude Thatumstände neu l>ehaui)t(!t 
werden sollten, § 2f!4 Abs. S StPO. Dagegen erstreckt sich die Zustim- 
mung zur alsbaldigen Vernandluug natürlich auf die Beweisfühnmg voa 
Seiten des Gegners in der Verhandlung mit, daher nicht Aussetzuugs- 
ausprucli aub sj 210 Abs. 2 StPO. 

3. Sollte es an einem tuniiulierten Zulassungsbeschluss gefeldt haben, 
80 würde nun allerdings ein Klagvortrag zur Fixierung des Verhandlungs- 

"») Vgl RG. 4 StrS. E Bd. 12 S. 1G4 fg. 

Mit dioäem Ai'gumente wnriio boreiu in dur Kommission dio Aufnahme 
dtjtä § (Ant«ig V. Schwiirze) in das Gesetz bekämpft, Prot. S. 460 u. 97S (Hanauor). 
YgL auch Daleke zu 8 86& Bern. 1; Thüo das. Bern. I u. A. Richtig Geyer I<ebr- 
buch & 798; OUner U 8. 540. 
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gegenständes unentbehrlidi iein. Ohneihui konnte ohne Bolchen Klag- 
erbebungtakt von konklud^ter ZulnsBong der KUge »ur Yerhaiidlnng 
kaum gesprochen werden. Denn d^ Antrag des Staatsanwalts ist noch 
nicht Klage, schlüssige Thatsache w&re also doch erst die Gestattung 
einer Elagausföhrung. 

Der ElagTortrag hat dann Shnliche Bedeutung, wie im Falle des 
§211, und ist irnlVotokoU zu vermerken. Der Vortrag braucht ttfac%en8f 
wenn der vorangegangene Antrag die That schon in derselben Voll- 
ständigkeit) wie eine Anklagesohrifti bezeichnet hatte^ nur darauf Besug 
zu nehmen. 

4. Zurücknahme der Insidentklage ist ausgeschlossen, da mit ihrer 
ZuhissuDg auch die Untersuchung darüber wöffiiet ist 

HL Bechtshängigkeit 

1. Die Bechtsh&ngigkeit für die neu zu erhebende Klage 
beginnt mit dem Zulassungsbeschluss. Zugleich ist auch der 
Kompeteiutvonug begründet**') 

2. War bei einem andern Gerichte schon geklagt so ut die Zu- 
lawui^ daa latente Eröffiinngsddaret^ w^en Bechtshän^gkeit zu weigern. 
Erst rech^ wenn dn anderes Oericbt schon woffiiet hatte. 

War bei demselben Gnicht schon gekli^ so kommt nur % 236 
(Verbindung mehrerer anhäng^er Sachen)^ nicht § 266, weil hier Mangd 
eines Erdfinm^beschluases vorauageeetst wird, in Betracht 

3. Die Bechtshüngigkeit endet mit Bttcknahme des Zulassongs- 
besehlusses, mit Einstdlung des schwebenden Hauptvafthrens und mit 
rechtski^ftigem Ürtdl betreft des neuen Anspruchs. 

4. Das FroBessgericht ist für die Nachklage als forum conneodtatis, 
§ 13 StFO., zuständig, vorausgesetst, dasa nidit ein anderes Gericht die 
Untersttdiung bereits erö&et und dadurch Eompetrazvorzug erlangt 
hatte. Axif diese Thatsache künnten die Partmen auch nodi im Laufe 
der VerhandluDg binweiaen. 

Im Falle solch or Prävention niOsste die Klagzulassung versagt, ein 
schon ergangener Zulassungsbeschlusa zurückgenommen wwden. 

**■) YgL auch LOwO'Hellweg zu ft 12 Bem. 8b; StsngleJn das. Bern. & 
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Die folgenden XTnteniichangen sind eine Nach^fting deimi, mm 
Verfasser ttbw die Kaufinannay^liSnde and deren Beziehiing zum kdnig- 
lidien Gesinde in seiner Yerfossui^^g^hichtet) ausgeftthrt bat Ver- 
anlasst wurden sie durch die lebhaften Angriffe, welohe Rudolph Bber^ 
Stadt*) gegen jene Au&tellnngen geridttet hat Diesmid sollen die fran- 
söstsdien Quellen des 14. und 15. Jahrhunderts, namentlich soweit sie in 
den Ordonanoes des reis de France und in der grossen Sammlung der 
Paris«' Zunfletataten gedruckt sind'^ mit herangeiogm werden, da sie 
reichliche und interessante Aufschlüsse geben. — Den Ausgangspunkt 
aber sollen woraogUch allemal die sorgfältigen Nachrichten bei l^itienne 
Boileau') bilden. Vor Boileau kommen nur wenige dürftige Bel^ in Be- 
trachtw — 

I. In Paris befassen die Handwerkerverbände (m^tiers) gerade so 
die Händler in dem betreffenden Gewerbszweig wie die Handwerker. 
Nur für diejenigen Betriebe, welche die Urproduktion betreffen, ist natfirlich 
die Produktion selbst, die sich im ganzen ausserhalb der Stadt vollzieht, 
von dem Handel abgespaltet und treten ausschliessliche Händlerrerbände 
auf; namentlich kommt da der grosse Verband der regrntei-ii in Betracht, 
welcher für die glichen Lebensmittel — vom Fleiscli und tcilwei» dem 
Brot abgesehen — zu soigeo hat, soweit hier nicht die auswärti<(en 
Markt&hrer eingreifen.^) Dagegen im eigentlichen Handwerk enthält der 

■> Ernst Mayer Deutsche und fianzOsische Verbasungsgeschichte vom 9. Us 
zmn 14. Jahrhundert. 1899. 

») Das firjbiztefsche f Joworberecht und Schaffung staatlicher Gesetsgehung 

und Vorwaltunp in Fnnkreirh vom 13. Jahrhundert bis 1581. 1899. 

^ Erster© ahfrekürat Ord; letztere M6t (L©8 m^tiers et corporations de la viUe 
de Paris, ii Ütle.). 

') Lo Livre des metiers d'Gtienne Bdlsau plüU. par Ben6 de Lsapbiasse et 
FrsncoiS Bonnardot. 1879. 

*) Bdleau I. 9; I. 10. Als die beiden Onmdformen orschoinen die regratiers 

de pain it. de aol (T 9 6 10); zu thnon getiOren die Frflchtenhftndler (Spezerei- 

10 
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gleiche Verband den Untemdimery der andere f&r sich arbeiten lasB^ und 
denjenigen, der mit eigener Hand arbeitet B^de treten dann andi sk 
Händler aa£ Das gitt namentlich für das grosse Gewerbe der TnchwebeT} 
wo in Paris und anderwärts erst ganz allmählich die draperü und textores 
auseinander treten.*) — Nur die merciers und die fHpters sind bereits zur 



handler 1. 10); die Fiachhftndler (i 100, 101) und die O^ll&gelhandler a 70). - 

Weiter gehören in diese Reihe die liiniers: I. 57 (aber in § 5 doch Übergang zum 
Handworkl Hanfhsndlor (1 58), ölhändler T. fin (aber hier wieder Übergsng zur 
Fabrikation: § 2), Heuhändler I 89; Fischer I. 99 

•) Eberstadt a. a. 0. S. &8, N. 17, S. 83 behauptet, dass „die Pariser Tucher 
keineswegs unter der Wollenwebersi zu suchen aeien". £r stützt sich dal>ai auf 
fioileau II, 34 1 19 wo von einer confrarie aus drsplers de Paris die Bede Ist — 
Allein in der DarateUung der m6Uers erecheint ein besonderer Yerbsnd der dra- 
plsrs iltti ttäserantls gegenüber nicht, sondern das mesti r toissemiKis de 
lanpo (I r>0) b^fasst siweifellos gerade so gut den nronsvi-rkaufer (I. .'»O -i ^2) wie 
«len kloiiion Meister, den IndustrieUen, der andere für sich arboiton läHSt, wie den 
für eigene Rechnung arbeitenden Handwerker: vgi. Lespinasse zu BoUeau S LX fg.; 
niiseods Anden sidi beoondsra BestJmmungen f&r die fabrikmtteite« Qrose- 
industrie, und der Gfosahandel als solcher ist ausdrQcklieh in L 60 S 58 er- 
wähnt In einer Entsehliessung des ^TÖt des marcbands von 1270 QSiSb m 
S. 140) werden noch unter die Bezeichnung tisserands zusammengefasst die 
menuz mestres tessarans de Paris quo font piivros a fintrui und ceiis qni font fere 
leurs euvres a autrui, wenn gleich hier ©in© beginnende solbst&ndig© Organisa- 
tion der ersteren zu erkennen ist In einer spätem Ürdoaanz (1292), wo das 
VeiUUtnis des Oommun dss tisssninds zu den Firbsm geordnet und letztem 
dss a u sschliessliche Recht zugesprochen wird, dis In Farla vorhandoie Qm zu 
fib'ben, müssen notwendig gera^le die Fabrikanten wesentlich von dieser Bestim- 
»ntmp bonibrt worden sein, und sind dann im commun des tisseranHs enthalten. 
IN ^ijhi dorn aam parallel, wenn die gleiche Ordonanz innerlialb der Färber, 
Fabrikanten und Handwerker- unterscheidet (Möt III S. 117 § 3 u. N. 1). Frei- 
lich ist dann 1809 eine Ikateniltss draporiorom ▼orhanden (Ord 10 S. 682 t), wo 
das VeihSItnis beaser als hi M^t HI & 145 zu erkennen: die mitgstsitte 
ürkunde ist auf 1809 datiert; m der Toraosgehmden Urkunde Jobann II staht 
allerdings in einer Fassung iiiil cent quatre vins et huit als DiUum des Beginns 
der confreria; alleiti die Stelle ist radiert und eine andere Handschrift hat 1308; 
Et. Boileau II. 24 S 19 führt die ^Sache noch ot\\a.si weiter hinauf. — 1292 
steilen für die Stadtsteuer 19 drapiere 82 tisserands gegenüber <,Met Iii S. 134); 
1808 sind die drapiers und tteserands bei der gleiehen Gelegenheit ehenfaUs 
getrennt (Leroux de Liocy histoira de l'Hotel de vUle de Fans n 8. 171). 1^ 
der Bestätigung von 1868 «sdidnt die BrOdersdiaft der draplers ledlfi^kdi als 
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Zeit des Boileau weseutlicli Kaufleute. luimoihiii kann iiuin aber auch 
hier einen Zusaimncnhaiig mit gewissen Handwerken erketmeu; bei den 
mcrciers mit den Handwerkern, welche feinere Kleingeräte und -waren 
herstellen,") bei den fhpiers mit den Kiirschucrn.s) 

Dieser Verbindung von Handwerk und Handel, Kleiubetrieb und 
Grossbetrieb steht nun eine Schicht von mercatores gegenüber, die nur 
mercatores sind, vieltaeh speziell Grosükaul'leute. — Diese mercatores (mar- 
chands) werden noch un) die Wende des 12. und 13. .Jahrhundert« von den 
drapiers und andern GroüsgewerbetreibendeD unterschieden,''*) die letzteren 

Händlerinnung (Ord m. 8. 145) ; ähnlich in einer ßeslimmung von 1II7S (Ord YI 
S. 174). Dabei ist os dann auch bis zum Untergang der alten Verfassung ge- 
bUeben: die drapieis göhOren 1425 mit den Wechslern, GoldschmitMleii. Spo- 
zereihändlern nicht mehr zu den 17 mötierä vua l'ari» lOrd Xlll 8. 112; Eber- 
stadt 8. S87 N ); später aber sind die dnpiere efnee dar afx corps de« üMzehanda 
(M6t in 8. 784 a. Y. six eorpa). Aber all da« flodert nldita an dem, das« uiaprOng» 
Uch diese sich ablösende Toinehiiie Klasse nodi im Ende des 18. Jabitaunderts 
dem Woborvorband angehört. 

In der wichtigen dn^perio von Troye« sind noch in der Mitte des 14. .Fahr- 
hundert« Händler und Weber unter dem Namen drapier belassi {Ord Iii b. 411 
% 2 1880; 8. 511 § I, § 2 1861); aus den drapiere im aUgemeinen helwn sich im 
magiaeeriiini der Zonft die starker Tertntenea und so wdil mftelitigem lanneu» 
heraus, denen die tisserands gegenüberstehen (Ord III S. 411 g 2). Ein andermal aber 
(Ord III S. .^18 S 28) wird hier von drapiers geredet, welche baillent communement 
lour laino pour tiles tant ostains comme trainn» a toutes manioros de gcns; so 
werden dio lanneurs an erster riteile die Uuiernehmer sein, welche die Wolle her- 
geben (Vgl. auch Note zu Ord III S. 411 § 2). 

In Reuen (Ord n 8. 89?) sind 1^ die drapiers Tca den tiaaeranda dwart 
getrennt, dass sie anscheinend nielit mehr zum motier de la draperie gehören. - 

Wenn in Comines 13f>l <Ord V S. 210 § 9) neh^n dem drapier der ti.sserand 
do ja main genannt und ihm vielleicht gegenüber gestellt wird, so weist das auf 
tisserands, die nicht mehr weben und dann wohl die drapiers sind. 

f) Boileau I 6. 67 § 25 conoier, mercier, ooutelier, tabletier haben ihre sUüla 
zusammen in der halle do la mercerio, haben zusammen eine Abgabe zu bezahlen, 
weil «io ion Markt von St. Germain nicht beziehen. Met III S. 384 S 10 werden 
zusaumitiu genannt merciors, coustolüera. tabletiers, orftnivies ot tous ceulx qui 
estau."; tieunent üs hallen de la mercerie. — löOä wird derselbe .Sleuerkommissär 
für dis merelera und courroters auilgesteUt: Loroux II S. 171, 15. August — Ausser« 
dem eracheineo die morciers als Putsmacber: Boileau I. 75 S 6. — 

*) Boileau I 7G § i'fi 

"0 Leroux II S. 13s I'JMS ro sunt les nf^ns c^iix qoi oront lo cont« du 
preat: le prevusi t>t iua «Mchtivitiai, litimy i>uäauz, pur marcheans — Gile Maupas, 
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gehören wiu die geringem Handwerker zum coinmun.'*») — Boileau spricht 
wiederbult vou der coulrerie des marchands, deren Behörde der prövöt des 
iiuuchunds uiid die eachevins de la marcbaiidise,^i) also das parloir ans 
bourgeois ist Die crieurs werden von diesem Verband angestellt, und 
von da ab sind die marchands zweifellos identisch mit den mercatorei 
hansati aque Farisienses, welche die crierift erwm-ben haben und schon 
Mher da und dort ala mercatores schlechtweg erBcheineD.i<) JSs sind 
diejenigen, wdehe auf der Seine KauSahrt treiben, und damit stimmt, 
dasB audi an a&dem FIfissen diese marehanda aaftreten.*^) — Als Gegen- 
sISiide das Fhunhandds daif man sich zon&chst die LebensmitteU 
veiBorguiig im grossen denken; darauf filhmi die Uriranden,'«) darauf aber 

per changours Jehan le Breton por peletiere - Thibout d'OrUens por drai>lers 
etc.; S. 155, 1802; S. 166, 1805; S. 171, 16. August 1308. 

"») Leroux II S. 151, cö sont los 24 proudhommos quo lo commuti de la ville 
dü Paris a esleu püur ouir lü coalti liü la lüillo: es sind hier die marchands nicbt 
angefuliii, aio sonst neben den Handwerkei-zünften gönanut werden (s. vorig© N.}. 

") Z. B. Boileau I. 6 § 1. 

tt) BoUeau I. 5 S 1. 
Ord ZI & 80», im 

•«) Gtai«etefl8 Oxd xn S. 287, 1187: ansacbliflesUcfaes Recht der SeinelUbrt 
babem mercatoras aqne; ZI S, 808, 1218. merestoribus Parisieonbos de aque; 
XI S 309, 1220, dio crieria gegeben den niercatoribus bansatie aque Parislua — 
andemteils: Cart. de Paris. 191? 1121, der König erlässt den mercatores eine 
Abgabe znr Erntezeit von doni mit Wein t>oiaiienen S<'hilT. Leroux II S. 202, 1200 
mercatores Parisiensos u. mercatores Rolhomagenses stroiten über die Salzmesser 
im ibftn (leb bemerke beiläufig, dass nichts dafür zeugt, dass dto cur Inqiiisftio 
komj^ramlBBwelse gewftblten 10 probt hombiee «ine Behörde der mercatoree sbid, 
wie Leroux a a. 0. und nach ihm andere angenommen haben). 0rdI7 S. 87, 1200 
mercatpr Pariaienaia; XI S. 290, 1204 mercatorum ParisienslauL 

'») So Ord XT S 2f)0, 1204 Morcalores de terra nostra et Rurgundiones 
Kauffahrer auf Seine und Is< ie. — Kl»enso erscheiuen l.'Jlä (Leroux II S. 173) 
marcheant et voiturier d'Yonne und ziemlich häutig später dio marchands der Loire 
(Ord Xn 8. 121, 1980), die bi unstcherer Weise mit Orleans susammenbangeD 
(Ord zn a 208. 1408). Einige andere FftUe bei Luchaire Hanuel S. 859. Die 
von ihm CS. 86^ angefahrte Untersuchung Über die Loirekaufleute ist mir unzu- 
gtnglich. 

Xoch im 14. Jahrhundort boschäfligen si( h die I.oitokanfleute namentlich mit 
Wem-, Getreide- und Salzhandel (vor. N.J. — In Paris wie Kouen aber ist das wesent- 
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audi die allgemeine Erwägung, daes die mercatorcs aquo wohl nicht die 
mercatores schlechtweg gewesen wären, wenn sie mit demselben Objekt ge> 
handelt hätten, wie die aus dem Handwerkerrffibande henrorg^angenen 

Grosshändler uiul Untoinehraer. 

Schon im Laufe des 13., deutlich aber im 14. und 15. Jahrhundert 
l&ast sich nun aber eine Veränderung in der KlasKc der mercatores er- 
kennen. Ich lege hier natürlich keinen Wert darauf, dass z. B. bei Boi- 
lean das Wort marchand in der allgemeinsten Bedeutung Händler vor- 
kommt. Vielmehr ist das gerade auch für die spätere Zeit der Aug- 
gangspunkt, dass der Gegensatz der marcbands und gem des m^tiers 
ediarf festgehalten wird.'') 

DieVeränderung aber besteht darin, dass nunmehr gewisseHändlerklassen, 
die bisher zu den uiotiere gehörten, sich nun mit den mercatores vereinigen. 
Endpunkt der Entwicklung ist es, wenn in Paris zu Anfang des 15. Jahr- 
hunderts die drapiers, die Wechsler, Goldschmiede und Spezereihändlcr 
nicht nif'hr zti dvn metiers gehören, und wenn dann später im 17. und IS. 
Jahrhundert zu den six corjjs des marrhatids die drapiors, epicierö, ori'evres, 
pelletier«;, mcrciers und bonuetiers gerechnet werden. — Anderseits 
ItiltU't e^ einen icewissen Abschln^^s, dass auf den Ohnmpagnermosson als 
die KaufKnitr und zwar durchweg al.i ( irnsskaut Icutc die drapier, die 
marthaan/ d avoir de pois. niarcliaaii/. dt- chevaux, tiian haanz de Cor- 
donnen erscheinen;-") natuentlit Ii alter kommt in Rctraclit, wenn in d«r 
allgemciucu Ordonaux von 1350 wie es scheint als luarchuns aufgezählt 

lichste Objekt der FItisssrhifTalit t der Wein. Cart. de Paris 192, 1121 (N. 14) 
Ord XI S. 269, 1192; dann die Linoile do.s parloir aux bourgooia bei Leroux pass.: 
fast überall handelt es sieh um Konfiskation von Wein ftvmder H&ndler, welche 
daa auflscblieaelicfae Recht der Pariser Händler verletEen. Ausserdem zeigt die 
Urkunde von 13W bei Leroux II S. 302, daes die mercatores von Faiis auf dem 
Fluss anc^ Salzhandel betreiben. 

") Ord III S. 668, 1868 Ar Paris: peraonnes et oorps de marcbands, gens des 
meetiers; Ord XIII S. 112 ob. N. 6. 

Ord XIII S. 112 ob. N. 6. 

''•) Met 1 S. lOH N. 1 u. die im Index atigefiitirtn St«l!en: dio Weinhandlor al.s 
solche treten erst 1725 (M6t III S. 6*J5) detinitiv in don Verband, wiewohl (III S.6Ö4) 
schon 1611 eine äusserliche Gleiclistellung erfolgt Ist 

») Ord U S. 203, 1344. 
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werden: bourgeois, chaageursi orjAefres, marchans d'avoir de pois, drap- 
piers, pcletiers, mercierii espiden, marchant de dLevaux (hosteliers). ») — 
Im einzelnen lässt sich nun aber dieser Prozess recht gut verfolgen. Vor 
allem gehört es hierher, wenn sich in Paris und auswärts die drapiers 
aUinählich von den Webern iib1<)8en. Auch unter den Färbern werden 
zu Ende des 13. Jahrhunderts die Uatenichmcr unterschieden. 22) — 
Das gleiche vollzieht sich dann im Gewerbe der Lel)ensmittclhändler: 
während noch bei Boileau die regratiera alle Arten des Spezereihandels 
betreiben ntul bc^^ondere (^piciers nicht genannt sind, treten die Spiders im 
14. und 15. Jahrhundert als besondere Händler und zwar als grössere 
Händler auf, die nicht zu den Zünften gehören, wenn sie freilich auch zu 
gleich in Detail verkaufen;") umgekehrt wird den regratiers der Grosshandel 
untersagt.'*) Die Differenzierung ist aber schon im 1 3. Jahrhundert dadurch 
angedeutet, dass in Paris sich mercatores ponderis Parisiensis fanden, 
weiche von jedem Wiegezwang befreit sind, während der gewöhnhche 
Wiegezwang mit 24 £ beginnt. — Gan% deutlich ist das Aus» 

*■) Ord m 8. 151 § IL Danadi noch a tous autrse gena marchant et de 
mestier; ich Cuse das so, daas mit a toua autres gnns mardiant das ▼otans- 
gehende Verzeichnis al^^eechlossen werden aoll, dann wendet alch das Geaets mit 
einem Wort auch an die gens de mutier. 

*n Zu beiden 6. 

*-■") In der grossen Ordonanz Krinig Johanns IT. n. 1^51 (S. 54 § 7) heisst es: 
toules manieres de marchans, o.s[Hciere, drapiers etc. (MlI T S. 41): schon l.Sll 
wird eine Ordonanz erlassen für die eBpiciers, marchands d uvoir de pois (M6t I 
S. 500). Zu Beginn des 15. Jahrhunderts gehören die Spiders nicht mehr zu den 
m^tieiB und ipftter sind sie einea der aix oorpa de marchands (ob. N. 6 N. 18 ID). 

Das xefgt sidi am FiscUiaiidel, der von jeber sur regraterle gehört: der 
legiatier de pidn und ael darf mit Jadar Art von Ueerfladisn» Sali, Fiflebton und 

Spezeroion handeln (Boileau I 9 § 2). Der regratier de fhiit aber — von dem 
sich der espicier ablöst — darf mit Salz, Brot, mit Meer- und Flussfischen, Geflügel 
handeln (TT. 8 § 19: T. 10 §19): rlazu Ürd. Johanns IT. 1851 IX § 1 fM«^t T S. 19), 
wonach Flossäsclie in den Buden der sauiierie verkauft werden; auch Möt I. 
a 452 § 2, 14M poiasoniers et regiattiers de poiseon. - 1495 nun wird den 
regraHera umersagt, Ueerfiacdie hn groasen zu kauAn (Uöt I 8. 418 § 1); acbon 
1890 aber wird für den Fiscbhandel bestimmt, dass niemand in diesem Gewerbe 
C^aidisettig groesier und detailleur sein darf 'W\ I S'. 414 $ 8; vgl. auch I S. 416 § 8). 

»») Germanistische Abhandlung für Komail v. Muurür S. 393 N. 5, S. 894 
^. 1. Y. O. L 8. 85 N. 80. - Eberstadt S. 62 1^. 6 glaubt hier ein gauzes Nest von 
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scheiden der marchands aus der Znnft bei den iKttn^ers,^«) die im 
17. und 18. Jahrhundert za den siz corpa de la mardiandise zählen. — 

Irrtümern in meiner Darstellung gefunden zu haben. Dass ich dio 24 € nicht, wie 
er meinte auf Geld-, sondern auf (rewifht.s Pfund ■!< ute, hatte er aus V. G. T. S. sr. N. 30 
sehen können. Ich habe nicht von oiner Abgabe boi einotii Bairag von 24 Silber 
geredet, sondern wie der Zusammenhang ergibt, von der Uassabgabe, die hier auch 
von Waren im (Qewidite-lBetzag von Aber 124 £ nicht erhoben wird. Hier ist das 
UiasTereliadnis auf E.*s Seitei Die mercatores pondoiB sind abernicht die YerUafer 
Ton Pfundware schlechtweg. Natürlich handelt es sich bei dem avoir de poids um 
Waren, die pewogen wonien, l)e.sonders nm don liPbcnsmittelliandel, und os 
scheiden die tiewerbe aus, bei denen mit dum I.üiigoiniiss (drapitirn) odor mit dorn 
Hohlmass (z. B. Woinbändlor, Getreidohandler) gemessen wird, dann diejenigen 
isUreielMn Qewerbe (allee was aar feineren Lederfabrikation, der Mefall&brikation, 
der msrcetie gehört), wo flberhauiit der Natur der Sache nach ni<dit gewogen 
wird. Und wenn in der Ordonana Johanns II. XU. § 1 [Möt I 8. S8] der Ausdnick 
weiter zu gehen scheint (los drappiers en groz ou en detail, les peletiers fn gros 
ou en detail, les espiciors, foutriers, frappiors, cordiers, vendonrs do !ianaj> et tous 
antres raarchans d'avoir depoix), so ist das offenbar nur bin ungünuuer A und ruck, 
der weiter keinen Schluss götiUitiuU das» es ausser den espiciers wolü noch 
andere marcbans d'avoir de poix gibt Es wftre nmi wohl mflgUch, dass der Ans- 
druck avoir de poix einbch von der Thatsacfae des Wiegens Qberhaupt genommen 
ist; es ist aber gerade so gut möglich, dass er genommon i$t \ on dem Wiegen 
gorade mit dor ^'esetTilirhen und deshalb weithin dor ötluntliclion Wago, so dass OS 
sich inn die Waren handelt, die ::n der öfientliohon Wa^'e gewogen werden müssen. 
Die Quellen entscheiden nun für die letzton: wenn die Olim (vgl. unten) zweimal von 
mercatores ponderis Parisieasis reden, so drückt eich damit aus, dasa ee sich 
um den Handel handelt, der mit den geeetsliohen Gewichten wiegen muss; und das 
ist dann aneh nodi in der Ordotians von 1907 geeagt (Kemoirea de la aooiötö de 
l'histolre de Paris n S. 188). Item qae nul marcheant d'avoir de pois ne puisse 
vendre a autro livre r-m h la nostro qu» est do XV oncos, exceptös espices cnnfltos, 
et quo nulle autre morcheandise qn\ se vent a pois et a ä livre ne soit poaeö quo 
a la dite livre et a ceile mesme revendues. 

In Ronen sind nun die Kauf leute Qberhaiq>t verpOichtet zu wiegen bei Waren 
aber 24 i^. (Beaurepaire de le vicomtö de I'eau de Bönen Ord X S. 851. 8. 368 c 76). 
Dieselbe Grenze wird dann in Faris erwähnt (Ol. I S. 830 XVII; U S79 I); oiTonbur 
ötoht auch die Begrenzung in BoUeau 1 64 g 8 damit in Zusainmouliang, und das 
zwinfrt zur Annnhmo, treiade bei der soit df tn 10. Jahrhundert getrennten Rechts- 
entwicKlung beuler .stadte, da-s.s es sich um eine sehr alto Grenze handelt, eine irrenze, 
welche übrigens von vornherein den kleineren Lebensmittelhandel vom Gewichtezwang 
ausschliesst — Ton diesem Wiegttwang sind nun aber nach dem Paitamenteakten 
seit den ernten Jahrzohnteu dos 13. Jabrhundei'ts die morcatorcs ponderis Patisiensis 
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Weiter gehört die eigenartige, Sotvicldong des Standes der mercien 
hierher.*)) Ist ursprünglteh ein gewisser Zusammenhang mit dem Ekineisen- 
arbeitem und Ledwarbeitem au erkennen,^'^) so wird ee nun von Wichtig- 
"käif wenn im 14. Jahrhunderfc den cozroiers und cordonniers der Handel 
mit Leder verboten wird,**) dann aber aocih den oordonniers der Handel 
mit anderer als der 8elbethei|;estelllen Arbeit nur in der Halle gwtattet 
ist**) Bereite 1305 ist ein metcier Mitglied der confrfiiie des marchants 
und wird aus ihr ansgeetoesen, weil er durch Sdieingeaellschaft mit einem 
Fremden das Sti^lrecht der Brudersdiaft verletzt hatte.*') Im 17. und 
18. Jahihundert aber rechnen die merders zu den six eoips. Dabei haben 

frei. Es ist mm i'anz unmöf,'licb, diese morcatoroM poivloris, an Zahl 51 (Ol. II 
S. 27a II) jdoiiiifizioren mit don rejfratiers überhaupt, zu deir ii sie iiui h zur 
Zeit Boiloaujs dorn Zuuftrecbt nach gehören ; du» vurbietot di» Erwugung, da- 
mala Paris eine Stadt von nahezu 200000 Menscben war und schon f&r ganz 
kleine Qewerbe sieh bei BoOeau veihAltniamflsaig viel böhero Zahlen eiseben 
(T. 28 § 15: 15 patrenotriers; I. 55 § 10: 51 Chauder). Tor allem abor weigm lUe 
gluichzoitigon Nachrichten dos Boileau, dass Jio ciriers, dio povrlors und apothwairos 
noch immer wAffen mn^=;lf>n mid wepen der Mas'^abcnbo keine andere Umsatz- 
Steuer Kf^ben (Boileau 11. 16 ti 4 cur ils s'aciiiLtfiit au jtoi.n le Keil. Danuii müssen 
die morctttores poudori» ein bestimmter engerer Kreis sein, welche vollkommono 
Befreiung vom Wagezwang erlangt haben, d. h. eben die mercateres, die Onw» 
hftndler; Oroasbandler jedenfalls im Aufkant Daaa ale aber unprfinglich audi 
wagepflichtig waren, sagt derNamo. ~ Mit d(>m Wäp* zw:ni;: fallt auch die an der 
Wage erhobene Abtrabe we-j: mir d.irauf konnte es dem ZusammenhatiB' nach 
bezogen werden, wenn irb vr.n -.•bnhi>''ifrf«i<>n (Jres.skaufleuten re<le; Kiii i>.t.idt 
hat auch Lüor missveititaudeu. — AI» Verband treten diu Leute oben gerade ni den 
Olim auH 

*) Met in S. 915 9 i^ 1867: Item que nulz du mestlor ne pulst ouvrer t 
persona nule, ae ü n'eet unlsbres ffci mestier oa souffisans, qui sache ouvrer de 

cisailles et de cbardons et feuler sur .seile, ou femme du me.stier out enfaus du 
maistre [>r,nr t^nir ouvriers; exi <>t>t(? t:iT>t (|uo touz «enk 'pii du mestier "nf n«!»' 
seront uiarclians pourront bailiier leur laiue ä ouvrer souffiaomeat |>our ouvrer 
eil la roaiüou dosdiz ouvriers. 

") Hierzu die vortrefflichen Bemerkungen in M6t II S. ti8 f.; vgl. auch Eber- 
Stadt S. 292. 

") ob. N. 7 

»^) Ord Jean 11 v. 1301 XUl § 1. ö 3 (M6t 1 S. 23 f.). 
n Ebenda XUI § 8 (Möt. I S. S4). 

*') Leroux II S. 168, 1805. 89. Nov. — Bemerke auch BoOeau II. 4 | 80, wo 
mercerie auf der Seine Tor&hren whtL 
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sie im Lauf der ganzen Entwicklung noch eine Beihe beDachbaiter 

Gewerbegebiete annektiert, haben besonders in den Betrieb der frtpierSf 
der Tuchhäudler und der Goldschmiede hinttbergegrifl'en.^^) — Eine ähn- 
lidiei wie mir scheint ältere, aber veniger flurrhsichtigt' Gcscliichte hat 
der Stand der pelletiers durchgemacht — Wechsler und (3h>ldschmiede 
aber sind von Huus aus Händler. — 

Fasst man das bisherige zusammen, so treten der nlum hansa 
mercatoria, die man zunächst uuch wcscnUich als den Verband der 
GroBsproduktenhäudler zu denken hat, andere Händh rklasseu bei 
ürsprUngli« !i g<-liörten diese d(>n) Haudwerkerverbande ihrer Klasse an, 
haben sich aber davon abgelöst; d(>r eben angeführte Fall der Zu* 
gehörigkeit eines racrcier zu der confrerio des mai'chands belegt das 
trefflich. Die jüngcrn Klnsscn haben dio alt> d m.irrhands bald derart ver- 
drängt, dass im Lauf des 15. Jahrhunderts die letztem in Paris nicht 
mehr erwähnt werden, sondern die marchands, welche den mestiera 
gegenüberstehen, uun durchweg die neu lilnzugekomraenen sind. Die hansa 
freilich wird noch in der Mitte de> 11 und Anlang des 15. Jahrhunderts 
auf die niarchandise de l'eau bezogen. — Um Grossliändler im engsten 
Sinne handelt es sich nicht innner; die epiciers und die nierciers sind 
jedenfalls im Verkauf Detaillisten. Aber sicherlirh sind es nur Händler, 
keine Handwerker, und stehen auch über den Kleinkriiniern (regratiers). 
Ich weiss kfine bessere Abgrenzung als die, welche unser modernes 
Handel sreclit iin Or-jmsat/. von Vi>llk:iiifnirnin und Mitirlerkaufniann an 
die Hniid gibt. '^l — l\('iTu>n Aiifsi hin-- i igflnm dem entgegen, wijs n)au 
viellcii hl erwarten koimi< . die Nachriciiteu über die Wahl des prevot des 
iiiai i hands, und der eclunins: denn diese, ^^ehr -^jiiit mul wenicr nrnprünglicb 
liuiien ledi£rli<'b ^"f '"i"'* etwas kofti[)lizierle I\no]>t;itioii liinaiis mul be- 
sagen infolgedessen nichts über den Uiufaug der Paiiser Kaulmaun- 
schaft.^'') 

") Vt'l. M.'t III S. 132 § 15 mit M.-t. II 8. 202 § 17. 

Ord IV S. !). i;i-'>0; dann diu gio.sso Oid-manz von 1415 (Ord. X. S. 2.57 f.) 
§ 495 auch der Bür^'er von Paris unterliegt dorn liancer; S •'»9 das hancer aber ist 
ein hancer de la maichandise de Teau de ladicte viUe de Paris. 
•*) Goldsdimidt Htuidbuch des Handolsrechts I S. 510 f. 

6.' diesulbe bei Loroox I S. 154. Danach sollen die Quartlniem mit 
6 designitirten ßihgern je 4 Leute wählen, der pru\.jt wählt mit den echeviiih und • 
den 24 conMiUorü jo 2 aus diesen. Diese dann der prevui, diu .-^^cbötTttu, die cuu- 
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II. Gleichzeitig mit dieser Vmchielning setit noch eine andere Ent> 
Wicklung ein, die densdben Ausgangspunkt wie jene liat| abw in einer 
andern Richtung verläuft 

In manchen Orten treten auch die Hand w erkerverbände in die 
Han'^n ein, oder besser, sind hausae. Es ist kein Zweifel, dass die hansa 
in Paris, dann aber auch in Bouen und Nantes, urBprttngUch identisch 
ist mit der Bruderschaft der mercatores und diese selber wieder die 
Seineschiffer sind;'") noch später werd^ in diesen Orten die haasee 
wenigstens als Kaufniannsvereinigangiai aufgefasst.^') — Dem steht nun 
ganz scharf die Thatsache gegenüber, dass in Rouen und in der Nor- 
mandie überhaupt der in einen Haudwerkenrerband eintretende hansa 
zahlt'*) £benso werden in Beims die Weber von den draperii — aller- 

seillers und quartmiers wählen datm den Magistrat. Nach Leroux stammt diese Wahl- 
ordnung von 1415 und atebt in dem grossen Pariser rfigl^ment pour la Jnrisdlo- 
tion dss prövöts des marcbands von 1415 (Ord X S 267). Hier und flbeifaaupt in 

den Ordonanzmi bis 1514 vermag ich aber nichts ähnliches zu finden und ich 
vermute, dass es sich um eino spatere Ordonanz liandolt. violloirfir an das Paria- 
montmirteil von 1500 iLeroux 1 S. 155) ankmipfeiid, die dann in üiner der bei 
Leroux benutzten, mir nicht zugänglichen nlten Sammlungen CLeroux I S. 125 N 4; 
I S. 57 N. 1; IS. 155) irrtflnaHsh mit jener grossen Gewerbeordnung verbunden 
worden ist - Eine ihnliolie Bdclftnmg bei Bobiquet Ustoirs munietpsle de Faiis 
8. 848 K 1. 

") Paria ob. N. 14 Rouen: Ord n 8. 438. 1170, und Ord II S. 413 § 7. 
1207: Die mercatores aquao von Ronen haben das ansschliessltclio Dnrchfahrtsrecht 
auf der untern Seine. Da» ÜLaptilrecht aber, das sich daraus or^jiht, wird in Rouen 
vom hansarius geltend gemacht Ch(3ruel bist de Rouen I S. 154. Mautes: Hier 
ergibt sidi der Ziisainnienliang der hansa mit dem Fluaduodel aus der Vritunde 
bei Leroux I S. 109 N. 1 (mootant on avatamt)^ 

Ürd XVIII S. 6ö4 § 81. Für Arras afin que tous lesdits maiifthanB de 
nosdites ville et cito de Franchise aient metllour vouloir de cotitinucr lour fait 
de umrehandise — les — exemptons de la compaiguie frauvoiae et des han«WfftH de 
Paria, Rouen, Mantes et autres villes. 1481. 

**) FQr Rouen seit Ende des 14. Jslurliunderi»: Ord 7n 8. 117 § 8 Ftrber. 
YJI a 744 ( 8 Drahtzieher (auch mr Nonnandle überhaupt). YHI S. 29» | 4 
Weber VIII S. 859 § 10 H5nier VUI S 897 ( 1 Dachdecker. Tm S. 505 § 18 
Scheidenmacher. VITT S- 598 § 4 Licbtermacher. X S. 40 § 3 Wachszieher. 
X S. 253 § I Koffermachor. XVf S 2:^1 s 6 Schmiodo XVII S 411 § 4 PplzhÄndler. 
XVIll S 45 g 1 Schneider. XVIU S. 420 § 9 Pflasterer. Für Evroux IX S. 46 
§ 1 Gerber. 
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dingö moiiicntaii oi fol/^los — angclialten, lioim (Towerbpbrginn eine haiicia 
zu entrichten. rml es gehört hierher, fuhrt allerdings selinn in deutsche 
Verhältnisse hiiiiiber. wenn in dfii östliclien Gebieten noch sehr spät 
Hansen gerade der Kleingewerbelreiln'iulrn crwiihnt werden. '") 

Eine ganz parallele (Jeschirhte hat der BegriÜ i)urgensis dnrrli- 
geniacht. Nicht nur an der Grenze von Südfrankreich wird zu Antaug 
des 13. .Tahrhimdert« hurgonsis im Gegensatz zum allgemeineren civis 
als der Kauluutnn und Händler definiert, der nicht mit '1er Hand 
arbeitet;") sondern dasselbe liisst «ich im Norden verfolgen. In J^aris 
werden vüu friiheru Zeiten liei- die hurgenses den Hitndwerksleuten 
entgegengesetzt und den nieic atores, dann den haiisati. zunächst also 
den niercatores acjue gleichgChtellt^'^i Und der glciehe (iedanke wieder- 
holt sich vielleicht nc»ch 14G7. wenn den nietiers gegenüber von traue- 
hourgeois und man han^, ijni ne tiennent onvrouer ne buuticles geredet 
wird.*') EbcUöu tieteu auswärls die Bürger nuch lange vor die commune 
oder die Zünfte,") allenfalls sogar in der Art, dabs sich gewisse 

'") Varin archives adm. de la ville de Reims I b. 1072, S. 1074. 1292; von 
«dem häufig' vorkommfiiid«! Anq^rudh der Tucher, d«i Eberstadt S. 84 bebauptei, 
wiawn die Quenen nicfats. 

**) VgL meine V. 0. II S. 241 N. 33, wo auch die einschlügigen deutschen Ver- 
hältnisse, — (>rd VI S. 608 g 4. 1381. fQr die Motzpor von Langres: Maistre et 
compaignon du dit montier können vom neu beginnenden erheben son auaaige 
raisonable (dazu Eberstadt 8. S8 N. 3). 

**t So Titslto v<m Hueska: et bei Ducange a. capttalaiii (capituluw) il 
S. 151; vgl. V. G. n S. 227 N. 5. 

4*) Ord IV 8. 67. 1209: Si mensator PariBienaiB volaerit baboe aocietatem 
mercature cum biugonsi i fborraRonsi vel burgensis Rothomageusis cum burgensi 
Parlsiensi Orr!. VI S. 147. 1215. Zueret burgenses Parisienses, flann mereatoros. 
Dann Ol 1 s. ;<ll XA'X fm«ino V. O II N. 7). ^joch 1404 werden aufgezählt 
bourgeois, marchans et habitans (Ord. IX S. 43). 
kUt I 8. eO ( 24. 

**) Zuerst Ord XI S. 270 $ 5 OommunaldiartB v. S. Quentin, tvaa aleo in die 
Wende des 11. und 12. Jahrfa. fahrt: Si quis intraverit in communia, Balro corpore 

8U0 et peeunia nua et rebus permaneat. nisi ait de hominibus imstris de corpore, 
qiiorum nulliuui recipiet, nequo aliquem do placito burgo Et. de .S. (^uentin 12 
((.Tiry eiudti mr les onginos do lu commune de Saint C^uenlin S. 71) sus bourgois 
ne aus jure (Communiat) ne sus franc home. Ord IV S. 68 § 5 1106. VillbneuTd 
S Melon: ^uod in predictavitla non .recipietur ad manendum aliqais do communUa 
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HiindlerklasBeD zwischen Bürger und Commune (oder ZiinfU ) ein- 
scliieben,^'^) es sind also hier aelbet die Händler noch nicht Tollkommen 
in den Staad der burgenses iibr rrjogaugeu. — Aber auch hier lässt sich 
wieder eine jüngere Schicht erkennen, in welcher dw bourgeois lediglich, 
von dem manant oder hubitiint si( !i iiMu ht' ). Da in mner Stadt wie 
Paris die Masse der Bevölkerung Gewerbe botreibt, so unterscheidet 
sich dann meist der demoriint vom Biiigei' nur mehr durch den fiehlenden 
Hausbesitz.*^) 

80 hat sich der B^riff des burgensie wie des hansatus ausser- 
ordentlich yeri>reitert und allmählich die ortsansässigen H:uidwerker über- 
haupt ^asat In der Normaudic nnd im Osten gilt das für hansa, 
während mau in Paris noch bis in <len Anfang des 15. Jahrhunderts 
unter der hansa doch den engern Kreis der Kaufleutc versteht; noch 
jetst treten einheimische und fremde Händler ausdrücklich in diesen 



noetiia, nee alviuis de Inugeosihus nostris, nisi de voluntale noetrn. Ord II 

S. 400. 1:V)0 ex parte dilectorum nostrorum scabinoruin, burgensium, communitatis 
et habitlatorum villae iiostro iiisiilensia. Ord IV S. 404. i:5'20 cscJwvin», bourgeois 
et le peuple cominun I;i villo de St. Omer Ord IV S. 64b. ia65 eachevtns 
bourgois, et la couimimaule de noHire vülo do Toiumay. Ord VII 8. 860 unt 1256. 
Veufcbateau in Lothringen auz dis boijois et a la communautö. 

Oidlll 9. 151 § 11 (aUgemeine Ord): a toos boungeob, changeara, orphsTrea, 
marchans d'avoir de pois, drappiers, peletisn, mercien etc. Ord V & 190. 1809 

(für einen aquitaniscben Ort) boj^genaium, mercatoruin. ot habitatenua ^ehr 
spät 1461 noch in einem kleinen normannischen Ort: bourgois, marchans drapiera, 
commun et habiUvnt« (Ord XV S 82 § 11). Für Paris N. 42 a. E. 

*") i .uurtrois ~ babitants von Paris: Ord IV S. 327 f. \:m: S. 4G1. vm. ~ V S. 137. 
bourgeois et autros habitana 1368. Tournay. - S. 15*3. I36tf bourgois ot tiabitana do 
la vilte de Chalons. — 8. 197. 1869 beurgels et babitat^ de la viUe d'AbbevJUe 
u. so oft. — Diese Auffassung kommt bweits bei Boüeau durchweg lum Au»> 
druck (pret. a toz lee bourgois et a toua les habitants. I. 70 § 5 bourgois ou 
eetagier II 5 § I bourgois - § 2 demorant a Pari.s, fju'il ne soit bourgoisi; 
BoileiU! betrarhtot auch diu Handwerker als bourgeois (1. 6 § 6; I. 11 § 10; I 12 9; 
1. 14 § 6 u. s. \v ). — Der estagier ist nach dem Urteil des parloir aux bourgeois 
der wirklich domizilierte nicht der blosse Aufouthalt (Lcroux II S. 807. 1291. 
10. Febr.) 

*^ Bofleau n. 11 § d hom domorans a Paris, qui n'a pas de mabont qui 
seuee seit 
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EreiB ein.««) Dagegen hat in Fans und anderwärts bnrg^uiB die er- 
weitoie Bedeutimg angenommen. 

m. Es ist nunmehr an der Zeii| der lechttichen Bedeutung der Be* 
Zeichnungen borgensU und bansatus nachzuspttren. 

1. Ich beginne mit burgensis und will hier wieder von der spätem 
Zeit auf die Mhere curttckgehen. 

Hier ist es nun von durchschlagender Wichtigkeit^ dass nach zwei 
Bclogirilicn die Pariser Bürger in der defensio oder salva gardia des 
Königs stchcn.^^) 

Ich habe anderwärts die Bedeutung dieser salva gardia aus den 
alteü französischen Quellen eriiiitiflt, uml die dort entwickelte Auffassung 
besteht :^1äir/end die Probe der jungen i-cichhaltigeu Nachrichten. In 
den vielen hundert Schutzbriefen, die für Klöster oder Städte währeud 
des 14. uud 15. Jahrhunderts ausgestellt wurden — erst nntLi Ludwig,' XT. 
scheinen sie abzukommen v ird allemal der Schützling Kläger und 
als Beklagter der ordentlichen üerichtsbarkeit entzogen und der speziellen 
Gerichtsbarkeit des Königs unterstellt, welcher sie dann durch einen 
besondem couservator oder gardiator auüüben läast — eine Form, die 
beiläufig gesagt auch die Piijjste kopiert haben. — AuSSerlirh wiid das 
Verhältnis sehr oft durch Anbringung der königlichen penuncelii (Fahnen) 
oder baculi — einem Gegenstück zu den deutschen Städtebüdern — 
kundgemacht "^i) Als gardiator wird in der Nähe von Paris häufig der 

«) Leruiix I S. 118. 

'■') Onl III H. 611 f? 11. 1292 für oiiion Ort bei Avignon: Rom qiiotl nos 
liabitatoros dicti loci toneamus. cuHtodianiiis, et dcfTciidamiis, «iru* cives nostros 
Parisiens»». — Ord lY S. 669 g 1. 1277 für dio italienisclien Kaiitleute in Nime-s: 
omnes et singulos in civitatibus, conununitatiboa, ot univenitate predlcUs, qui ad 
civitatem noslram Nemausum pro mercaturis et negociacionibus ibidem exercendi« 
so nunc et imposterum transtulerint, sub eadem nostm protoctiono et custodia 
recepimus, .sub qua burgoiisos nnsiri i'.n i-'cnsos conslatunt^ eoequo manutenere et 
d« tToi doro renetmir onridri ot redeundo et niorando pro pos.se nostrum et juvar*' si 
ipsi vv\ re.-^ oonim r.'iiior«. iitur vel !Mi|.-d!r'"i>hir alicubi. »yxk-in modo <jiio biir^'onses 
nostrus facoromus. — In oiuom ganz aiunugeii Fall weraon dio Angohörigon eines 
sfldflransösischen Ortes gestellt sub seeuio conductu ac protectione et salvegardfa: 
Ord Y 8. 190. im 

••) V. a. II 8. 84 f. 

•■") Es ist hior des liauini'S wegen nur mfiglith ein paar besonders deuliidiB 
Belege herauszugreiioii: urd V ä. IIb. 136$ Kloster bei Paris stebt in gardia Uea 



Digitized by Google 



158 



Dr. BnuA Kayer, 



prepositns Farisiensb verwmdet, anderwfirl» ein Baiili oder Sene* 
schall. — 

Wendet man mm das auf die Pariser Bürger an. so ergibt sich, duss 
die Bürger vuu Paiis unter der besonderen Mundialgerichtsbarkeit des 

Königs stehen.^'') 

Das Gleiche folgt aber auch noch auf cinom andern Weg. In dem 
Privileg für die Italiener von Nimes sind diese bald den borgenses 

Königs und kann deshalb nur vor einem pardla(or dos Königs beklagt word< n. allein 
dorsolbo hat auch die Vorteidifnmp des Klosk<rs und deshalb die Entscheidung über 
die Klage desXlosters, hat coKni(-ionem otdecisionom ounuum et singulamnicausarum 
ad dictum monastorhim ag endo et def endende speetanUum; als gardiator 'wird 
der preposituB von Paris gwoannt. — Ord V S. 129. 1S68 ebenso für die Kartause 
T<m Paris, die in aanvegardo loyal ist; das wird zum Ausdrucke gebracht durch An- 
bringung der ponnonceaul« Roiauls; das Klostor steht wieder unter dem prevöt als 
gardo ospecial tant on demandant commo en «teffendant. — Ord V S. 234. IJ^ßO ilhnlirh 
VI S. 391. 1378). Hier für spocialis i^ardia die ostiarii parlamenti als Aniragbleller 
und die gentos riHjUü.^tat um als Hichter, wieder Anbringung der penuncelli seu 
bacuU regü. Ord T S. 808. 1370 S. Martin in Tonn ist in sslva et ^eciali gardia 
des Königs und deshalb von der ord^tlichen Oerichtsbarkeit vollkonunen ezimiert 
— Ord V S. 835 f. 1370, 332. 1371 ebenso für S. Vi<;tor bei Paris; prüvöt ist gardiator; 
t\s ist hier 'Ii" g;irdia vom König widerrechtlich veräassort worden und wird nun 
der alte Zustan i windoriinTL'» strllt. - Ord IX 8. 348. 1408 für Kloster in sauve- 
garde especial ist der bailii als Kii' ilien special ot juge et conservateur — on toutes 
leurs causes, quereles et bsaongnos quelsconques, tant reelles coame personelles 
et autres et tant en demandant oomme en defendanfc bestellt. Das soll aber nur 
fQr den Umkreis von 16 M eUen um das Domizü des gesdiütacten Instituts gelten. — 
Ord V 8. 2^. 1869. Dio C'onsules von Kod»»z in salva gardia dos Königs, dio vom 
SonoscalhiH L'oiihi wurde. Anbri^ifiiTip der königlichon p<»niiiH-^'lli. - Ord V S. 573. 
1372. S 4. Hocholle in .sah a ganliii genommen; der Uuiiornator ist gardiator. — 
Vgl. aueli Ord IV S. 142, ld46. Entscheidung über sahogai-de onfrainte gehört zu 
den CSS reserveoc 

Vorige Note. Besonders deutlich sind die Yerhaltnisse In derTouraine, wo 
der bsiUi der Tourabie sugleldi Bichtsr Qber die Exemtionen in Aqjou, Maine, 
Poitott ist; Ord V s. 869. 1370 § 4 (s. auch § 1, wo oxemptton de 8. Martin die 

Immunität); Ord V. 429. 1371 § 1; Ord XII S. 253. 1413. 

Vioneichfc (mehr folgt ni<:ht) geh'rt i - in diesen Zu.sammonhanfr, wonn 
1200 ttino Vorliinderung der Pariser am Löschen ilirer Sabwchiffe als iniuriari domino 
rc*gi et ipsis burgeusibus angesuheu wii'd: Folibiun lustoire de la vilie de Paris I. 
disaertation sur l'origino de l'bdtel de vllle 8. ZCVn. n. 6. 



Digitized by Google 



159 



PariiieDseB, bald d^i buigeiises nostri gleichgestellt^*) und duraas folgt, 
dasB im Süden während dsae zweiten Hüfte des 13. J&hiliQndMtB die bui^gensee 
Parisieiues mit den borgenaes des iESnigsM) idttkttsch sind. Damit 
Btimmt dann auch die Veileibuog des Rechts der Pariaer BQiger,'^) 
iriUbrend sonst im Sttden gewiäuilich nur von buigenses regis die Bede ist 
Nun sind die burgenses des Königs im Süden zwar einer königlichen 
Stadt (Kontpellier, dann Somi^res, dann Aignesmortes) zogewiesen» 
allein das ist nur so au&u&ssen, dass die Stadtbebörde als gardiator 
der Ubersll wohnenden burgenses fiingierte; <fenn die Bürger sind von 
der gesamten ordentlichen Gerichtsbarkeit ezimiert und stehen ledi|^ch 
unter dem König.^) Wiederum ergibt sich daraus fUr die Pariser Bürger 
die Unterstellung unter die königliche saWa gardia; sie gehören der 
Klasse von Bürgern des Königs an, die von der lokalen Qerichtsbarkeit 
ganz abgelöst ist 

Prägt niaii, worin sich die Exemtiun der Pariser in Paris selber 
äussert, so liegt die Antwort nahe. Während noch im 10. Jahrhundert 
ein besonderer vicecoiDos cr^'ülmt istj^') hat später der prepositus 
Parisiensis dii' Gt riditsbtirkeit im vicecomitatus erhalten. 

Das fulii t auf eine weitere Eigentümlichkeit In den Quellen seit der 
zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderte wird ( > :ils etwas normales betrachtet, 
dass die bourgeoisie durch den prihot verlieheu wird.^^) £s wird zwar auch 
als möglich betrachtet, dass die gleiche bourgeoisie an bestimmten Orten TOn 
dem Gemeindevorstand erworben wird, aber das andere ist die BegeL 

**) Lucbairs manuel § 221; Boutaric la France eous Philippe le Bei. 8. 154 f. 

»») N, 49. 

*^ 8o passim Onl V S. 627 f. 1878; VI 214 L 1876. — Vgl. auch ob. U S. 164 

XXIX. 

"} Osrt de Paris 68. 925. 

*^ Ord I S. 314 § 1, *1^7. Fflr das ganze EOnigrmch: ss aucun vout entrer 
en aucuno Bourgcoisio, il doit aller au lieu« dont il requiort estro bourt^uois ( t doit 
vüiiir au Prevost do Vmi ou u scii licutdiiaut ou al majeur des lioux, qui ro^oivent 
bourgeoisie sans provossf ; i»bf.fi':o Ord I S. 367. 1302 (II S. 461). — l'>f>sondorb 
charakteristisch Ord V S. mi, l.m. Das Dorf Puiscaux, das zum oxemton Kloster 
S.Yictor (N 51) gehört, soll einem prüvöt des exemtions untorstoUt werden; das 
Kloster wehrt sich dagegen, well ne fut oncques accoustumd de y avoir pour nous 
Bourgeoisie ne place de bouigeoise und eneichti daea der Ort unter dem allge- 
meinen gardien, dem pi t voi von Paris verbleibt. — Ober altere Verleihung der 
buigeeia: V. O. 11 232 N. 15. 
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D V pr^TÖt aber ist als das ursprOngliclie Oxgan der ndtdem konig- 
lidien Domaaialvwwaltimg zu betrachten.^*) 

2. Unter den Merkmaleii der hansae tritt auf den ersten Blick am 
deutlidisten das ausschliessliche Flusshandelsrecht hervor, das sich fiir 
dritte in einem Stapelrecht äussert — 

Es ist hior nicht der Ort, auf diese Berechtigung, die an der Seine 
so gut wie am Bhein sicli findet, genauer einzugehen. Wer, wie ich, 
einen genauen Zusammenhang der mitielallerlicheii Stadtverfaasung mit 
dem römischen Munizipalrecht annimmt,"^) wird, wie die alte Sclmle in der 
hansa mercatoram aque die Zunft der römischen naatae erblicken, die 
ja gerade auch in Pari» existiert hat. Insoweit hat dann jeder Ort — 
Paris 80 gut wie Ronen, Mantes — seine besondere hansa. 

Die Frage ist nun aber, ob das Wort hansa gerade diesen längst 
vorhandonen — römischen — Verband Ix/fiobnet. 

ITi> r kommt nun folgendes in Betracht In Paris werden die Auf- 
nahmegebühren (hunces) allerdings von dem parloir aux bourgeois ver> 
einnahmt''!) — In Kouen nud in der übrigen Normandie dagegen, wo 
die Verhältnisse urkundUch viel klarer hegen, wird einige Mal davon 
gesprochen, dass die banse zum Teil an den König, ztun Teil au die Con- 
frftie KU entriditen ist;"^) andere Male aber wird noch besümmter die 

**) V. G. n S. 809. 

Vgl. ausser meiner V. O. die Beiuorkungon in ileutscher Litloraturzeituni,' 
1899 Si>. 1879 f. Ich habe das Viormämiorkollüg noch suhr häuüg auch im miltluren 
und nördlichen Frankreich wiedergeftmden; ebenso kommt durchwog die Kach- 
ahmimg dSeaer atSdtischen VorBtandschaft in den Ylererkollegen, welche die ZQnfte 
leiten, vor. Gonauoros EiiiK'ohttn i.sL lüor nicht möylicli. 

*'t Ord IX 70'f 1405 der gar-lii ri lo la prevOtö des marchands übt dio 
Rechte der j>rev6te aus, und darunter wonien han.sos erwJihnt. — Leroux I S. 118 f.: 
die hanses erscheinen in der Einnahme doa hutol de villo. Untonichiudijü 
weidMi grosse und kleine hansa, ohne dass man Ober diesen Oegensats gemmeros 
wflaste. — Beiläufig gesagt» kann ich meine Verwunderung ttber Eberstadts Be- 
hauptung 8. N. 2, dass «wir über die Pari.ser hansa — durch eine lange Roiho 
von Urlcunden ruif ilas ^'«»naMeste untcnichtot sit;il". [li' !;' nntonirnrken : doijn die 
Nachrichten sind, wie uböiluupt lur i'anssor Verhalüiis.s6 Lis in dio /.weito llaiflu 
des l'd. Jahrliunderts hOchst dürftig, und auch später werden ho nicht reichlich. 
Wie gering sind die Belege übw Pariser Vertesung, wenn man sie mit KOln, 
HetB, Lattich oder auch den flandriscben Stftdten Torgleicht. 

•') Ord IX 8. 45 § 1, 1404. il sera lenu iMifer pour sa hanso dix livre-s 
Toumois, c'est assavoir XL sola Toumois pour le Toi nostrs L., 4 d toum. k ladite 
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banse gerade dem K&iig zugesduieben, und daneben eine Abgabe an 
die Gonfrdrie nntenchieden.«*) Dandt stimmt, wenn nocb viel späta* 
swar ^e Verieihnng dar hansa, «ie schon in den Quellen des 13. Jahr^ 
bändelt^ durch die KommnnalbdiSrde stattfindet) die in Bönen*') gerade 
so mit der haosa morcatonim aqne in Beziehung ateht^ irie in Paris; allein 
wirksam wird diese Yerleihung ent, wenn der kSnigtiche vioecomes aquo die 
Yeileihimg registriert und die banste „in Besitz ihrer IVeiheiten geseilt 
hat*.**) Es ist natürlich sehr wobl mSglicbi dass die von der Kommunal» 
behSrde eriiobene Abgabe der hansa allmihlich ihre Besiehung zum 
König veriloren bat; der umgekdirte aber, dass allmShlicfa eine Be- 
aehung zum König eingetreten wSTe» ist unmitf^cb. — Nötigt danach das 
Becht in Boueoi anzunehmen, dass die hansa als Abgabe ursprOnglieh 
dem König gilt, so tritt der obrigkeitliche Charakter der Leistung dent- 
lidi in einer ältem Urkunde Ittr die Champagne herror, wo der vice- 
oomee von Ticojes unter Genehmigung des Grafen an ein Kloster die Abgabe 
Tom Salzverkauf gibt, welche sich wieder spaltet in die hancia und in die 
bnisselli. Die Urkunde fuhrt freilidi auf das andere Anwendungsgebiet der 
hansa, das Marktredit hinüber, das hier nicht eingehend berfibrt wwden 



conftarie 4 £ pour garder et dafendre les droits dodlt meetlsr; Z S.8S8 § 1, 1415 
pour sa bansse sera tenu paier 80 sola, c'est aasaTOir, au Boi noatro S. 90 sola et 
aus diz gardea X sola; XVI a 831 $ 6 1464; XVU 8.411 §4; XVUI 8.46 9 1. 

**) Ofd VUI S.899 §4. 1892: cbacun qui levra ledit mestfer, palera au Boy 
nortie S. ▼Int aoulz pour sa hanao dudit mestier et aus gazdes dnq aoulz pour 
leur pelno et travail il'avoir oxaminö lodit maistre. — Ord X S. 40 § 3. 1412: jus 
ques a ce qu'ello ait y)aye X sol. Tournois de hanso pour le Hoy. et V sola tnnmola 
pour les gardos. X S. 356 ^ 18. 1415: U pai«ra 20 sok de lian.se au roi; vielleicltt 
XYUI S. 420 § 9. 

Die Wjihl der KommTinalhehörde erfolgt im Goiiändo der hansa: Ch^niel 
hifjtoire de la couimiHie do Kouou I .S. 336 f. — Der m<uor liel)t die liaiises ein 1 
8.888. — 1 & 154. 1254: der maior oder der bausarius macht das titapelrecbt dar 
banaa gdtsnd. 

<■*) Beaurepaire de ia vicomtö de I'eau de Rouen S. 103/104 mit Berufung auf 
urinmdllehss, aber wie es scheint spfttes Material; ^oe laa lattrM de hansa ds» 
livrtes par la Tille ne aortlsaaient leur efSat quo lorsgne le vleomte de VEtn an 
aTsit (Hdonnö I'anregistrament a son grsffe et avait eovoyö les banste s'^ouir das 
fkanoUsBS attachiaa 4 oe titra.* 

11 
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aoU; aUeiii der obrigkeitliche Charakter des Bechte ist bier sehr Idar.**) 
Li DeatechUmd — Bremen — aber tiust sich das Gldche noch weiter 
ziu^ck enreistti^ und ähnlieh ist es in Flandem. Schon hierAos folgt 
mit Notwendigkeit, dasa die hansa k«n diudk freie Yereinigiing ent- 
standener Verband, sondeni ein Kreis obrigkeitlich au%enommener Lente 
tsl^ der dann freiHch raf ällig auch mit ünem autonomen Gewerbererband 
thatsSdiUdi rasammentreffim kann.**) — 

Allein die spätem fransöstsdien Quell«! geben noch einen andern 
höchst interessanten Anhalt Nach dem Pariser Recht muss der fremde Kauf- 
herr, der nach Paris Handel treiben will, sich in die hansa annehmen lassen 
und erhält hier ntm einen Gesellschafter aus den hansati von Paris durch den 
pr^Tot zugewiesen.**) £e ist diese Zuweisung eines GesdlscbafterB nichts 

*"^) Champollion Figeac, documents hiatoriques inedita II texte» ä. 87. 1154 
(Salagium, aicut viceoomes habuit» contolit — scUicet baosias et boisellos); ich 
babe Y. G. II S. 807 durch Bourqudoi verleitet die Stelle nfadit richtig verstanden. 
Von einer Steoer v<»n Einpökeln ist bei salagium fteOioh keine Rede (Oid ZII 
S. 198. 1899 wird gerade Pökelsalz von der Steuer freigelassen): aber wilBgium ist 
eben einfai^h dio auch sonst (Ducange h. v.) öfter vorkotnmondr' Steuer vom Sal/ 
haiidol U'ui" siiftter z. B. Xii S. 121. 1880): si" ist dann als piibvll».' s. l (z. R. Ail 
S. I9jQ oiu Fundamout der französiächon Finanzen zu i!:nüe des 14. und im 16. Jalu- 
hundert: Yuitry l^des sur le regime flnander de la Franoe II 8. 19 £ 

«) V. G. II 8.206. 

") So V. a II S. 240. 

"•') Ord X\ S. 2M. 1204. Kein Burjrundischor Kaufmann kann bei Paris 
Seinebandol treibi^<ii sineparticipatione mercatorum l'arisiensiumcimi mercatoreautem 
bansato et manente Paris mercaturam licite lacient ubique sine participatione 
mercatorum parimenaium. — 1898 wird davon gesprochen, daas die Seinednrd^tahr 
nicht gestattet sei, sanz compegnto fhinfaise et aans ce que il fbust hanetie de 
t'iau de Faife (Leroux 11 8. 18». 1998 a Okt). - Ord IT S. 9. im die durch- 
fahrenden fremden mercatores mflssen eodetatem fruiciscam per jurepositum 
mercatorum aen por altorum Scabinonim dicte ville cum aliquo burgensi hansato 
viiiö luOuBuiudi röcipere; m der fast gieidälautenden. aber entstellten französischen 
Fassung in IV S. 265 ist vielleicht erwähnt, das« der Fremde einem Imnser unter- 
liegt — Gans klar liegen ^e Yeihaitnisse in der groesen Ordonana Eaxb YI. von 
1415 (Ord X 8. 257 f.) % 8: durcbfthren k(»men lediglieh IwurBrns de Paris et 
haacss de la marcbandise de l'eau; et a'üs ne sont bourgois de Paris, ilz seront 
pareillement bancez ot avcrqtTos co ilz auront compaignie fran^aiso a oulx bailleo 
par lesdits prevost et eBchevms; ebenso ^ '..^07, § 255, § 304, § 3Hi), 419, ;? 425; 
noch deutlicher § 44 et auasi pour avoir compaignie £ran9aise avecqiio ladite 
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auderes als tlie Anweuduug des Teilrechts in den Gewprhovprbündeiü"*) 
Dean der Vorgaug ist genau der, dass der JbVemdc in die hansa aufge- 

hanae. % 50 a'il n'est hanc6 de la &iMthftndise de l'eau de ladlete ville Fuis, et 

qu'il n'ait compalgnle fran<;ai8e. § 405 der BQrger von Paris kann mit niemuid 
(fi'sullBchalt haben, a'il ii"es( Ii;uic6 comm<i lui; alischliessöiul § 498: Quant aucun 
marchant «mi antres foniiii hans'', ausai que dit est aiini entencion de faire 
amener par iadicto riviore en ladicto ville do Paris aucunos denröos ou marchan- 
disH, avant que eBes soleDt mleeo ne embatuee, dedens leedis deetrois de ladicto 
nwchandlBe et de ioelle livifrre^ U 71a paidevero lee die prevosfe et escibevinfl, poor 
les (die WamO mettxe en compaignie fian^ee et dira et dedarara joatemeiit et 
loyaumenl ot par serement le pris, (luo elles coneterant en toutes choses renduea 
m ladicte ville sans y faillir siir ladicte pelne et Itnlis [»revost et est^hevins 
donneront la compiiipnio n nn hourgeois de Pari'» hansi ot mm a atifre lequel, s'il 
lui plaibt, a ira la luoitio d'icollu.^ deurües ou uiai chuadiäetj aiiiäi mi^u» on ladicto 
compaignie pour ledit pris que conateront rendaes en la dicte viUe. 

Fiaktiaeh twdeutet das auch, daaa ein Faraw haosatus mit einem Ana» 
wärtigen nur dann Gesellschaft liaben kann, woim der Auswärtige in die hansa 
eintritt Dieser Gtedanke hat oiii« Parallele in dem Statut für die raerciers der 
Tourajne von 1448 (Ord XtV S. ;iO § ir>i : .fr-t^i Ultramontain, welcher die franchise de la 
bourgeoiäie in den Städten der Touraine erlangt liat, ist der Abscblasä einer Geäellä<;Laft 
mit aadnn Ultramontain vi«rboten, der dta« franeUae nicht hat Liegt im letzten 
Fall die CJrsacbe des Verbots In der Steuerfip^eit des Bürgers (S 15 a. a. 0.), der 
dann audt den fremden Genossen decken würde, so wird sich auch das Pariser 
Recht, wo der Fremde in die compaignie flranfalae eintreten muas, gerade ao er- 
klaren. 

Die ütJseUachaflen der Pariser Flusshäudier uiüssen sicli wie d«r i' lusibhandel 
selber - es kommen stets gauxe Schiffe in Betraclil - auf den Grosshandel be- 
ziehen. Hierher gehftrt dann die Parallele von dom Gfldestatat fOr Talenciennes, 
wo ansdieinend den Hitgliedem der Gilde mit fremden Harktfohiero ein Geeell- 
schaflsverstrag Aber einen geringem Betrag als V sols verboten wird (Wauters 
liberti s commtuialos: prenvos ö. '2.M): S'aucuns dos fröre« has. 1 ho aucun hanseur 
au markiet lUHins quo de V sola. cf. V. G. II S. 241 f. n. :34 u. ä6) 

Vgl. die Belege V. G. II S. 238 N. 29. - Zu dem dort Gesagt«» ist noch 
SU bemerken, daaa in Paria das Teibecht wiederholt nur den Angehürigeo eines 
mdtier gegeneinander ansteht (Boileau L 70 § 5, 1. 76 % 18, 1. 78 $ 2i; I. 79 % 21). 
länmal wird das Recht den Idossen hanbanniere untereinander, die nicht zum m6Uer 
gehören, abt,'08proclieii: I. 76 § 27. Einigo Mal poht auch in dem Handworkor- 
verbando d;i8 Teilrooht auf die Hälftr : Rnilonn T 7« ^ 31: T 79 § 21. I'nd pmmal 
ist die AuHübunp dos TcilrwhtAR goii ui s > von dor S erfügung dos Verbands- 
Vorstandes abhängig, wie bei der haiifia iiieicatorum (Boileau II. 80 § 19). Das be- 
stätigt meine Ableitung des Teilreehts aus orsprOnglich gemeinaamem Einkauf; 

11* 
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jioinnieu wird — eine notwendig in die fränkische Zeit zurückgehende 
Form, weil dies hansin sich auch in Kiilii Imdef") — ; dabei wird ihin zur 
Gesellschaft (Tcihmg ) durch den propositus ein hausatus auf die Hälfte zu- 
gewiesen, wie das \ croinzelt auch liei andern Gewerbeverbänden zu erkennen 
ist^') — Derselbe obligatorische Eintritt des fremdeii händlers in eine 
societasTTiit den einheimischen haiibuli findet sich in Koucu uiiJ m Mant«s." 
— Hier ist iiuji das entscheidend, dass der Eintiitt nicht in eine com- 
pagnie Parisienne oder Rouenaise erfolgt, sondern in eine compagnie 
iraugaise — natürlich im Gegensatz zu der compagnie der Ultramontains. 
Das führt zur Annahme, dass der Fremde in einen Verband aufge- 
nommen wird, der sich über die ganze France erstreckt Diese Ver^ 
mutung erhebt eine andere Urkunde zur G^wissheit; auch zeigt si<^ hieri 
dass die Auihahme eigentlioh dorcli dm König erfolgt^') 



freilich heuQhl sich auf so etwas nicht die spätere ötcUe Ord II. S. 998. 1S50: 
Bouen et en payant aus« la moiti6 seulement de oe qui est accoustumö a payer, 
ponr avoir la franchise dudit mestlnr de pleine oeuTre, pooira tün plaina drape 
en ea maisoti, en eompte de la vlUe: da» besieht neb nicht auf eine Ton dar 

Stadt geleitete Qesamtwirtschaft dieser drapiers; vielmolu* ist (Ord III 8. 514 § 5 
und Anmerkunpf hierzu) compte de la ville die Fädonzahl, welche an den ein- 
zelnen Fabrikat ioiisorten ffesetzlicb fewtsteht. ■ Ebersradt.s s 91 Ausfülirungen 
treffen niclit daa Wesentliche der 8ache, wenn ttie, wie 6.s scheint, die dort geschil- 
derte Wirkuni; dee TeOrechtB als Grund fttr eine bewnaaiie EinfUinuig aneelieii. 

•') Germ. Abb. füi- K. von Maurer 8. 466 2. 

") cf. N. 70. 

Ord n S. 413 § 13. 1207: nnlla mercatiira poteet charpiari apud Rothoma- 
gum in navi ad ascendendum siir^uä vereui^ franciaui, sine societate civium Rntlio- 
mt^nsium. — Ord XVIII S. 654 § 31. 1481 : Et afln que tous les dits marcliants 
de neaditee Tille et cttö de Fkanchfae aient meelleiir vouUoir de contlnuer leor 
Cut de marchandiee — ezemptone de la compaignie fren^jatae et dee haooaoo de 
PariB, Reuen, Hantee et aafcree viUee. 

'<) Ord ZVm & 319. U77: an Teumay verleibt der König privileeM, fian- 

chisee et libertcs, comme font ceux de nostre bonne villo de Paris et autre« etant 
de la compa?rnio franrniae. — Der KAnfp bestimmt, dass die marchandH, bourgooia 
et habitants de nostre dite bonno villü — üoient de la compagnie fran^ise und 
vereinigt sie au corps et communit^ d'icelle compaigne fran^aise. 

Ufl^di iat ea, daaa die compaignie fran^aiae audi mit dem Verliand der 17 
villea Jurdea identtoch iat, der den lendit bei fit Denla und die f!ti^i«i>*g»»mMi»Mm 
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3. So erhält muri aus zwei Beweisreihen einen über die ganze 
France sich erstreckenden Verband von Kaufleuten. Der Eintritt 
geschieht durch Zahlung einer hansa oder Verloihnng der burgesia 
seitens der Obrigkeit und daraus lolu:t eben dann, dass cutiprechend dein 
angelsächsischen Vorkommen von liausa""') der Verband ein obrigkeit- 
licher ist, dass es sich um die hansa des Kiinigs — oder vielleicht besser 
um die hansa des Herzogs von Francia oder der Normandie — bandelt. 
Die Mitglieder des Verbands stehen in der salva gardia, der Mundial- 
i^Li I ; htsbarkeit des Königs. Dass das juristisch von Haus aus nichts 
anderes heisst, als dass die Kaui'leute /um (iresinde des Königs ge- 
hören'''), ist natürlich in dieser spätem Zeit direkt nicht mehr zu er- 
kennen. Aber betont soll doch werden, dass gerade in fa-anzösisehen 
Quellen auch unfreie bui'genses hervortreten,") wenn auch daraus tur sich 
allein noch lauge nicht gefolgert werden könnte, das die burgenses ur- 
sprünglich unfrei sind. 

Diese Personen haben dadurch dieselbe Stellung, wie da, wo das 
Marktrecht deutüch zu erkennen ist, die zu Markt fahrenden Kaufleute.'*) 

bezieht (Ord V S- 420. 1371; XI S. 11. 1419; XIV S. 498. im; XIX S. 603. 1485, 
und auf dfeeen Hessen sunttchet Tuchhandel treibi Denn jedenfelle hftngt die 
Pannelhildung der 17 flandHadien StAdte auf der Champagnermeese mit dem yfl^ 
band der llandriscben hansa zusammen (I^ourquelot ötudes aur lee foirsa de Gbam- 
pagne A. S. 136; Eberstadt S. 2^4). Es weist ferner die eigentümliche, bei den 
Flandern bald überHchrittene, aber formoll 'loch iiocti festgehaltene Zahl 17, 
die bei beiden Verbänden vriederkehrt und daim auch in einzelnen Stuten für die 
Z&hlttog der ZQnfle nadigeahmt wurde (vgl. die interessante Bemerkung Eber- 
Städte 8. S8tt t), darauf bin, daas w sidi um einen alten mhadlieb gewordenen 
Terfaend handelt, der ▼!«! welter nirflckgeht als das aufiUIige ürkundenwngnia. Ee 
mag auch angeführt werden, dass auf dem Indiktum, auf dem die 17 Städt« besonders 
erscheinen, baid von lopia raercatorum Parisiensium, bald von logia draporiorum 
gesprochön wird (Ord Vi Ö. 144. 145. 187ri) und über ilieae der preposilu« üorichtJ?- 
bark&it beansprucht; Paris aber gohurt zweifellos zu don 17 St&dten. Aliein das 
geringe Material iat nMA echlüasig genug. 

») Bs muss immer wieder betont weiden, dass hier banaa •*» Gesinde ist: 
Beovulf 925; auch die Belege bei Ulfljas Weisen auf kriegerisches Gefolge, Zug. 

'«) V. ö. n S. 300 f., S. 84 f. 
V. G. II 5?, 227. 6a- 

") In Nordfranlcreicii und in den Niodorlandun äas-sorto sich das Marktroclit 
besonders m der kriminalen Maiktgeiichtsbarkeit (V. G. II S. 222 ^. 24). — Die 
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Und wie in ganac chai-alxtortstisdipr Weise die rorhtHclio Zusainiiipu- 
geliürigkcit allfr Mfirktfuhrrr einmal darin zum Ausdruck koiiiiiit, dass 
man sogar an eine Pfändung dei- Markllalircr durch den piepositus 
judcoruni denkt,''*) so tiOHteht auch im Kocbtskrois vou Paris und IU>uea 
die Möglichkeit der FtUndung.'*") 

Weiter hahcn die bisheri^jen Tntcrsuchunj^en deutlicli ergeben, dass 
iu Nordfrankreich eine Ersticekung der urs.]») ünghch identischen Begriffe 
der burgesia uder der hausa stattgetuuden hat: in Rouen und Reims, 
sowie im Osten so, dass man nun direkt auch die Handwerker in die 
hunsa aufnahm, in Paris so, dass man auch sie als bnrgenses ansah, 
während der Hestaiid der hrnisa sich zwar durch Aufnahme neuer Ele- 
mente veriindeit. aber doch immer auf die Kauflcutc im eigentlichen 
Sinne besclnänkt — wohl uiu diis Vorrecht der Hansa (das Stapelrecht) 
für diesen Kreis zu bewaiwon."!) 

Boziöhung des IfArktee zum König ec^bt aich aus einem intereesanten, von mir 

frübor übersehenen Beleg: Cart. de Paris 163. 1113 heisst es: mercatum (in 
Puteolis Villa, quo est in territoria Xanfont tisi) i tiam in ©aclom villa fiori per 
singulas obdomadas regia potostato in porptituinn annuimus, das ist Ord V S. 388. 
1371 richtig und noch doutlichor wiedergegeben mit viilo de Pulsoaux et ses apparte- 
mentB avec toote justice ot marohö royal et de royale pnisaance un Jour 
la 8e|nnaine.—Daa8 die Uarktfaturw allgemein in salva gardia und cotiductu regte 
stehen, sagt Ord V 8. 311 § 2. 1870: eint m salvo «t securo conductu et salvagardia 
Regis prout euntes ad alias nundinaa in ragno Franfiae eoneessas sunt et ene 
consuovorunt. 

*'•) Darüber, dass sowohl nach i/androcht die i 'fandung überhaupt, wie nach 
römiscbem Ibrktrecht die PAndnng auf dem Harkte auageschlosaen war, vgL 
V. a. n S. 274. Dagegen sind die MarktfMirer (sunfldist Kauflente) nach mittel« 
alterlicher ▲ufEusnng auf dem liarkt und in BuigstMten pflndtar. — Dem gegen- 

ftbor ist 08 n>m sohr merkwürdig, dass in einem Privileg fOr l^tampes § 26. 1179 
Ürd XI S. 211') lie^ftmmt ist: noqno praepositns Tudeonim nequ*» aliu« bominom 
venientem ad forum vel res siias vel rudeuntem de foro vel iu furo existentem, in 
die mercati pro debito capict Das lüsst sich nicht anders erklären, als so, dass 
nach einer Aufltusung, die frefllch hier abgelehnt vrint, Harlctblirsr and Juden 
sich gldidistehen und doshalb der prepositus der letzteren auch fOr die eratereo als 
(Behörde mit Pfändungsbofugnis erscbeinl» 

Ord .XllI S. 140. 1429. Den Bilrgorn von Orleans das Hecht vorltehon, que 
ladide ville snjr villo il'arrost au reg'art de leur.s (ieliteurs, e.ounuo sont noz ville 
de i'aris, de Kouen oi de plusieurs autres villes; natürlich gilt das für die Bürger, 
nloht die, Stadt im ganzen. 
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Wie sich nun aber diese Sniredcung vollzogen hat, was die Motive 
der Eratredcung waren, nötigt cum Eingehen auf die AbgabeverhSlt- 
niaae. 

IV. ünter den Abgaben erfordert der Marktzoll eine genaue ünter- 
Budiung. Auch dteamal soll dieselbe T<m den spätem Quellen räclnriirta 
geben. 

Da z^te sich nun sofort^ dass die Hallen, wdebe für die einzelnen 
Oewerbszweige besondere Budffli enthalten, auf dem Marktplatz ent- 
standen sind, örtlich dem Markte entsprechen.^') Neben HaUen kommen 
dann noch andere Marktplätze, z. B. in Verbindung mit dem Fluss- 
häien Tor.*3} — Weiter sind ganz bestimmte Markttage in der Woche 
zu ^cennen, ^) von denen Bi<^ auch noch die Jahrmärkte abbebmi."^) 



*') In den bisherigen Ziiwanmenhang gehört auch die eigentamliche Organ!* 

sntinti der merciers: Sie bilden gros.<^t' Verbftiide unter einem roi (Ober diese rois 
V. (;. II s. 324; dazu noch Ord V «S. 615 prince des viniers); er nimmt ^clißvaliora 
i\v la mercerie" auf und vcrleilit d,idurch dio Bofu)^niP. das Ot werho allonthalbon 
auszuüben 11360). Dio .Stelle bei üucaugü 8. v. morcorius, Figeonnau hiatoire du 
commerce de ]a France (8. 34 ij. Das gelit cfliaobar mit dem parallel, daas in Paris 
die merciers in den Kau&nannsverbaod traten. — Dagegen ist mir zweifelhaft ob 
die nonuanischen Keeselb&ndler hierher zihlen (vgl. die verdienstlicben Aas- 
führungon von Eborsbadt s. 259 f.), freilich werden auch sie wie die deutBchen 
Kessler (V. G. II S, 384) zum palatium geboren. 

»*) Ord III S. 331 § 3. Hallo <h\ violmnnhie in Eonm, 13^9. (König behauptijl 
hier Kriminak'eri<''ht.slK.i keit; dem euLsiireciien i. l.is« nacli einer anderen Quelle 
der königliche vicecouies aiü* dem Freita^.»uiarkte die Krinünalgericbtsbarkeit 
flbt: vicomtd de l'eau c. 47, c Bl); Ord Y S. 147, 1368: HaUen staid in PaiiB fOr die 
drai Markttage erbaut (Uitlwodi, Freitag, Samatag). 

**)Qrd Jean II T. mit IV. %i (Uött S.7)en la place et au marchödes Halles, 
on la place et au marcbö de Gröve, en la i la« o ot au march6 de la Juisrie § 12. 
Ord X S. 265 § 48, 1415. Wein muss verkauft werden au port de Qrave. 

") Paris: Et. Boileau I 42 § fK II les puet \'Or\e.v rxu marti^f^. nn vondrcdt ot 
au Rame<!i. I 72 S 15 au jour do marche, c'e^t :i savou" au veuilrod: et au semedi. 
Ord XII S- 393 § 3 1312: Die qualibet mercati Fansiis consueta, videlicut diebus 
Lunae, Hercuiii, Teneris et Sabbati. - Ord V 8. 147, 1868 drei Markttage. — Ord X 
S. SN §7, 1415. FOr Getreide zwei Mftrkte m der Woche^ Mittwoch und Samstag. 
- FOr Reuen Freitag N. 89. 

*^ Z. K ICM^ni S. 811 1 15, 1845. Hier für Frande neben dem Verkauf tai den 
Hallen Verkauf de cinq Ibi^ qui sont es dnq feste Kostre dame, en la foire 
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80 besümmt die Markttage fcstgchahan wexdsa, so scbafil gerade 
die Ihdsteiu der Halle wohl auch eine VerkaofrmtJgliislilMil auf dem 
Marktplatz nodi ausserhalb der Mazkttage;^*') ebenao ist in Paria 
wenigstens der Verkanf am Lftndeplats zu jeder Zeit gestattet;") es ist 
aber dabei zu betonen, daas FLuaseinfohr in Paris tediglich dnrcb 
mercatores hansati erfolgen kann.**) — 

In der Halle wird durch den telonarins der tonlien erhoben; 
der toleonarius weist audi die StaUa und PÜLtae an.**) Dieser 
Zoll selber wird vom Yerkänler und E&ufer gezahlt'*) Wechselnd 
ist der Uberlieferfe Betrag: In Paris und anderwirts iSast sich 
kein einhdtlidieB Besteuenmgsqrstem mehr erkennrai, sondern auf jedem 
Gegenstand liegt ohne Bftdcsidht auf den indiTiduellen Wert jeweils dn 
fester nach den Gegenständen wechselnder SatB.*i) üm so interessanter 
ist es, wenn der in Deutschland weitreihrettete Ffimdzell**) gerade so 
auf den Ißrkten der Champagne und auf den sttdfranzosiaehoi MSricton 
von den italienischen Eaufleuten an zahlen ist;**) ebenao tritt die Eanf- 

S. Lonoa» en la ibire Saint Gennain, qui durs vint joun ou environ, en la foim 
Saint Berthelemy et en la Holre SUnt Ladre, qul dura dizsept jours ou environ. 

Schon oft erscheinen diese Jahnnärkte in Kt Boileau. 

") Boileau II 9 §5. Der Fk in ii kann Brot auch ausser den Markttagen auf 
dem Markt von Paris vorkaufoii pai onolo de halage: also der Verkauf erfolgt in 
der Halle. - Met X S. -110 ^ 6 lüll. !• jäuhliändler verkaulen in der Markiliaile Ukglioh. 

*0 Ord Z S. 265 § 4& Der Verkauf von Wein, der au Fiius ekigefDbrte 
auf dem greve findet offenbar jeden Tag statt. 

Ord XI S 290. 1204. Die BurKundionee dürfen nicht aber das oberhalb 
Paris an der Seine liegemlo Villenouvo S. (3eorgos und über das oberhalb Paris a» 
der Manu' liogT-ndo Pnnimay ohne Parisfr lifinsa hinausgehen; später trift diese 
.Seite anscheinend ziu-ück (Ord X S. 2ö4 § 44) — Für die Einfulir von der untwn 
Seine Ut, wie adhon wiederholt betont, die Exklusive broit bezeugt 

"} Boileau 1 101 % 14. Li tonloieis de balee de Parte ne puet ne ne doit liena 
louw tutt« des couverturae des halee au poteon (und ebenso Ord Jean VHI % 18 
[M6t T S. Ul). - mt III S. 14:^ ? 5. Tuchor zahlen von ihren Verkäufen in der 
Halle tonlicu. Möt III s. 1407 §4. Fremde Kaufleute mflssen Tuch in der 
Halle gegen Verkaufszoll vr-rkaufen. 

V. G. I S. 82 f. u. das don ciüerte. 

•9 T. 0. 1 8. 88 N. 19. 

■*} Ord I S. 584 § 1 1815 ordenons que chacun mardiand Italisn de toutes 
manürsa de m archan d i ae s , aueflachetera ou quefl venderatofbirMdeCOianiiiagne 
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abgäbe von 4 Den, flir die in normannischen nnd piknrdisdien Wüsn 
honror.*') Der Anaats wird dann im ganzen den aidee des 14. vnd IS. 
Jahzfaitnderts an Grande gelegt ^^^j Es wird eben diese ans der Bömeneit 
Btammende Unuatssteuer an manchen Orten in die grSberen aber bequemerem, 
festen nnd differentöi ZSlle von den einzelnen Oljekton Übergegangen sein 
und Tielleidat könnte äne genaue Untersuchung der F^se den Zusammen- 
hang noch erkennen lassen. A&dervribrts aber bat sich der FfandzoU 
gdialten und erlangte dann sdbliesslicb in Frankreieb wieder die Ober- 
hand» gerade so gut wie noch im Deutschland des 15. Jahrhunderts 
der Ffundzoll das FrotolTp der VerkehrsadUe ist**) 

Da und dort ut an Stelle der tonlieu einfedi die Abgabe ftr das 
stallum auf den Markt (Halle) getreten.*') 

An und IQr sich gilt nun der Grundsatz, dass nur auf dem Markte Ter* 
kauft werden darf, d. h. aof dem Marktplatz während der Marktseit*') 

et de Brif) et t-s quatre villea ou les dites foires sont - et en la tüIo de Ni«?me8 
et en touto In i'rovincedf Narbonne il payeront tant le vondour comme r<ielitil<.'ur 
a nous — puur ciiacuiie livib dou pris qm la marcliundise sora vendue ou acheUiu, 
deuz deniecB de cette monoie a la quelle le marchiö sera Mt, en lieu du dsnier de 
la livre, que ils paioient deront» cf. Ord III S» 254 § 2. 

*') Ord m S. 578 § 8. 1809. Tn ncrmanntKhn Hflfen eine maletolte gezahlt 
'4 d pour .€ für die Ware, die in das Königreich eingofiibrt oder ausgefOhrt wird; 

dann 4 d pour £ pour veiidro nu acheter. Ord III S. 166. 1840. 

»*) Vuitry III S. 11 f. Das Detail kann nicht weiter verfolgt werden. 
Reisers Reformation des Kaisers Sigmund (ed. Böhm) S. 286. 

•^1 Roiloaii TT. 2i § "21 drapier« von rnrfs oder auBwärts, die mehr als 
6 Türlior vorkaiifoti. iinissen von ihrer buche 12 d. zahlen: et se il vendent au 
achatent, il sont quite de leur tonlieu du vendre et de l'achater tant comme la 
foira dure^ pour la reeon de la bnäie. 

BoOeau L 59 § 4. Fremde Leinenhtodler verkaufen nur auf dam Iforkte 
und dürfen auch hier nicbt im detail verkaufen. II. 25 S B. WellenhAndler 
kommen am Samstag auf den Markt II.99$3~§5. Hanf wird zu Pferd am Samstag 
auf den Markt gebracht und zahlt halnpo unrl tonlieu; wird er nicht franz verkauft, 
so miifis tonlieu gezahlt werden (§ 5 a. i;.) und dann kann man unter der Woche frei 
verkaufen. § 6 bei dem zu Wagen hereingebrachten Hanf iöl das Bild schon ver- 
dunkelt durch die MügUcbkeit eines stüniligen Vorkaufs in der Halle. — Ord I 
S. 427 § 5. 1806 ordenons» que toutee denrdee soient venduee et amendes en plahi 
msrchö et deflbndons estroitement, que nulz no seit ei hardis, que fl adieto ne 
vende vivree ne vitaflles ailleurs que en plefn marefad. Hdt III 3. 810 S 17. Fflr 
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Und zwar galt das nicht nur fttr den Verkauf innerhalb der Stadt» sondern 
auch innerlialb eines weitem Umkreises.*') So wie die spätem Qndlen die 

das Pariser Ledergewerbe item que nnls msrehanB de htm quter quil soient ne 
▼endent nulea des denräes deasus dites tom quo en feiree et eo marchi^ ailn que 
l'en ne face aucun marchiö fraudoux § 15 ebenso; namentlich auch fOr Ver- 
kauf von Loder. M«3t I S. 19 IX § 1. (Jean II. 1351) sur le fait ot marchandise de 
poisson de aue doulce, ce est ordonm^. quo mil ne nulle ne doir alier encontre le 
poissun d'eaue doulce que on apporto a Paris pour vendre uo l'achoter pour ro- 
vendro a Paris no aüleurs de trois Ueuee en toua sens mais tant seulement 
a Paris aux bouticlee en la saunerie oü es pierres du Boy d'entour GfaastsUet 
et lei petit pont; et qui ieia le oontraire, fl perdra la marcbandJse et Tamen' 
dera de 60 sols parisis 1 S. 25 t. XIV § 1 & est ordone, que tous mardians 
forains qui apporteront en la ville do Paris aucunes marchandisos et denröo« 
pour vendre, los porteront pour vendre ös liales et marchioz publicques et 
accoustumez et aillours ne les pourront descendre m aiileur» vendre M<it III 
& 66 § 4. ISOft. Alle auswSrIige Leinwand nwas direkt In die Halle gebracht 
werden. — 114t in S. 167 ft 9, 1407. Item, que aucuns marebans foFains ne 
pounent Tendre drapa a Paris, en diambras ne an Ueux secres ne aiUeurs que 
ÖS lieux acoustumez. c'est assavoir esdites hales d'en hault, sur peine de forfaire 
yceulz drapj«. - Mi't T S. 47H. g 1. § 2, 1413. THe Lebensmittelhändler dürfen Inner- 
halb der GroiutiU des vicecouiilatus nicht anderweitif^ verkaufen, sondern müssen 
die Waren an die bestimmten Plätze, besonders in die Halle bringen. - Ord X 
S. 250, 141S, % 1, % 10, 11. Beim Getreide wird dafon ausgegangen — wenn 
auch A.badiwftchung, - daas der Yerkauf auf dem Markte an den 8 Mai^ttagen er* 
folgen muHs. S. 267, § 67, § 204, § aOB: es wird davon geqirochen, wie weit die 
von ir^-ron'fwoher nach Paris br>stimtnto "Waro noch unterwegs vom Transporteur 
verkaiifi werden darf; fjolr^oiitlich dieser rein civilrechtlichon, das Varhältnis 
zwischen Absen<ier und Frachtfahrer betreffenden Frage wird nun voraus geeetzt, 
daaa der Yerlsauf nur «folgen kann: a port ou marehd jorö. ^ 306, § 307 daa ni 
Wasser oder Land eingeführte Salz sera amenö en la place de la Saunerie pour 
iilec flstre vendu. % 502 pource que aussi que plusieuis des dis wiarKtia-mi apres ce 
quo ilz ont amen«) lours donröos ot marchandiaes pour vendre en ladicto ville do 
Paris les monstrent et vendent secretement a marebans revondeurs et aultres et ne 
exposont on vonto qite !e retJm fl'ireües (!enr<'es t t wnrchandisefs an prejudice du 
bleu coinmun, onionnons <^uo duresnavanl aucuns ujaiciiaus ou auLres amenens 
aueunee denröes ou marobandises - ne les exposeront en Tente, fors aux heurea 
et aux places et üeues establies - pour icellee marchandises vendre et deUtear. 
- Gans deutlich Ord Y S- 147. 1S68 die MarkthallMi smd erbaut - pour esbe 
portues et vendues aux trois jours de marchio ordonnez en la ville de Paris et non 
aillenrs sl assavoir au riiorcredi, vondredi, samedi toutes manieros de denreos et 
marchandises, comine bled et tuut autres grain, poissona de mer sant frus couime 
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Beschränkung erwähnen, wirkte sie weit überwiegend gegen die attB> 
wärtigen Händler: da und dort wird sie aber doch auch g^eu die ein« 

heiniischen gewendet, 

In Anwendung auf die einheimischen Gewerbetreibenden gestaltet 
sicli dann die Sache so, da?ss diese ausser der Marktzeit zu Haus ver- 
kautt'ii können uml niif während der Marktzeit'*") — Wochenmarkt oder 
Jalii markt 1 ^ die H;dle beziehen müssen. Gewöhnlif h tntt das in der 
(^)uollr iK'LMtiv in ih r Weise hervor, dnss von diesoi' l'flii lit zu Markte zu 
gehn gewiäüc Gewerbe aus verscbiedeueu Grüuden eutbuudeu siud.'<>^) 

aaUn, dnpperie, pelleterie, mercerie, froperie, tapioeriev chausses, toilee, diaude» 

rouaille, ciiirs Umi tannö comme coiiroyi-, cordouonnorio ot plusiours autros den- 
r6ö8 ot marchandiso. Durch Vorfall »Ilt Hallo 8oi ^ranz zu Unrwlit anf 
gekoiunit.n, dass die Kaufloute zu Hau» verkaufen. — Dadurch, dass die Hallo 
einen Kauf auch ausserhalb der Marktzoil au Markttagen mugUch macht, verblasst 
die tfarktaelt frtlher als der Marktort. 

n I 8. 19 IX S 1 (voiig«» Kote): 3 Hellen. H«(: I & 478 § 1, § 2. 1418 vice- 
coinitaliis. B<jileau I. 87 § 25: die Pariser oorroters dOrfen nicht hn Umkreis yon 
20 heus ausserhalb Paris verkaufen. 

Roiloau I. 87 ? '25 vorige Noto: M. t I S. 24 XIH. § H mi an-lore als 
sc'lbstgemachtü Waren können die cordonniora nur in der Halle verkaufen. — 
Ord Y 8. 478 § 1. 1872. S. Anfföly: babitants de la yiUe, die nicht surEommimo 
gehören, dürfen nur an Markttagen und Marktplätzen hs detail Terkaufen. 

>«•) fioUeau L SO § 41 n^t § IS^ § 46 Idaserantto verkaufen unter der Woche 
zu Haus, während dos Markts in di r Halle. Ord XH S. 3;)3 für Paiis 1312 i§ 3 dio 
mercatores friperü, pelleparii, tapi^ ' tn , lanptarii^ die qualibet mercati Parisiis 
consueta videlicol diebus Lunae, Mercuii.'^, Vent.ins ot Sabbali - luerces suis ad 
eorum ministorium pcnuaneutibus in eonun domibu» vel ahbi ad stallas uxLra 
haUam ipsam nuJlo modo vendore potenint Ord XYU S. 410 g 12. 147D fOr 
pelletiers von Ronen: que nulz des ouvriers dadict mestier demourans en ladicte 
ville de Houen ne pourront vendre au joor de marchö, fors da balles de hik 
dicto villo. 

Roileau I. 78 § 8!); 1. 82 ^ 9 lonnf'^rs, corduaniers, cliapui.siors, .siellfi-s, 
paintar;urä zahlen 40 auL, um nicht auf düu loire Ladro ziehen zu müssen. Boiloau 
1. 87 § 25, die corroiers zahlen mit den mercieis, couteliers, tabletieis 40 sot., weil 
sie nicht auf den Markt S. Gennain gehen. M^ IH S. 884 § 10. I*t71 pource que Ii 
corroier ne vont pas a hi felre Saint Gormain, ils dolvent chacun an 40 souls parisits, 
die Abgabe wird von meroiers, coustelliers, tabletiers, orfevres und allen, welche in 
der halle de la mercorie sind, gezahlt. 

Boiloau I. 22 bouclier de laton zollfrei ne il ne sont pas tenus d'aler ou 
marchie lour roy, se il ne lern" piaist; ebenso liauberger L 26 § 5 mii § 4; ebenso 
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Mit voller Kliirlieit hcweisen dabei die leUten Stellen dass das 
Gebot, auf dem Markt«- /u (^i^cheineu, der Marktzwang, ui-s^iriingUch 
durch die Zollpflicht bt diugt ist 

Der Marktzoll ibt eine Handclsabj,MlH', uud doshalh sind ihnj und dem 
Mai'kt/.wjuig die Handwerker nicht unterworleu. welche lediglich ihi' (ie- 
werbsprüdukt von Fall zu i'a.11 verkaufeu. Wie das uoch später bei den 
Sdiustem einmal mit voller Schärfe hervoi-tritt, derart dass sie frenid- 
gefertigte Ware in der Halle verkaufen müssen'"»), so lässt sich umge- 
kehrt einmal erweisen, dass der Absatz des Flaudwerksprodukts in d^r 
Zunftstrasse (rue foraine)""') erfolgt Diese nies foraines stehen 
ein paarmal in direktem Gegensatz zu den rups dr marchandises;"^") 
die interessante W(»rtl)ildung ku;iu also au hlt, luit ^^laiklhauseni zu 
tiiuii haben, soudeni sie führt anscheinend auf eine Vorstellung, welche 
die Handwerker mit ihreu Hüuseru genau so als foratus auttasst, wie noch 
ün 13. Jahrhundert die Einwohner der Vororte oder gewisser Immunitäten 
innerhalb der Mauer in gewissen Beziehungen iüs forains bebandelt 
werden.'»") — Offenbar daraus erklärt sich die früher berührte i'") Markt« 
freibeit und ZoUfreibeit, die gewöhnlich kleinen handwerksmässigen 
Betrieben zukommt, während anderemale die Zollfreiheit (und Marki- 

moleur et fondour; I. 41 8 4; fremaillier de laton: I. 42 § ß § osculliers: I 49 
§3, § 4; potior I. 74 § 5. lormier I. 82 8, § 9; chapöliör do paon 1. «3 § 1; 
chapeher de coton I. 92 § 8. Wohl auch ^avetonniers I. 85. g 6. - M6t III 8. 846 
§ U. 1M7, item quo ctaappeliers de gans de laine pOTent vendre leim denräes au 
Jour dto narohtea en l«un utalMD et mxr aepmainne ne n'eat paa teau d'aler an 
mudM-lMoy ae & aa lui jUaM. 

*•*) M«; I S. 84 § 8 Ml N. 100. 

«•*) Über solche Zunftstrassen Germ. Abb. für Maurer S. 412 N. 8. - Es ist fOr 

die Allgemeinprültipkoit dieser Verhiiltnissu chaniktcristisch, wenn auch nach nor- 
wegischem ÖiadlreciiL der Uaiidel aul dem Markt otlt>r m dor Znnftstnissö statttlnden 
muss; l^eueros Stadtrecht YI c- 8 (Norges gcunlö lüve II ;s. 24h f.) - eine oüeu- 
bare Kopie. 

Ord Z a 7. 1418 mr die Waflteunacher, die nach TS, 108 nicht in den 
maifctpilbdittgen Gewerben geboren. 

DueaDga a. üwaneua 4^ 

*^ Über aoldia T. 0. n & 8S8. 

n Boileau n. 6 $ 11, § 18. 

•«^ Oh. N. 108. 
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freiheit) darauf zurückgeführt wird, dass das Gewerbe gAU fiir Tomehme 

steuerfreie Käufer bestimmt ist.*") 

Es liegt in der gleichen Linie, wenn in Etampes nur d«r merculor 

in foro vendere soUtus et emere an den konischen prepositus eine 
bouitas zahlt, wabieod der regratonns ad tenestnira tendeus keine bonitae 
gibt^"^) und wenn noch später die kleinen Ge werbtreibenden, die aus 
ihren Fenstern verkaufen von der neuen königlichen Umsatzsteuer frei 
sindJ'3) Die letzten Stellen führen auf einen etwas andern Gesichtspunkt. 
Es ist der Markt/.oU, der erst von 20 s. ab erhoben wird — noch in der 
Neuauflage des 14. Jalirhunderts wird diese Grenze festgehalten — eine 
Abgabe von dem Grosshandel. Darum lässt das Recht ausser der Markt- 
zeit und während der Marktzeit die bis jetzt in Paris so verbreitete 
Kolportage zu.»'*) Und weil der Zoll eine Grosshandelsabgabe ist, so 
können g« u'di die einmalige Marktabgabe von 4 Denar die Umwohner 
von Paris"') — gerade so wie z. B, die von Mainz — Lebensmittel 
jeden TtOg zu Markte iiringen. Soweit dann auf den ^lärktcn ein DetMÜ- 
goscbiift statttiudet — Fremden ist dies, wie später zu erörteni vielfach 
verboten — , wird dunu ein ganz kleiner Zoll ohne Kücksicht auf die 
Werthöhe erholien. — 

So erj]|;fl)pn die (Quellen in der zweiten Hälfte des 13. und im 
14. tlaiirhundert mit voller Klarheit eine loknle Bimluiig des V'rrkehrs und 
des Maiktes durch die Mturktsteuer, die ihrerseits ihrer Art und Höhe nach 



«") Boih .M T. 30 § 14: T. 33 § 7; I. 90 § 6, § 7 auch 1. 98 § 2, § 4. - Auch 
I. 51 (erste lasauntr) S IG mit § 9 (zweite Fassunj^) kann nur dahin verstanden 
wordon, dass es sich hier um ein Gewerbe handelt, das nur lur vornehme — steuer- 
freie — Haudialtungen arbeitet {ßo wohl auch Bbentadt ma^isterium und ikator- 
nitae S. 69); msine Deutung in V. I 8. 33e n. S5 tat irrig. 

»>) Ord ZI S. 218 § 10, § IL 

Qrd XII S. 65 § 18 et est anavoir, que lex menus meetierB de Faiie, 
conune Fonestriens. compoteurs aval !e vflle oa aatres de semblable estat ne Bont 
tenuz a larlito Tn^position, s'il ne Tendent en un jour 20 souldlee de denröea. 

"«) Boiloau II. 23 § 9 (cf. § 8). 

"'I Boiioau I 59, § 2 - et de tout ce que l'en-Tent a detail ou marcbö le Roy 

Ten ne doit que obole de coustumo. 

Wenn Et>er8tadL ü. K. ö. 60 ohne weitere Begründung meint, dass die 
Zollbefreiung nur die Kreise der Armen berührt, so ist das irrig. 
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Deutschland und Frankreich gemeinsam ist nnd deshalb jedenfalls auf 

die fränkische Zeit zurückgeführt werden miiss. Denn der durch gänfn'?!^ 
Ansatz von 20 s. und von 1 d. kann nicht eine ZuHilligkeit sein. Man hat 
unklar genug der Methode, welche gerade aus der Gloii liheit der Zahlen- 
vcrhältnisso auf die Wurzeleinheit der Institute schliesst, entgegen- 
«^estellt, Zahlen seien etwas so zufälliges. Natürlich sind sif etwas höchst 
zufälhges, das Dinf^. das die meisten Kombinntinncn f^ostattet, uiul es wäre 
wenig scharfsinnig, wollte man aus einer X erschiedoiiLcit der Ziiblen so- 
fort auch eine Verschiedenheit der Institute folgern. A\'enn aber die 
gleichen höchst zutalligen Zahlen für Institute, die deiiiseihen Zwecke 
dienen, überall wiederkehren, so ist das ein zwingender Beleg für einen 
Ursprung. 

Allein nicht mir in dr r fränkischen, sondeni bereits in römischer 
Zeit Uisst sieh nun aber die E.xistt riz des .'\Ial•l^tzolI.s mit Marktzwant^ 
erkennen und beides kehrt in den Kapitularien und in Belegen 
aus dem Mittelalter wieder.''^} So ist der Schluss zwingend, dass 

Es gewahrt mir eine ^TOs.se Borulügun^^ >huss (Gerade der Altmeister urkund- 
licher Forschung — Ficker — in seinen letzten Untersuchungen bewuwt demelbea 

Weg gegangen ist. 

"*) V. G. I S. 83 f. und das dort Gesagte. Wenn neuerdings Eborstadt S. 76 u. f. 
mir gegenüber die Eaüsteni des Harktswaoges bestreitet, so ist auoh ihm das zu» 
zugeben, was Ich bereits in der Verfossungsgeschicfate konigieit habe^ dasa der 
Marktzoll und deshalb audi der tfarktswang den Kleinverkauf jedenfeUs nicht er- 

faset hat. Dass aber der grössere Handel dem Marktzwang unterUegen konnte, zeigt 
eben das 13. und 14. Jahrhuiid« rf . f -h kann auch po^rn E! . r-;ta !* nur meine 
Ausfuhrungen in V. G. wiedertioieii. Kino 8a< hlu lie Wideileguug versucht Eber- 
stadt nur für Ord XI S. 210 § 8. 1178. Orleans homines forinseci uon cog;mtur 
Aureliania Ifartü nundinas custodiroi In «in«* alten Obersetzung hetot'daa: tes 
hommsa foiama na aoient contnünts a garder la fbire de Pasquee i. Cta-l^an& Der 
ganz späte Lomaire hat nun allerdings übersetzt: ne seront ras terms de garder 
les niarchandiscs pendant la foire. Allein dass das unmrtgüch i.st, zeii-'t nirlit Mnss 
die allgemeine Ü})erlegung, tiass die ßewaehung des Marktes duich dio Maikt- 
fahrer selbst eüio der possiorUchsien, sonst nie bezeugten Lasten gewesen wäre. — 
wo wir «Hiat TonWadipersonal boren, sind das servientes (vgl. Bourquelot dtades 
sur les folres de Champagne B. S. 247, und das dort citierte; etwa auch Ord ZI 
S. 218 1 14). Sondern die Oberaetaung ist auch i^iacblich unrichtig; custodire ist 
zweifellos im alten Text richtig mit ^'arder pe:'(*ben: garder une feste (foiro) aber 
bedeutet nicht das Fest (den Markt) bewachen, sondern das Fest feiern (cf. glossaire 
zu £. BoUeau s. v. garderj. 
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der spätne Marktzwaxif^ mit dem der Harkteoll jtnsammenh&Dgt» mit 
dem SlterMi Marktzwang id^tisch ist^ der AtooKh den MarktioU bedingt 
ist; diese Abhängigkeit des Marktzwanga vom Marktsoll ist im rSmischen 
und karoliogischen Redit deutlich zn erkennen. 

Es ist ja auch dne naheliegende Erwägung, die in irechselndwFonn 
immer wieder im Steuerwesen wiederkehrl, dass im Interesse ein^ ümaatc- 
Steuer der Betrieb lokalisiert wird. Wir helfen uns jetzt weithin mit der 
Stempelpflicht^ die genttgt^ weil ja die Geltendmachung des Anspruchs 
thats&chlidi und in manchen Rechten auch rechtUcb von der Vertrags- 
urkunde abhSngt und damit die Hinterziehung des Stapels evident 
würde. Das ältere Recht konnte solch ein Mittel nicht haben , und 
jede Umaatzsteuer ohne Lokalisierung stand da in der Luft. Wie richtig 
das ist, zdgt die französische Salzsteuer: nachdem diese, eine Sak- 
umsatzsteuer — allgemein eingeführt — vielfach für den Konig wieder« 
eingeführt, wird, muas alles Salz in öffentlichen Salzsiaddn eingelagert 
und dort verkauft werd^."*) 

Das bt allerdings richtig, dass es dem 13., 14. und 15. Jahrhundert 
als eine Wirkung des Marktzwangs erschetnl^ wenn dadurch die Kon- 
trolle der Warengüter ermöj^dit wird; manchmal tritt dann diese 
Seite des Marktzwanges als die wesentliche hervor.'^) Und weiterhin 
liegt in dem Auktionsmoment des Marktes der Schutz gegen wuche- 
rischen Aufkauft den man ja durch ausdrückliches Verbot des Vor« 
kan& in fVankreich wie in Deutschland zu stärken suchte.*^') Allein 
da der Zusammenhang zwischen Zoll und Marktzwang in der frän- 
kischen und kjirolingisclu II Zi it bestimmt bezeugt wird und auch in 
den Pariser Nachrichten wieder hervortritt, welche gewisse Gewerbe vom 
Marktbesuch entbinden, so geht es nicht an, in jenen beiden Wirkungen 
die — bewusste — VeranlassuDg des Instituts zu sehen. Das ist ja 
eine in der Verfjk«snTi£:s'^n»schichte oft wiederkehrende Erscheinung, 
dass den ursprüngUchen Motiven eines Institutes andere anwachsen, 



•"} Ord IT s. m. im. 

>») Z. B. Möt U S. 700 § 23. III S. 360 § 1. Die Belege lassen sich ver- 
mehren; einige« auch in N. 96; auch Boileau hat sclion doii (iodanken. 

'*■) Einige Fällo in N. 98. Eberstadt S. 113 aieht anschoiitond hiorin das Wosen 
des Msurktzwangs. 
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welche das Inetitat vi^eicht noch halten, nadkdem eeine nnpraof^ehe 
Wnrael Terdoiit ist. Idi erinnere nur an Lehen nnd binerliche Leihe. 

In den Quellen des 13. und 1 4. Jahrhunderte hat nun aber derMaricts wasg 
bereits seine Bedeutung für die einheimischen Hindler halb oder ganz 
Tcrioren. Der Weinj dieses urspcflnglichate Olgdkt des Flusdiandels, 
ist in Paris nnd Bonm der Bürger, ursprOnglich der hansatns, allein 
belugt einmlagem. Diesem Vorrecht der Bttrger ratspridit beim 
Wein eine IVeiheit yon jeder eigentlichen Umsatssteuer: lediglidi eine 
kleine LtodegebOhr (rivage) und eine kkine Abgabe tOae das Fasa viid 
erhoben. Dabei ist aber diese EVdheit dadurch bedingt, dasa der Blirger 
den Wein selbst ein^^führt hat, eonst tritt die Umsaitntener ein. Da 
Yon. rivage die Bede ist, bandet es deutlich uxsprfingli«^ um ein 
Voiredit der Sein^ändlar, die ja allein Flussfahrt treiben konnten, das 
aber dann auf jeden Blirger erstreckt ist. — Beides ansammen abw er- 
gibt für den SeinehSndler, sf^ter ittr den BQrger Oberhaupt das Bedht 
des steuerfrden Absatses su jeder Zeit, den steuexfreieo Detailhandel, ^ 
Der Bttrger und Lttasse, welchw den ?on andern eingeführten Wein 
weiter Toricanft — also nicht der eigentlidie Grosahändler — zahlt ein 
tonlieu und diantelage von dem tJmaats ^ beides zusammen offenbar mit 
dem alten foraticnm identisch.^**) 

IM) In Paris und Xtouen habsn die Fremden nicht dss Beoht, Wein in den 
Keller oder'In dss Haus abzuladen; sie sind also vom Detiülvericauf ansgeschloBBen. 
Ord ja 8. 9M. 1193. Fatis. — Ghöruel histoire de la commune de Bouen I S.IMMI. 

1150. Item nxülm mtnnous potost dobarcaro apnr] Rothomagom in oalaiio; 8.858. 
1200 ebenso Or i II s. 413 § 7. 1217. XI S. 420 f. im-. Rouen. 

In den citiorton Quellen für Pnna uiiil Ronen wir! nun allerdings als der mm 
Einlagern Berechtigte der residens genannt (vgL aucli 13oileau Ii 4. 1. 2, Leroux U 
S. 107. lO. Felv. 1291). Allein Qberall trird das dechargiare zonadirt In Beziehung 
zum Flmnftandti gesetzt: dieser aber ist flbwan an FriTfle? der hanea. Deehalbfst 
auch 1192 (Ord XI S. 269) das Einlagerungsrecht ein Pri\ ik^' dor burgonses, was 
damals noch iilrntisdi mit hansati ivgl. N. 42). Mit der Verbreifening des Begriffs 
scheinen dann freilich in der zweiten Halfto des 13. Jahrhnndorts alle burgenses 
im spatem Hüm dazu befugt (Boiioau il § 1 §2; Leruux il 8. 107). 

Der Bürger, der Wein von auswtata auf der place de Gröve fUirt und 
einlagert, zahlt 1 Den. livage (Boilean n. 4 § 1, H. 11 § 8). Die place (Haftn) de 
0r&ye ist der WeiQbandeIq»latz; das rivage ist deutheh sunicbst die Sdiilfiihrts- 
abgabe. — Verkauft der Bürger auf der Or»>ve oder später den Wehl vom Lager 
weg, 00 zshlt er fOr das Fass '/i d. tonlieu (IL 11 g 8), also eine ganz minünale 
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£Vemd«ii aber, die nicht m Paris Bürger nnd oder dort wohnen, ist 
der Detailhandd Überhaupt nnr gegen das manchmal arintrilze liage 
mö^ch, welches auch zu zahlen ist» w«in ein Fremder unter Verletsang 
des Stapelredits der Pariser Hansa die Seine passieren wiU.i*<) 

Ähnliche Bestimmungen wie beim Wein haben woU auch bei Getreide 
und Salz gegolten. 

Abgabe. Die Abgabe vom F&aß f&Ut überhaupt nur an, wonn das Fass mit ver- 
kauft ist. triflft also jedenfalls den Detailhandel nicht Chantelage ill. 5 § 1) 2iahlt 
der Bürger von dem Wein, den er selber eingeführt hat, auch nicht. - Der Fremde 
sshlt aber ausser der Abgabe für das Fass (Vi ob.) für jeden modlus, den er ver- 
kauft^ 1 Den. (JLU$ 1), ebenso dar Fsiiser Einwohner, der kein Baus hat und 
deshslb kein fiOxger ist (II. 11 9 8), endlieb der BOiger selber, welcher Wein 
kauft, der von Fremden eingefiUirt ist und flm nun (nach Lagerung) wieder ver- 
kauft (II. 11 § 2). — Der gleicho Betrag (1 Den. pour mui) wird pour chantelage 
(nachdem der Wein vollkommen abgezapft ist) von Bürgern, die aufgekauft haben, 
oder von Pariser Einwohnern, die keine Bürger sind, gezahlt (II. 5 § 1 § 2). — 

YgL AUl f. Ifauiw 8. 407 f. nnd die Terbesserung in V. G. I S. 78 N. 8. - 
Der Zusammenhang mit dem Zapftn, der hn foratlcum hervortritt, ist noch 
deutUeb (O. 5 | 8) am Chantelage zu ericeunen. 

'**) Der Fremde, der in Paris a detail (brocho) Wein verkauft, zahlt liage 
(TT r, ^ 4 Knrroktur M unnßtip:). Es ist dieselbe hohe - / T arbitrSro Ab- 
gabe, welche erhoben wird, wonu jemand unter Verletzung des Stapelrechta der 
Pariser Hansa durchfahren will (II. 3). 

**•) Das zu Wasser eingeführte Qetrride und andere Lebensmittel zahlen 
•,s d. rivsge iOr die Last: n. 4 § a ^ Bofleau H 10 psss. aber, wo das tonlisu g»> 
schildert ist, wird zunächst IcdiKlii^i \on dem Falle gesprochen, dass fi-emde 
Händler o.lor Bauern oinführon, die Einfuhr durch die Bürger M nur berührt in 
bezug auf sein Eigenpewächs. In ersterera Falle i deutlich II. 10 1 und II. 10 12 f.) 
ist nun vom Verkauf auf dem Markte an den Markttagen ausgegangen und wird 
hier Uniliea erhoben; hn zweiten FsUe steht es demBfligwrlM, ammr dem Harkt 
zu yerkauiSn, und er zahlt Zoll nur, wenn er auf dem Markt veriunft (iL 4 § 8). 
— Der bladier allerdings zahlte von seinen Terkiuftn Zoll; aber er ist in Fsifs 
nl(äit bloss venderes, sondern auch aschsfeeres (L 8 passim), also kein Importeur. 
Auf den bladier aber beziehe ich die Variante in IT. 10 § 12 f., wonach für das 
von einem Bürgwr zu Wat^^or eiiigeführi© Getreide 1 d. für den mui (wie bei 
Wein), von dem von Freuideu eingeführten 4 d. gezahil werden muss; denn es heisat 
vorher: les revendenrs de grain de haHea. Bboiso wird von dem durch Fremde 
eIngefQhrten und in Paris eingelagerten Oetreide beim Verkauf dne AbgatM ge- 
zahlt (TT. 10 § 4). Übersieht man das alles, so fehlt es an Angaben über tonlieu 
von dem Qetrelde, das der BüJiger selber einführt — und zwar wie ee scheint, nach 

12 
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In Rouen tritt die eine Seite des Verhältnisses — die zollfreie Einfulir 
von Waren durch die Flussliändlcr selbst an Markttagen — in An- 
wendung aach anf Ttxtihvaren hervor.'*') 

Mögen im einzelnen die Verhältnisse unklar sein, jedenfalls orgeben 
sich für Wein, Salz und wahrscheinlich auch für die andern Objekte des 
alten von der Hansa betriebenen FlusshandiK. <1ass die Flusshändler — 
später die Bürger überhaupt — diese Objekte inarktzollfrei einnihreii, jeder- 
zeit einlagern und deshalb jederzeit verkaufen koimteu, während die fremden 
Händler an den Markt gebunden sind — m. ii. W.; Der Absatz die ganze 
Woche über, der gewöhnlich ein Üetaiiabsatz sein wird, gehört den hansati. 

Hier hnt nun aber eine weitergebende Kntwicklung stattgehabt, 
l'bcrall da, wo uiidieimische Gowerbtreibende an den ^farkttagen den 
Markt besuchen müssen, aber ausserhalb der Marktaseit in iiirer Betnebs- 
stätUi haiidelü können, bedeutet dies nichts anderes, als dass sie ausser- 
halb dei- Marktzeit das Recht des Detailhandels haben, wahrend dieseh 
Recht den Fremden überliauj)t fehlt; nn'lgliih, fi.iss der Fremde sogar während 
des Marktes selber ledi^'lirh auf den (ilrossliandel beschränkt ist Es wird 
diese« Verhältnis in den (Quellen mehrfach ausdrücklich betont^^') 

dar Variante zu n 10 S 18 zu Waanr — und veikauft: Bein tigenes Produkt aber 
ist zoUfriBi und kann jedeneit verkaufb werden. Nach «iner apftteni Quelle end* 

lieh hat es fast den Anschein, als ob wieder nur die bourgeois de Paris inbezug auf 
Oetroidc tlas Kinla^orunpsrecht i^'ohabt hfUton fOnl XT S. 49 § 5. 1419); es wird 
ihnen Jet^t aus «trumitin der Teuei ungüpolitik genouiiuen. All das rnacht wieder 
eine zollfreie Einfuhr durch die Seinehändler, später die Bürger wabrscheinUch. — 
Für das Solz ist nodi im 15. JabAundeit deutlidi, daaa daa nach Paria efngef&farte 
Salz im allgemeinen nadi der Saunerie gelnacht werden muae, dam aber der 
uiarchand oder bourgeois de Paris es auch ZU Haus lagern kann (Ord X S. 295 § 806>. 

Ctu ruel I. S. 245. ll'O item nuUus civium Rothomnpi dabit consuotudinem 
de parraentaiia ad feria vel ad forum eundü vel redeundo per Soiiuanam. 

Boileau 1 59 § 4. Fremdo Leinenhiindlor durföu auch auf dem Markt nicht 
im detaU verkaufen. - Hdt m S. 147 § 14— § 2i, s. 156 § 6 (1362, 1407). Fremde 
drapiere können im DetaU nur an einem bestimmten Platz in der Holle verkaufen 
wfthrend die drapiets de la conflstrie das Be<M BeteU?erkanlk aueh in 
ihrer Wohnung haben. — Ord V S. 678 § 1, 1373. S. Jean d'Angely: ob.Ko.lOO.— 
Ord XJC S. nr>7. 1472. Bordeaux: avum ordenat - que a nulli — no sia ponnos de 
vendro au la piussbnt ciutat - aucuna marchandisa meicoria en menut ne eu 
detail, si no que sia borgues, mois que siau Ungudz de vendre lours deytas mar- 
chandizaa en gros et aase aota la pena de 65 sonts. 



Digitized by Google 



B»xm und Hadwimitt Im noidlkaiiiOBlBalieii fiAcht 



179 



Ja da und dort ist daa lieclit der Fremden, am Stadtbaudel teil- 
zuuelimen, lediglich aut dea Jahrmarkt beschränkte^) 



niorhor die freilich spSte Stelle m WA TT S. 2m § H. 1567 für die Pariser 
inorciers: Et sera deffeiidu au\ foralns et aux autres )n>urgoois de vendre, synon 
au temps ordinaire dos foires qui sout Celles <16 ö. Denys, Saint Oormain et du 
Landy. — Dagegen sehemt gegerbtes Leder hwetÜtM im 14. Jahrhondert in Paris nur 
von den Farifler Lederem verkauft werden zu k(Snnen anaser auf den groaaen 
Jalmuärkten (Höt m & 810 f. § 11, § 15. 1845). - Besonders Inteneeant: ist eine 
Nachricht aus Chartres (Ord V S. 272. 1364): Fremde Lederhändler dürfen Leder 
nur auf den vier Jahrmärkten vorkaufon (Verkauf von Lo ier unter 12 den. also 
das was etwa ein Bauer - nicht der Hilndler — hereinbnngt ist froiin gv l en i; 
sonst nur die tannours der Stadt; dass hier eine ältere Exklusive vorliegt, zeigL 
wohl Ord TH. B. SM. 1265, wonach die tatmeurs von Cbartres auch allein das Becbt 
haben, den Hehsgem Hftute abzukaufian. — Hierher gebort dann auch ab der Uteste 
Belet' der Zolltarif von Bourges (Raynal histoire du Berry II S. 584 Anfimg des 
12 Jahrhimderts). Besprochen ist hier der Zoll von Fischen - von Vieh — von 
WacliH - von Wolle — von Leder — von Wein: also von fast allen Objekten des 
frühmjttelalterljchon (^rosshandels. Nur Bürger oder Stadlbewohner erscheinen als 
HliMUer bd Fischen — bei Tleh — bti Leder — bei Wein (quknunque de villa su 
lesen, nicht quicumque — de yilla pw onmea portas, was eprachlidi unmöglich). 
Lediglich bei Wachs und wohl auch Wolle werden fremde IStaäi» genannt. Da> 
bei wird dann wiederholt davon geredet, dass die Hftndler die Objekte answiirta 
anfpekanft haben oder von ausv-ftrts bringen: so bei Fischen, bei ^Va^ll^i, bei 
Wolle, bei l.f Mei ; nnd man wird deshalb das gleiche wohl auch boj d»!ii andern 
Objekten vermulön diultin. Allürtogs spricht dann der i'anf im weiteren einmal, 
bd Vieh davon, dass <Ue Ware wieder ausgeführt wird; bei liist allen andern 
Waren kann das nicht angenommen werden; so deutlich wegen der mlna bei 
Fischen, dem afforra ad vendendutu bei Wachs, Wulle, Leder. Zw- ifelhaft 
bleibt die Sache bei W'vlu. K« ist also urkuniüich sicher, dass die liloluv.ahl der 
Waren lediglich von auswariö gebracht wird; dass sie nur perado zum Markte 
eingebracht würden, ist nicht gesagt. Es ist femer sicher, da.s3 es sich bei der 
y^hryahi der Waren um efaien Verkauf an Oit und Stelle handelt, während bei 
dem Vieh eto Ausftihrsoll ta Betracht kommt — Eberstadt G. W. S. 80 N. 1 hat 
in einer Erwiderung, über deren ungehörige F(ttm ich kein Wort weiter verlieren 
will, diese in Abh. f. Maurer S. 401 vortretene Auffassung bestritton und 
meint, es fTindo n-rh nie oino Abgabe von der Ausfuhr; „Einheimische Stadtbürger, 
die Vieh gelcauf; linben und es zum Verkauf nach ausserhalb verschicken, zahlen 
eine Abgal»«. Nirgonds findet sich alsdann in dem nur wonige Zeilen umfassenden 
Tatif auch nur ein Wort darQber, dass die obenerwähnten ?richtigen Handelsgüter 
nicht von Fremden ehigebracht, sondern von stftdtiachen Bürgern auswärts auf- 

18» 
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Die Einhaltung dor BescliräukuDgen aber, die steh »us dem bis- 
herigen für den Handel «geben, ist durch den Bann ▼on 60 (65) 8ol. 
gedeckt'20) 

y. Wodurch wurdeu nun aber die Flnssbändler, dann die andern 
handelnden Gewcrl)troi})oii(lon vom Marktzwang entbunden und crUagten 
80 das Recht des frtien H;indels während der ganzen Woche? 

1. Ist wirklich die Zollpflicht der Anlass des Marktzwangs, so wird 
der Handel der Bürger ausserhalb des Marktes in einer Zollfreiheit 
der Bürger smne Wurzeln haben, die freilich «et hinterher eintrat» so dass 
die Verpflichtung, während der Markttage auf dem Markte zu TeikaufeDy 
nicht mehr aufgehoben und nur die fVeibeit auch des Verkauft ausser 
der Marktzeit gewahrt wurde. 

Dabei findet sich zweimal eine freilich nicht sehr deuflidie Beziehung 
dieser bürgerlichen Zollfreiheit auf den Flusshandel.''") 

SL Andere Male dagegen wird die Zollireiheit im Pariser Becht auf 

gekauft rnnden.* Offentar hat E. von der Urkunde nur den auf den Vlehhandel 

besfigUchen Passus gelesen. 

"^•j Mot I S. 19 TX § 1 N. 9»^ 60 sol. Das Hecht von Bordeaux N. I2f); Ord XX 
S. 7 § 10. 14ö6 Anger» : J,t'<ioror worrton mi» HO sol pestrnft, dio an Markttagen 
anderswo als m der Hallu rohe liaute kamen ivgl. auch Ord XXI S. 2üU unt. 149i> 
Orleaii% wo 60 soL Terh&ngt wird, wenn In den HaDen tot der Untersuchung ver- 
kauft wird.) 

"*) Gans aUg. Ord 1 8.740. 1930 Italienern wurden bisher burgesiao v erlieh on, 
um sio von der ümsatzsteupr zn befreien fcf. Ord XIV S. 30 § 15). - Für Wein 
besasHon die Pariser Bürger nacli bisherigem Iftnpst die Froüioit vom Marktzoll; 
für das Salz ist dasselbe zu vermuten, weil sie auch hier das freie Einlagenmgsrecht 
besassen, und ausserdem war der Kauf von Salzftsaera durch Pariser Bärger 
genau so sollfrei wie der Verkauf von Weinfaassni und GetreMoftssom (Bollsau 
n. 11 § 18). Das Usst auf eine durchgängige Oleldihelt der drei Produkte Im 
Stouerrecht schliessen. 

'*•) Per conduit frifR den Pariser nicht; das ist die Schutzabgabe für den zu 
Land durchlahienden fremden Kaufmann. Dagegen zahlt der i'arisor Kaufinann 
das rouage (Boileau Ii. 6 § 1) und das peage de petit pont (I. 2 § 3), wenn er die 
Bracke passiert; er Ut aber stouetfrei, wenn er die Brücke nicht pasderb: als 
mOgJiehe Einfiduwege ^d nur petit pont oder das Waaser gedacht QL § 41), 
nicht die nördUchen Thore, wie dann auch nirgends von ebier Torabgabe bei Boileau 
die Rede ist. So führt da.s auf Ai'i:iii>enfrenu it für das, was die Pariser nx Wasser 
einführen. — Dann ii^t get^. igt, das« von Frachten, dir zu Wasser importiert worden, 
der Käufer oder Verkäufer, der Pariser ist, Iceinen VerkaufszoU zu zahlen hat (II, 22 § 5). 
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fiezahluDg eines Iiaubium xtirfickgeflihn> und damit tritt eine neue un- 
sichere Grösse in die üntersudiong «on.t*s) 

Sprachlich liegen die Vexfamtnisse folgendermattea Daa ürsprimg- 
licb bezeugte ist sowohl in Paris wie SenUs^) hasbannas. Dann 
tritt haulHUit sut — Halbaanus kämmt in Paris erst 1222 vor; in 
einer Urlainde für Bourges steht halbannua allerdbgs schon 1145; allein 
da die Urkunde aus den Begistem IliUipp Augusts stammt, geht 
auch dieser Beleg als originaler erst in den An&ng des 13. Jahrhunderts 
mrtlck.»») 

Reclitlich kommen zunächst die Belege uns »Seulis in Betracht. Hitir 
ist der liu^ibaiiuub sicher euie Abgabe, welche der prepositus dejs Königs von 
den auf dem Markte verkaufenden mercatores mid nur von ihnen erhebt. '^'■•) — 
Viel zahlreicher, aber schwer zu deuten sind die Nachrichten aus Paris.iä') 



Müiiio frühoron Ausfüliriuij^on sind von Eberstaiit 8. 70 f. in Hohr stflr- 
miscber Weis© besttitton worden. Kr meint, ich hab« die Urkunden nicht berück- 
iichtigt. m WirkUdikait sind in der frObereu Darstellung alle vorhandenen Be- 
lege genau so wie In der gegenvrftrtigea Darstellung verwendet, und gerade K's 
BeweiserfQlmuig acheitert daran, dasB er einseitig den Beleg für Bourgea drückt, 
die I>f'lep:o fnr F^eiilis übergeht und fflr Pnris nicht sioht, dass die urspräng 
licho Form hasbrinus ist. S'o kommt or dazu, dio ulto Auffassung von Ducange 
aufrecht zu erhalten, diu zweifellos aufgegeben werdoii muss. Denn mag man 
über die folgenden Ausführungen denken wie man will, eine Händlerabgabe ist 
der haubann sidier (v{^. Ffrene in revue historique 71. S. 866). <— Daas in Oriesna 
der haubann vorkonunt, teUt bekanntlich Ducange mit» und mir ist das wegen der 
Bginl-^ing der Loirekaufloute innerlich wohl denkbar. Irgend ein Beleg dafür ist 
aber, so viel ich weiss, aus don dürfuK'on Quellen von Orleans nicht erbracht 

Cart. de Paris m. 1110; Kiö. 1114; 281. 1140. 

Gall. Christ X col. 428. 112»; 444. 1190- 

Cart. de Notredame de Paris I S. 128. 1222. — Orxi I S. 10 § 6. 

Oal! Christ X art. 428. 1129 confirmamus quod hospites iam dict© occlesiae 
qui mercatüre.*ä sunt et in foro nosiro opera venalia exercent, hasbatmum quod 
caeteri mercatores pracposito nostro persolvaiu ipsi ecclosiae persolvant; GalL 
Chr. X. 444. 1190; Flanunermont Senlis B. 178. 180a 

'^^ Meine AuafQhrung in GermanJatische Abhandlungen IQr Eoorad v. ICaurer 
S. 400. Oer keinen Auibchluss Ober die Bedeutung des haabannua gibt OarL de 
Paris IM: ein Airaus und die dazu gehörigen Bficker hVBnXk von tallia, equitatio, 
haebannua, exactio, ^poäti: wie hier mit aller Deutlidikeit auageeprocheo aein 
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Hier evgibt sieh folg^ides: die Oeweilie, velcbe jühriich haubann zu 
uhlen haben, ^ind im ganzen identUcb mit den Geweiben, in denen 
das Geweiberecht einmal yom Konig erkauft wird.***) Lediglidi für das 

»oll, wüä ilaa Haubaim ursprünglich gewesen iBt, uamiicn ein „persuuliciiui Dienst" 
(Ebentadt)» ist mir mebr als imyaratandlich. 

Ebentadft Q. W. S. 88 N. 8 beaizeltflt das und iMhauptet mit iMBug auf 
Eberstadt magtoterfum und fratemitas S 15 N. 3 die letztem mm\ an Zahl 24, während 
dio orstom nur 14 soien. Zu dem Beeultat kommt nun aber Eberstadt nur durch 
eine unzutreirondo Ziihlunp. 

Zum Amt des fevres (marichax, greitiers, hiaumiers, veilliers, grossiers) 
gebärt auch das der serreuriers und couteliers, der in EL Boileau 1. 15 g 10 
«InfiMsh als IfitgUed Jenes metler eracbelht und darnach (I. 15 § 7) offenbar hau» 
bann mit safalen muaste. Daraaindert nidits^ wenn In 1. 17 und 1. 18 wieder die 
aeneuriere und couteliers noch einmal als besondere Zünfte mit acbat de meUer 
angeführt wenlon. Damit schmelzen 3 Oowcrbo boi ElK>rsfA(U in mnm zusammen. — 

Ebenso ist es mit dem Ledergewerbe. In der Liste Eberstadts zählen dazu 
taneurs — sueurs — Boursiers — megissiers — baudroyers — cordonniera — 
eelliers, wenn sie ooidouan verarbeiten — aavetlers — aavetoniers, also 9 Gewerbe, 
alle mit aehat de mettor. Nun ist es achon aus der Urkunde von 1160 (Cart de 
Paris 417) klar, dass jedenialls die tuiator^, baudrei, sutoree, me^mci, bursiad 
in einen Verband peliöron und dass das dor Vorband der tanatores ist; denn das 
magistüriuin wird als ma^isteriiim der tanatores tiozoichnot. Weiter gehören nach 
Et. Boileau IJ. 8 § 2ü zu den taneurs auch die »avetier wie die surre und baud- 
n^er und das gilt darm natürlich auch für die savetonniers, die nur eine Unter* 
art der saretinrs Bind. — Die cordouaniers aber gehflren nach einem interessanten 
Zuaata in L 84. 81 £ zu den aueun (waa man (dmedies danken könnte) und aahlen 
deshalb haubann Oes cordouanuers de Faifa dolvent et paient chaaeun an, au Roy 
ponr le hau bann, III. s. de Parisis a cause de ce qu'llz sont sueurs et euvrent 
tio suerie, c'est asHavoir de vache et de veau). Das gleiche muss dann für 
die seiiiers gelten, die Corduan vorarbeiten — und nur diese (Et. Bouüeau II. 8 § 18) 
sbid pfliehtig sum acbat de mdtier. — Kan sieifat hier sehr deutlidi. wie für die 
vom Hauptgewerbe abgespalteten Nebangewerbe wie der adiat de mutier so auch 
der haubann fiastgehalten wird, die Erwähnung dieser Thatsache im Uwe des 
mif^iers aber eine zufällige M. Stammgewerbe ist das der tanatores und dieses 
ist pfliehtig zum haubann ai. 8 g 7, § 8) 

Weiter unterscheidet Eborsiadt als bosoudorü J\ia.^oii regratiers do pain, regra- 
tiers de sei (sauniers), poullailliers. poissoniers do mer, poissoniers de l'eau douce. 
Kun zeigt sieh aber (Et.BoaeauI.iS9*daBsdeijsn^wdcberdieregrateEiedepain 
kauftt handshi darf mit Mseiflsdisn, Salz, FrOditsn und Jsder Art von Spesersisn; 
der rogratier de fruit aber darf nach D. 8 § 19 mit Saht, mit ^foor imd Fluss- 
fischen [damit stimmt, dass nach d. Oxd K<Uug Jobauns von 1851 IX. g 1 QiAt L 
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Bekleidungsgewerbe treffen beiticm Riilu n nidit /usammen. Eines- 
teils zahlen Fäilx r uikI Walker "8) haubann ohne achat du nit'tier; bei 
den fripiers aber ist es uiögHch, dass jemand lediglich haubaiinier ist, 
ohne „fripier" zu sein, d. h. ohne vom Kr, nig das mMier gekauft zu 
haben niul uingckphrt*^") — Endlich gilt für die Wolle inseber, zu deren 
metier auch wn-U die draperie gehört,"') zwjir Gewerbekauf,'*^) aber die 
Leute geben keiuiii haubann. — Im allgemeinen wird der haubanu 
mit dem mutier verbunden; aber es kommt vor, dass er durcli kouigüche 
Gnade auch solchen beigelegt wird, die nicht zu einem metit'r geliörcn; '■*♦) 
hierher wird « s dann auch zählen, wenn Bewohner in den Pariser Vor- 
städten als hauhaimiers aulgeuonuneu sein können. — Was ist nun die 
Wirkung des haubann? 

8. U) FluBsfladie in den Baden der Saunerie yerkAuft weiden; dann Vit I GL 4B2 g 2 

poissoniers et regratiers de poisaon), Oetlügol [Ht. Boileau I. 10 § 12, IL 22 § 10. 
Oni Tean II. XI. § poullaiiliors ot rcpratior-' liamlLln. wälireml nach 1. 9 § 3 den 
regratiers de pam der Handel mit Flusaüschön eulüogen ist. Man siühl hier sehr 
deutlich, dass lias titammgeworbo das des rugratior de pain und des selier ist, 
daraus haben sich alle Arten des Lebenamittelbandela entwickelt. Sind mm sehen 
und regratlen de pain pflichtig zu haubann, ao daa genau ao fOr die a1»> 
geapalteten Gewerbe. 

Plussflscher zahlen haubann II. 8 § 5; an der königlichen Verleihung d^ 
G^ewerberecht•3 ist aber hier kein Zweifel (Eberstadt maL'istonum S. 100 f.). — 

Die tapisbiers de tapi.s nostre erscheinen II. 8. 18 als suiche mit achat du roy, 
nach I. 52 § 1 aber als solche, die ohne kunigliche Verleihung das Gewerbe beginnen 
können. — Faaae idi alles zusammen, so ist meine AnftteUuog (AUi. fOr Uanier 
8. 400 f.) zutraflbnd; lediglich daa Ist dort au Terbeesem, dasa idi damals dla Zu« 
gGllürifTkeit der Geflögelhftndler zu den regratiurs und seliers, der f-(lliers und 
cft'l amiers zu dem grossen Verbände der tanatoros nicht erkannt und desshalb 
<las riclitigo ReiTiultat mit unzutreffenden Belegen beyruadtft hab'v — l"'hri<?en8 
wird auch eine unbefang-'ne Lektüre von BoUeau II. Ö zu dem Ergebnis kommen, 
dasH nach Boileau achat de mestier und haubann susammentrifR. — 

'*0 Boileau m 8 § 11; L 54 § 8. 

n Boileau I. 79 % 25-27 mUi L 76 t 1. 

«•) Ob. N. 6. 

BoUedn I. 60 ft 1. 

Ober die Stellung der Seidenweber, briUiera de fl], chauaaieni: Eberatadt 
magiaterium und fratemitaa S. 14 f. 
'««) Boileau 1. 1 § 10, n. 8 § 17. 
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Boileau geht allgemein und in wiederholten Einzelanwendungen 
davon aus, dass der haubann eine im Detail nicht abgegrenzte Zollfrei- 
heit gibt und zwar nicht nur rora Marktzoll, sondern auch vom rivage.'**^ 
Auch da. wo nicht ausdrückUcli haubann und Zollfreiheit in Verbindung 
gebracht wird, zeigt sich doch, dass der haubannier zollfrei ist, während 
die kloine jährliche Gewerbesteuer dadurch nicht beseitigt v-urde. '"'•) 
Allein in einem Falle versagt der Gesichtspunkt: der haubannier, der 
Kleider- und Pelzhändler fripier ist, aber nicht zum mutier gehört, verkauft 
gegen tonheu;"') die spätem Quellen aber heben hier hervor, dass das 
volle Gewerberecht, die Befugnis, zu jeder Zeit und auch im Detail zu 
verkaufen, in diesem Fall gerade an den haubann geknüpft ist'"^i 
Ein anderes Mal ist dagegen die Befugnis, Produkte eines bestimmten 
Gewerbes zum Zwecke dos Wiederverkaufs zu kaufen — also der 
Handelskauf — , durrh das achater le mestier du roy bedingt'''-') — 
In einzelnen Gewerben zeigt sich, dass kein Zwang besteht, hau- 
bannier zu werden, so dass im selbeu Gewerbe haubanniers und solche 
die es nicht smd, neben einander stehen.^^^) — £in Teilrecht haben die 

•«} Boüeau L 1. § 7, § 11; L 88 § 14; U. 6 § 11; U. 1 23 § 4, § 8 mit 12 §6; 
n. 80 § 6, § 7, § 17. - vgl «neb (M HI S. S59 § 1. § 4. 1188 ZoUfMbe«; der 
Pariser Ketsger bef fluren Einkaufen und glflldmltig baubentum. 

>'«) BoUeau L 9 § 8, § 9; 1. 10 § 2; L 16 18; 1. 51§7; L 76^28; L 77 (2; 1 76 

§ 39; I, 83 § 12; T, 84 § 13^§ 15; I. 85 § 6; I. 88 § l4-§ 16; 1. 100 § 14. - Über die 
Oewerboabgabon V. (1. I. S. 329 f, — Hierher auch cart. do Notredame de Paris I 
S. 123, wo sich der Bischof von Taris gegen diö Erstreckung des haabaonus oilenbar 
wegen aeines ZoUrechts wehrt. Eberstadt S. 83. N. 2 niumit an, dass das forinsed 
dar UifcundA eich nicht auf die auawart^en Onmdholdfln des naohefe, sondern auf 
aBe fminead benehew Man die Geiwerbetreibenden in den Pariier Immonitlten 
wurden wiederholt als forains behandelt (Boileau I. 1 § 8, § 5, § 19; II. 6 § 12) und 
so ist jedenfalls auch die Deutung, die ich übrigane nur als VermutUDg hin^^l^fl^ 
möglich. Die Differenz ist oline Bedeutung. 
Boüeau L 76 § 27. 

lUt in a. 871 § 5. 1860. Iteon, qua nul ne pouna eelm pelletier ne vendre 
(^>eliefceria a deetail en la Tille da Farta ne lUra ouTfer pelleterie queloMique, aeü 
nest haultbanier (Bmiem I. 76 ist peleterie und ftiperie Terhunden). — in S. 426 
1441) § 4, § 13. La vertu du bautban est teile, qua on ne leur peut deffendre la 

Tmdicion et achötor, ouvrer ne fiure ouvxar. 
•♦•0 ßoüuau I. 78 § 19. 
»•) L 1 g 57; 1. 76 § 26. 
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haubanniers, die nicht einem mestier angehöreOf nidit und unteriiegon 
auch keinem. <^<) — Endlich ist es von Bedeutung, daes der haubann ui> 
sprOiiglich in Wein gezahlt wird.' -' 

Während die Angaben für Paris denen in Senlis ähnlich sind, 
bietet eine Notiz für Bourges etwas vollständig Neues. »•'•3) Kür sich allein 
betrachtet, lehrt die Stelle zweifellos, dass es sich bei dem hasbannos um 
ein wirklich durch die Behörde fcstgesetartes Gebot handelt Weiter er- 
gibt sich, dass dieses Gebot den Bauern nachtcihg war, weil sie da- 
duirii negocia amittunt. Endlich mnss das Gebot irgend welche Reflcx- 
wirkung auf die Stadt gehabt haben, denn es wird erlassen mit Beirat 
der Bürger. Die Personen, von denen das (Tihot ausgeht, sind prcpositus 
und vigerius, letzterer ein Beamter des öffentlichen Rechts. Das und nicht 
mehr ergibt die Urkunde mit Sicherheit. Vor allem lässt sich kdn Tei> 
lässiger Schluss auf den Inhalt des Gebots /iehcn: das amittore negocia 
ist eher mit „Absatz verUcren" zu übersetzen; allein eine Sicherheit 
gibt hier das unbestimmt« Sprachgesicht nicht. Aber das ist allerdingiB 
gewiss, dass gar nichts auf eine Fröhnd hinweist 

So deutlich für fripiers I. 76 § 27 mit § 29. - Bei den Bäckern ist dor 
baubaimier gegen das TeUreoht der Bäcker, die nicht haubanniers sind, geschützt, 
aber nicht umgekehrt: hier ist aber die Tomussetsung die, dass auch der hau- 
bannier dem mötier angehörte. 

Ord m 8. 259 $ 4. 1192; Boikau L 1. S 8: n. 6 | 15. 

*^ Ord I S. 10 § 5, 1145: prepositus autom atquo vigsnus quotiescumque 
vo!obAnt halbannum siibmonebant et villanas seso redimere coercebant; de quo 
quotiuo praeceptum ab ip.so est. ut iiia rodomptio halbaimi romaiioat ot halbannum 
tor üi anno fiat, termino cumpetente; sine omni redemptione rustici sua negotia 
amittant et hoc conaüio bonorum virorum ipsius dTitatis. 

*■*) So abid in Ord XI S. 194. 1146 Toumus (also nicht sehr weit mg): bIt» 
de fratrum negotiis, sive de su»: die negotia dio Handelsgeschäfte und das ist 
ja doch auch die Normalbodoutimg in der spätem Sprache j,'obliobon. - Eborpf-idts 
Übersetzung von no^ocia amittore S. 80 N. 1. a. E. nidit mit „vorlioren'' son- 
dorn mit „im Stich lassen" ist offenbar dadurch veranla.s.st, dass er — sprachlich 
unmüglich - das negotia auiittent als Imperativsatz von balbauniuu abliängig sein 
Uast — Amittere heisst aber eben einmal verlieren. - In der spfttem Fassung 
(Ord I 8. 49 § 5) heisst es ne rusUci — amittant: mOgllch, dase das auch in der 
ersten Urkunde zu er^'änzen ist. 

"») Das ist nach Eberstadt der „klaie Inhalt der Urkunden". Dor Sar-h ver- 
halt ist folgender: Nach der Stelle über den halbannus folgt: § 6 de bobus acutem, 
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Die Nachrichten der Urkunde ?(m Bonrges erhdten erst Licht» 
wenn man sie mit den andern Belegen zusammenstellt Da ergibt sich 
dann zunächst, dass hasbannus ein wirklicher ausdrücklicher Befehl ist. 
Die Bauern verlieren durch ihn ihre negocia und zableu deshalb etwas 
zur Abwebning dieses Befehls. — In Senlis aber zahlen die mercatores has- 
baumiS) welt^e den Markt besuclieu. Schon das macht die Auslegimg 
vollkommen unmöglich, dass o-; sich um eine Fröhnd handelt. Denn 
wenn man an eine Fröhnd auch der städtischen Bevölkerung dächte, »o 
wäre CS ebenso unbelegt als innerlich unverständlich, wenn gerade die 
RIarkthäudler und nur sie dadurch betroften sein sollten. — Die Quellen von 
Paris aber sseigen, dass der hanbann dorchweg Vorteile für den Zahlenden 

in quibus mastivas accopimus statutum ab ipso est, nt quicumqiie Hovem post 
fest um sancti Michaelis arcpperit iisqne in sequentes mossos, mo-siivam ntiUa- 
tenus reüdat - § 7 per iiuniui itaque tiimissionem pravarum lonsuetudinum, 
omnea villani consuetcuUnaifl, qui per ae sunt et fmiHam tanant caitallum 
uniim fhimenti Begiae maieetaU amraatim persolTere flrmararunt; pro dtaniaakme 
veio quanrorum da unoqnoque bove raaticorum conaaetndüiariorum quartallum 
similitor nunc frumonti et de imoquoque rustico consuetudinario ordei unam minam. 
Do fussoribus (richtig I'b S. 79. n. 2.) autem riuartillum unum quod servientes 
habere soiebant. § 8 porro de bis mastivis praeceptum est ut ad justam minams 
praefactae civitatis reddantur. - Hier ist nun deutlich (§ 7), dass zunächst die Bauern 
fOr die Tocanagetaenden pravae eoDauetudinss JStailleh ein Viertel Getreide sahlen 
mOsaen auf jeden Ochaen^dan ide haben; die vorausgehMiden acUschtenflewolmhaiten 
sind das wiUkflrllche submonere hasbannum und dann vielleicht die mestiva wegen 
solcher Tiere, die erst nach der Kriito eiwiniioii sind. Aussortlem aber wird auch 
dio Wagenfrohndo abgelöst und zwai' ho, dass der steu' rptlicliüge für jeden Ochsen 
wieder ein Viertel Getreide, dann noch Gerste zahlt — Beide Getreideleistungen sind 
nadi§8 mastiTae. - Nach § 1 aber haben preposftua imd vigerii auch In der 8tadt 
(aeptena — ein IQr Bomkes oft vorkonunender Ausdruck) gnuuUoa mestiTa und 
hospida verlangt. Mestiva ist eine Abgabe, welche vom Getreide oder Wein (die 
(Belege bei Ducange s, v. mestiva), mid zwar hter nach der Zahl der Ochsen vom 
Pflichtigen Bauer ; nIe;.stot wird (so richtig gegen mich Eberatadt S. 75 N. i). - Es 
ist also in Bourges wie ufl in Frankreirh — ich erinnere nur an «las nuruiän- 
nische mouotagiiun ~ irgend eine druckende obrigkeitliche Anordnung durch eine 
Grundsteuer abgelöst. Aliein es ist weiter deutlich, daas die VerpfUciitung lu den 
Cani etwas ganz anderes ist, als die vorher berührten pravae consustudinea. 
Damit fallen dann alle weiteren Schlflsse weg. Wie Eberstedt da behaupten 
mag, die Dotinition Btu ange's halbannuB ~ submoniUo atl opuras, sei wOrtUch. 
dem Texte der Urkunde von Bourges entnommen, verstehe ich nicht 
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nach sich zioht: einesteils ist eine nicht deutlich begreoKteZollfreibeit als Folge 
hervorgehoben, andern lal (l;jgegen wird das vollkommen nnltegnMizte Recht 
zu handeln betont, wiewohl Zoll gczalilt werden niuss. Dieses unbegrenzte 
Becht zu handeln aber tritt, wie die bisherige Untersuchung ergibt, fiif 
die ÄfiUise der städtischen Gewerbeti'eibenden auf: zwar sind sie noch 
verpflichtet den Markt zu besuchen, aber sie haben das Recht des Handels, 
wesentlich des Detailhandels auch ausser der Marktzeit. Man wird alao 
das allen Fällen des Pariser haubann Genieinsame in der Gewähmng 
eines seitlich unbegrenzten Handelsrechts zu suchen haben. Dazu k>ninnt 
man auch durch die andere Überlegung, dass die Zollfreiiieit als 
solche nicht durch einen Bann geschaffen sein kann — das ist eine juri- 
stische Unniöglichkeit; duss flu ZuUfreiheit durch den haubann gcschatVen 
wurde, ist dann nur eine spätere Kombination. Die Abgabe aber ist die 
Vergütung für die Gewährung des unbegrenzten Handelsrecht. — Niinn»t 
man dann aber diese Resultate zusammen, mit dem Recht von Bourg(*s. so 
ist klar, dass diese Freiheit im Detailhandel eine Benachteiligung der Land- 
bevölkerung ist. Denn in Paris und anderwärts ents|tricht die Bclugnis 
der städtisciten (Tinvcrbticibciideu, auch in der Woche zu handeln, einer 
Gebundenheit dn aus\v;ii tilgen an die Zeit des Wnclienniarkts. Ander- 
wärts'^'-) aber und gerade in liourges lässt sich i ikcunon. wie die Frem- 
den überiiaupt von jedem Absatz ;»usvcr vicllnirht aul dem .lalirmarkt 
ausgeschlossen sind. Den kleiuni I jrlit iismitti Ihandi l , iln- ni<:ht unter 
den Marktzw.'uii^ füllt, wird man daln'i ii:itiiilirli ;iii-in'Iiiiii'n rmls^oii. ■ - 
Von da ergibt sich d.-^nn mit Notweadigkcit dci- Inhalt des l)r]i<ifdli(!icn 
Gebots: verboten wcKh n die negocia ^vidiicüd ^'owi^st-r Zeil — unter (ier 
Woche oder unter dem Jahr — ausser tiir hrstinmife Gcwerbf, welche 
datür eine Abgabe? zaiden. Tfisnweit ist Anun der habbanuus nicht.-» anderes 
als die Festhaltung d> ^ 1 1 iiiiisclicn Maikt/wungs; die Festicdtnng aber 
ertblgt durch ein au.'idi rn Ivlu he>i Gebot, un»l dadurch miiiuU t ihmn da-, 
Institut in die altgermanische Ordnung des Absatzes durch J»et'ulil des 
\ <ilkbbeaiut( u, vvtlche in fränkisiheu Gegeuden genau so gut sich findet, 
als im üordgermauischeu Recht. '*^} 

'M) N. 126, N. 127. 

In der spatem Faswimg clor Urkunde lür l^om-ges ist einfach von banni, 
nicht von liasbannus gosprocUun (Ord 1 S. 49 § 5). Übor baunu.s dd rebus vonalibus 
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Es ist ein starker Beweis für die Riclitigkcit des Bisherigeu, dass 
die gl< iclic Suche in Deutscliland als Bannmeile auftritt, die auch hier 
ausdrücklich gesetzt wird,'^') und es mag hierher gehören, wenn in 
Langres einesteils die hansa er^vähnt ist, audemteils aber von einem 
mettre la bannie oa fiuaige de Lengres die Bede ist.>''^) 

Die Freiheit vom Marktzwang ist nun aber in Paris zuerst auf die 
Objekte des Flusshandelsund daher der Pariser Hansa angewendet"^ ) — Ist 
der hasbannus ein Gebot zu Gunsten der Bttrger, die jederzeit ihre Ware 
absetzen können, so ist es dann zunächst ein Oebot zu Gunstt u der hansai 
und dazu fuhrt auch die sprachliche Erwägung. Nicht nur, dass hasbannus 
die wicderliolt zuerst bezeugte Form ist (ich lege darauf kein entscheidendes 
Gewicht; denn das mag schliesslich Zufall sein), sondern es ist vor allem 
sprachlich sicher, dass in hasbannus das s wurzelhalt sein muss und dass 
sich hasbannus weder aus haubann noch aus halbannus entwickeln konnte. 
Anderseits ist i-s freiUch ebenso gewiss, dass auch halbannus nicht aus 
hasbannus entstehen konnte. Und 80 bleiben zwei Möglichkeiten: viel- 
leicht handelt es sich wirklich um zwei sprachlich getrennte Bezeichnungen 
für ein und das gleiche Ding: dann wäre halbannus wirklich das Gebot, blos 
in den Hallen — zur Marktzeit und am Marktort — zu verkaufen; be- 
denklich scheint mir nur, dass anscheinend die Hallen vielfach erst im 
V2. .Tahrliimdcrt entstanden sind; aus halbannus bildet sich dann leicht 
haubauu. Mriglicherweise ist aher auch haubann vor halbannus dage- 
wesen; haubann selber kann sehr wohl aus hasbannus oder hansbaunus 
entstanden sein, namentlich wenn man an die im Angplsächsischen bezeugte 
Nebenfnnii hrtsa denkt. Aus haubann aber wüi'de dann in der lateinischen 
Urkuiuleiisjjrache vom Anfang des 13. Jalirlninderts vereinzelt halbannus 
gewacht worden sein, etwa nach Analogie vom aubain = albanus, ein 

Genn. Abb. für Maurer S. 401; über das gewerbliche Banm ocbi im Büdgenuanichen 
Becht QbeAaupt V. O. II S. 97 f. — Für das nordgennaniadie Becht ef. Oulapingsi. 
818; FroetupingaL V 48, YU 87; LandsL VII. 14. 

Weiland D. 171 § 5 zaerst zuOllig erwShnt. 

Obu M. 40 mit Ordin S.658 $ 6. 1861. Die dort angegebene ErkUrung 
scheint mir irrig. Das im Text Angedeutete ist natOrlich nur Uöglichkett 

Beiläufig will ich bemerken, iliiss der vom roi des merders eingesetste 

„Ritter" das Recht hat ofliciiim iner'-criü iibique ezercendi (Ducsnge S. v. mer- 
coriusj; auch das gehört in diesen Zusammeobiuig. 
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Wort, dai> (iluu'dies einem verwandten GedunkLukreis augehörto. Ich 
will über die beidt u Mitgliclikeiteu nicht entseheidt u, jedenfalls bleibt als 
eine selbständige Form Imsbamius. Ist aber nachweislich der Inhalt des 
haubnuD zuuucli^t im Recht der hansa anzutreffen, so wird man daiui 
notwendig im hasbannus ein Utbot au die hansu zu sehen haben. "■') 

Der hu.>biiniius ist dann abti auch auf ajiderc Gewerbe ersti'eckt 
wunli-ii. AVu6 wui- da nun die treibende Kraft? Es ist schon crw-ihnt 
wurden, dass die ZoUfrcibeit nicht dtin h hasbannus geschaflen sein kann; 
mid in der Tliat sind die Kk-ider- und Pcl/.häadicr, WL-lchu nidit dem 
nu'tier angehören, ubci hauLunn /.ahlon, zuUptlichtig. Vielmebi- bctzt der has- 
bannus Zollfreie bereits voraus, die er dann eben deswu^en vom Marktzwaug 
eximierte. — Es isst weiter erwidnit worden, dass die Gewerbe mit huubann 
im ganzen zusammenfallen nüt den Gewerben, wo achat le mutier du Roi 
»tattbat. Sprachlich ist die letztere Bezeichnung gewöhnUch neutral und 
könnte ebenso andeuten, dass man vom König das nietier kauft, alB dasB 
man das mutier des Königs kauft; oiu paui* Stollen entscheide aber 
dodi für die erste Auslegung. ■*■-} Das Gewerbe wixd abfr fUr den König 
durch Hofbeamte vtttieheii: es kann sich also nicht allenfalls um eine 
tiewähnmg der Meistersdiaft nach öffentlichem Recht» eondenk mxm sich 
um die Änihahme unter die ministeriales des Königs handeln» welche den 
ministeriales des Bischofs '<^) parallel geht. Von da ab aber folgt Zoll' 
f^iheit für die Aufgraommenen , wie eben jeder, der unter das könig- 
lidie Gesinde tritt» zollfrei ist Die Pflicht» auf dem Marict zu ersoheineo» 



"■') \mH han*- zoigt schon dns hasecher im Tuchorstalul für ValencUmnos 
OVaiilüiö i>ieuvea rt. 2öyj cf. auch angelsächsisch hosa. — EbersU S. S3 N. 2 Mit 
den Sdduss im Text, den ich fteiUch seinerzeit nicht so ausführlich wie jetst ent- 
wickelt habe, für etwas total Unverständliches, und Ich muss noch ünA sein, dass 
w wenigstens gatigst nicht an meiner txmft fides sweifelt 

'■^) Rogolmässi^' ist die Forme) (x. B. Boüeau N.I. 84 § 1): il convieiu .ju'ü 
achate le meatier <Iu Roy: ol lo veiit do par lo roj' monsoigneur Pierre lo chani 
bollan. An h !. 19 g 18 s'il n'arhato le moHtier do! roplonier «iu Roy kann lirisswi: 
das Handwerk <ies ächusters des Königs kauton, oiler vom KOnig das Handwerk 
des Schusters kaufen (die in der Äiu>gabe angegebene Erklärung ist siclier falsch). 
— Aber entscheidend XI 8 § 13 se U n'aebate le mestier du roy ou del comment de 
oeuz, a quez U Roff a, donnö. Ebenso I 78 $ 84 qul ait le mestier acfaatä da Boy. 
Cart. de Ifdtre Dame de Paris & 1222. 
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die jetzt auch durch das Moüt dar GewerbekontroUe und das Auktaons- 
momentf das jedem Markt zu Grande liegt» gehalten irird, föllt freilich 
nicht mehr weg; aber es ergibt mdi nun die H8|^ichkdtf ausserhalb 
des Maiktes zu kaufen. Das Entgelt für dies eiDschneidende Tor- 
recht ist dann der einmaSige Einlundf und eine Jahresleistung — 
6ßt «hauban* — , wie sie ja sdion bei der ältesten Aufnahme unter 
das gewerblidie Konigsgeande angedeutet wird. Möglich ist es 
freilich, dass auch einmal das toiilieu ausdrückUch festgehalten wird, 
wdl dran eine Paiischalienmg gerade schwer möglich ist: so ist es 
in der alten Zeit bei einzelnen Marktsöllen;''''^) so in Paris bei dem 
Zoll für Verkauf von Tuchen gewesen; die Verkau&freiheit tritt 
aber auch hier ein. MögHch ist es femer, dass da und dort ein 
Gewerbe lediglich die Jahresabgalio /ahU, während für den Gcwerhe- 
beginn die ursprüngliche (lewerlxtVeiheit ohne suliat du un'tiei l)oi- 
behalten wird: das gilt fiir die Walker und Färber in Paris. Möglich, 
dass schliesslich auch eiunml kdi^didt die Äbsatzfreiheit an einzelne 
gegen haubann gegeben \nrd, ohne die übrigen Folgen der Zugehörigkeit 
zum königlichen Gesinde: so hci den fripiers haubanniers, die nicht dem 
nietier angehören. Immer aber hat rs die Aufnahme unter das könig- 
liche Gesinde erniögliclit, dnss durch den Maiktbann dem Eintretenden 
das ausschliessliche Recht des freien Verkaufs unter der ganzen Woche 
oder vielloiclit unter dem Jahre eingeräumt wird, wie das ursprünglich 
durch den Marktbann zu Gunsten der hansa geschehen ist 

Nicht in die eigentliche hansa treten dabei in Paris die Gewerbo- 
Ireibenden ein, weil diese besondere Vorrechte für sich bewahrt, sondern 
in andere Zweige des königlichen Hofgesindes. Als Gesinde der Stadt- 
herru werden sie dann aber „Bürger". In Konen und anderwärts werden 
sie dagegen direkt als Glieder der Hansa betrachtet — 

In andern Rechtsgebieten hängt der Eintritt der Einwoluier unter die 
Bürger mit dem Maiktrecht zusammen:'"") die ständig den rf)nductus 
(hansa) des Marktrechts Zahlenden bleiben dauernd im königliciion Gesinde. 
Auch in Fans ist wenigstens zu erkennen, dass der Marktzoll das 



Form. imp. N. 37. 
"») Form. imp. N. 37. 
V. Q. II S. 247 f. 
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Element des conductus enthält. Es ist deshalb möglich, dass in dorn 

haubann fUr sich allein eine Pauschalienmg dieses conductus liegt, der 
die Pariser Einwohner trifft^ und das gewinnt eine gewisse Wahrschein- 
lichkeit, wenn man bedenkt, dass iu Senlis der haubann gerade mit dem 
Markt zusammengebracht wird Dann hätte sich der Eintritt in das 
Gesinde an der Hand des Marktrechts vollaogen wie im Osten auch. 
Die Quellen sind aber viel zu dürftig zn sicheren Schüssen. Möglich 
auch — und der achat spricht wieder datiir — , dass es sich um einen 
Eintritt ohne Aücksicht auf Marktreoht handelt^*^) 

Ml) Dte Beiahlung des bonlleu befielt den Fremden in Paris von der Besahlang 
des ooadttit: Boileau II. 7 »19; n. 7 § 7; n. 18 § 18; H. 18 § 13; das läsut rieh doch 

nur so denken, daas der tonlieu auch hier, wie sonst oft, oonduit Ist. 
w) In den V. a. U S. 245-347 geachüderten Fonnen. 
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